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Herrn Juſtizrat Dr. Martin Drucker, Präſidenten des 
Deutſchen Anwaltvereins, zum 6. Oktober 1929 


Hochverehrter Herr Kollege! 
Lieber Freund! 


u Ihrem 60. Geburtstage bringen wir Ihnen unſere wärmſten Glückwünſche dar. — Von Herzen begrüßen 
wir, daß dieſer feſtliche Tag uns Gelegenheit und Anlaß gibt, die Empfindungen unauslöſchlichen Dankes 
für alles das zum Ausdruck zu bringen, was Sie in langen Jahren dem Deutſchen Anwaltverein und der 

Deutſchen Anwaltſchaft gegeben haben. 

Seit mehr als zwei Jahrzehnten haben Sie, obwohl durch reich geſegnete berufliche, wiſſenſchaftliche und literariſche 
Tätigkeit zum Übermaße in Anſpruch genommen, der deutſchen Anwaltſchaft opfervolle und bingebende Unter— 
ſtützung geliehen. Niemals haben Sie ſich dem Rufe der Kollegenſchaſt verſagt. Ihre beſten Kräfte haben Sie 
allezeit ſelbſtlos dem Stande, der Allgemeinheit zur Verfügung geſtellt. 

In ſtolzer und dankbarer Freude gedenken wir heute Ihres unabläſſigen, mannhaften Eintretens für unſeren Stand, 
Ihrer rückhaltloſen und energiſchen Verfechtung der Intereſſen der Anwaltſchaft, Ihres nimmermüden Kampfes 
für Freiheit, Stellung, Anſehen und Wohlfahrt der neuen deutſchen Advokatur, Ihres Eintretens für die Erhaltung 
und Wahrung einer hohen und idealen Berufsauffaſſung. Wir erinnern uns aber nicht zuletzt auch Ihres tief 
innerlichen, aus warmem Herzen ſproſſenden Verſtändniſſes für die Leiden der Geſamtheit und des Einzelnen, Ihres 
tatkräftigen Eingreifens da, wo es galt, Not zu lindern und Sorgen zu bannen. 

So find Sie uns Führer und Vorbild geworden. Und wenn heute, in den Tagen des 50 jährigen Jubiläums der 
Rechtsanwaltsordnung, die deutſche Anwaltſchaft trotz aller bitteren Not der Gegenwart nicht ohne Hoffnung in 
die Zukunft blicken darf, ſo iſt auch dies zum guten Teile Verdienſt Ihrer aufopfernden Bemühungen, die ſtets 
darauf gerichtet waren, die Geiſter zu einigen und die Kräfte zuſammenzuſchließen. Vornehmlich Ihr Werk war 
die Feſtigung des Deutſchen Anwaltvereins in ſeiner neuen Verfaſſung, die uns die Gewähr gibt, daß kommende 
ſchwere Zeiten und Kämpfe eine in Einigkeit verbundene deutſche Anwaltſchaft vorfinden werden. 

Dies alles Ihnen heute zum Ausdruck zu bringen, ift uns freudig erfüllte Pflicht und aufrichtiges Herzensbedürfnis. 
Wir verbinden damit den innigen Wunſch, daß Ihnen auch weiterhin die jugendliche Friſche und Kraft, mit der 
Sie für uns gearbeitet und gekämpft haben, erhalten bleiben möge, und daß wir noch lange Jahre Ihrer ſicheren 
und mitreißenden Führung und Ihrer ſtets bereiten Hilfe uns erfreuen dürfen. 


In Freundſchaft und Verehrung | 
Der Vorſtand des Deutſchen Anmwaltvereins 
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Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der 6. Internationale Hausbeſitzerkongreß in Berlin. 


Von Rechtsanwalt Hans Kohlmann, Dresden. 


Während der Pariſer Weltausſtellung i. J. 1900 tauchte 
zum erſtenmal der Gedanke auf, die Fragen des Grund⸗ und 
Bodenrechtes und des Mietweſens einer internationalen Ver⸗ 
gleichung zu unterziehen. Der Verſuch erwies ſich als ſo 
glücklich, daß am Schluſſe dieſes erſten Kongreſſes in Paris 
eine ſtändige internationale Organiſation des Haus⸗ und 
Grundbeſitzes beſchloſſen und die regelmäßige Abhaltung von 
internationalen Hausbeſitzerkongreſſen ins Auge gefaßt wurde. 

Gleichwohl fand der zweite internationale Hausbeſitzer⸗ 
kongreß erſt i. J. 1912 in Berlin ſtatt. Das erklärt ſich ohne 
weiteres daraus, daß damals wirklich brennende Fragen nicht 
vorlagen, insbeſondere aber die Geſetzgebung der verſchie⸗ 
denen europäiſchen und außereuropäiſchen Länder völlig un⸗ 
abhängig voneinander vor ſich ging und eine internationale 
Beeinfluſſung in den Fragen des Grund- und Bodenrechtes 
und des Mietrechtes kaum zu bemerken war. Aber ſchon die 
zweite Tagung zeigte das charakteriſtiſche Bild der Haus⸗ 
beſitzerkongreſſe der neueren Zeit. Die Hauptreferate lagen 
ſchon damals nicht in den Händen der Intereſſenten, ſondern 
in denen hervorragender Wiſſenſchaftler. Auf dieſem Kongreß 
berichtete über das „Heimſtättenrecht“ der Geh. IR. Prof. 
Dr. Joſeph Kohler, über die „Realkreditfrage und ihre 
beſte Löſung für den Hausbeſitz“ der Direktor des Berliner 
Pfandbriefamtes Dr. Minden und über „Vergleichende 
Wohnungsſtatiſtik“ die Direktoren des Statiſtiſchen Amtes 
der Stadt Berlin und des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes, 
Dr. Silbergleit und Dr. Seibt. 

Dieſe Anlehnung an die Wiſſenſchaft iſt ſeitdem, nament⸗ 
lich im deutſchen Hausbeſitz, leitendes Kennzeichen geblieben. 
Auf den letzten deutſchen Tagungen wurden ja die Referate 
faſt ausſchließlich von Univerſitätsprofeſſoren gehalten, von 
Prof. Dr. Wolf, Halle, Dr. Pes!, Würzburg, D. Dr. 
Dr. Bredt, Marburg, Dr. Horueffer, Gießen, und 
Dr. Prion, Berlin. 

Der Weltkrieg durchbrach, wie überall, fo auch beim 
Hausbeſitz, den internationalen Zuſammenſchluß. Die Deut⸗ 
ſchen ſchieden aus und find erſt 1923 der internationalen. 
Vereinigung, der Union internationale de la Propriété fon- 
ciere bätie, wieder beigetreten. Die Aufgabe der Ver⸗ 
einigung und der Kongreſſe iſt aber durch die Mieterſchutz⸗ 
gefebgebung, die in faſt allen Staaten Europas nach dem 
Weltkrieg, in dem einen Land mehr, in dem anderen Land 
weniger, eingeſetzt hat, eine viel bedeutſamere geworden. Das 
hängt einesteils damit zuſammen, daß die internationalen 
Beziehungen auf allen Gebieten der Wirtſchaft viel enger 
und verwickelter geworden ſind, als dies vor dem Kriege der 
Fall war, anderenteils damit, daß die ſoziale Geſetzgebung 
und demgemäß auch die Mieterſchutzgeſetzgebung des einen 
Landes diejenige der Nachbarländer vielfach maßgebend be⸗ 
einflußt. Geſetzliche Beſtimmungen, die in dem einen Lande 
eingeführt worden ſind und ſich dort bewährt zu haben 
ſcheineu, werden vielfach nach ganz kurzer Zeit im Nachbar⸗ 
land geſetzgeberiſch nachgeahmt: die Vergleichung des Rechtes 
des einen Landes mit dem des anderen, die Prüfung, wie 
weit die Beſchränkung des Privateigentums, wie weit die 
Lockerung der Ausnahmegeſetzgebung gegenüber dem Haus⸗ 
und Grundbeſitz erträglich oder ſchädlich geweſen iſt, iſt damit 
zu einer Hauptaufgabe der Organiſation geworden. 

Demgemäß ſtand auch der internationale Kongreß in 
Berlin, der in der Zeit vom 25. bis 29. Sept. 1929 unter 
dem Zeichen der Rechtsvergleichung, und zwar unter außer⸗ 
ordentlicher Anteilnahme der Grundbeſitzerorganiſationen faſt 
aller europäiſchen Länder (mit Ausnahme Englands, das 
in den Fragen des Grund- und Mietrechtes ja ſtets eine 
Sonderſtellung eingenommen hat) und unter größter Be- 
achtung ſeitens der Wirtſchaftsverbände und Behörden ſtatt⸗ 
gefunden hat. Aber auch die deutſche Anwaltſchaft war durch 
zahlreiche ſachkundige Mitglieder vertreten, der Deutſche Au⸗ 
waltverein offiziell durch IR. Dr. Magnus und NA. 
Dr. Hagelberg, Berlin. 


Die Arbeiten des Kongreſſes waren vier Kommiſſionen 
übertragen. Die erſte Kommiſſion hatte die Aufgabe, „die 


Bedeutung des Privateigentums für die internationale Wirt⸗ 
ſchaft ſowie für die Staaten und Gemeinden“, die zweite, 
„eine vergleichende Überficht über die Mietgeſetzgebung in den 
einzelnen Staaten“, die dritte „die Realkreditfrage“, die 
vierte „die Neubautätigkeit und die Methoden zur Über⸗ 
windung des Wohnungsmangels in den verſchiedenen Staa⸗ 
ten“ zu bearbeiten. 

Für den Juriſten am wichtigſten waren natürlich die 
Arbeiten der zweiten Kommiſſion. Ihnen zugrunde lag ein 
überaus fleißig gearbeiteter Bericht des Vorſitzenden der 
Pariſer Hausbeſitzerkammer, Grafen Trutié de Var⸗ 
reaux. Er hatte dieſen Bericht aufgebaut auf einer Unter⸗ 
ſuchung der Folgen der Geldentwertung in den verſchiedenen 
Staaten für die Bautätigkeit und für das Mietrecht, und 
kam zu dem Schluß, daß überall dort, wo das Gleichgewicht 
zwiſchen Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkl 
durch die Währungszerſtörung und die damit verbundene 
Mieterſchutzgeſetzgebung geſtört worden ſei, nur die Rückkehr 
zum freien Vertragsrecht geeignet ſei, das Sparkapital für den 
Wohnungsmarkt flüſſig zu machen und damit der Wohnungs⸗ 
und Gewerberaumknappheit abzuhelfen. Seine Folgerungen 
ſtanden damit im engſten Zuſammenhang mit den Acbeiten 
der vierten Kommiſſion, die ebenfalls auf Grund eingehender 
Unterſuchungen der geſetzlichen Grundlage in den verſchiedenen 
Ländern zu der Überzeugung kam, daß das Eingreifen der 
öffentlichen Hand ſich überall nur ſchädlich erwieſen habe 
und daß nur die Förderung der freien Bautätigkeit wieder zu 
befriedigenden Zuſtänden auf dem Wohnungsmarkte füh⸗ 
ren könne. 

Die dritte Kommiſſion beſchäftigte ſich, wie gejagt, mit 
der Realkreditfrage. Sie iſt in Deutſchland, wie überall, da⸗ 
durch beſonders brennend geworden, daß die Sparkaſſengelder 
zum größten Teile nicht mehr für den Realkredit des Alt⸗ 
hausbeſitzes und der privaten Neubautätigkeit verwendet wer⸗ 
den, ſondern faſt ausſchließlich der Förderung der öffentlichen 
Bautätigkeit dienen, und daß der Abſatz der Pfandbriefe 
unſerer Hypothekenbanken infolge der mangelnden Kapital⸗ 
bildung faſt völlig ins Stocken geraten iſt. In Fühlung mit 
den Großbanken der europäiſchen Länder iſt deshalb, nach⸗ 
dem die Ausſichten auf Heranziehung amerikaniſchen Kapitals, 
die namentlich der Zentralverband der Deutſchen Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine ins Auge gefaßt hatte, infolge der Zins⸗ 
erhöhung auf dem amerikaniſchen Kapitalmarkt faſt gänzlich 
geſchwunden ſind, die Gründung einer internationalen Grund⸗ 
kreditbank in Ausſicht genommen worden. Die Vorbereitungen 
find einem Comité exécutif, das feine Sitzungen demnächſt 
in Paris aufnehmen wird, übertragen worden. 

Die Hauptaufgabe lag der erſten Kommiſſion und dem 
Berichterſtatter derſelben, Prof. D. Dr. Dr. Bredt, ob. Alle 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Sorgen des Haus- und Grund⸗ 
beſitzes ergeben ſich ja in erſter Linie aus dem Umſtand, daß, 
während bis etwa zur Mitte des vorigen Jahrhunderts der 
Eigentumsbegriff, insbeſondere der des Eigentums am Grund 
und Boden, vom Staats- und Zivilrecht auf Grund der be- 
deutſamen Beſtimmungen der amerikaniſchen Verfaſſung und 
der Beſchlüſſe des franzöſiſchen Nationalkongreſſes und der 
Frankfurter Nationalverſammlung immer ſchärfer heraus⸗ 
geſchält worden war, neuerdings unter dem Einfluß des 
Sozialismus und des Kommunismus das Privateigentum 
einer fortgeſetzten Aushöhlung und Untergrabung ausgeſetzt 
geweſen iſt. Schon vor dem Kriege hatte dieſe Entwicklung 
zu ſtarken Eingriffen in das Eigentumsrecht geführt. Nach 
dem Kriege aber hat dieſe ſozialiſtiſche Flut einen großen Teil 
der Rechte des Eigentümers am Grund und Boden hinweg 
geſpült. Der Kampf der in der Union internationale de la 
Propriété fonciere bätie zuſammengeſchloſſenen Haus⸗ und 
Grundbeſitzer gilt daher in erſter Linie der Beſeitigung dieſer 
für wirtſchaftlich ſchädlich erachteten Beſchränkungen der Frei⸗ 
heit des Privateigentums: Sein Ziel iſt die Rückkehr zum 
freien Eigentumsrecht und zum freien Vertragsrecht der Vor⸗ 
kriegszeit. Dies kam beſonders in den beiden im Plenarſaal 
des Reichstagsgebäudes gehaltenen Vorträgen der Herren 
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Profeſſoren Dr. Achille Meftret) von der Sorbonne in 
Paris, und Dr. Bredt, Marburg :), zum Ausdruck. Prof. 
Dr. Bredt konnte am Schluß feiner ausgezeichneten Aus⸗ 


1) „über die Bedeutung des Privateigentums für die inter⸗ 
nationale Wirtſchaft.“ 
2) über „Piftilite sociale de la propristé privée“. 


führungen die Ziele und Aufgaben der Union internationale 
de la Propriété fonciere bätie als Vertreterin des geſamten 
Haus⸗ und Grundbeſitzes aller Länder in den markanten 
Worten zuſammenfaſſen: 

„Der heimatloſen roten Internationale ſtellen wir gegen⸗ 
über die heimattreue, bodenſtändige Internationale des pri⸗ 
vaten Grundeigentums.“ 


Aufwertung der Miete für Geſchäftsräume. 


Von Prof. Dr. Ruth, Halle a. S. 


Im Laufe des Jahres 1927, teilweiſe auch erſt 1928, 
ſind in den meiſten Ländern des Reiches Geſchäftsräume, 
entweder ausnahmslos oder ſoweit die Friedensmiete eine 
beſtimmte Höhe überſchreitet, mieterſchutzfrei geworden. Die 
geſetzliche Miete iſt in Wegfall gekommen. Soweit Geſchäfts⸗ 
räume nicht auf längere Zeit vermietet waren und ge⸗ 
kündigt werden konnten, ergab ſich die Möglichkeit in der 
Zwiſchenzeit, die Mieten durch Vereinbarung den veränderten 
Verhältniſſen anzupaſſen. Für langfriſtige Mietverhältniſſe 
dagegen, die über den Zeitpunkt der Aufhebung des RMietG. 
hinausliefen und deren Parteien nicht durch neue Verein⸗ 
barung die künftig zu zahlende Miete beſtimmt hatten, ent 
ſtand ein Vakuum, deſſen rechtliche Behandlung zu großen 
Kontroverſen führte !). Einen überblick über die vertretenen 
Meinungen gibt die von der Schriftleitung des „Einigungs⸗ 
amt und Mietſchöffengericht“ (EA.) durchgeführte Rundfrage, 
deren Ergebniſſe in EA. 1927 Nr. 1/2 veröffentlicht wurden 
(vgl. ferner Linz: EA. 1927, 551, 563 f.). Die verſchieden⸗ 
ſten Auſichten wurden geäußert, ja ſogar einem vertragloſen, 
nach 8 557 BGB. zu löſendem Zuſtand wurde das Wort 
geredet (Becker, Aſkenaſy: EA. 528, 530) und mit ſtill⸗ 
ſchweigender neuer Einigung der Parteien über die Miethöhe 
operiert. In der Hauptſache aber waren es drei Auf⸗ 
faſſungen, auf die ſich die Diskuſſion zuſpitzte: Fortgeltung 
der bisher gezahlten geſetzlichen Miete, ſei es in unveränder⸗ 
ter Höhe für den Reſt der Vertragszeit, ſei es mit Erhöhung 
jeweils nach den Zuſchlägen für Wohnräume; Rückkehr zu 
der früher vereinbart geweſenen Vertragsmiete; Beſtimmung 
einer angemeſſenen Miete durch den Vermieter gemäß 88 315, 
316 BGB. 

J. Standpunkt von Literatur und Recht⸗ 
ſprechung. Die erſte dieſer Meinungen hat den Geſetzes⸗ 
wortlaut für ſich. Die Erklärung nach 81 NAMiet®. hat die 
Wirkung, daß der Inhalt des Vertrags ſich entſprechend 
ändert. Entſcheidungen des MEA. über die Höhe der Frie⸗ 
dens⸗ oder der geſetzlichen Miete „gelten als vereinbarte Be⸗ 
ſtimmungen des Mietvertrags“ (S 15). Übergeſetzliche Lei⸗ 
ſtungen der Parteien „erlöſchen“ durch Eintritt der geſetz⸗ 
lichen Miete (815). Aber dieſe Anſicht widerſpricht dem 
Zweck der Neuregelung. Dieſer konnte doch nur und ſollte 
dahin gehen, der freien Miete wieder Eingang zu verſchaffen, 
dem Vermieter die Erlangung höherer Mieten als in der 
Gebundenheit des Mieterſchutzes zu ermöglichen. Damit iſt 
ſchlechthin die Perpetuierung der geſetzlichen Miete für lang⸗ 
friſtige Mietverträge unvereinbar, insbeſ. nicht in der Form, 
daß die zu zahlende Miete nunmehr ſogar hinter der geſetz⸗ 
lichen Miete unter Ausſchaltung ihrer zukünftigen Steigerung 
zurückbleibt. Daß aber die weitere Erhöhung der Hundert⸗ 
ſätze auf die der Zwangswirtſchaft nicht mehr unterſtellten 
Räume keine Anwendung finden kann, ſollte eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſein. Gegenüber dieſer Berufung auf den Zweck 
des Geſetzes verſagt auch der an ſich ſehr berechtigte Hinweis 


1) Die neu eingefügte Überleitungsbeſtimmung des $ 22a R Miet. 
gilt nur für Anordnungen, die nach dem 16. Febr. 1928 erlaſſen 
werden, vermag alſo die Rechtsfolgen der durchweg ſchon früher er⸗ 
gangenen Lockerungsverordnungen nicht zu regeln. — Die gleiche 
Streitfrage ſpielte ſchon 1923 bei der vorübergehenden Außerkraft⸗ 
ſetzung des RMietc. für Geſchäftsräume in Preußen (bis 1. Dez. 1923) 
eine Rolle, hatte aber hier nur für die Miete weniger Monate praki- 
tiſche Bedeutung, falls nicht die vom RG. (v. 30. März 1926, 
III 225/25: JW. 1926, 1550 = Miet Ger. 1926, 49) für erforderlich 


erachtete erneute Erklärung aus 8 1 RMietGG. nach dem 1. Dez. 1923 
unterlaſſen worden war. 


auf gewiſſe Regeln des intertemporalen Privatrechts ?), die 
für eine Fortwirkung der bisherigen Geſetzgebung ſprechen. 


Mit der Ablehnung einer Fortgeltung der geſetzlichen 
Miete iſt jedoch die Frage nach der nunmehr geltenden Miete 
noch nicht gelöſt. Eine Zertrümmerung des geſamten Miet⸗ 
vertrags kann der Fortfall einer Beſtimmung über die Miet⸗ 
höhe unmöglich zur Folge haben. Das wäre gleichfalls mit 
dem Zweck der Lockerungsverordnungen unvereinbar, und nur 
ein von jedem Verſtand verlaſſener Geſetzgeber würde die 
Zerreißung aller noch auf lange Dauer hinaus laufenden 
Mietverträge in Kauf genommen haben. Der nur auf den 
Abſchluß der Verträge abgeſtellte S 154 BGB. iſt nicht 
anwendbar auf einen Fall, in dem durch eine Handlung des 
Geſetzgebers ein Eſſentiale der Verträge vernichtet wird. 
Ebenſowenig iſt das Zurückgreifen auf durch die geſetzliche 
Miete abgelöſte frühere Vereinbarungen ſinngemäß. Denn 
durch die Einführung der geſetzlichen Miete unter Herrſchaft 
des RMietch., mochte ihre Einfügung in den Vertrag nun auf 
Vereinbarung der Parteien oder, wie das Geſetz geſtattete, 
auf einſeitiger vertragabändernder Erklärung einer Partei 
beruhen, ſollte die frühere, der Entwertung verfallene Miet- 
vereinbarung endgültig beſeitigt werden. Es iſt zweifellos 
unlogiſch, die Entwicklung der Mieten wieder künſtlich in die 
Zeit der Inflation zurückzuverſetzen und deren geſamte Folge⸗ 
erſcheinungen wieder heraufzubeſchwören. Daß das RMietG. 
beſtanden und für eine, wenn auch beſcheidene, Anpaſſung 
der entwerteten Papiermarkmieten an die veränderten Ver⸗ 
hältniſſe geſorgt hat, iſt doch nicht einfach wegzuleugnen. 
Dieſem Zweck des AMietG. wird man nicht gerecht, wenn 
man, wie die Verfechter eines Wiederauflebens früherer Ver⸗ 
tragsmieten und vor allem faſt einmütig die Rſpr. des RG. 
und KG., behauptet, das RMietGG. habe als Notgeſetz nur 
vorübergehende Geltung gehabt, die frühere Mietvereinbarung 
ſei hierdurch nur zeitweilig in ihrer Wirkung „gehemmt“ ge⸗ 
weſen s). Auch vom praktiſchen Standpunkt aus iſt gerade 
dieſe die Vergangenheit zu neuem Leben erweckende An⸗ 
ſicht die ungeeignetſte von allen. Sie hatte, da man dann 
ſchließlich um eine Aufwertung der früheren Papiermark⸗ 
mieten nicht herumkam, zur Folge, daß alle jene Mietverhält⸗ 
niſſe, deren Parteien ſich über die Neubemeſſung ihrer Miete 
nicht zu einigen vermochten, in Aufwertungsprozeſſe mit 
höchſt unſicherem Ausgang getrieben wurden und jeder feſte 
Anhaltspunkt für die Beſtimmung der Miethöhe den Parteien 
entzogen wurde. Das hat denn auch die folgende Entwick⸗ 
lung der Dinge mit ihrer Unzahl von Mietaufwertungs⸗ 
prozeſſen zur Genüge gezeigt, da leider jene Anſicht in der 
Rſpr. der oberſten Gerichte und insbeſ. auch des RG. ſich 
durchgeſetzt hat. Es iſt unverſtändlich, wie die Gerichte, offen⸗ 
ſichtlich aus rein doktrinären, aber ſehr anfechtbaren Er⸗ 
wägungen heraus, ſich erneut freiwillig mit einer ſolchen Auf⸗ 
wertungslaſt ohne Not, ſogar entgegen den Intereſſen der 
Parteien und der allgemeinen Rechtsſicherheit, zu bepacken 
vermochten. 

Freilich auch die dritte, von mir als richtig erachtete 
Meinung, die notwendigerweiſe die entſtandene Vertrags⸗ 
lücke auf dem Weg der 8s 315, 316 BGB. zu ergänzen 

2) So KG. v. 7. März 1928, 16 U 9710/27: MietGer. 1928, 88 
im Anſchluß an Günther: DWohnArch. 1927, 97, Volkmar⸗ 


Schubert, Komm. z. ProckVO. v. 11. Nov. 1926 und Caro: 
Mieter. 1927, 100. 


3) Zu Nfpr. und Literatur vgl. die Zitate unten zu II. 
357. 
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ſuchen muß), iſt keine völlig ideale Löſung, da ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch auf dieſem Weg die Mitwirkung der Gerichte vielfach 
nicht entbehrt werden kann. Aber ſie gibt den Parteien doch 
wenigſtens einigermaßen ſichere Maßſtäbe zur Ermittlung der 
nunmehr für ihr Vertragsverhältnis maßgeblichen Miethöhe 
an die Hand. Die „nach billigem Ermeſſen“ zu beſtimmende 
Miete kann nur eine angemeſſene, d. h. die für Räume glei⸗ 
cher Art, Lage, Güte und Ausſtattung heute im freien Ver⸗ 
kehr allgemein bewilligte Miete ſein. Sie wird in der Regel 
über der nach den Vorſchriften des RMietG. berechneten 
Miete liegen, findet aber ihre oberſte Grenze an der Miet⸗ 
wucherbeſtimmung des § 492 MietSh®. Da die heutige ge⸗ 
ſetzliche Miete einſchließlich beſonderer Umlagen bereits an 
130% der Friedensmiete herankommt, andererſeits in der 
Regel eine über 150% hinausgehende Miete (ſoweit nicht 
ausnahmsweiſe ganz beſondere Umſtände eine höhere Be⸗ 
wertung rechtfertigen) als wucheriſch in der Rſpr. angeſehen 
wird (vgl. LGG. 1 Berlin v. 9. Nov. 1927: EA. 1927, 624), 
ſo dürfte ſich dieſe angemeſſene Miete im allgemeinen zwiſchen 
130 und 150% der Friedensmiete bewegen. Der Unterſchied 
dieſer Berechnung zur Aufwertung einer früheren Vertrags⸗ 
miete, wie ſie die herrſchende Meinung fordert, und damit 
der Vorzug dieſer Berechnungsart liegt gerade darin, daß 
es nicht darauf ankommt, ob die früher vereinbarte ent⸗ 
wertete Miete beſonders teuer oder billig geweſen iſt, daß 
allein die heutigen Verhältniſſe in Betracht gezogen zu wer⸗ 
den brauchen. Das verkennt das KG., wenn es in einem 
Fall, wo es bei ſeinem grundſätzlich entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt mit Rückſicht auf den beſonderen Vertragswillen der 
Parteien zu einer Anwendung der 88 315, 316 gelangt, auch 
hier berückſichtigt wiſſen will, ob eine Partei früher einmal 
„einen für He vorteilhaften Vertrag erlangt hat“ (vgl. 17 U 
981/28 v. 7. Mai 1928: MietGer. 1928, 116). Wenn man 
ſchon zugibt, daß der frühere Vertrag „gegenſtandslos“ ge⸗ 
worden iſt, ſo darf dieſem, nachdem auch die damals vor⸗ 
liegenden Verhältniſſe völlig überholt ſind, keinerlei Aus⸗ 
wirkung mehr zukommen. Stellt man ſich auf dieſen Stand⸗ 
punkt des KG., fo iſt der ganze Streit, ob angemeſſene oder 
Vertragsmiete, praktiſch völlig bedeutungslos, und das KG. 
hätte ſich ſeine diffizilen Unterſuchungen hierüber erſparen 
können. — Ein weiterer Vorzug dieſer Berechnungsart ift 
darin zu ſehen, daß die bei Aufwertung erforderliche, meiſt 
recht ſchwierige Berückſichtigung der perſönlichen Verhältniſſe 
des Schuldners — ein Umſtand, der ja auch ſchon unter der 
Herrſchaft der geſetzlichen Miete keine Rolle mehr ſpielte — 
entfällt, im allgemeinen alſo ein rein objektiver Maßſtab 
anzulegen iſt. Gewiß iſt zwar auch hier der Gedanke der 
Zumutbarkeit nicht ganz außer acht zu laſſen. Aber nachdem 
der Schuldner bereits jahrelang die geſetzlichen Mietſätze ent⸗ 
richtet hat, vermag er ſich kaum mehr darauf zu berufen, daß 
die nunmehr eintretende nicht ſehr erhebliche Mieterhöhung 
für ihn untragbar et. Nach der hier vertretenen Auffaſſung 
kommt ja ein Vergleich nur mit der zuletzt gezahlten, nicht 
mit einer längſt überholten und geſetzlich beſeitigten früheren 
Vertragsmiete in Frage. 

Ob freilich eine Vertragslücke, wie es die Anwendbarkeit 
der 88 315, 316 vorausſetzt, ſtets vorliegt, kann zweifelhaft 
fein. Das RMietch. geſtattete einer Partei, der anderen die 
geſetzliche Miete gegen ihren Willen aufzu zwingen. War 
dies in conereto nicht der Fall, ſondern haben die Parteien 
während der Herrſchaft des NMiet®., wie zuläſſig, ihre 
Miete frei vereinbart oder eine frühere Vereinbarung wei⸗ 
ter aufrechterhalten, alſo von der geſetzlichen Möglichkeit zur 
Umwandlung ihres Vertragsverhältniſſes keinen Gebrauch 
gemacht, ſo liegt nicht der geringſte Grund vor, dieſe Ver⸗ 
einbarung als durch die Aufhebung des AMiet®. außer Kraft 
geſetzt anzuſehen. Sowenig wie bisher das RMietG. Ein⸗ 
fluß auf den Vertrag ausübte, kann der Beſeitigung des 
RMietG. eine Bedeutung in dieſer Beziehung zukommen. 
Das allerdings nur dann, wenn die freie Vereinbarung nicht 
lediglich die Miethöhe beſtimmen ſollte, die durch die Er⸗ 


) Zu ihr bekennen Hd: Hertel, Gef. Miete II, 321 f.; Bahl⸗ 
mann: El. 1927, 531; Aſkenaſy: CEA. 1927, 531 (III): Rath, 
Mietrecht S. 211. Der 16. Sen. des KG. neigt zur gleichen Anſicht, 
laßt aber die Frage offen (vgl. 16 U 9170/27 v. 7. März 1928 
[Mieter. 1928, 88). 


klärung nach SI AMiet®. einfeitig zum Vertragsinhalt ge⸗ 
macht werden konnte. Hier liegt gleichfalls eine geſetzliche 
Miete vor ), falls nicht die Parteien bewußt von deren Sätzen 
durch willkürliche Bemeſſung der Friedensmiete oder der 
Nebenleiſtungen abweichen wollten oder wenigſtens mit der 
Möglichkeit rechneten, daß ihre Bemeſſung nicht mit der ge- 
ſetzlichen übereinſtimmte. Auch derartige „vereinbarte“ Mie⸗ 
ten kommen deshalb wie die geſetzliche Miete mit der Frei⸗ 
gabe der Geſchäftsräume in Wegfall und bedürfen eines Er⸗ 
ſatzes nach 88 315, 316. Noch eine weitere Einschränkung iſt 
dem Grundſatz, daß vertragliche (nicht völlig an das RMietch. 
angelehnte) Mieten unberührt bleiben, anzufügen. Die Ver⸗ 
einbarung iſt daraufhin zu prüfen, ob ihr nicht nach dem 
Parteiwillen eine zeitlich auf die Unterſtellung die⸗ 
fer Räume unter das RMiet G. beſchränkte Wir⸗ 
kung beigelegt werden ſollte (fo zutreffend RG. III 12/28 
und KG. 170 128407 v. 5. März 1928: EA. 1928, 681). 
Andererſeits wird man unbedenklich, was auch der Meinung 
des RG. entſprechen dürfte e), einer durch Vertragsauslegung 
ermittelten Abſicht der Parteien, die vereinbarte mit der ge⸗ 
ſetzlichen übereinſtimmende Miete auch für die Zeit nach 
Freigabe der Mieträume beizubehalten, Wirkung beilegen 
können, da ja die Vertragsfreiheit in dieſer Beziehung nicht 
eingeſchränkt war. Nur darf nicht ohne weiteres aus der 
Tatjache, daß der Mieter unbeanſtandet durch den Vermieter 
nach Beſeitigung des RMietG. zunächſt noch eine Zeit lang 
die Miete nach den geſetzlichen Sätzen weiter entrichtet hat, 
auf eine ſtillſchweigende Vereinbarung dieſer Art geſchloſſen 
werden (ſo auch RG. v. 13. Dez. 1928, VIII 283/28 bei 
Hertel, V, 17. Nachtr., C Nr. 169 und ſchon früher vom 
23. Sept. 1927, III 26/27: MietGer. 1927, 148 )). 

Ich komme damit zuſammenfaſſend zu dem Grundſatz: 
Galt bei Aufhebung des NMiet®. für einen Geſchäftsraum 
die geſetzliche Miete (auch vereinbarte, mit der geſetzlichen 
übereinſtimmende Miete), ſo iſt in der Regel nunmehr eine 
nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende, ſog. angemeſſene 
Miete zu entrichten. Nur wenn die, vor oder nach Wegfall 
der Zwangswirtſchaſt getroffenen Vereinbarungen der Par⸗ 
teien ergeben, daß auch nach dieſem Zeitpunkt die Miete nach 
anderen Geſichtspunkten ſich beſtimmen ſollte, ſo bleibt — 
je nach dem Inhalt des Vertrags — entweder die geſetzliche 
Miete weiter maßgebend oder die früher vereinbarte Miet⸗ 
höhe erhält wieder Geltung für das Rechtsverhältnis der 
Parteien. 

II. Aufwertung vereinbarter Mieten. Die 
herrſchende Meinung, vor allem die ſtehende Rſpr. des RG. 
und KG.) ſtellt ſich wie erwähnt auf den Standpunkt, daß 


5) So richtig RG. 120, 21 — JW. 1928, 25213 (vgl. hierzu 
meine Anm.) entgegen der Auffaſſung des KG. (vgl. z. B. 
17 U 2910/6 v. 17. Febr. 1927: Mieter. 1927, 82). Späterhin 
ſcheint auch das KG. feinen Standpunkt dem des RG. angeglichen zu 
haben, wie der Tatbeſtand der RGEntſch. v. 31. Okt. 1928, III 12/8 
(MietGer. 1928, 208) erkennen läßt. 

) Das RG. hat fi hierzu noch nicht expressis verbis ge 
äußert. Die Entſch. III 12/8 hatte eine Gleitmiete, die ſich auf 
willkürlich vereinbarter Friedensmiete nach den geſetzlichen Sätzen 
aufbaute, alſo eine vereinbarte Miete, zum Gegenſtand. — Das KG. 
ſtellt ſich auf den zutreffenden Standpunkt, daß auch dieſe Mieten, 
weil die Vereinbarung nur getroffen wurde, „um die Einführung der 
geſetzlichen Miete durch einſeitige Erklärung zu erſparen“, „mangels 
beſonderer Anhaltspunkte für eine gegenteilige 
Abſicht als auf die Dauer der Zwangsregelung getroffen gelten“ 
(17 U 10064/27 v. 14. Nov. 1927: Mieter. 1928, 50). 

7) Im übrigen iſt die Auffaſſung des RG., daß das Wieder⸗ 
aufleben der früheren Vertragsmiete von der Erklärung einer Partei 
abhängig ſei, ſchwer mit ſeinem ſonſtigen Standpunkt zu vereinigen. 
Das hebt das KG. v. 7. März 1928, 16 U 9710/27 (Mieter. 
1928, 88) zutreffend hervor. Offenbar ſchwebte dem RG. ein auf den 
einzelnen Zahlungsabſchnitt beſchränkter Verzicht auf die Vertrags⸗ 
miete vor. 

Vgl. 1) RG. v. 19. Mai 1925, III 369/24 (zit. von Linz: 
EA. 1927, 552); v. 30. März 1926, III 225/25 (JW. 1926, 1550 
== Mieter. 1926, 49); v. 12. Pai 1926, III 336/25 (GW. 1926, 457); 
v. 23. Sept. 1927, III 26/27 (Miet ger. 1927, 148); v. 30. Okt. 1928, 
HI 12/28 (Mieter. 1928, 208 — EA. 1928, 766); VIII 283/28 
(Hertel, Mieterſchutz V, 17. Nachtr., C 223); v. 29. Sent. 1926, 
III 475/25; v. 2. Nov. 1926, III 554/26; III 171/27 (RG. 120, 21 
== 32%. 1928, 25218). — 2) KG. v. 17. Febr. 1927, 17 U 2910/26 
(Mietcer. 1927, 82); v. 8. Okt. 1927, 16 U 4197/7 (Miet Ger. 1927, 
157); v. 17. Okt. 1927, 17 U 6915/27 (Mieter. 1927, 171 JW. 
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in der Regel ohne weiteres die frühere Vertragsmiete 
wieder auflebt, ſoweit nicht den Parteivereinbarungen etwas 
anderes zu entnehmen iſt, daß alſo durch die Aufhebung des 
RMiet cd. keine Vertragslücke entſtanden iſt. Hier muß ſomit, 
da die wiederauflebenden Vertragsmieten durchweg noch 
Papiermarkbeträge aufweiſen, bei allen nicht erſt nach der 
Währungsſtabiliſierung vereinbarten Mieten eine Aufwertung 
ſtattfinden. Nach meiner oben I dargelegten Anſicht be⸗ 
ſchränkt ſich dagegen die Notwendigkeit zur Aufwertung auf 
die Fälle, in denen feſtſtellbar iſt, daß die Parteien für die 
Zeit nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft eine frühere 
Papiermarkmiete wieder in Kraft ſetzen wollten. 

über die bei ſolcher Aufwertung zugrunde zu legenden 
Maßſtäbe, die auch bei der Aufwertung von entwerteten Pacht⸗ 
zinſen zur Anwendung kommen, iſt ſich die geſamte Rſpr. des 
RG. und KG. und im weſentlichen auch die Literatur einig ö). 
Man verwirft jede ſchematiſche Umrechnung nach Dollarkurs 
oder ſonſtigen Richtzahlen und verlangt eine Prüfung, „in 
welchem Verhältnis der vereinbarte zu dem zur Vertrags⸗ 
zeit angemeſſenen Miet- oder Pachtzins geſtanden hat. Grund⸗ 
ſätzlich iſt dann ein Miet⸗ oder Pachtzins zu gewähren, 
der zu dem jetzt angemeſſenen Miet⸗ oder Pachtzins im glei⸗ 
chen Verhältnis ſteht. Im Einzelfall mögen dann mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der Parteien oder die 
Beſonderheit der Sachlage Abweichungen von dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Regelung geboten fein“ (jo KGG. 16 U 4197/27). 
Das RG. (v. 19. Febr. 1926, III 120/25: Jurädſch 1926 
Nr. 918) hat dies gelegentlich dahin ausgedrückt: Es iſt ein 
billiger Ausgleich der Intereſſen beider Parteien zu ſuchen. 
Der vereinbarte Mietzins if zu berückſichtigen und zu prü⸗ 
fen, ob er beſonders hoch oder niedrig war. Dieſer Vorteil 
muß dem Begünſtigten als Konjunkturgewinn gewahrt blei⸗ 
ben. Andererſeits iſt der jetzige Mietpreis für Räume glei⸗ 
cher Art und Nutzung von Bedeutung. 

Das läuft im allgemeinen auf einen höheren Miet⸗ 
zins als den Betrag der geſetzlichen Miete heraus. Regel⸗ 
mäßig wurden in der Inflationszeit höhere Mieten im freien 
Verkehr geboten und vereinbart als die geſetzlichen Sätze aus⸗ 
machten. Da bei dem Mangel an mieterſchutzfreien Räumen 
und bei der ſtändigen Veränderung der Währung in der 
Inflationszeit ſich eine normale Marktlage nicht bilden konnte, 
ſo muß naturgemäß die geſetzliche Miete zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes als „angemeſſen“ zum Vergleich mit der ver⸗ 
einbarten Miete herangezogen werden. Die heute im freien 
Verkehr angemeſſene Miete liegt zweifellos über den Sätzen, 
die ſich nach der geſetzlichen Miete ergeben würden. Sehr 
weit kann aber zugunſten des Vermieters in Rückſicht auf die 
ihm vorteilhafte frühere Mietvereinbarung nicht hinaus⸗ 
gegangen werden, da die Wuchergrenze (ca. 150% der 
Friedensmiete) nicht überſchritten werden darf. So kommen 
denn die Gerichte durchſchnittlich wiederum zu Sätzen von 
130—1500% der Friedensmiete 10). 

II. Wertbeſtändig vereinbarte Mieten. Der 
Unterſchied beider Berechnungsarten, ob nun die heute an⸗ 
gemeſſeue Miete oder eine frühere vereinbarte Miete unter 
Aufwertung zum Ausgangspunkt genommen wird, iſt, wie 
vorſtehende Ausführungen zeigen, im praktiſchen Ergebnis für 
die Regel aller Fälle gering. Nur die Berechnungsmethode 
iſt bei reiner „angemeſſener“ Miete weſentlich einfacher. Er⸗ 
hebliche Differenzen können ſich aber ergeben, wenn man die 
zahlreichen Mietverhältniſſe ins Auge faßt, die — ſo nament⸗ 


1928, 10671); v. 14. Nov. 1927, 17 U 10064/27 (Mieter. 1928, 50 
JW. 1928, 25668); v. 17. Mai 1928, 17 U 981/28 (Mieter. 
1928, 116 JW. 1928, 2564 5); v. 5. März 1928, 17 U 12840/27 
(EA. 1928, 681). — 3) Literatur: Bandmann (EA. 1927, 527); 
Brumb p (EA. 1927, 529); Dah mann (EA. 1927,52); Kiefers⸗ 
auer (EA. 1927, 530); Linz (EA. 1927, 551,563); Ebel (Ergheft 
zum Miet Sch. S. 119). 

9) Vgl. insbeſ. KG. 16 U 4197/ 7 (MietGer. 1927, 157). In 
ähnlichen, inhaltlich dieſelben Grundſätze betonenden Wendungen be⸗ 
wegen ſich die Urteile des KG. 17 U 6915/27, 17 U 1006427, 
17 U 981/28 und DLGNIpr. 45, 148 ſowie die Urteile des 
RG. III 26/27, III 336/25, III 120/25 (Jurꝗdſch. 1926 Nr. 918), 
III 205/25 (DWohn Arch. 1926, 325), III 515/25 (ADHausbz. 
1927, 60). In der Literatur vertreten den gleichen Standpunkt 
Hertel, Dahmann, Linz (a. a. O.). 

10) Vgl. 8. B. OG. I Berlin v. 9. Nov. 1927 (EA. 1927, 624) 
mit Angabe der durchſchnittlich bewilligten Beträge. 
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lich gegen Ende der Inflationszeit — die Miete auf eine 
wertbeſtändige Grundlage, insbeſ. auf Dollarbaſis geſtellt 
haben. Dazu gehören in gewiſſem Sinn auch die oben er⸗ 
wähnten von mir fog. angelehuten (d. h. auf der Berechnung 
des NMict®. aufgebauten) Mieten. Sie können aber hier 
außer Betracht bleiben, weil ſie entweder, ſoweit ihre ver⸗ 
einbarte Befriſtung nicht über die Aufhebung des NMietb. 
hinausreicht, auch nach der herrſchenden Meinung keine aus⸗ 
reichende Grundlage mehr für die künftige Bemeſſung ab⸗ 
geben können, oder weil ſie, ſoweit darüber hinaus geltend, 
in ihrer Höhe durchaus zeitgemäß geblieben ſind und deshalb 
keinen Anlaß zur Aufwertung bieten können. Auch die ſog. 
Dollar⸗ oder Goldmieten werden häufig jo bemeſſen worden 
ſein, daß ſie noch heute eine keineswegs inäquivalente Gegen⸗ 
leiſtung darſtellen. Nicht ſelten aber ergibt ſich, daß die Par⸗ 
teien ſich von der „damaligen innerdeutſchen Kaufkraft des 
Dollars genau ſo von einer Scheingröße haben blenden laſſen 
wie derjenige, der dem Millionen- oder Milliardenrauſch zum 
Opfer gefallen iſt“ (RG. 16 D 4197/27). Dann lautete die 
Miete nach der Stabiliſierung gleichfalls noch auf lächerlich 
geringe Beträge, die keinen Vergleich zu den heutigen Mict- 
ſätzen aushalten. Nicht ausgeſchloſſen iſt es aber auch, daß 
man in Rückſicht auf eine mögliche Beſſerung der Mark eine 
Höhe in Dollar vereinbart hat, die nur durch die Inflations⸗ 
konjunktur erklärlich wird, jetzt weit über der Normalmiete 
liegt und dem Mieter untragbar geworden iſt. 

Bei ſo gelagertem Tatbeſtand, wo ſich eine ſtarke In⸗ 
kongruenz zwiſchen wertbeſtändig vereinbarter und jetzt an⸗ 
gemeſſener Miete ergibt, fängt ſich die herrſchende Meinung 
in ihren eigenen Fußangeln. Sie zwingt, zu ſolchen inäqui⸗ 
valenten Gegenleiſtungen wieder zurückzukehren, obwohl die 
Beteiligten inzwiſchen durch eine Erklärung nach 81 R Miet. 
oder entſprechende Vereinbarung den Irrtum ihrer Zu⸗ 
kunftsberechnung bereits korrigiert und ihren Vertrag damit 
zu einigermaßen erträglichen Mietſätzen forteutwickelt hatten. 
Es erſcheint natürlich im höchſten Grade unbillig, den Ver⸗ 
mieter auf einen weit unter der bisher gezahlten geſetzlichen 
Miete liegenden Betrag zu verweiſen oder dem Mieter 
plötzlich eine weſentlich höhere Miete als bisher zuzumuten, 
die er unter ganz anderen Vorausſetzungen verſprochen hatte. 
Die Belaſtung des Mieters findet allerdings ihre Grenze an 
dem Wucherverbot des 8 49a MietSh&. Die Abwertung 
einer zu hohen Vertragsmiete wird alſo wohl kaum in Frage 
kommen, obwohl fie an ſich nicht ausgeſchloſſen ift!!). Da⸗ 
gegen iſt Zuläſſigkeit und Höhe der Aufwertung hier von 
weittragender Bedeutung. 

Ob überhaupt eine Umwertung wertbeſtändiger Miet⸗ 
und Pachtzinſen in Frage kommen kann, begegnet in Recht⸗ 
ſprechung und Literatur ſtarken Bedenken. Während das KG. 
(16 U 4197/27) eine Umwertung bei grob unbilliger Ver⸗ 
ſchiebung des Verhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung durch die von der Stabiliſierung ausgelöſten wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen zuläßt, ſteht das RG. im allgemeinen auf 
ablehnendem Standpunkt, hat jedoch auch einige gegenteilige 
Entſcheidungen erlaſſen 1). Das RG. weiſt darauf hin, daß 
diejenigen, die eine wertbeſtändige Grundlage wählten, ſich 
von der allgemeinen Begriffsverwirrung der Inflationszeit 
ferngehalten und ſich von den Währungsſchwankungen un⸗ 
abhängig gemacht, damit alſo auch in der Regel für den Fall 


11) Das RG. hat (JW. 1927, 1924 5) die Abwertung eines in 


„Roggen oder Roggenwert feſtgeſetzten Pachtpreiſes für notwendig er⸗ 


achtet mit Rückſicht auf die gejunkenen Roggenpreiſe. Es handelt ſich 
aber hier um eine durch das LPEX. feſtgeſetzte Pachtſumme, zu deren 
Abänderung durch das LPEA. nach Wegfall des Pachtſchutzes und 
der BEL. in Mecklenburg keine Möglichkeit mehr beſtand. Das RG. 
ſcheint hier eine Art Fortwirkung der RpachtſchO. anzunehmen, die 
ja auch eine Herabſetzung der Pacht geſtattet. Auf die Abwertung 
ſonſtiger wertbeſtändiger Miet⸗ und Pachtzinſe läßt die Entſch. keinen 
ſicheren Schluß zu. Dagegen ſpricht jd) das KG. klar auch für Zu⸗ 
läſſigkeit der Abwertung aus (vgl. 16 U 4197/27). 

12) Bejahend: III 515/25 v. 19. Okt. 1926: ADHausbg. 
1927, 60 (Mietzins in Goldmark); III 426/25 v. 3. Juli 1926: 
DI. 1927, 317. Verneinend: III 482/25 v. 27. Nov 1925: 
JW. 1926, 975; III 165/25 v. 29. Jan. 1926 bei Zeiler, 250 Aufw⸗ 
Fälle, Nr. 19 (Pachtvereinbarung auf Dollarfuß); Warn. 1926 Nr. 20; 
DXB. 1926, 745; VI 170/26 b. 9. Juli 1926: JW. 1927, 11891 
(Unterhaltsrente in Goldmark); NG. 115, 88 ff.; ogl. ferner Linz 
(EA. 1927, 563); Becker (EA. 1927, 529). 
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der Stabiliſierung Vorſorge getroffen haben. Die gegen⸗ 
teiligen Entſcheidungen beruhen, ſoweit eine ſolche Nach⸗ 
prüfung an Hand des mitgeteilten kurzen Tatbeſtandes mög⸗ 
lich if, offenbar auf Vertragsauslegung im Einzelfall 18). 
Eine Aufwertung ſoll nur Platz greifen, wenn feſtſtellbar iſt, 
daß die Parteien mit der getroffenen Regelung für den Ein⸗ 
tritt ſtabiler Wertverhältniſſe nicht einverſtanden waren oder, 
falls ſie dieſen Fall vorausgeſehen hätten, eine andere Be⸗ 
meſſung vorgenommen haben würden. In der Regel wird 
aber anzunehmen ſein, daß die Parteien in dem verein⸗ 
barten Entgelt einen Ausgleich auch für künftige Währungs⸗ 
ſchwankungen erblickten und auch mit der Möglichkeit einer 
Währungsſtabiliſierung rechneten, namentlich wenn es ſich 
um Mietverträge von relativ ſehr langer Dauer handelte 10. 
Auch dann würde ſich die benachteiligte Partei nach den 
Grundſätzen der clausula-Lehre noch von einem fie über⸗ 
mäßig ſchädigenden Vertrag befreien können, ohne allerdings 
einen ſelbſtändig durchſetzbaren Anſpruch auf Preiserhöhung 


10) Darauf ſtellt namentlich RG. 115, 88 ff. entſcheidend ab. 

1%) Daß ſchon in dem Abſchluß eines langfriſtigen Vertrags, 
einerlei ob mit wertbeſtändigem Entgelt oder mit Papiermarhpreiſen, 
ein gewagtes Geſchäft zu erblicken iſt und die Aufwertung aus 
dieſem Grunde wegen bewußter Übernahme des Riſikos verſagt werden 
kann, hat das RG. des öfteren ausgeſprochen. Es betont jedoch gleich⸗ 
zeitig, daß die Übernahme eines ſolchen Wagniſſes rechtlich nicht als 
ein unbegrenztes anzuſehen ſei, daß vielmehr ein ſolcher Vertrag nach 
Treu und Glauben nur ſo weit binden könne, als „Folgen und 
Umſtäude in Betracht kommen, die bei verſtäudiger Würdigung der 
damaligen Verhältniſſe wenigſtens einigermaßen überſehen und in 
Betracht gezogen werden konnten“ (III 205/25 v. 2. Febr. 1926: 
MietGer. 1926, 37). 


zu haben. Aber hier ſteht das RG. auf dem Standpunkt, 
daß „die wirtſchaftlichen Folgeerſcheinungen der Herſtellung 
der Mark als wertbeſtändiger Währungseinheit nicht wie der 
vorangegangene Währungsverfall einſchneidend genug ge⸗ 
weſen ſind, um eine völlige Umwälzung der allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und damit einen Rückgriff auf jene 
Klauſel zu rechtfertigen“ (RG. 115, 96 mit weiteren Ver⸗ 
weiſungen). Nur bei dem „Hinzutreten beſonderer Umſtände“ 
würde der Rücktritt nach verweigerter Erhöhung der unzu⸗ 
länglichen Gegenleiſtung dem Vermieter geſtattet ſein. Die 
Veränderung der Mieten in der Zwiſchenzeit könnte wohl 
kaum als ſolch beſonderer Umſtand aufgefaßt werden. Denn 
die Mieterhöhungen bedeuteten ja nur Anpaſſung an ben 
Währungsverfall; die Raummarktlage hat ſich ſeitdem 
kaum geändert. 


Nach dieſer Rſpr. des RG. mag ſie auch in mancher 
Hinſicht unklar und widerſpruchsvoll ſein, iſt es zum min⸗ 
deſten recht zweifelhaft, ob der Vermieter eine Erhöhung 
wertbeſtändig vereinbarter unzulänglicher Miete durchzuſetzen 
vermag. Die von mir vertretene Auffaſſung bringt billigere 
Ergebniſſe, ſoweit nach jener wertbeſtändigen Vereinbarung 
die benachteiligte Partei durch Berufung auf die geſetzliche 
Miete ſich bereits von dem unvorteilhaften Vertrag befreit 
hatte. Haben allerdings beide Parteien bis zum Zeitpunkt 
der Aufhebung des RMietG. an ihrer Vereinbarung feſt⸗ 
gehalten, ſo fehlt jeder Anlaß, ihnen jetzt nach dem Fort⸗ 
fall des AMietb. eine Vertragsänderung zuzumuten, die 
ſie ſelbſt jahrelang nach erfolgter Stabiliſierung trotz geſetz⸗ 
licher Möglichkeit zur einſeitigen Abänderung ihres Miet⸗ 
vertrages nicht für erforderlich gehalten haben. 


Menue preußiſche Verordnungen und Erlaffe zum Miet- 
und Wohnungsnotreiht. 


Zu den bei Meyerowitz auf S. 31—34 unter BI Nr. 1—49 
aufgeführten preuß. Geſetzen und VO. ſind zwei weitere preuß. 
VDO. hinzugekommen, jo daß aus den 49 Geſetzen und VO. 51 
geworden ſind. 

1. Die vierte BD. über die Lockerung der 
Zwangswirtſchaft v. 29. Mai 1929, GS. 1929, 68, hat bei 
Meyerowitz noch in einem Nachtrage auf S. 1179—1182 Be⸗ 
rückſichtigung ſinden können. Daſelbſt iſt der Text bereits abge⸗ 
druckt und die VO. auch erläutert, fie verändert lediglich die Zif⸗ 
fern der nach der I. u. 3. Lock O. von der Beſchlagnahme be⸗ 
freiten ſogenannten teuren Wohnungen und ſchränkt ſomit den 
Geltungsbereich des Wohnmang®. weiter ein. Die reichsrechtlichen 
Beſtimmungen über Mieterſchutz und Höhe der Mieten ſind für 
Wohnungen auch durch die 4. PrLockV O. unberührt geblieben. Die 
VO. it am 1. Juli 1929 in Kraft getreten. 


2. Die zweite VO. über die Betriebskoſten in 
der geſetzlichen Miete v. 3. Juli 1929, GS. 1929, 83. 


Um die VO. verſtehen zu können, müſſen § 21 der VO. über 
die Mietzinsbildung v. 17. April 1924, GS. 1924, 474, Nr. X 
zu 2, 3 u. 6 Ausf Beſt. z. RMietcG. v. 4. Aug. 1923, GS. 1923, 382, 
bei Meyerowitz S. 1056/57 und § 2 VD. über die Betriebskoſten 
v. 14. April 1928, GS. 1928, 100, bei Meyerwitz S. 1074/75 
eingeſehen werden. Es iſt nicht ganz leicht, ſich in den preuß. Be⸗ 
ſtimmungen über Mietzinsbildung und über die Regelung der geſetz⸗ 
lichen Miete noch zurechtzufinden. Insbeſ. iſt nicht erſichtlich, wes⸗ 
halb die AusfBeſt. z. RMietGG. v. 4. Aug. 1923 nicht im ganzen 
ſchon durch die VO. v. 7. April 1924 erſetzt wurden, in welche 
dann die aufrechterhaltenen Beſtimmungen B X Nr. 1—10 zu über⸗ 
nehmen geweſen wären. Die in den VO. v. 14. April 1928 und 
3. Juli 1929 in Bezug genommene Nr. X zu 2, 3 u. 6 AusfBeſt. z. 
Miet. v. 4. Aug. 1923 betrifft zu 2 die Entwäſſerungs⸗ (Kana⸗ 
liſations⸗) Gebühren und Entgelt für Fäkaliengebühren, zu 3 die 
Straßenreinigungsgebühren und zu 6 die Koſten für Müll⸗ und 
Schlackenabfuhr (vgl. Meyegowitz S. 1057, B 1 Nr. 20 zu 
Ziff. 2, 3 u. 6 und DMietR. 1929, 861). 


Brumby weiſt im DMietR. 1929, 844 darauf hin, wie das 
Reich die unbeliebte Verantwortung für die Mietenſteigerung an die 
Länder, die Länder au die Gemeinden abgetreten haben, und wie 
die Gemeinden den Hausbeſitzer mit der Aufgabe betrauen, die 


Miekerſchaft davon in Kenntnis zu ſetzen, daß mehr Miete zu zahlen 
iſt. Das Reich hat lediglich die Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete 
auf 120% feſtgeſetzt, während dieſe Miete mit den Zuſchlägen, wie 
fie ſich in Preußen aus den BD. über die Mietzinsbildung, über 
die Regelung der geſetzlichen Miete und über die Betriebskoſten er⸗ 
geben, in den meiſten Gemeinden tatſächlich bereits 125, in Berlin 
wohl ſchon 1300% beträgt. 

Zu den außerhalb der GS. bei Meyerowitz BII S. 34—37 
herangezogenen S. 1077—1111 abgedruckten 40 preußiſchen Miniſterial⸗ 
erlaſſen ſind inzwiſchen veröffenklicht Nr. 41—43 die Erlaſſe des 
Miniſters für Volkswohlfahrt: Nr. 41 v. 4. Mai 1929, II B 1577 
betreffend die Mietberechtigungskarte, Volkswohlfahrt 1929 S. 433; 
Nr. 42 v. 29. Mai 1929, II B Nr. 1829 betreffend Einſchränkung 
der VO. über die Bewirtſchaftung des Beamtenwohnraums, dazu 
Meyerowitz: TMietgt. 1929, 861 im Zuſammenhange mit der 
vierten LV.; Nr. 43 v. 28. Juni 1929, II B 2289/29 betreffend Be⸗ 
rückſichtigung dringenden Wohnungsbedarfs verheirateter Kinder des 
Hauseigentümers, Volkswohlfahrt 1929 Sp. 733, 734, durch welchen 
in dem bei Meyerowitz B II Nr. 21 mitgeteilten Erlaſſe auf 
S. 1088 Zeilen 18, 19 die Worte „ſoweit dadurch eine Benachteiligung 
ſonſtiger dringend Wohnungsbedürftiger nicht eintritt“ geſtrichen ſind. 
Nr. 44 die Allg fg. des JuſtMin. v. 2. Juli 1929, 11102: J MBl. 
1929, 207 Nr. 155 betreffend das Verfahren in Mietſtreitigkeiten 
und bei Vollſtreckung von Räumungsurteilen, dazu Meyerowitz: 
DMietR. 1929, 862 r. Sp. zu 4. Nr. 45 die Allg Vfg. des Mi⸗ 
niſters für Volkswohlfahrt und des JuſtMin. über Grundſätze 
für die Beurteilung der Angemeſſenheit des Mietzinſes gem. § 52 
Abſ. 3 MietSchch. v. 7. Sept. 1929, II B 1900 WM. u. 11297/29 
JustM. (vgl. Meyerowitz S. 601 a. E. 1094). Die Verfügung 
gelangt demnächſt im IM Bl. und in der Volkswohlfahrt zur Ver: 
öffentlichung (vgl. IM Bl. 1929, 287 Nr. 214). 

Weitere Anderungen der preuß. Geſetzgebung ſind in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht mehr zu erwarten. Auch in der Reichsgeſetzgebung 
herrſcht Ruhe. überall greiſt allmählich die Erkenntnis durch, daß 
für einen weiteren Abbau insbeſ. des Mieterſchutzes und der Rege⸗ 
lung der Höhe der Mieten vorerſt kein Raum, und daß wohl ſchon 
der bisherige Abbau etwas zu übereilt erfolgt iſt. Nach Beſcheiden 
des RArbM. v. 7. Juni 1929, IVb 3 6786/29, und des RIM. v. 
20. Juni 1929, Nr. 1a 1439 B an den Verf. liegen zur Zeſt Ent⸗ 
würfe zur Anderung des MietSchcß. und des RMietch. nicht vor, 
und iſt auch nicht zu überſehen, ob für die Zeit nach dem 31. März 
1930 lediglich eine Verlängerung der genannten Geſetze in Frage 
kommt oder auch Anderungen erfolgen werden. Die RPachtSchd. 
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ift ſoeben erſt durch das Gef. v. 12. Juli 1929 (RGBl. 1929, 133) 
um ein halbes Jahr verlängert, nachdem ſie vorher die bei 
Meyerowitz S. 323 erörterten Verſchärfungen erfahren hatte. Für 
Preußen if die Verlängerung durch VO. v. 13. Sept. 1929 (GS. 177) 
erfolgt, und ſind dementſprechend bei Meyerowitz S. 1141 in 88 
und S. 1153 in 8 58 Abſ. 1 die Worte „30. September 1929“ durch 
„31. März 1930“ zu erſetzen, ferner iſt S. 1145 die in § 15 Abſ. 1 
Buchſtabe b beſtimmte Friſt für die Stellung von Anträgen auf Ver⸗ 
längerung von Pachtverträgen für Pachtverträge, welche am 30. Sept. 
1929 und ſpäter ablaufen, auch dann gewahrt, wenn der Antrag 
unverzüglich nach Verkündung der VO. v. 13. Sept. 1929 geſtellt iſt. 

Vielleicht benutzt der preuß. Volkswohlf M. die vorausſichtliche 
Ruhe der nächſten Zeit, um wenigſtens die vier LockVO. und die 
zahlreichen VO. über die Mietzinsbildung in je eine zuſammenzu⸗ 
faſſen. Eine ſolche Zuſammenfaſſung war in Preußen bezüglich der 
Mietzinsbildung bereits im Frühjahr 1929 in Ausſicht genommen, 
iſt aber über das Sammeln von Material nicht hinausgediehen. 

Die Hauszins StVO. der Länder werden hoffentlich am 1. April 
1930 die dringend notwendige Vereinheitlichung durch das Gebäude⸗ 
StEntſchuld g. (ogl. Meyerowitz S. 822/23, 895, 912/13) erfahren. 

RA. Arthur Meyerowitz, Königsberg. 


Entgegnungen. 
„Verſchaffung“ von Grundſtücken und 8 313 268, 


Gut: JW. 1929, 710 dürfte wohl überſehen haben, daß auch 
R.: JW. 1926, 25715 zwiſchen den Zeilen ſich RG. 54, 56 
anſchließt, ohne daß RG. 77, 130 JW. 1912, 33 hindert (ja, dieſe 
Entſcheidung geht jo weit — ohne Vertrag — die condictio 
indebiti zuzulaſſen). 

Mit Recht trennt das RG. den „Auftrag“ als contractus nach 
8 662 (wonach jemand fd nur verpflichtet, ein „Geſchaft“ zu 
beſorgen) von den Rechtsfolgen „aus“ Auftrag ($ 667), wonach 
das Geſetz ohne Zutun des Beauftragten dieſen verpflichtet, dem 
Auftraggeber das „Erlangte“ herauszugeben. Hiernach iſt es die 
mehr oder weniger zufällige Tatſache des „Erlangthabens“, an 
welche ſich ex lege die Verpflichtung zur Herausgabe knüpft. 
8 313 verlangt aber Beurkundung nur, wenn jemand gerade ex 
contractu ſelbſt ſich verpflichtet. 

Durch den Auftrag „verpflichtet“ ſich der Beauftragte gerade 
nicht, das Grundſtück (von dem er noch gar nicht weiß, ob er 
es vom Dritten erlangen werde) zu übertragen; er „verpflichtet 
ſich“ wie geſagt nur, ein Geſchäft zu beſorgen. Dieſe Verpflichtung 
erliſcht mit ſeinem Tode, während eine Verpflichtung nach 8 313 
auf ſeine Erben übergehen würde. 

Ganz anders liegt der Fall in RG. 77, 130 JW. 1912, 33. 
Hier ſchloſſen die Parteien einen Bergwerks⸗Ausbeutevertrag, und 
da fügte ein Kontrahent zuſätzlich eine Eigen verpflichtung hinzu, 
ein fremdes Grundſtück zu verſchaffen; ſo war die Tatſachenfeſtſtel⸗ 
lung des BG., und deshalb läßt RG. 77, 130 = JW. 1912, 33 den 
miterwähnten Fall des „Auftrages“ ausdrücklich gerade ohne 
Erörterung. 

Zu beachten dürfte fein: Die ratio legis des $ 313 BGB. 
iſt doch, den Verkäufer vor Übereilungen in Einzelheiten des ab⸗ 
zuſchließenden Kaufvertrages zu ſchützen. Das alles iſt hinfällig beim 
Beauftragten (ſtillen Stellvertreter für fremde Rechnung). Er gibt 
das „Erlangte“ (8 667) heraus, fo wie es ſteht und liegt mit allen 
Mängeln und Vorteilen, die da ſind oder nicht da ſind. 

Mittelbar heranzuziehen find noch RG. 84, 217 JW. 1914, 
596; 91, 16, wo das RG. von „ſchuldrechtlichen“ Anſprüchen 
auf Übereignung in den Fällen „unechter“ Treuhandſchaft ſpricht. 


RA. Dr. Großmann, Dresden. 


Intervention gegen die Vollſtreckung aus einem Miet- 
sinsurteil, 


Zuzuſtimmen iſt Jacuſiel (JW. 1928, 2689 gegen LG. III 
Berlin: JW. 1928, 760) darin, daß die vom Vermieter aus einem 
Mietzinsurteil ausgebrachte Pfändung und das jo erworbene Pfän⸗ 
dungspfandrecht ſich nicht als Geltendmachung des Vermieterpfand⸗ 
rechts darſtellt. An ſich ſteht daher dem Dritten, der die beim Mieter 
gepfändete Sache vorher, allerdings mit dem Vermieterpfandrecht be⸗ 
laſtet, zu Eigentum erworben Hatte, die Widerſpruchsklage zur Seite. 

acuſiel will aber zu Unrecht dem Vermieter die Einrede der 
Argliſt, die exceptio dolo petit, qui petit, quod statim redditurus 
est, verſagen. Er ſchiebt nämlich m. E. die Frage, ob der Wider⸗ 
ſpruchskläger statim redditurus est, auf das unrichtige Geleiſe und 
richtet ſo leicht Verwirrung an, wenn er es darauf abſtellt, daß der 


Vermieter im Begriffe ſtehe, „ſich aus den Pfandſtücken in einer 
Art zu befriedigen, die der Erwerber, ſolange ein Titel gegen ihn 
nicht vorliege, nicht zu dulden braucht“, und daß nach herrſchender 
Rechtsanſicht die Berufung auf den Mangel eines Titels keine Arg⸗ 
liſt ſei. Er bleibt damit rein auf dem Gebiete des Vollſtreckungsrechts, 
ohne, was gerade die exceptio will, die materielle Rechtslage mit 
zu berückſichtigen. Dieſe iſt doch folgende. Wenn der Vermieter eine 
fällige Mietzinsforderung hat (ein Titel iſt für fie nicht erforderlich), 
ſo hat er gegen den Mieter einen aus ſeinem Pfandrecht entſpringen⸗ 
den dinglichen (materiellen) Anſpruch auf Herausgabe der ein⸗ 
gebrachten Sachen zur Pfandverwertung. Dieſer Anſpruch richtet ſich 
gegen jeden, der die mit dem Pfandrechte belaſtete Sache im Beſitz 
oder zu Eigentum erworben hat, mag ſie ſich noch in den Miet⸗ 
räumen befinden oder ſogar daraus [don entfernt worden ſein, wie 
§ 561 Abſ. 2 BGB. Klarſtellt. Dieſer materielle dingliche Anſpruch 
auf Herausgabe zur Pfandverwertung richtet ſich alſo auch gegen den 
Erwerber und Widerſpruchskläger und er beſteht, wie jeder materielle 
Anſpruch, unabhängig davon, ob ein Titel vorliegt. Würde nun nach 
Vollſtreckungsrecht auf die Widerſpruchsklage hin dem Erwerber das 
Pfandſtück freigegeben, ſo wäre er im ſelben Augenblicke ſchon aus 
dem materiellen Rechte verpflichtet, die Sache dem Vermieter zur 
Pfandbefriedigung zu überlaſſen. Der Widerſpruchskläger muß jeden⸗ 
falls im Ergebnis, allerdings auf einem anderen Wege, nämlich dem 
materiellen anſtatt dem zwangsvollſtreckungsmäßigen, die Sache dem 
Vermieter zu deſſen Befriedigung überlaſſen, fo daß nicht zweifelhaft 
ſein kann, daß er statim redditurus est. Gerade darin, daß er 
auf ſeinem verfahrensrechtlichen Widerſpruchsrechte beſteht ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Endergebnis, daß er nämlich doch die Befriedigung des 
Vermieters aus den Pfandſtücken dulden muß, iſt die Argliſt zu ſehen. 
Wenn aber, wie Jacuſiel zu fordern ſcheint, ein Titel dergeſtalt 
vorläge, daß auch der Widerſpruchskläger die von dem Vermieter ein⸗ 
geſchlagene Art der Vollſtrechung gemäß dem Zwangsvollſtreckungs⸗ 
rechte zu dulden hätte, dann wäre er naturnotwendig ſelbſt Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner und nicht Dritter i. S. des Voll⸗ 
ſtrechungsrechtes, fo daß ihm die Widerſpruchsklage überhaupt nicht 
zur Seite ſtände. Das Heranziehen der Einrede der Argliſt wäre 
dann überhaupt nicht erforderlich und es iſt nicht zu erſehen, für 
welche Fälle nach Jacuſiel die Einrede der Argliſt, die er ſelbſt 
aus dem materiellen Rechte gegen den formellen Freigabeanſpruch 
grundſätzlich zulaſſen will, in Betracht kommen ſollte. 

Bei einer häufig vorkommenden beſonderen Lagerung des Falles, 
die Jacuſiel nicht erörtert, die aber der von ihm in Bezug ge⸗ 
nommenen Entſch. des LG. III Berlin (JW. 1928, 760) zugrunde 
liegt, kann die Gefahr beſtehen, daß die Einrede der Argliſt dem 
Vermieter deshalb nicht zur Seite ſteht, weil das Pfandrecht ſelbſt 
erloſchen ſein könnte. Das kann eintreten, wenn der Mieter nach 
der Pfändung die Wohnung unter Mitnahme der eingebrachten 
Sachen geräumt hat. Gerade dieſer Fall iſt in der Praxis recht 
häufig; denn wenn es einmal zu Mietrückſtänden und Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen durch den Vermieter gekommen iſt, iſt auch die Räumung 
nicht mehr fern, und der Vermieter läßt in der Regel den Mieter 
mit ſeinen eingebrachten Sachen ruhig ausziehen, weil er der Anſicht 
ift — und darin hat er ja recht —, daß das Pfändungs pfand⸗ 
recht durch den Umzug nicht berührt wird. Die Gefahr liegt aber 
in 8 560 BGB., wonach das Vermieter pfandrecht erliſcht, wenn 
die Entfernung der eingebrachten Sachen mit Wiſſen und ohne Wider⸗ 
ſpruch des Vermieters erfolgt. Mit dem Erlöſchen des Pfandrechts 
fällt auch die Einrede der Argliſt weg. Nun hat das LG. III Berlin 
in der erwähnten Eutſch. ſich zu Recht auf den Standpunkt geſtellt, 
daß in der vorhergegangenen Pfändung der Vermieter ſchon ſeinen 
Widerſpruch genügend zum Ausdruck gebracht habe, ſo daß das Ver⸗ 
mieterpfandrecht beſtehen bleibe. Damit iſt aber die Gefahr des Er⸗ 
löſchens nicht endgültig erledigt. Denn auch dann, wenn die Ent⸗ 
fernung unter Widerſpruch erfolgt if, erliſcht nach 8 561 Abſ. 2 
S. 2 BGB. das Pfandrecht, wenn der Vermieter nicht binnen 
Monatsfriſt den Anſpruch auf Herausgabe der Sachen gerichtlich 
geltend macht. Daß in dem hier zur Erörterung ſtehenden Falle 
dieſe Klage trotz des fortbeſtehenden Pfändungspfandrechtes erhoben 
worden wäre, habe ich in der Praxis noch nicht erlebt. In dem 
Zeitpunkt, in dem die Widerſpruchsklage des Erwerbers zur Entſch. 
kommt, if daher die Ausſchlußfriſt für die gerichtliche Geltend⸗ 
machung in der Regel abgelaufen, denn daß die einredeweiſe Be⸗ 
rufung auf das Vermieterpfandrecht in dem Widerſpruchsprozeß keine 
gerichtliche Geltendmachung in dieſem Sinne darſtellt, kann im 
Hinblick auf 8 209 BGB. nicht zweifelhaft fein. Es erhebt ſich 
alſo die Frage, ob damit das Pfandrecht erloſchen und die Einrede 
der Argliſt endgültig ausgeſchloſſen iſt. Die Entſch. des LG. III Berlin 
hat dazu nicht Stellung genommen (der Tatbeſtand des Urteils läßt 
nicht genau erkennen, ob die Ausſchlußfriſt abgelaufen war, das 
Datum des Urteils im Verhältnis zu den anderen angegebenen Zeit⸗ 
punkten läßt es aber ſo gut wie ſicher erſcheinen). Wohl aber hat 
zu dem daraus hergeleiteten Einwande des Erlöſchens das KG. 
(OLG. 11, 311) Stellung genommen. Es hat ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß der Vermieter, wenn er „wegen ſeiner Miets⸗ 
forderung auf Grund eines vollſtreckbaren Titels die Pfändung hat 
bewirken laſſen“, damit „ſein Vermietungspfandrecht zu verwirklichen 
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begonnen“ habe. Dieſe Pfändung ſei zwar keine Verwirklichung des 
Pfandrechts nach § 1228 ff. BGB., aber doch eine Verwirklichung 
dieſes Rechts, was im weiteren mit Zweckmäßigkeitsgründen gerecht⸗ 
fertigt wird. Dieſe Entſch. läßt das ſtark empfundene Bedürfnis 
erkennen, dem Vermieter zu helfen, der dazu eingeſchlagene Weg ver⸗ 
ſpricht aber bei der heute herrſchenden und unzweifelhaft richtigen 
Anſicht, daß in der Pfändung aus einem Mietzinsurteil keine Ver⸗ 
wirklichung des Vermieterpfandrechts liegt, keinen Erfolg mehr. Ein 
weiterer Verſuch, das Vermieterpfandrecht durch den Ablauf der 
Monatsfriſt nicht als erloſchen anſehen zu müſſen, könnte von der 
Anſicht derer ausgehen, die die für die Verjährung in § 209 BGB. 
vorgeſehenen Unterbrechungsgründe grundſätzlich auf die Ausſchluß⸗ 
friſt des & 561 Abſ. 2 BGB. übertragen (jo Grünebaum: Recht 
1902, 34) und eine ſolche Unterbrechung namentlich einer aus dem 
Mietzinsurteil erfolgten Pfändung (8 209 Abſ. 2 Ziff. 5) zuſchreiben 
wollen (Emmerich, Pfandrechtskonkurrenzen S. 8 und 462 ff.; 
Niendorf, Mietrecht, 9. Aufl., S. 394/5; a. A. das übrige Schrift⸗ 
tum). Unterbräche eine nachfolgende Pfändung die Ausſchlußfriſt, ſo 
ließe ſich weiter folgern, daß eine dem Auszug vorausgegangene 
Pfändung überhaupt den Beginn der Ausſchlußfriſt hinderte. Wie 
man auch zu der grundſätzlichen Frage ſtehen mag, ob die in 8 209 
für die Verjährung vorgeſehenen Unterbrechungsgründe auf die Aus⸗ 
ſchlußfriſt übertragen werden können (im Geſetz iſt nur die An⸗ 
wendung der 88 203, 206, 207 vorgeſehen), ſo erhebt ſich doch 
gegenüber der vorgeſchlagenen Unterbrechung der Friſt des 8 561 
Abſ. 2 BGB. durch eine Pfändung aus dem Mietzinsurteil das 
Bedenken, daß es ſich um eine Vollſtreckungshandlung aus dem 
Titel für die Forderung, nicht um ein Vorgehen aus dem 
dinglichen, dem Pfandrecht entſpringenden Herausgabe⸗ 
anſpruch handelt. Soweit die Rſpr. zu dieſer Frage Stellung ge⸗ 
nommen hat, iſt die Möglichkeit einer Unterbrechung der Friſt für 
die Herausgabeklage auf dieſem Wege verneint worden (OLG. 17, 5 
und Recht 1910 Nr. 3746). Will der Vermieter ſicher gehen, daß er 
nach dem Auszuge des Mieters die bei dieſem vorher gepfändeten 
Gegenſtände nicht einem Dritten, der ſie wahrend der Mietzeit zu 
Eigentum erworben hat, auf Widerſpruchsklage freizugeben hat, ſo 
muß er entweder die Pfandſtücke zurückhalten oder vorſorglich binnen 
Monatsfriſt die Herausgabeklage erheben. 


All dieſe Schwierigkeiten haben ihren Grund in der in unſeren 
Geſetzen beliebten, aber für die praktiſche Brauchbarkeit nicht glück⸗ 
lichen Anwendbarerklärung von Vorſchriften auf andere nicht völlig 
gleichliegende Fälle, hier der Verwertung des Vertragspfandes auf die 
geſetzlichen Pfandrechte und damit das Vermieterpfandrecht. Das 
Vertragspfandrecht ſetzt Beſitz der Pfandſachen durch den Gläubiger 
voraus, und gerade darauf iſt das Verwertungsrecht zugeſchnitten, das 
Vermieterpfandrecht iſt beſitzlos. Das Verwertungsrecht ohne Inan⸗ 
ſpruchnahme des Gerichts, wie es die 88 1228 ff. BGB. vorſehen, ift 
für die Durchführung des Vermieterpfandrechtes praktiſch bedeutungs⸗ 
los, da mit einer freiwilligen Herausgabe durch den Mieter nicht zu 
rechnen iſt. Will der Vermieter ſein Pfandrecht verwirklichen, ſo muß 
er ſich zuerſt durch die Herausgabeklage in den Beſitz der zu ver⸗ 
wertenden Sachen ſetzen. Dabei hat er die Sachen einzeln zu be⸗ 
zeichnen (da nach $ 883 ZPO. vollſtreckt wird) auf die Gefahr 
hin, ob dieſe Sachen überhaupt vorhanden ſind, ob ſie Eigentum des 
Mieters ſind und ob nicht bis zur Vollſtreckung gerade dieſe Sachen 
durch Entfernung von dem Grundſtücke gemäß 8 560 BBB. pfand⸗ 
frei geworden ſind. In dieſen Fällen iſt der Herausgaberechtsſtreit 
nutzlos geweſen, das Urteil werklos. Dieſen Nachteil vermeidet das 
Mietzinsurteil mit anſchließender Vollſtreckung, weil die Auswahl 
der Gegenſtände erſt in der Vollſtreckung erfolgt. Sollte der Vermieter 
zur Freigabe gezwungen werden, ſo iſt das Urteil nicht wertlos, 
ſondern weiterhin ſo lange vollſtreckungsfähig, bis es zum Ziele ge⸗ 
führt hat. Ein weiterer Nachteil der Herausgabeklage iſt, daß das 
Beſtehen des Mietzinsanſpruches als Vorfrage für die Entſch. nicht 
in Rechtskraft erwächſt und daß der Vermieter Gefahr läuft, ſpäter 
wegen Pfandverkaufs ohne entſprechenden Anſpruch erſatzpflichtig ge⸗ 
macht zu werden. Will er den zur Vermeidung deſſen vom Geſetz vor⸗ 
geſehenen Weg einſchlagen, ſo kann er zwar zugleich Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung ſeines Rechts zum Verkaufe erheben, wobei ſich aber wieder 
der Nachteil ergibt, daß die zum Verkaufe vorgeſehenen Gegenſtände be⸗ 
ſtimmt anzugeben ſind und das Urt. wertlos iſt, wenn nicht gerade ſie 
zum Pfandverkaufe gebracht werden können. Dem vom Geſetze vorgeſehe⸗ 
nen Vorgehen gegenüber hat alſo die Mietzinsklage mit anſchließender 
Pfändung, da die Forderung in Rechtskraft erwächſt, alle Vorteile. 
Die Folge davon iſt, daß die Praxis nur dieſen Weg einſchlägt, 
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wobei ſich dann aber unvermutet und als unwillkommene Über⸗ 
raſchung der Pferdefuß zeigt, wenn es darauf ankommt, daß 
gerade das Vermieter pfandrecht verwirklicht fein muß, 
namentlich alſo in dem hier erörterten Falle, ferner wenn ein anderer 
Glaubiger vorgepfändet hat (was aber leicht durch Erhebung der Vor⸗ 
zugsklage aus 8 805 ZPO. unſchädlich gemacht werden kann) und 
wenn der Vermieter in der neuen Wohnung des Mieters pfändet. 
Heute iſt der Zuſtand der, daß man auf das Vermieterpfandrecht, 
das doch wohl vom Geſetze als das primäre Befriedigungsmittel des 
Vermieters gedacht war, nur als ultima ratio zurückgreift, wenn 
der Zwangsvollſtreckungsweg verſagt, wobei ſich dann meiſt heraus⸗ 
ſtellt, daß dieſe ſpäte Heranziehung des Pfandrechts auch eine ver⸗ 
ſpätete if. Es ift ſicher kein geſunder Zuſtand, wenn die Bedürfniſſe 
der Praxis die Rechtsverfolgung auf einen anderen Weg drängen, als 
das Geſetz ihn vorſieht, und es wäre doch wohl zu erwägen, ob dem 
nicht Rechnung getragen werden ſollte, indem der Weg der Praxis 
zu dem geſetzlichen gemacht wird. Neben dem heutigen Weg der 
Pfandverwertung nach 8 1228 ff. BGB., der für den — wohl Kaum 
vorkommenden — Fall der freiwilligen Herausgabe der Sachen 
durch den Mieter zur Koſtenerſparnis beſtehen bleiben könnte, wäre 
demnach vorzuſehen, daß die Geltendmachung des Vermieterpfand⸗ 
rechtes auch durch Pfändung geſchehen könnte. Es ift übrigens ſchon 
für die heutige Rechtsanwendung keine unbekannte Erſcheinung, daß 
die Verwirklichung eines materiellen Pfandrechts durch Pfän⸗ 
dung im Zwangsvollſtreckungswege geſchieht. Die „Beſchlagnahme“ 
der für die Hypothek haftenden Miet⸗ und Pachtzinſen gemäß 8 1124 
BGB. kann nach feſtſtehender, vom Schrifttum gebilligter Rſpr. 
durch Pfändung auf Grund eines allerdings dinglichen Titels 
erfolgen (RG. 81, 148/49 — JW. 1913, 330, zuletzt mit ein⸗ 
gehender Begründung 103, 137). Wenn man es als weſentlich an⸗ 
ſieht, daß die Pfändung aus einem dinglichen Titel erfolgt 
ſein muß, ſo mag man ihn für die Verwirklichung des Vermieter⸗ 
pfandrechtes dadurch ſchaffen, daß dem Vermieter ein dinglicher An⸗ 
ſpruch (wie bei der Hypothek) und demgemäß eine Klage gegen den 
Mieter auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in die eingebrachten 
Sachen gegeben wird, die mit der Mietzinsklage verbunden werden 
könnte. Mit dieſer Regelung, die ſich der für die ebenſo wie das 
Vermieterpfandrecht beſitzloſe Hypothek anſchließt, anſtatt dem mit 
Beſitz verbundenen Fauſtpfande, würde eine Verwirklichung des Ver⸗ 
mieterpfandrechtes geſchaffen ſein, wie ſie die Praxis braucht. Die 
etwa möglichen Bedenken, daß die Geltendmachung des geſetzlichen 
Vermieterpfandrechtes ſich dann nicht genug von anderen Pfändungen 
unterſcheide und bei Mehrheit von Pfändungen für den Rang nicht 
mehr allein die Reihenfolge entſcheidend ſei, können hier ebenſowenig 
ſtichhaltig ſein wie gegen die Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme des 
8 1124 BGB. durch Pfändung. Die Mehrheit von Pfändungen und 
ihr Rang iſt an den Pfandſtücken ſelbſt nicht erkenntlich und daher 
auch nicht irgendwie offenkundig, ſondern nur aus den Pfändungs⸗ 
protokollen zu ermitteln. Hier ergäbe ſich aber der Rang zur Genüge 
daraus, daß der Vermieter aus einem dinglichen Titel vollſtreckt hat, 
ebenſo wie bei der genannten Beſchlagnahme der Mietzinſen gemäß 
8 1124 BGB., wo die Rangfeſtſtellung ſogar noch dadurch ſchwieriger 
iſt, daß dieſer ſich nach dem Range der Hypothek beſtimmt. Sollten 
ſich dennoch Nangftreitigkeiten, namentlich aus 8 563 BGB., er⸗ 
geben, könnten ſie im Verteilungsverfahren geklärt werden. Endlich 
kann auch nicht ausſchlaggebend fent, womit in OLG. 17, 5 gerade 
die Regelung des Geſetzes in § 561 Abſ. 2 gerechtfertigt wird, daß 
nämlich für den neuen Vermieter, bei dem der Mieter jetzt wohne, 
ſelbſt wenn er von der Pfändung des früheren Vermieters erfahre, 
nicht erſichtlich ſei, für wen und welchen Anſpruch gepfändet ſei, 
während bei der heutigen Regelung innerhalb kurzer Zeit durch 
die Herausholung der Sachen die Geltendmachung des Vermieter⸗ 
pfandrechtes für ihn erkennbar gemacht werde. Dem iſt ſchon ent⸗ 
gegenzuhalten, daß zur Wahrung der Friſt und damit zur Fortdauer 
des Pfandrechtes des früheren Vermieters die Klageerhebung genügt, 
von der der neue Vermieter nichts zu erfahren braucht und durchweg 
auch nichts erfährt; die Herausholung der Sachen kann dann ſehr 
viel hinterher erfolgen. Bei dem vorgeſchlagenen Pfändungsverfahren 
ließe ſich dieſe Kundbarmachung — und ſogar noch ſicherer — da⸗ 
durch erreichen, daß der Gerichtsvollzieher von einer Pfändung auf 
Grund eines ſolchen dinglichen Titels dem derzeitigen Vermieter 
Mitteilung zu machen hätte. Bei Abwägung aller Umſtände glaube 
ich daher, daß der hier angeregte Weg eine glückliche Löſung der 
bei dem heutigen Verfahren auftretenden Schwierigkeiten bieten 
Könnte. LER. Münzel, Koblenz. 
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Veſchlüſſe der „Gemiſchten Kommiſſton “!!) 


Vom 22. Juni 1928 bis 28. Juni 1929 (Nr. 111 bis 120) in ſyſtema⸗ 
tiſcher Zuſammenſtellung. — Vgl. JW. 1928, 2580 ff. (Nr. 1 bis 110). 


I. Reichs mietengeſetz. 
A. Verſchiedenes. 


116. Der Streit, ob und in welcher Höhe der Vermieter das 
Waſſergeld umzulegen berechtigt iſt, entſcheidet gem. $ 1 Abſ. 2 
N nicht das ordentliche Gericht, ſondern das MEA. (26. April 

118. Eine durch das Verhalten des Mieters ermöglichte Be⸗ 
ſchlagnahme der Wohnung befreit ihn nicht von ſeiner Miet⸗ 
zahlungspflicht (26. April 1929). — Aufrechterhalten am 
28. Juni 1929 (118 a). 

B. Geſetzliche Miete und Friedensmiete. 

111. a) Bei Feſtſetzung der Friedensmiete durch das MEI. 
wird die bisherige Friedensmiete auch für die Vergangenheit 
durch die neue erſetzt. Bei Feſtſetzung der Friedensmiete muß das 
MEN. fie für die einzelnen Zeitabſchnitte verſchieden feſt⸗ 
ſetzen, wenn die Friedensmiete ſeit Inkrafltreten des RMMietG. 
nicht gleichgeblieben iſt. 

b) Die Frage, ob infolge der Feſtſetzung der Friedensmiete 
durch das MEN. für die Vergangenheit irgendwelche Rück⸗ oder 
Nachzahlungen zu erfolgen haben, wird hierdurch nicht berührt 
(22. Juni 1928). — Vgl. KGG. v. 14. Nov. 1926, 17 U 9885/27: 
MietGer. 1927, 172. 


C. Schönheitsreparaturen. 


104. a) Der Leitſatz v. 27. April 1928 (Nr. 104) wird auf⸗ 
rechterhalten. 


II. Mieterſchutzgeſetz und Mieteinigungsamt. 


A. Verſchiedenes. 

113. a) Bei Überweiſung des Güteantrages an das ME. 
auf Grund der VO. des preuß. Min. für Volkswohlfahrt über ein 
Schiedsverfahren vor dem MEA. v. 28. März 1927 find dem 
MEN. die Akten zu überſenden. 

b) Als Güteantrag iſt auch eine beim AG. eingereichte Klage, 
1 Beſcheinigung des MEA. eingeht, an das MEA. zu bere 
weiſen. 

c) Das MEU. hat das Schiedsverfahren auch dann 
durchzuführen, wenn nach feiner Anſicht in der Klage kein Güte⸗ 
antrag zu erblicken war. 

d) Eine Rückſendung der Akten vom MEN. an das AG. nach 
Erledigung des Schiedsverfahrens ſchreibt das Geſetz nicht vor. 

e) Durch die Zuſtellung des Güteantrags im Schiedsverfahren 
wird der Raumherausgabeanſpruch nicht rechtshängig. 

1) Der an das MEA. verwieſene Güteantrag kann nach Er⸗ 
ledigung des Schiedsverfahrens als ausreichende Klageſchrift für 
den Räumungsprozeß verwendet werden. 


1) Die Gemiſchte Kommiſſion für Wohn- und Mietrechts⸗ 
fragen beſteht aus Richtern der Berliner Gerichte — einſchl. des 
KG. — und Erſten Vorſitzenden der Berliner MEA. Sie iſt 1923 
von dem Unterzeichneten und dem Direktor des ſtädtiſchen Zentral- 
1 (OMagR. Wild) gegründet, unter deſſen Vorſitz fie jetzt 
ſteht. 

Die Zahlenangaben und Daten bezeichnen die Beſchlüſſe nach 
der Reihenfolge ihrer Faſſung. Fortgelaſſen find die überholten 
Beſchlüſſe (3. B. zur p. Ver. v. 11. Nov. 1926). 
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Vereinigungen. 


g) Im Sühneverfahren iſt durch einen mit Gründen zu 
verſehenden Beſchluß feſtzuſtellen, ob die Sühnebeſcheinigung zu 
erteilen oder zu verſagen iſt; auch im Sühneverfahren ſoll eine 
Rechtsmittelbelehrung erfolgen (28. Okt. 1928). — Zu b ebenfo 
Schubart: Mieter. 1928, 45; a. A. Ebel daſ. S. 26. 


B. Mietaufhebung. 


94a. Der Beſchluß v. 1. Juli 1927 bzw. 8. März 1928 
(Nr. 94) wird aufrechterhalten (30. Nov. 1928). 

115. Der Räumungsbefehl it i. S. des § 1d Abſ. 3 
Miel Schcz. verfügt, ſobald der Urkundsbeamte ihn unterſchrieben 
hat (30. Nov. 1928). 

118. (u. 118 a) f. I. A. (Mietzahlungspflicht). 

C. Untermiete. 

114. Möblierte Zimmer, die keine „ſelbſtändige Woh⸗ 
nung“ darſtellen — § 1 preuß. VO. v. 12. Dez. 1924 — können 
auch dann gegeben ſein, wenn Nebenräume und Wohnungszugang 


von Untervermieter und Untermieter gemeinſam benutzt werden 
(26. Okt. 1928). 


D. Verfahren. 
117. Entſcheidungen über Erſatzraumvorbehalt, Räumungsfriſt, 


Umzugskoſtenerſag im Verſäumnisurteil kann der Mieter 
niemals mit der ſofortigen Beſchwerde, ſondern nur mit dem Ein⸗ 
ſpruch anfechten (26. April 1929). — Vgl. Bock: DWohnurch. 
1928, 535; Lilienthal: MietGer. 1927, 7; Günther: Miet⸗ 
Ger. 1929, 17. 

119. Soweit im MietSchch. oder in der Verfahrensanordnung 
die Beſtimmungen der 3PO. unmittelbar oder mittelbar in 
Bezug genommen ſind, iſt gegen eine Entſch. des MEN. die in der 
3PO. gewährte Beſchwerde zuläſſig, insbeſ. gegen Entſch. des 
MEN. über die Berechtigung der Zeugnis- oder Gutachtenver⸗ 
weigerung, über die Beſtrafung eines Zeugen oder Sachverſtändigen 
wegen unentſchuldigten Ausbleibens, über die Ablehnung eines 
Sachverſtändigen und über die Gebühren eines Zeugen und Gad; 
verſtändigen. 

Die Beſchwerde iſt mangels einer derartigen Bezugnahme 
nicht gegeben gegen die Verweigerung der Beſcheinigung, welche in 
dem Verfahren gem. § 2 der VO. über ein Schiedsverfahren v. 
28. März 1927 ergangen iſt und deren Erteilung wegen noch nicht 
1 1 Rechtskraft abgelehnt wurde (28. Juni 1929). — 
Vgl. LG. I Berlin, 81 T 718/28 und 81/28: EA. 1928, 793; 
andererſeits KG., 17 W 3550/25: JW. 1925, 21 u. 240, 17 Y 
96/28. Ferner: JW. 1927, 101; EA. 1928, 396. 

120. Die AusfVoO. des preuß. Volkswohlfahrtsminiſters v. 
25. Sept. 1928 zum MietShb. beſtimmt in 8 8 nicht, daß den 
Koſtenentſcheidungen des MEN. als Streitwert ſtets der volle 
Jahresbetrag der geſetzlichen Miete zugrunde zu legen ſei; viel⸗ 
mehr ſchreibt 8 8 nur vor, wie der Jahresbetrag der geſetzlichen 
Miete als Höchſtgrenze des Streitwertes zu berechnen iſt. In dieſem 
Rahmen hat das MEN. den Streitwert nach den Beſtimmungen 
der ZPO. feſtzuſetzen (28. Juni 1929). 


III. Wohnungsmangelgeſetz und Wohnungsamt. 


C. Zwangs mietvertrag. 

112. Dem Wohn A. ſteht die Rechtsbeſchwerde gegen einen 
vom MEA. geſchloſſenen Zwangsmietvertrag, in dem an Stelle 
des zugewieſenen Wohnungsſuchenden die Gemeindebehörde als 
Mieterin eingeſetzt wird, aus dieſem Grunde nicht zu (22. Juni 
1928). — Vgl. KG. v. 3. Okt. 1927, 17 Y 76/27. 

118 (u. 118 a) ſ. I. A. (Beſchlagnahme). 

AGR. Wunderlich, Berlin-Mitte. 


Schrifttum. 


Arthur Meyerowitz, Rechtsanwalt und Notar: Das geſamte 
Miet⸗ und Wohnungsnotrecht. Zweite, nach dem Stande 
vom Mai 1929 vollſtändig neu bearbeitete Aufl. Berlin 1929. 
Franz Vahlen. Preis geb. 45 . 

Aus der durch die Kriegsnöte erforderlich gewordenen Geſetz⸗ 
gebung beanſpruchen noch zwei große und ſchwierige Rechtsgebiete 
das Hauptintereſſe des Schrifttums und der Rſpr.: Aufwertung und 


Wohnungsnotrecht. Der Ausgleich der Vermögensentwertung, ſo⸗ 
weit die Umſtände ihn zulajjen, neigt ſich dem Ende zu. Der 
Wohnungsmangel dauert fort und führt zu immer neuen Maß⸗ 
nahmen des Reichs, der Länder und der Gemeinden. Zum Auf⸗ 
wertungsweſen fehlen hervorragende, bis auf die Gegenwart durch⸗ 
geführte Erläuterungsbücher nicht mehr. Die das Wohnungsrecht 
betreffenden Werke gleichen ſich ihnen an Inhalt und Bedeutung 
allmählich au. Die Arbeit von Meyerowitz umfaßte in ihrer 
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Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1926 erſchienenen erſten Auflage 278, jetzt 1178 Seiten. Der 
äußerlichen Vergrößerung entſpricht die Zunahme an innerem Wert. 
Die bewährte Verbindung von ſyſtematiſcher Darſtellung — dieſe 
erheblich vervollmommnet — und von Kommentar, ſowie die zu⸗ 
ſammenfaſſende Erläuterung der übereinſtimmenden Vorſchriften der 
drei Hauptgeſetze vor deren Bearbeitung im einzelnen ſind bei⸗ 
behalten und erleichtern das Eindringen in den Stoff nach Möglich⸗ 
keit. Höchlich zu bewundern iſt vor allem der Bienenfleiß, mit 
dem der Verf. als Frucht langjährigen Bemühens jetzt mit glück⸗ 
licher Verwendung verſchtedener Druckſchrift zu den Einzelfragen 
die Entſcheidungen, die Außerungen des Schrifttums und die eigene 
Meinung erſchöpfend und doch überſichtlich zuſammengetragen hat. 
Man vergleiche z. B. dasjenige, was zu der ſehr umſtrittenen Ab⸗ 
grenzung von Miete und Pacht auf S. 305— 322 gejagt ift. Den 
Erläuterungen der Hauptgeſetze und der Lock O. find die Texte 
der Reichs⸗ und Landesgeſetze (hauptſächlich Preußens) angefügt. 

So findet jeder, der ſich mit Wohnungsnotrecht befaßt, in dem 
für deſſen Erkenntnis in vorderſter Reihe ſtehenden Buche will⸗ 
kommene und zuverläſſige Belehrung. 


Senpräſ. Dr. David, Leipzig. 


Dr. Krüger -Herbot, Staatsanwaltſchaftsrat und Vorſitzender 
des MEN. Berlin⸗Friedrichshain: Das geſamte Miet⸗ 
notrecht in Preußen. Kommentar zum Wohn Mang G., 
RM., NSHG. und zur Verfahrensanordnung nebſt den 
preußiſchen Lockerungsverordnungen und Ausführungs⸗ 
vorſchriften. 2. neu bearbeitete Auflage. Berlin 1928. 
Verlag Hermann Sack. 559 Seiten. Preis 21 . 


Verf. hat, veranlaßt durch die preuß. LockVO. v. 4. und 
13. Okt. 1927, ſowie durch die am 1. April 1928 in Kraft getretenen 
Anderungen des RMG. und des MSHG., die 1. Aufl. ſeines ge⸗ 
ſchätzten und viel benutzten Komm. neu bearbeitet, und bringt in der 
2. Aufl. eine klare, überſichtliche und objektive Erörterung des ge⸗ 
ſamten jetzt in Preußen geltenden Mietnotrechts, wobei er auch die 
beſonderen Beſtimmungen für Berlin ausführlich beſpricht. Die 
mit Rückſicht auf den Umfang und die Überſichtlichkeit des Komm. 
gebotene Beſchränkung der Beſprechung auf die Berliner Beſtim⸗ 
mungen mindert ſeinen Wert für ganz Preußen nicht, zumal dieſe 
Beſtimmungen inhaltlich mit denen vieler anderer preuß. Städte 
und Kommunalverbände übereinſtimmen. 

Verf. hat die zahlreichen Streitfragen des preuß. Mietnotrechts 
unter ſorgfältiger Berückſichtigung von Schrifttum und Rſpr., insbeſ. 
der RE. des KG., die er nach Geſetzesſtellen geordnet, mit Auszügen 
aus den Gründen und mit einer Überſichtstabelle wiedergibt, regel⸗ 
mäßig auf Grund eigener Erwägungen zu löſen geſucht. Seine An⸗ 
ſichten ſind ſtets beachtenswert, wenn man ihnen, wie bei der Menge 
der Fragen nur natürlich, auch nicht überall beizutreten vermag. So 
erſcheint z. B. feine Anſicht zu 8 1k MSchG., daß der Urkunds⸗ 
beamte der Geſchäftsſtelle vor dem Erlaß des Räumungsbefehls die 
Ordnungsmäßigkeit der Zuſtellung des Kündigungsſchreibens nicht 
zu prüfen hat und daß der Mieter die Ordnungswidrigkeit nur durch 
Einſpruch gegen den Räumungsbefehl rügen kann, mindeſtens be⸗ 
denklich. Denn ein ordnungswidrig, z. B. durch Übergabe des Schrei⸗ 
bens in der Wohnung des Mieters an eine nicht zu ſeiner Familie 
gehörende oder in ihr dienende Perſon erfolgte Zuſtellung iſt un⸗ 
wirkſam und kann die Grundlage für einen Räumungsbefehl eben⸗ 
ſowenig bilden, wie ein dem Mieter überhaupt nicht behändigtes 
Schreiben, jedenfalls ſolange ſich nicht, in entſprechender Anwendung 
des 8 187 3PO. aus ſeinen Erklärungen ergibt, daß das Schreiben 
in ſeine Hände gelangt iſt. Auch verfährt Verf. wohl nicht ganz 
folgerichtig, wenn er dem Urkundsbeamten die Prüfung auferlegt, 
ob die Monatsfriſt des $ 16 innegehalten iſt, da dieſe Friſt doch nur 
beginnen kann, wenn die Zuſtellung den geſetzlichen Vorſchriften 
entſpricht. 

In Anm. 4 zu SI MSHS. rechnet Verf. zu den Rechts⸗ 
quellen, die das MEA. in ſeinen Entſcheidungsgründen genau be⸗ 
zeichnen muß, auch die RE. des KG., obwohl ſie nur in den Sachen, 
in denen ſie erlaſſen ſind, verbindliche Kraft haben. 

Von wichtigen Fragen, deren Erörterung man vermißt, ſei 
insbeſ. die vom RG. bejahte, aber trotzdem noch ſtreitige Zuläſſig⸗ 
keit der Teilkündigung eines einheitlichen Mietverhältniſſes hervor⸗ 
gehoben. Zwar find für He die Beſtimmungen des BGB. entſcheidend, 
indeſſen ihre Erörterung iſt auch in einem Komm. zum MSHG., be⸗ 
fonder3 mit Rückſicht auf deſſen 8 4 Abſ. 2 am Platze. Ferner gibt 
Verf. nicht an, was die VO. v. 4. Aug. 1923 unter den Waſſer⸗ 
leitungsſchäden verſteht, deren Verſicherungskoſten als Betriebs⸗ 
koften gelten, ob Schäden an der Waſſerleitung, wofür ihre Gleich⸗ 
ſtellung mit den Glasſchäden oder auch ſolche durch die Waſſer⸗ 
leitung, z. B. durch nicht rechtzeitiges Schließen des Hahns ent⸗ 
ſtehende, wofür ihre Gleichſtellung mit den Feuer⸗, Sturm⸗ und 
Aufruhrſchäden ſpricht. 

Auch erörtert er ebenſowenig wie die ſonſtigen gangbaren Komm. 
die für das praktiſche Leben ſehr wichtige Frage nicht, ob der Ver⸗ 
mieter das Gebäude gegen Feuer⸗, Glas⸗ und Waſſerleitungsſchäden 


nicht auch im Intereſſe des Mieters, der mit der geſetzlichen Miete 
die Verſicherungsprämien zahlt, und unter Ausſchluß des Übergangs 
ſeines Anſpruchs auf Erſtattung des Schadens, der durch den Mieter 
oder deſſen Angeſtellten verurſacht iſt, auf den Verſicherer ver⸗ 
ſichern muß, da ſonſt der Mieter außer feiner Zahlung der Prämien 
auch die Gefahr, deretwegen die Verſicherung genommen iſt, zu 
tragen hat. 

Zu der Frage, ob unter den Aufhebungsgründen des S 1 h 
MSchcG. nur die im Kündigungsſchreiben angegebenen Tatſachen 
oder auch deren Rechtsfolgen zu verſtehen ſind, gibt Verf. keine klare 
Antwort, wenngleich er der letzteren Anſicht zu ſein ſcheint. Trotz 
dieſer Beanſtandungen muß das Buch, das mit einem ſorgfältigen 
Schlagwortverzeichnis verſehen iſt und wegen ſeiner gemeinverſtändlichen 
Sprache auch von Nichtjuriſten mit Nutzen gebraucht werden Kann, als 
eine wertvolle Bereicherung des preuß. Mietnotrechts bezeichnet, und 
kann allen denen, die ſich mit dieſem zu befaſſen haben, empfohlen 
werden. Seine Benutzung würde allerdings erleichtert worden ſein, 
wenn die Überſchrift auf den einzelnen Seiten auch das Geſetz angäbe, 
zu dem die auf der Seite befindlichen Erörterungen gehören. 


SenPräſ. i. R. Geh. IR. Dr. Marwitz, Berlin. 


Mietrecht. 1. Teil: Erläuterter Ergänzungsband zur 2. er⸗ 
weiterten Auflage des Kommentars zum geltenden Mieter⸗ 
ſchutzgeſetz unter eingehender Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung und Literatur. 2. Teil: Das Mietrecht der 
Neubauwohnungen. Mietzinsbildung, Kündigungsſchutz, 
Wohnungstauſch, Heizungskoſten, Umlagen, Gemeinnützige 
Bauvereinigungen, Städtiſche Neubauten ufw. Von 
B. Gramſe, Berlin, Geſchäftsträger des Bundes Deutſcher 
Mietervereine E. V. (Sitz Dresden.) Anhang: Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, Wohnungsordnung, Tabellen 
uſw. Sachwörterverzeichnis. 1929. Verlag: Reichsmieter⸗ 
dienſt Berlin⸗Wilmersdorf 2, Detmolder Str. 15. Preis 5 h. 


Der ZW. 1928, 2514 beſprochene Kommentar wird durch den 
vorliegenden Ergänzungsband auf den Stand der Rechtſprechung und 
Literatur vom Mai 1929 gebracht. 

Das Werk ſelbſt wird durch den zweiten Teil: „Das Mietrecht 
der Neubauwohnungen“ abgerundet. 

Die Finanzierung der Neubauwohnungen und die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Neubaumieter ſind in ausführlicher Weiſe erläutert. 

Das Buch, das für die Beſitzer des 1. Teils eine unentbehrliche 
Ergänzung des Kommentars bildet, rechtfertigt die bereits ihm bei 
der früheren Beſprechung zuteil gewordene Empfehlung in vollem 
Umfange. D. S. 


Dr. jur. Leonhard Holz. Rechtsanwalt und Notar in Berlin: 
Wohnungstauſch. (Rechtsfragen der Praxis, heraus⸗ 
gegeben von Rechtsanwalt Dr. Albert Baer, Heft 8.) 
Berlin 1928. Hermann Sack Verlag. 50 Seiten. 
Preis 1,50 . 


Die „Rechtsfragen der Praxis“, von denen, ſoweit ich ſehe, in 
der JW. bereits Karger, Dienſtzeugnis (1929, 1289), und 
Arndt, Schwarzfahrt (1929, 906), beſprochen wurden, verfolgen 
nach dem Vorwort des Herausgebers den Zweck, beſtimmte in der 
Praxis häufig wiederkehrende Fragen der Praxis zum Gebrauche 
der Praktiker, Anwälte, Richter, Syndiei u. a. monographiſch ab⸗ 
zuhandeln. Man will den damit befaßten Perſonen eine gründliche 
und ſchnelle Orientierung bieten, ihnen bei der Bearbeitung ſolcher 
Fragen die Prüfung und Aufſuchung des umfangreichen Schrifttums 
und der Rſpr. erſparen. Die an ſolche Publikationen geknüpften 
Erwartungen erfüllt die vorliegende Abhandlung nur zum Teil. 
Kein Zweifel, daß das Thema ſich ganz beſonders für die Bearbei⸗ 
tung eignet. Die Fälle echten und zum Schein vorgenommenen 
Wohnungstauſchs ſind Legion und zwingen in beträchtlicher Zahl 
Gerichte, Anwälte und Intereſſentenorganiſationen zur Beſchäftigung 
mit dieſen Fragen. Man darf auch ohne weiteres behaupten, daß die 
geſamte Darſtellung überſichtlich, gefickt, zuverläſſig und gemein⸗ 
verſtändlich iſt. Selbſt der Laie wird das Büchlein unſchwer leſen 
und verſtehen können. Manche Partien des Buches ſcheinen mir 
ſogar vorzugsweiſe auf das Bedürfnis nicht juriſtiſch vorgebildeter 
Perſonen, etwa der Organiſationsvertreter, zugeſchnitten zu ſein, 
insbeſ. die Beigabe von gut gewählten und gefaßten Muſterexem⸗ 
plaren für Tauſchvertrag, Parteierklärungen und -anträge an die 
für das Verfahren zuſtändigen Behörden. Andererſeits aber geben 
die Ausführungen des Verf. — und darin ſehe ich hauptſächlich den 
angedeuteten Mangel vom Standpunkt der Kreiſe aus, an die ſich 
der Verf., in erſter Linie wenden will — dem Fachjuriſten zu wenig 
für ſeine Bedürfniſſe. Es mag ſeine Vorteile haben, dem Be⸗ 
lehrungsbedürftigen ſofort mit feſtumriſſener eindeutiger Meinung 
entgegenzutreten. Man bewahrt ihn vor überflüſſigen Irr⸗ und Um⸗ 
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wegen. Aber ſchließlich find die RE. des KG., an die ſich der Verf. 
faſt ausſchließlich und auch nur unter Auswahl der ihm paſſend 
erſcheinenden halt, nicht abſolut unfehlbar. Das Schrifttum wird 
überhaupt nicht zitiert, man erfährt nicht einmal von dem Vor⸗ 
handenſein anderer Literatur. Die Rſpr. des RG., das ſich wieder⸗ 
holt auch zum Wohnungstauſchvertrag geäußert hat, iſt nur zur Frage 
des Wohnungswuchers erwähnt. Aber auch die RE. des KG. führt 
der Verf. nur nach dem Aktenzeichen an ohne Datum und Abdruck⸗ 
ſtelle, ſo daß eine eigene Nachprüfung dem Leſer nicht gerade er⸗ 
leichtert wird. 

Mit dieſen Ausſtellungen trifft den Verf. keineswegs der Vor⸗ 
wurf der Oberflächlichkeit. Sie richten ſich vielmehr gegen eine 
Methode, die ich nicht für richtig halte im Hinblick auf den Leſer⸗ 
kreis. Dieſe Mängel werden ſogar durch die Zuverläſſigkeit des 
Buchs und die durchaus klare und gutangelegte Darſtellung bis zu 
einem gewiſſen Grade wieder wett gemacht. Manche wichtigen 
Fragen, über die man in der einſchlägigen Literatur wenig findet, 
erſcheinen in neuer und intereſſanter Beleuchtung, ſo z. B. das Ver⸗ 
halten der tauſchbedürftigen Partner gegenüber ihren Tauſch ſtören⸗ 
den Untermietern. Überhaupt iſt nicht zu verkennen, daß der Verf. 
ſelbſt über guten Einblick in die Praxis und reiche eigene Erfahrung 
verfügt, die ſeinem Werk zugute gekommen ſind. 

Prof. Dr. Ruth, Halle. 


Mieterſchutz und Mieteinigungsämter. Mieterſchutzgeſetz 
nebſt Verfahrensanordnung und den preußiſchen Lockerungs⸗ 
verordnungen. Erläutert von Dr. Martin Ebel, Miniſterial⸗ 
rat im Reichsarbeitsminiſterium, und Adolf Lilienthal. 
Landgerichtsrat in Berlin. Ergänzungsheft zur 3. Auflage. 
Berlin 1929. Carl Heymanns Verlag. 

Das Ergänzungsheft führt den JW. 1928, 2513 beſprochenen 
Kommentar weiter fort. Schrifttum und Rechtſprechung find bis 
Mitte März 1929 berückſichtigt. 

Neu aufgenommen ſind die Verordnungen des preuß. Miniſters 
für Volkswohlfahrt über Mieterſchutz bei Neubauten v. 16. März 
1928, GS. 30 (Ergänzung zu S. 223 des Kommentars), und über 
die Ausloſung der Beiſitzer des MEN. v. 27. Okt. 1928, GS. 207 

a er 


(Ergänzung zu S. 400 des Kommentars). 5 


Dr. Fritz Kiefersauer: Grundſtücksmiete. Ergänzungsband. 
München 1929. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
VIII u. 233 S. Preis geb. 7 . 


Der Verf. bringt ſeine unter dem Geſamttitel „Grundſtücks⸗ 
miete“ erſchienenen Kommentare zum RMietch., MietSchch. und 
Wohnmangch. (vgl. JW. 1927, 1917) durch dieſen Ergänzungsband 
auf den neueſten Stand der Geſetze. Der Band enthält an reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften den neuen Wortlaut des MietSchch. und des 
RMietch., das GeldEntwAusgl®., die VO. über die Feſtſetzung einer 
Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete und die VO. über das Kündigungs- 
ſchreiben, ferner 15 bay. VO., darunter die WohnmangVO. v. 
29. März 12. Okt. 1928. Zum Inhalt gehören noch tabellariſche 
Überſichten über die geſetzliche Miete in den Ländern ſeit 1924, über 
die Entwicklung der geſetzlichen Miete in Bayern und über die Rechts⸗ 
entſcheide der landgerichtlichen Beſchwerdeſtellen und des BaydobeG., 
ſchließlich ein Sachregiſter. 


Erläuterungen ſind gegeben für die durch die letzten Novellen 
eingefügten oder geänderten Vorſchriften des Miet Sch. und des 
NIE. ſowie für 8 133 RMietch. und einige bay. Beſtimmungen. 
Sie ſind ſehr ausführlich und klar unter gründlicher Beachtung des 
Schrifttums abgefaßt und verdienen die gleiche Anerkennung, die die 
Hauptbände des Werkes allgemein gefunden haben. Insbeſ. diejenigen 
Benutzer, die ſich nicht mit einem einzelnen Kommentar begnügen 
können, ſondern der mietrechtlichen Literatur in weiterem Umfange 
bedürfen, werden die Bücher von Kiefersauer wegen ihrer Herkunft 
aus Bayern beſonders ſchätzen. Ihre Verwendung in anderen Ländern, 
insbeſ. in Preußen, iſt dadurch nicht im mindeſten beeinträchtigt, im 
Gegenteil, die Kenntnis der bay. Beſtimmungen wirkt häufig an⸗ 
regend und befruchtend. 

KEN. Dr. Günther, Berlin. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Franz Hertel: Mieterſchutz und 
Wohnungszwangs wirtſchaft. 
15. Nachtrag, Bd. V, 4. Lieferung. Oppeln Juli 1928. 
Preis 3 . 


Der Nachtrag enthält die VO. des preuß. Staatsminiſteriums 
v. 14. April 1928 (GS. 100) betr. die Umlegung des Waſſergelds 
und die Betriebskoſten in der geſetzlichen Miete, die am 1. Juli 
1914 von der Gemeinde getragen wurden, und für die ſie von den 
Vermietern Gebühren erhebt, nebſt einer die VO. erläuternden 
Anmerkung, ſodann Rechtsentſcheide des KG. und des BayObLG., 


zum größten Teil mit den Gründen, endlich zwanzig wichtige Entſch. 
des RG. und anderer höherer Gerichte in Miet⸗ und Wohnungs⸗ 
ſachen. Verf. hat dieſen Rechtsentſcheiden und Entſch. kritiſche 
Außerungen hinzugefügt, die mindeſtens ſehr beachtenswert ſind, 
wenn man ihnen auch nicht immer wird beiſtimmen können. Insbeſ. 
hält er es mit Recht für dringend wünſchenswert, daß die ver⸗ 
ſchiedenen 38. und Sts. des RG. bei dem für die Praxis ſo wich⸗ 
tigen 8 49a MShG. bald zu einer einheitlichen Stellungnahme 
fait einheitlichen Formulierung der maßgebenden Rechtsſätze ge⸗ 
angen. 
Senpräſ. a. D. Geh. DIN. Dr. W. Marwitz, Berlin. 


Band V, Lieferung 5 und 6 (16. und 17. Nachtrag) 
vom November 1928 und Februar 1929. Preis 2,50 
und 3 .⁄Z. 


Die Nachträge bringen RE. des KG. v. 30. Juni 1928 bis 19. Jan. 
1929 mit den Gründen und v. 3. Nov. 1928, 19. Jan. und 
16. Febr. 1929 ohne ſie, ſowie einige wichtige Entſch. des NG., des 
KG. und des OL. Breslau in Miet⸗ und Wohnungsſachen, endlich 
ſolche des OVG. und des NFH. mit den Gründen und eine Über⸗ 
ſicht über die RE. des KG. von 1928. Wie in den früheren Bänden 
des groß angelegten Werkes fügt Verf. auch hier kritiſche Be⸗ 
merkungen an, in denen er das weſentliche der Entſch. und die gegen 
fie beſtehenden Bedenken klar hervorhebt. Man Kann dem Bedauern des 
Verf., daß das RG. im Urt. v. 23. März 1928 (Nr. 143), in dem es 
feinen bekannten Standpunkt über den Unterſchied zwiſchen Pacht und 
Miete feſtgehalten hat, auf die gewichtigen Bedenken, die gegen dieſen 
Standpunkt im Schrifttum erhoben ſind, nicht näher eingegangen iſt, 
nur zuſtimmen und mit ihm hoffen, daß ein günſtiger Zufall eine 
Entſch. der vereinigten ZivSen. über die für die Praxis überaus 
wichtige Rechtsfrage herbeiführen werde. Das RO. ſcheint aller⸗ 
dings ſeine weite Ausdehnung des Pachtbegriffs im Urt. v. 15. Nov. 
1928 (Nachtrag 17 Nr. 167) etwas eingeſchränkt zu haben, wie 
Verf. in ſeiner Anm. zu dem Urteil meint, obwohl es nicht ganz 
klar zum Ausdruck gekommen ift. Gegen die vom Verf. für zutreffend 
erachteten RE. des KG. v. 1. Dez. und 3. Nov. 1928 über die 
auf die Mieter umzulegenden Koſten des Fahrſtuhlbetriebs (Nr. 464 
und 472) beſtehen erhebliche Bedenken, wie ich in der Anm. zu dem 
erſteren NE. unten S. 288617 ausgeführt habe. 


Der vom Verf. gebilligte RE. v. 1. Dez. 1928 (Nr. 465), nach welchem 
das MEW. bei der Berechnung der von den Mietern zu tragenden Koſten 
der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung nur zu 
prüfen hat, welche Menge von Heizſtoffen tatſächlich verbraucht 
und welche Koſten dafür entſtanden ſind, während für die Entſch. 
darüber, ob der Verbrauch übermäßig oder der Einkauf un⸗ 
wirtſchaftlich vorgenommen iſt, das ordentliche Gericht zuſtändig 
iſt, mag nach den beſtehenden Beſtimmungen zutreffend ſein, 
zeigt aber, wie wenig dieſe beſtrebt ſind, einen unnötigen Auf⸗ 
wand an Zeit, Arbeitskraft und Koſten zu vermeiden. Es iſt 
nicht einzuſehen, weshalb dem MEAN. nicht auch die Entſch. der 
zweiten Frage übertragen wird, damit der ganze Streit in einem 
Verſahren erledigt werden kann. 

Sen Präs. i. R. Geh. DIR. Dr. W. Marwitz, Berlin. 


Dr. Werner Settgaſt: Wegweiſer durch das Miet⸗ und 
Wohnrecht. 2. Aufl. Berlin 1928. Bali⸗Verlag Berger & Co. 
175 Seiten. 


Das Buch enthält die einſchlägigen Geſetze, preuß. Ausführungs⸗ 
verordnungen und Berliner Vorſchriften. Es gibt eine recht gute Zu⸗ 
ſammenſtellung des zur Zeit geltenden Mietnotrechts. Zur Erläuterung 
ſind bei den einzelnen Geſetzesſtellen in ſehr geſchickter Weiſe die dazu 
ergangenen Rechtsſätze der Rechtsentſcheide des Kc. eingefügt. Das 
Buch kann jedem, der ſich ſchnell über das derzeitig geltende Recht 
unterrichten will, beſtens empfohlen werden. 


KGR. Dahmann, Berlin. 


Sammlung der Rechtsentſcheide 1924/28 mit ihrer weſent⸗ 
lichen Begründung in ſyſtematiſcher Anordnung. Von 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Franz Hertel. Selbſtverlag des 
Verfaſſers, Oppeln, Blücherſtr. 1. Preis 5 h. 


Den Hauptteil des Buches nehmen in der Darſtellung, wie ſchon 
der Titel ergibt, die bis zum Februar 1929 veröffentlichten mehr 
als 500 Rechtsentſcheide des KG. und BayobsG. ein. Die in ihnen 
enthaltenen Rechtsſätze find, zuſammen mit einer Reihe wichtiger Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. und anderer letztinſtauzlichen Gerichte, ſyſtematiſch 
geordnet und bilden ſo eine wertvolle Ergänzung der Kommentare 
zum Mietnotrecht. D. S. 
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Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gramſe: Die Rechtſprechung in Miet⸗ und Wohnungs⸗ 
fragen im Jahre 1928. 2. Halbjahr (Nr. 8 der Samm⸗ 
lung). Berlin 1929. Verlag Reichsmieterdienſt. 183 S. 
Preis 2,75 ./#. 

Ins faſt Unermeßliche wächſt allmählich die Fülle der zum Miet⸗ 
recht und insbeſ. dem Raumnotrecht ergangenen Entſcheidungen. 
Immer neue Fragen tauchen auf und alte Fragen erfahren ſtets neue 
Beurteilung. Immer ſchwieriger wird auch für die Fachjuriſten der 
Überblick der Rſpr. auf dieſem weiten und wichtigen Gebiete. In 
Kommentaren und Zeitſchriften iſt ſie überall zerſtreut und das Auf⸗ 
ſuchen erfordert nicht unerhebliche Kenntnis und Aufwand von Zeit. 
Da iſt ein Wegweiſer kaum zu entbehren, welcher, wie die vorliegende 
Sammlung in überſichtlicher ſyſtematiſcher Zuſammenſtellung eine 
fortdauernd laufende Überſicht des überreichlichen Stoffes bringt. Die 
Gramſeſche Sammlung hat ſich die Erfüllung dieſer Aufgabe zum 
Ziel geſetzt. Sie ſtellt in ihrer Geſamtheit ein wertvolles Nachſchlage⸗ 
werk für das Miet⸗ und Raumnotrecht ſeit 1924 dar und ſorgt durch 
halbjährliches Erſcheinen ihrer Hefte dafür, daß der Leſer ſtets über 
den neueſten Stand der Rſpr. unterrichtet wird. Auch das 8. Heft der 
Samml. — umfaſſend die Judikatur des zweiten Halbjahrs 1928 — 
iſt nach den bewährten Grundſätzen des Verf. zuſammengeſtellt. Es 
bringt eine ſtattliche Anzahl Entſcheidungen zum MMietG., dem 
Miet ch⸗ und Wohnmang®. nebſt den gehörigen Beſtimmungen, 
insbeſ. den Lock VO., aber auch einſchlägige Fragen des BGB. und 
der ZPO. ſind berückſichtigt. Dabei iſt zu begrüßen, daß neben höchſt⸗ 
richterlicher Judikatur auch die Rſpr. der LG. und AG. berückſichtigt 
iſt; denn gerade ſie bringt manches für die Praxis des täglichen 
Lebens wichtiges. Bei den einzelnen Entſcheidungen ſind die Fund⸗ 
ſtellen angegeben, ſo daß ein Nachleſen ermöglicht iſt. Ein voll⸗ 
ſtändiges Sachwörterverzeichnis erleichtert das Aufſuchen. Wenn von 
einem Werke wie dem vorliegenden, auch keine lückenloſe Arbeit 
verlangt werden kann, ſo iſt die Auswahl des Gebrachten doch eine 
gute. Auch das neue Heft wird daher dem Juriſten wie dem Laien 
ein willkommenes und brauchbares Mittel ſein, um ſich über die 
neueſte Rſpr. zum Miet⸗ und Wohnrecht zu informieren. 

AGR. Wunderlich, Berlin. 


Sammlung wichtiger Entſcheidungen zum Wohnungs⸗ 
und Mietweſen. 1. Teil: Entſcheidungen zum Reichs⸗ 
wohnungsmangelgeſetz, Reichsmieterſchutzgeſetz, Reichs⸗ 
mietengeſetz. (Vierte Folge.) Zuſammengeſtellt und be⸗ 
arbeitet von Dr.⸗Ing. Albert Gut, Direktor des Woh⸗ 
nungsamtes, Dr. Franz Stümper, Oberregierungsrat im 
bayer. Staatsminiſterium für Landwirtſchaft und Arbeit, 
und Joſeph Zormaier, Landgerichtsrat, ſämtlich in Mün⸗ 
chen. München 1929. Kommunale Vereinigung für Woh⸗ 
nungsweſen. 184 S. Preis 6,50 , für Mitglieder 5,50 . 

Den erſten drei Heften, die in JW. 1926, 942; 1927, 563, 

1917 angezeigt worden ſind, iſt endlich eine weitere Fortſetzung gefolgt. 

Von den Kennern der Sammlung wurde ſie mit Ungeduld erwartet, 

denn ſie wiſſen, welches vorzügliche Hilfsmittel ſie in dieſer ausführ⸗ 

lichen, mit hervorragender Sachkenntnis ausgeführten Zuſammen⸗ 
ſtellung zur Verfügung haben. Wer das Werk aber noch nicht kennt, 
der ſoll nicht durch den beſcheidenen Preis argwöhniſch werden, 
ſondern das Heft erwerben, und er wird mit Sicherheit ſchon das 
nächſte ebenfalls beim Erſcheinen mit Freude begrüßen. Es erübrigt 
ſich, mehr zu ſagen. Nur zur ſachlichen Vollſtändigkeit diene die An⸗ 
gabe, daß das neue Heft außer einem guten Inhaltsverzeichnis an 

Entſch. und Aufſätzen die Nr. 1709—2599 enthält. 

KGR. Dr. Günther, Berlin. 


Entſcheidungen des Kammergerichts in Miet⸗ und Pacht⸗ 
ſchutz⸗, Koſten⸗ und Strafſachen. Auf Grund amtlichen 
Materials herausgegeben von Viktor Ring, Geh. Ober⸗ 
juſtizrat, Vizepräſident des Kammergerichts a. D., unter 
Mitarbeit von Schnitzker, Senatspräſident am Kammer⸗ 
gericht, und Dahmann, Kammergerichtsrat. Ergänzung 


zum Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts (JG. 
Erg.). Achter Band. Berlin W 9. Verlag von Franz 
Vahlen. Preis 10 .Z. 

Der achte Band ſetzt die zuletzt JW. 1928, 2514 beſprochene 
Reihe in der bewährten Weiſe fort und bringt 65 Entſcheidungen 
aus dem Gebiet des Miet⸗ und Pachtrechts, der Koſten⸗ und Straf⸗ 
ſachen im weſentlichen aus der Zeit vom März bis Dezember 1928. 

Die Sammlung, die urſprünglich eine Ergänzung zu dem im 
gleichen Verlage erſcheinenden Jahrbuch für Entſcheidungen in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuch⸗ 
rechts war, Ht zu einer ſelbſtändigen Entſcheidungsſammlung heran⸗ 
gewachſen, die man auf den von ihr behandelten Gebieten nicht 
mehr vermiſſen möchte. 

Der Erfolg iſt ebenſoſehr ein Verdienſt der ſorgfältigen Arbeit 
der Herausgeber wie der ſachgemäßen und praktiſchen Geſtaltung 
der Sammlung durch den Verleger. SD. 


Rechtsanwalt und Notar Dr. Neineke, Juſtitiar des Weſtf. 
Bauernvereins: Die preußiſche Pachtſchutzordnung und 
ihre Ausdehnung auf Jagdpachtverträge. 3. vermehrte 
Aufl. Münſter i. W. 1928. Verlag der Aſchendorffſchen 
Verlagsbuchhandlung. 35 Seiten. Preis 2 . 

Das Büchlein bringt den Text der ratio. und der VO. 

zur Ausdehnung der PachtſchO. auf Jagdpachtverträge. Die 88 1—8 

und 58 ſind mit kurzen Erläuterungen verſehen, die den mit dem 

Stoff unbekannten Benutzern der kleinen Schrift eine einführende 

Auleitung geben. Wiſſenſchaftliche Bedeutung haben ſie nicht und 

wollen ſie auch kaum in Anſpruch nehmen. Im Vorwort iſt aller⸗ 

dings erwähnt, die neuere Judikatur fet weitgehend berückſichtigt. 

Der Inhalt der Erläuterungen, die nach ihrem Umfange ſchon nicht 

vielen Rechtsfragen Platz gewähren, ſteht damit nicht recht im Ein⸗ 

klang. Die knappe Faſſung des Kommentars beeinträchtigt auch zu⸗ 
weilen die Richtigkeit. So heißt es bei der Behandlung der Vertrags⸗ 
verlängerung (S. 6), jede Kündigung ſei in $ 3 gemeint, ſowohl die 
friſtloſe, wie auch die friſtgemäße; Vorausſetzung ſei aber immer, 
daß die Kündigung rechtzeitig erfolgt ſei; beſtehe Streit über die 

Rechtsgültigkeit der Kündigung, ſo müſſe dieſe Frage vor den 

ordentlichen Gerichten entſchieden werden und das PEN. ſetze zweck⸗ 

mäßig das Verfahren aus. Hier hätte es doch wohl einer Andeutung 
bedurft, daß die Zuläſſigkeit der Verlängerung nach friſtloſer Kündi⸗ 
gung zweifelhaft, ſogar in dem führenden Kommentar von Wage⸗ 
mann⸗Marwitz (S. 95) verneint ift, weil ein nicht mehr vor⸗ 
handenes Pachtverhältnis ſchon begrifflich nicht verlängert werden 
kann. Bei Streit über die Kündigungswirkung hat das PEN. nach 
dem im Kommentar nicht angeführten 8 25 zu verfahren, es muß 
alfo fein Verfahren ausſetzen. 

KON. Dr. Günther, Berlin. 


Dr. Johannes Kroch: Grundbuchordnung nebſt den preußi⸗ 
ſchen Ausführungsbeſtimmungen. Fünfte Auflage, be⸗ 
arbeitet von Amtsgerichtsrat Wilhelm Gummel in 
Stralſund. München 1929. C. H. Beide Verlagsbuch⸗ 
handlung. 300 Seiten. Preis 3,60 h. 


Das Buch bietet den Text der GBO. mit kurzen Erläuterungen 
und dazu die preußiſchen Ausführungsvorſchriften. Bei dem in 
München erſcheinenden Buche hätte man eher erwartet, daß es die 
bayeriſchen Ausführungsvorſchriften wiedergibt. So iſt ſein Inhalt 
im weſentlichen der gleiche wie der der Fiſcher ſchen GBO. (Gutten⸗ 
tagſche Sammlung), die jetzt in 10. Aufl. vorliegt. Von ihr unter⸗ 
ſcheidet fi die Gummelſche GBO. dadurch, daß fie nach einer 
kurzen Einleitung eine Zuſammenſtellung der in den deutſchen 
Ländern zur GBO. erlaſſenen Geſetze, Verordnungen und Verfügungen 
der Landesjuſtizverwaltungen an die Spitze ſtellt und auf dieſe bei den 
einſchlagenden Paragraphen des Geſetzes verweiſt, und daß ſie im 
Anfang eine große Anzahl von Entſch. über Aufwertungsgrundbuch⸗ 
fragen unter alphabetiſch geordneten Stichworten mitteilt. Ein Sach⸗ 
regiſter von 16 Seiten erhöht die Brauchbarkeit des Buches. 


SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


s. Jahrg. 1929 Seft 41] 


Rechtſprechung 


Rechtfprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Aumerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


1. 81 RMiet G. i. d. Faſſ. v. 10. Juli 1926; 
Ander G. dazu v. 14. Febr. 1928. Auch vor Inkraft⸗ 
treten des Ander G. aber nach dem 15. Juli 1926 
abgegebene Erklärungen, daß die geſetzliche 
Miete gewählt werde, bewirken, daß nur auf 
Verlangen des Vermieters ſtatt des Vertrages 
mit beſtimmter Laufzeit ein ſolcher von unbe⸗ 
ſtimmter Dauer tritt. +) 

(U. v. 28. Febr. 1929; 2/29 VIII. — Düſſeldorf.) 

Abgedr. JW. 1929, 15794. 


[Ku.] 


Zu 1. A. Anm. Ruth, abgedr. ebenda. 

B. Die Anm. von Ruth kann wegen ihrer Verallgemeinerung 
nicht unwiderſprochen bleiben. Ruth will anſcheinend über den 
Einzelfall hinaus als gegen Treu und Glauben verſtoßend anſehen, 
daß ſich der Mieter bei einem langfriſtigen Vertrage, ſoweit dies an 
ſich noch möglich iſt, auf die geſetzliche Miete beruft. Damit wird 
ein noch einſeitigerer Standpunkt in der Frage der Vertragstreue ver⸗ 
treten, als ihn der Geſetzgeber einnimmt. § 1 Abſ. 1 Satz 3 RMietcz. 
ließ i. d. Faſſ. v. 10. Juli 1926 die Frage offen, ob ſich der Mieter 
durch Berufung auf die geſetzliche Miete von einem läſtigen Miet⸗ 
vertrage befreien konnte. Der Geſetzgeber wollte dem Mieter offen⸗ 
bar dieſes Recht nicht geben (vgl. auch Meyerowitz: JW. 1927, 
557 l. Sp.). In der Literatur wurde zwar insbeſ. von Rödiger 
und Vidal an den bei Meyerowitz S. 784 wiedergegebenen 
Stellen ebenfalls darauf hingewieſen, daß die Geſetzgebung mit der 
neuen Vorſchrift den Vermieter ſchützen wollte, jedoch übereinſtimmend 
angenommen, daß dieſe Abſicht des Geſetzgebers nicht hinreichend zum 
Ausdruck gekommen ſei und deshalb auch dem Mieter das gleiche 
Recht nicht verſagt werden könne (bol. Ebel, Hertel, Lilien- 
thal, Rödiger, Vidal an den bei Meyerowitz S. 784 wieder⸗ 
gegebenen Stellen). Inzwiſchen hat das RG. in dem hier beſprochenen 
Urteile angenommen, daß die Nov. v. 14. Febr. 1928 nur eine 
authentiſche Auslegung der Beſtimmung v. 10. Juli 1926 enthalte 
und daß ſchon mit der Faſſung v. 10. Juli 1926 dasſelbe geſagt 
werden ſollte wie jetzt. Dementſprechend iſt zu unterſcheiden: a) die 
bis zum 15. Juli 1926, das iſt dem Inkrafttreten der Nov. v. 
10. Juli 1926 abgegebene Erklärung beeinflußt den längjährigen Ver⸗ 
trag überhaupt nicht, b) die nach dem 15. Juli 1926 abgegebene Er⸗ 
klärung kann den Vertrag nur auf Verlangen des Vermieters in 
einen ſolchen auf unbeſtimmte Zeit verwandeln. Ob die Annahme 
einer authentiſchen Auslegung auch auf Rechtsverhältniſſe einwirkt, 
welche im Sinne des früheren Geſetzeswortlauts zur Abwicklung ge⸗ 
langt find, iſt eine Frage des einzelnen Falles. Hertel meint, 
daß die Nov. v. 4. Febr. 1928 einem Mißbrauch entgegentrete, und 
auch das RG. ſpricht von einem Übelſtande, der beſeitigt werden 
mußte. Dabei handelt es ſich bereits um eine etwas einſeitige Be⸗ 
urteilung. Der Geſetzgeber hat allerdings ſchon in der Nov. v. 10. Juli 
1926 einſeitig zugunſten des Vermiekers Stellung nehmen und nur 
den Mieter, nicht auch den Verntieter an der Abkehr vom Vertrage 
hindern wollen. Dieſe ſeine Abſicht hat er in der Nov. v. 14. Febr. 
1928 erneut zum Ausdruck gebracht. Der Geſetzgeber bekundet ſeine 
Abneigung gegen einen Vertragsteil, welcher ſich durch Berufung auf 
die geſetzliche Miete vom Vertrage losſagt, aber er bekundet dieſe 
Abneigung nur gegenüber dem Mieter. Iſt die Friedensmiete wegen 
Veränderung der Gegend nachträglich erhöht und beruft ſich der Ver⸗ 
mieter auf die geſetzliche Miete, um ſich derart eine höhere als die 
vereinbarte Miete zu verſchaffen, ſo iſt der Mieter nicht etwa ſeiner⸗ 
ſeits berechtigt, zu verlangen, daß der Vertrag ſich in einen ſolchen 
auf unbeſtimmte Zeit verwandelt. Der Mieter bleibt vielmehr an 
den langjährigen Vertrag gebunden und hat die höhere geſetzliche 
Miete zu zahlen. Das war die Abſicht des Geſetzgebers, welcher die 
Nov. v. 10. Juli 1926 geſchaffen hat, und das war in verſtärktem 
Umfange die Abſicht des Geſetzgebers in der Nov. v. 14. Febr. 1928. 
Diefe Abſicht kann feſtgeſtellt werden. Es hängt danach ausſchließlich 


2. 81 RMietG. Bei Voraus verfügung über 
den Mietzins iſt für die Forderung geſetzlicher 
Miete kein Platz mehr. f) 

Die Bekl. hat durch Vertrag v. 27. Okt. 1922 ihr Haus⸗ 
grundſtück an H. verkauft. H. hat 1926 das Grundſtück an 
die Kl. weiterveräußert. 

In 8 2 des Vertrages von 1922 war in der Kaufgeld⸗ 
belegung beſtimmt, daß dem Käufer H. 15000 % „für den in 
8 4 vereinbarten Mietvertrag“ erlaſſen werden. § 4 beſtimmt, 
daß „der Käufer der Verkäuferin ein Mietrecht bis zum 
31. Dez. 1932 einräume, wofür als Entgelt die erwähnten 
15000 % erlaſſen worden ſeien. — Sollte die Verkäuferin 
von dieſem Mietrecht keinen Gebrauch machen oder vor Ab⸗ 
lauf der vereinbarten Mietzeit verſterben, ſo iſt der Käufer 
verpflichtet, den auf den Reſt der Mietzeit entfallenden Betrag 
der erlaſſenen 15000 Jé an die Verkäuferin bzw. deren Erben 
herauszuzahlen“. In dem Vertrage zwiſchen H. und der 
Bekl. heißt es, daß die Verpflichtungen des H. gegenüber der 
Bekl. von der Käuferin (Kl.) nicht übernommen werden. Die 
Kl. hat unter Zugrundelegung der von dem MEA. feſtgeſetzten 
Friedensmiete die geſetzliche Miete eingeklagt. 

Das LG. hat dem Klageantrag entſprochen, das BG. die 
Klage abgewieſen. Die Rev. der Kl. if zuruckgewieſen. 


von dem Willen des Vermieters ab, ob der Mieter, welcher ſich auf 
die geſetzliche Miete berufen hat, an den langjährigen Vertrag ge⸗ 
bunden bleibt, dagegen nicht auch umgekehrt, von dem Willen des 
Mieters, ob der Vermieter, der ſich auf die geſetzliche Miete beruft, 
an dem langjährigen Vertrage feſtzuhalten iſt. Das RG. iſt der 
Anſicht, daß dadurch ein Mißſtand beſeitigt wurde, ohne gegen den 
Mieter Stellung zu nehmen, der ſich trotzdem, ſoweit ihm nach Reichs⸗ 
und preuß. Recht die Befugnis überhaupt noch zuſteht, auf die geſetz⸗ 
liche Miete beruft. Ruth will den Behörden ſchlechthin auch inner⸗ 
halb dieſes Rahmens die Befugnis zur Berufung auf die geſetzliche 
Miete nehmen. Es iſt aber nicht einzuſehen, weshalb ſich nicht auch 
die Deutſche Reichspoſt auf ein Recht berufen können ſoll, auf das 
ſich jede Privatperſon berufen darf und das nach 849 MietSchcg. 
und 819 NMietG. unverzichtbar if. Gerade die Behörden, welche 
die Gelder der Allgemeinheit verwalten, ſind verpflichtet, ſich gegen 
übervorteilung derjenigen Mittel zu bedienen, welche das Geſetz den 
Mietern noch gewährt, und es darf daran erinnert werden, wie ſehr 
gerade das RG. ſich während der Kriegs⸗ und Übergangszeit gegen 
Übervorteilung von Behörden gewendet hat (vgl. RG. 90, 402 Nr. 100 
JW. 1918,32 und Meyerowitz S. 382 a. E., 383 und 550). 
Die Behörden werden in allen Fällen, in welchen ſie ſich nicht mehr 
auf die geſetzliche Miete berufen können, oder in welchen es ihnen 
unerwünſcht iſt, den langfriſtigen Vertrag zu verlieren, erwägen 
müſſen, ob es ſich nicht um eine unangemeſſen hohe Miete i. S. des 
8 49 a MietSchG. handelt, und ob fie nicht auf dieſem Wege eine 
Herabſetzung der Miete erzielen können. Von Raumwucher war aber 
wohl im vorliegenden Falle nicht die Rede. 

In dem gegenwärtigen Zuſammenhange darf auch darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß es bei dem Inkrafttreten des NMiet®. gerade 
die Vermieter waren, welche ſich gem. § 1 Abſ. 1 und 2 MMietG. 
gegenüber langfriſtigen Verträgen auf die geſetzliche Miete beriefen 
und daß ihnen dies von niemand verübelt werden konnte. 

RA. Arthur Meyerowitz, Königsberg i. Pr. 


Zu 2. 1. Dem Urteil kann nicht zugeſtimmt werden. Es iſt 
eine nähere Prüfung der vorangegangenen Rſpr. des RG. erforder⸗ 
lich. Das NG. hat ſich mehrfach mit der Frage befaßt, ob ſich der 
Käufer eines Hausgrundſtücks gegenüber einem im Kaufvertrag zu⸗ 
gunſten des Voreigentümers auf beſtimmte Zeit und zu beſtimmtem 
Mietzins vereinbarten Mietrecht gem. § 1 RMietG. auf die 
geſetzliche Miete berufen kann. Dieſe Frage hat das RG. in 
feiner Entſch. v. 20. Juni 1924, 550/23, 3. Ziv Sen., RG. 108, 312 
= ZW. 1924, 1963 in einem Fall bejaht, in dem bei der Bemeſſung 
des Grundſtückskaufpreiſes das Mietrecht des Voreigentümers nicht 
beſonders berückſichtigt worden war. Als Begründung wurde vom 
NG. hervorgehoben, daß der Kaufvertrag zugleich auch einen Miet⸗ 
vertrag enthalte und dem Grundſtückskäufer (als Vermieter) das un⸗ 
verzichtbare Recht (8 19 NAMietG.) auf Anrufung der geſetzlichen 
Miete nicht genommen werden könne. Der Voreigentümer habe dem⸗ 
gegenüber nicht das Recht (dies war die Anſicht des BG. Os. 
Braunſchweig), wegen Nichterfüllung der Kaufvertragsverpflichtungen 
des Käufers auf Gewährung des Mietrechts zu den vertraglichen Be⸗ 
ſtimmungen Schadenserſatzanſprüche zu erheben. Dieſe An⸗ 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Rev. nimmt zutreffend an, daß das durch den Ver⸗ 
trag v. 27. Okt. 1922 für die Bekl. begründete Nutzungsrecht 
nach den von dem Ber. feſtgeſtellten Umſtänden und Partei⸗ 
zwecken ein Mietverhältnis war, deſſen Annahme es nicht 
entgegenſteht, daß der Mietzins für die ganze Mietzeit vor⸗ 
ausbezahlt (RG.: Seuff Arch. 80 Nr. 29) oder abgefunden 
iſt. Danach ift gemäß $ 571 BGB. dieſe Rechtsbeziehung anch 
zwiſchen der Kl. als Erwerber und der beklagten Mieterin 
begründet worden. 

Der Anſpruch der Kl. kann deshalb nur begründet ſein, 
wenn nach den Beſtimmungen des Mietrechts die Kl. die ge⸗ 
ſetzliche Miete zu fordern berechtigt iſt, ohne daß es zunächſt 
darauf ankommt, ob die Verbindung der Miete mit dem Kauf⸗ 
vertrag Einwendungen gegen die aus dem Mietrecht etwa be⸗ 
gründeten Anſprüche zeitigt. 

In den von der Rev. in Bezug genommenen Entſchei⸗ 
dungen des 3. ZivSen., die die Berechtigung des Anſpruchs 
der Kl. zur Forderung der geſetzlichen Miete begründen ſollen, 
handelt es ſich darum, daß zwiſchen Vertragsparteien des 
Kauf⸗ und Mietvertrages für das Mietverhältnis eine laufende 
Miete feſtgeſetzt war, die in den Fällen der Entſch. 623/24, 
333/25 und 345/25 mit Rückſicht auf das Entgegenkommen 
des Verkäufers und Mieters im Kaufpreis entſprechend niedrig 
beſtimmt war. Immerhin blieb eine Papiermarkmiete beſtehen. 


Wie der 3. ZivSen. an Hand der Begründung des 
RMietG. in RG. 115, 4741) eingehend und zutreffend bars 
gelegt hat, wird der bürgerlich-rechtliche Mietvertrag von den 
Beſtimmungen des RMietG. nur ſoweit berührt, als es ſich 
um die Höhe der von dem Mieter als Entgelt für den Miet⸗ 
raum zu bewirkenden Leiſtung handelt. In der in den Akten 
erörterten Entſch. v. 18. Nov. 1924, 624/23 = Seuff Arch. 


1) JW. 1927, 576. 


ſicht des RG. wurde von Mittelſtein: JW. 1924, 1963 ge 
billigt. Sie iſt auch zweifellos zutreffend, da in dem entſchiedenen 
Fall eine Ermäßigung des Grundſtückskaufpreiſes mit Rückſicht auf 
das Mietrecht nicht in Betracht kam, und infolgedeſſen der Käufer 
mit Recht Aufwertung fordern konnte, was bei dem vorliegenden 
Mietverhältnis rechtlich nur im Wege der Berufung auf die geſetz⸗ 
liche Miete möglich war (ogl. hierzu auch KG. v. 28. März 1928, 
16 U 7778/27: Ring 1928, 473). 

2. RG.: JW. 1926, 1949 hat dem Grundſtückskäufer die Be⸗ 
rufung auf die geſetzliche Miete auch für den Fall geſtattet, daß der Kauf⸗ 
preis mit Rückſicht auf das dem Voreigentümer bewilligte Mietrecht 
beſonders niedrig bemeſſen war. Der Grund wurde auch hier darin 
geſehen, daß das vorliegende Rechtsgeſchäft ſowohl die Elemente des 
Kauf⸗ wie des Mietvertrages enthalte und die zur Anwendung zu 
bringenden 88 1, 19 AMiet®. ſchlechthin zwingendes Recht dar⸗ 
ſtellten, das durch Abreden der Parteien vor dem Inkrafttreten des 
RMietG. nicht ausgeſchloſſen werden könne. Dem Voreigentümer ftehe 
weder Schadenserſatz noch Argliſteinrede zu (Stern, 3. Aufl., S. 46 
will dieſe für manche Fälle zulaſſen). Auch könne nicht durch die ge⸗ 
ringere Bemeſſung des Kaufpreiſes die geſetzliche Miete als im vor⸗ 
aus bezahlt angeſehen werden (fo Stern a. a. O.), da die geſetz⸗ 
liche Miete an die Stelle des vereinbarten Mietzinſes getreten ſei 
und ein Rückgriff auf dieſen nicht mehr möglich, auch dem ordent⸗ 
lichen Richter jede Einwirkung auf die Höhe der ausſchließlich vom 
MEN. feſtzuſetzenden geſetzlichen Miete entzogen ſei. In JW. 1927, 
580, 579 hat das RG. ſeinen Standpunkt aufrechterhalten. Die An⸗ 
ſicht des RG. if, abgeſehen von Stern, auch von Ruth (JW. 
1926, 1949; 1927, 579) bekämpft worden. Auch Meyer (JW. 1924, 
1913) iſt anderer Auffaſſung. Ruth hält in den einſchlägigen Fällen 
einen gemiſchten Kauf⸗ und Mietvertrag für vorliegend, bei 
dem die Überlaſſung des Benutzungsrechts einen Teil des Kauf⸗ 
preiſes bilde. Ein ſolcher Vertrag unterſtehe nach ſeinem Zweck 
nicht den Normen des Mietrechts, ſo daß dem Grundſtückskäufer 
die Berufung auf die geſetzliche Miete verſagt ſei. Ergebe ſich das 
Bedürfnis nach Löſung eines ſolchen für eine Partei unerträglich ge⸗ 
wordenen Vertrages, ſo ſei dies nur nach den allgemeinen für den 
Kaufvertrag geltenden Grundſätßen möglich. Meyer will den Vor⸗ 
eigentümer wegen ſeiner durch die Anrufung der geſetzlichen Miete 
aufgehobenen vereinbarten Vorleiſtungspflicht einen entſprechenden 
Rückſorderungsanſpruch gewähren und ſteht auf dem Standpunkt, 
daß die Anrechnung der Vorausleiſtung des Voreigentümers nicht 
die Berechnung der Höhe der geſetzlichen Miete, ſoudern die Erfül- 
lung betreffe, ſo daß hierfür das ordentliche Gericht zuſtändig ſei. 
Man wird ſich der Anſicht von Meyer anſchließen müſſen. Zweifel⸗ 
los liegt bei den fraglichen gemiſchten Verträgen nach der Abſicht 
der Kontrahenten auch ein Mietvertrag vor, deſſen weſentliche Be⸗ 
ſtandteile im Kaufvertrag mit enthalten ſind. Somit kann man 
dem Grundſtückskäufer an ſich das unverzichtbare Recht auf die An⸗ 
rufung der geſetzlichen Miete nicht nehmen. Macht der Käufer hier⸗ 


79, 41 hat der 3. Sen. daraus für den Fall, daß Mietvoraus⸗ 
zahlung für eine beſtimmte Vertragsdauer — nach dem 
Mietrecht gegen den Vermieter wirkſam — erfolgt iſt, ent⸗ 
nommen, daß für eine geſetzliche Berechnung der Miete kein 
Raum mehr bleibe. Es it nicht erſichtlich, daß der 3. ZivSen. 
dieſen Rechtsſtandpunkt ſpäter aufgegeben hat. Das folgt 
jedenfalls nicht aus den vorangeführten, zeitlich ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidungen. 
Der BerR. hat ohne Rechtsirrtum dargelegt, daß für 
den vorliegenden Fall die in dem Vertrage v. 27. Okt. 1922 
vorgenommene Verrechnung der künftigen Mieten für zehn 
Jahre zwei Monate mit einer pauſchalierten Summe von 
15000 % des Kaufpreiſes mietrechtlich wirkſam ift. Es hau⸗ 
delt ſich zwar, wie die zutreffenden Darlegungen des Ber. 
über die Höhe der effektiven Mieten im Herbſt 1922 ergeben, 
nicht eigentlich um eine Vorauszahlung, da am 27. Okt. 1922 
offenbar war, daß der zehnjährige Mietzins weitaus höher ſein 
müßte als 15000 6, ſondern um eine Abfindung des Miet⸗ 
zinsanſpruchs, die außer in dem genannten Nachlaß von 
15000 % der Sache nach auch in der übrigen Kaufpreis⸗ 
bemeſſung verſteckt war. Jedenfalls liegt eine Verfügung über 
den Mietzins vor, die ſchon deshalb auch dem Erwerber gegen⸗ 
über wirkſam iſt, weil ſie in Gemäßheit des gleichzeitig ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages erfolgte (RG. 94, 2812) und die zu⸗ 
dem der klagenden Erwerberin zur Zeit des Eigentumsüber⸗ 
gangs unſtreitig bekannt war, jo daß § 573 letzter Satzteil 
BGB. zutrifft. Der BerR. hat deshalb ohne Rechtsirrtum 
angenommen, daß der Kl. die Mietzinsverrechnung in dem 
Vertrage v. 27. Okt. 1922, ihre jetzigen Anſprüche aus⸗ 
ſchließend, entgegenſteht. 
(U. v. 29. Nov. 1928; 


2) JW. 1919, 674. 


von trotz ſeiner Vorabbefriedigung Gebrauch, ſo muß er ſich auch den 
Einwand der Erfüllung gefallen laſſen. Es handelt ſich hier⸗ 
bei nicht um eine Ermäßigung der geſetzlichen Miete. Die geſetzliche 
Miete wird nicht — was nicht zuläſſig wäre — nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen aufgewertet, fondern vom MEN. in voller Höhe 
feſtgeſtellt bzw. feſtgeſetzt. Gegenüber dieſer an die Stelle der Ver⸗ 
tragsmiete getretenen geſetzlichen Miete erhebt der Voreigentümer 
durch die Geltendmachung der Vorabbefriedigung des Grundſtücks⸗ 
käufers lediglich der Einwand der Zahlung, über welche das ordent⸗ 
liche Gericht entſcheiden muß. Ob und in welchem Umfange dieſer 
Einwand Platz greift, iſt Frage der Prüfung und Berechnung im 
Einzelfall. 

3. Der vorliegend vom RG. entſchiedene Fall betrifft einen 
ein zehnjähriges Mietrecht des Voreigentümers enthaltenden Grund⸗ 
ſtücksverkauf und hat die Beſonderheit, daß als Entgelt hierfür ein 
beſtimmter Teil des Kaufpreiſes dem Grundſtückskäufer erlaſſen 
worden war. Die Mietsanſprüche des Grundſtückskäufers waren 
durch eine Pauſchalſumme, um welche der Grundſtücks kaufpreis ge⸗ 
kürzt wurde, abgefunden worden. Dieſe Abfindung war außer in dem 
genannten Nachlaß auch in der übrigen Kaufpreisbemeſſung verſteckt. 
Gegenüber dieſer Vereinbarung wurde die geſetzliche Miete nicht vom 
Grundſtückskäufer, ſondern von dem neuen Grundſtückserwerber 
als deſſen Rechtsnachfolger angerufen. Ein ähnlich liegender Fall, 
in dem der Mietzins für ein zehnjähriges Mietrecht im Voraus ent⸗ 
richtet war, iſt vom RG. bereits unter dem 18. Nov. 1924 (3. Ziv Sen.) 
624/23: Seuff. 79, 41 — Recht 1925, 48 dahin entſchieden worden, 
daß dem Grundſtückserwerber die Berufung auf die geſetzliche Miete 
zu verſagen ſei. Zur Begründung hob das RG. hervor, daß, wenn 
die Miete bereits im voraus bezahlt ſei, weitere laufende Mietraten 
nicht mehr in Betracht kämen, ſo daß für deren geſetzliche Berechnung 
kein Raum mehr ſei. Dies gelte auch für den ſpäteren Grundſtücks⸗ 
erwerber, der überhaupt keine Mietzinsanſprüche erlangt habe 
(RG. 91, 279). 

Im vorliegenden Fall (ebenſo in dem dem Urteil III 624/23 
zugrunde liegenden) wird nicht anders zu entſcheiden ſein, als über 
die zu 2 angegebenen Tatbeſtände. Daß nach Vorabbefriedigung des 
Grundſtückskäufers keine Papiermarkmiete beſtehen blieb, ift für 
die Anwendung der in Frage kommenden Rechtsgrundſätze unerheb⸗ 
lich. Das NG. geht von der Vorausſetzung aus, daß die Miete bereits 
durch die Vorableiſtung beglichen ſei, während gerade die Frage, 
ob und in welchem Umfange der Mietzinsanſpruch erfüllt war, ſtreitig 
war und geklärt werden ſollte. Es iſt nicht erſichtlich, aus welchem 
Grunde das unverzichtbare Recht der Anrufung der geſetzlichen Miete 
im vorliegenden Fall erloſchen ſein ſoll. Ob dieſes Recht einen ma⸗ 
teriellen Inhalt hat und einen noch ungetilgten Teil des geſetzlichen 
Mietzinſes ergeben wird, hängt von der ſpäter im ordentlichen Pro⸗ 
zeßverfahren anzuſtellenden Prüfung und Berechnung ab. Es kann 
ſein, daß nach dieſer Berechnung der geſetzliche Mietzins als voll be⸗ 
glichen anzuſehen iſt. Daß dieſe Berechnung vielleicht nur mit 
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3. RMietG. Für die Feſtſetzung der geſetz⸗ 
lichen Miete find ausſchließlich die MEA. zu⸗ 
ſtändig. Auch wenn das ME A. zu Unrecht, in 
rechtsirriger Beurteilung einer ihm überhaupt 
nicht zur Entſcheidung zuſtehenden Rechtsfrage, 
es abgelehnt hat, die geſetzliche Miete feſtzu⸗ 
ſetzen, kann das Gericht fie Doch nicht feſtſetzen. f) 

Das BU. beſtätigt das Urteil des LG., welches feſtſtellt, 
daß die Bekl. verpflichtet iſt, bis zum Ablauf des beſtehenden 
Mietvertrags diejenige Miete zu zahlen, die ſich nach den 
Vorſchriften des RMiet G. ergibt, während die Anſprüche des 
Kl. auf Verurteilung zur Zahlung beſtimmter Mietbeträge 
oder auf Feſtſtellung der Verpflichtung zur Zahlung be⸗ 
zifferter Beträge abgewieſen wurden. Die Rev. rügt Ver⸗ 
letzung des NMiet®.; fie meint, da das MEA. es abgelehnt 
habe, die geſetzliche Miete feſtzuſetzen, bleibe kein anderer 
Weg übrig, als daß das ordentliche Gericht dieſe vom MEA. 
verweigerte Feſtſetzung vornehme. 

Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Die 
Anſicht des Berg., daß nach 88 1 und 2 RMietG. für die 
Feſtſtellung und Feſtſetzung der geſetzlichen Miete das MEA. 
ausſchließlich zuſtändig ſei und daß dem ordentlichen Richter 
die Zuſtändigkeit hierfür fehle, if nach der Rſpr. des erk. 
Sen. rechtlich nicht zu beanſtanden (JW. 1926, 1949). 
Daran wird auch nichts geändert durch die Tatſache, daß das 
MEN. es im vorliegenden Falle abgelehnt hat, die geſetzliche 


Schwierigkeiten durchzuführen iſt, iſt ebenfalls unweſentlich. Auch 
vorliegend kommt nicht eine Verquickung der Aufwertung des Miet⸗ 
zinſes durch Feſtſtellung bzw. Feſtſetzung der geſetzlichen Miete durch 
das MCA. mit einer (unzuläſſigen) Aufwertung des Mietzinſes nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen in Betracht. Der Einwand des Vor⸗ 
eigentümers auf Anrechnung ſeiner Vorausleiſtung betrifft lediglich 
die Frage das Zahlung und Erfüllung, nicht aber die Höhe der 
ausſchließlich vom MEN. feſtzuſetzenden geſetzlichen Miete. Daß der 
neue Grundſtückserwerber die Einwendungen des Voreigentümers 
gegen ſich gelten laſſen muß, folgt aus 88 574, 573 BGB. 
RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


Zu 3. I. Man kann in der Frage, ob das MEN. genötigt 
iſt, eine nach ſeiner Rechtsanſicht überflüſſige Entſch. 
zu fällen, verſchiedener Meinung fein (vgl. hierzu Ruth: JW. 
1927, 2632 Anm. mit weiteren Angaben; Ebel⸗Lilienthal, 
NPIUEG., 4. Aufl., S. 33). Zum mindeſten wird man es dem MEA. 
Raum verargen können, daß es die Feſtſetzung oder Feſtſtellung der 
geſetzlichen Miete ablehnt, wenn es der Überzeugung ij, daß nach 
dem unſtreitigen Sachverhalt das AMiet®. auf das Rechtsverhältnis 
der Parteien keine Anwendung findet. So richtig auch die Auf⸗ 
faſſung if, daß das MEN. über Rechtsfragen nicht zu befinden 
hat, fo wenig wird man andererſeits dem MGA. verwehren können, 
feine Zuständigkeit aus Rechtsgründen zu verneinen und dabei ben 
Tatbeſtand rechtlich zu qualifizieren. Die ſaubere Abgrenzung der 
Befugniſſe des MEA. und der ordentlichen Gerichte in der Theorie 
läßt ſich in der Praxis nicht immer durchführen, wenn man nicht 
zu ganz unannehmbaren Ergebniſſen kommen will. Solches ge⸗ 
legentliche übergreifen der MEN. auf das Tätigkeitsgebiet der Ge⸗ 
richte liegt letztlich im Intereſſe der Parteien ſelbſt, denen mit 
einer Verweiſung an das ordentliche Gericht zur Entſch. der Rechts⸗ 
frage ſelten gedient iſt. Überdies iſt das MENU. ja auch nicht bes 
fugt, das Verfahren bis zur Entſch. des ordentlichen Gerichts aus⸗ 
zuſetzen (K.: JW. 1925, 1179290 — OLG Rſpr. 44, 255; OLG. 
Darmſtadt: HeſſRſpr. 1925, 46), ſomit eine vorherige Klärung der 
Rechtsfrage durch die zuſtändige Stelle herbeizuführen. Der rechts⸗ 
kundige Vorſitzende des MEA. iſt in der Lage, die rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen ſeiner Entſch. zu beurteilen. 

Freilich darf hierbei erwartet werden, daß das MEA. ſich die 
Rſpr. des RG. ebenſo zur Richtſchnur nimmt, wie dies bei den Ge⸗ 
richten üblich iſt. Ich will gewiß nicht einem übel angebrachten 
Präjudizienkultus das Wort reden. Und die Auffaſſung des RG. 
über die Anwendbarkeit des RMietGG. auf Kaufmietverträge habe 
ich wiederholt als unrichtig bekämpft (vgl. JW. 1926, 1949 Anm.; 
1927, 590 Anm.; Überſicht über die Rſpr. des RG. und die Litera⸗ 
tur bei Meyerowitz, Das qel. Miet⸗ und Wohnungsnotrecht, 
2. Aufl., S. 300 ff., 741 ff.). Aber es beſchwert unnötig die Parteien, 
wenn die untere Inſtanz unentwegt einen rechtlichen Standpunkt 
einnimmt, der bei Anfechtung der Entſch. doch nicht durchzudringen 
vermag, und der Mechtsſtreit hierdurch verlängert und verteuert wird. 
Nun hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, 
daß der Hauskäufer⸗Vermieter trotz Verbindung der Mietabrede mit 
dem Kaufvertrag die geſetzliche Miete zur Durchführung bringen 
und damit die Geſchäftsgrundlage, von der die Parteien beim Haus⸗ 
verkauf ausgingen, zerſtören könne. Nur in der Rückwirkung dieſes 
Verhaltens auf den vereinbarten Kaufpreis nehmen erfreulicherweiſe 


Miete feſtzuſetzen. Nach den getroffenen Feſtſtellungen iſt 
dieſe Weigerung erfolgt, weil das MEN. der Anſicht war, 
der Mietvertrag ſtehe mit dem Kaufvertrag in untrennbarem 
Zuſammenhange. Dieſer Ausſpruch iſt nach der Rſpr. des erk. 
Sen. rechtstrrig, es fehlte aber dem MEN. überdies zur Ent⸗ 
ſcheidung der hier ſtreitigen Frage, ob das Rechtsverhältnis 
zwiſchen den Parteien ſich nach den geſetzlichen Vorſchriften 
über Kauf oder über Miete regelt, jede Zuſtändigkeit. Zur 
bindenden Entſcheidung von Rechtsfragen oder Feſtſtellung 
von rechtserheblichen Tatsachen find die ME. nicht berufen, 
wie der erk. Sen. bereits während der Geltungsdauer der 
MietSchVoO. von 1918 ausgeſprochen (RG. 104, 154), und 
wie ſeitdem das NG. in ſtändiger Rſpr. angenommen hat 
(RG. 107, 2861) u. a.). Überſchreitet ein MEX., wie im vor⸗ 
liegenden Falle, die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit und ſeiner 
Amtsbefugniſſe, greift es in unzuläſſiger Weiſe in den der 
Rſpr. der Gerichte vorbehaltenen Geſchäftskreis ein und ver⸗ 
weigert es die Vornahme von Amtshandlungen, die in ſei⸗ 
nen Zuſtändigkeitsbereich fallen, ſo kann dies den ordentlichen 
Richter weder nötigen noch auch nur ermächtigen, Entſchei⸗ 
dungen zu treffen, die ſeiner Zuſtändigkeit entzogen ſind, wie 
dies bezüglich der Feſtſtellung und Feſtſetzung der geſetzlichen 
Miete der Fall iſt. Dem Kl. muß es überlaſſen bleiben, nach 
höchſtrichterlicher Beſtätigung und nach Rechtskraft des er⸗ 
gangenen Feſtſtellungsurteils dem MEA. gegenüber auf dieſe 
neue Tatſache hinzuweiſen (8 44 MietSchG. i. d. Tall. des 


) JW. 1924, 805. 


neuerdings der 5. und 8. Sen. des RG. eine dem Verkäufer gün⸗ 
ſtigere Stellung ein (vgl. JW. 1928, 2526 12), die mit der Auf⸗ 
faſſung des 3. Sen. nicht mehr ganz in Einklang zu bringen iſt. 
Unter ſolchen Umſtänden erſchien es im vorliegenden Falle zweck⸗ 
los für das MEN., die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete abzu⸗ 
lehnen. Im Zweifelsfall tut jedenfalls das MEA. beſſer daran, 
eine nach ſeiner Anſicht unerhebliche Entſch. zu treffen — die 
Auffaſſung des ſachverſtändigen MEN. über die Höhe der Friedens⸗ 
und geſetzlichen Miete kann auch dann noch den Parteien und dem 
Gericht wertvoll ſein —, als ſeine Unzuſtändigkeit zu erklären und 
damit die Gefahr eines negativen Kompetenzkonflikts heraufzu⸗ 
beſchwören. 

II. Alle Freiheit, die man hiernach dem MEN. bei ſeinem 
Spruch hinſichtlich der Entſch. von Vorfragen zubilligen mag, be⸗ 
rührt indes nicht den zutreffenden und von der Rſpr. wie der Lite⸗ 
ratur nahezu widerſpruchslos anerkannten Grundſatz, daß das 
MEAN. nur über die Höhe der geſetzlichen Miete und 
nicht über damit zuſammenhängende Rechtsfragen 
bindend zu befinden vermag, daß im Gegenteil das ge- 
richtliche Urteil in dieſer Beziehung für das MEN. bindend iſt. Er⸗ 
gibt ſich eine ſolche Divergenz zwiſchen der rechtlichen Auffaſſung 
von MEAN. und Gericht, jo darf das MEA. nicht zögern, ſeinen 
Standpunkt zu ändern. Und zwar ſollte es damit nicht warten, 
bis ein rechtskräftiges gerichtliches Urteil vorliegt, ſondern einen 
Zwiſchenbeſchluß des nach Unzuſtändigkeitserklärung des MEN. 
mit dem Mietſtreit befaßten Gerichts bereits als genügend anſehen. 
Das Nebeneinanderbeſtehen zweier in dem gleichen Rechtsſtreit ent⸗ 
ſcheidenden Stellen iſt für die rechtſuchende Partei höchſt mißlich. 
Man ſollte daher ſeitens der beteiligten Behörden ſtets den Weg 
einſchlagen, der die Parteien am wenigſten beſchwert und am ein⸗ 
fachſten zum Ziele führt. Es iſt im vorliegenden Fall nicht erſicht⸗ 
lich, ob und aus welchen Gründen das Gericht von feiner ihm fait 
unbeſtritten allſeits gem. 8 148 BD. zugeſprochenen Befugnis, 
den Rechtsſtreit bis zur Feſtſetzung oder Feſtſtellung der geſetzlichen 
Miete auszuſetzen, keinen Gebrauch gemacht hat. Selbſt wenn das 
Me. ſchon vor Einleitung des gerichtlichen Verfahrens die Feſt⸗ 
ſetzung der geſetzlichen Miete abgelehnt Hatte, jo ſtand einem Aus⸗ 
ſetzungsbeſchluß des Gerichts nichts im Wege und das MEA. würde 
unverantwortlich gehandelt haben, wenn es nicht auf Grund der 
in ſolchem Beſchluß niedergelegten Rechtsauffaſſung des Gerichts 
ſeinen ablehnenden Standpunkt aufgegeben hätte. Gewiß gibt es 
keinen geſchriebenen Rechtssatz des Inhalts, daß auch ein verfahrens⸗ 
rechtlicher Beſchluß des Gerichts für andere Behörden bindende Kraft 
hat. Aber es iſt doch zwecklos, erſt ein rechtskräftiges Urteil des 
Gerichts abzuwarten, das mit Sicherheit die gleiche Rechtsanſicht 
zum Ausdruck bringen wird. Genau genommen hätte das Gericht 
die auf bezifferte Mietbeträge gerichtete Klage wegen Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges abweiſen müſſen, ſolange die Höhe der geſetzlichen 
Miete nicht feſtſtand (vgl. Brumby, RMietch., 2. Aufl., S. 91; 
Marſſon: Grund. 1928, 1559; Hertel, Geſ. Miete, II, 206). 
Das Gericht hat ſich hier, offenbar einem Eventualantrag des Kl. 
folgend, mit einem Feſtſtellungsurteil geholfen, das zwar den 
Kl. auch nicht weiterbringt, ihn aber wenigſtens nicht mit den Pro⸗ 
zeßkoſten belaſtet. Damit iſt jedoch der Kl. nicht der Notwendigkeit 
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Geſ. v. 13. Febr. 1928) und nötigenfalls den Weg der Rechts⸗ 
beſchwerde einzuſchlagen. Die rechtskräftige, gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung ſchafft Recht zwiſchen den Prozeßparteien. Soll aber 
dieſer Zweck erreicht werden, dann müſſen die Urteile der Ge⸗ 
richte auch von den anderen Behörden beachtet werden, wie 
umgekehrt die Entſcheidungen anderer Dienſtſtellen, die dieſe 
innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit treffen, von den 
Gerichten zu berückſichtigen ſind. 
(U. v. 22. Febr. 1929; 337/28 III. — Hamburg.) [Ku.] 


4. § 16 Ab ſ. 1 RMietGG. Umbau von Wohn⸗ 
räumen in Bankgeſchäftsräume genügt der Be- 
ſtimmung. f) 

(U. v. 14. Febr. 1928; 236/27 III. — Berlin.) 


Abgedr. ZW. 1928, 2525 11. 


5. 88 20, 2242 RMiet G.; PrLockV O. v. 11. Nov. 
1926. Nach Ausſcheiden gemieteter Räume aus 
dem RMietG. treten die früher vereinbarten 
Mietſätze wieder in Kraft, aber erſt, wenn dies 
von einer der Mietparteien gefordert wird. f) 


Das BG. geht davon aus, daß das RMietG. die Wir⸗ 
kung einer Mietzinsvereinbarung nur gehemmt habe und daß 


Sch. 


enthoben, nochmals das Gericht anzugehen zwecks Erlangung eines 
vollſtreckbaren Leiſtungsurteils, nachdem das MEN. zur Feſlſetzung 
der geſetzlichen Miete, evtl. erſt auf den Beſchwerdeweg, genötigt 
worden iſt. 

Sollte wirklich — was mir aus der Praxis nicht bekannt iſt 
— des öfteren MEI dem Ausſetzungsbeſchluß eines auf anderem 
Standpunkt ſtehenden Gerichts keine Folge geben, ſo dürfte bei 
einer ſpäteren Reviſion des MietSchG. eine ergänzende Beſtim⸗ 
mung des Inhalts zu erwägen ſein, daß das Gericht befugt iſt, in 
anhängigen Mietſtreitigkeiten die Akten zur Entſch. über eine der 
Zuständigkeit des Gerichts unterliegende Vorfrage an das MEN. 
abzugeben, alſo ein Verfahren vor dem MEN. von Amts wegen 
ohne Parteiantrag in Gang zu bringen mit Entſcheidungszwang 
gegenüber dem MEN. Das gleiche Reſultat ließe ſich aber wohl 
auch durch bindende Verwaltungsanordnung der den MEI. vor⸗ 
geordneten Stellen erzielen. 

Prof. Dr. Ruth, Halle. 


Zu 4. Das Urteil hätte den Satz vorausſchicken ſollen, daß die 
von der in Berlin zuſtändigen Bekl. vermieteten Räume in München 
liegen. Bei Berliner Geſchäftsräumen hätte die LockVO. v. 11. Nov. 
1926 für die Zeit nach dem 1. Dez. 1926 die Berufung auf das 
RM. ausgeſchaltet. Die Entſch. ſelbſt macht den Verſuch, die jetzige 
Anſicht des RG. mit dem Urt. RG. 115, 221 f. JW. 1927, 660 
in Einklang zu bringen. Damals wurde die bloße Anderung eines 
vorhandenen Raumzwecks der Neuſchaffung des Raums gegenüber⸗ 
geſtellt. Es wurde gefordert, daß der Wohn⸗ oder Geſchäftszweck 
für einen Raum, der bisher für keinen dieſer Zwecke geeignet war, 
nen geſchaffen wurde, damit die Befreiung des 8 16 RM. eine 
treten könne. Hiernach kamen nur Umbauten von geſundheits⸗ 
ſchädlichen oder baufälligen Räumen in Betracht, die nicht einmal 
als Lagerräume hätten verwendet werden Können. Das RG. will 
jetzt die Neuſchaffung ſchon bejaht wiſſen, wenn bloß an die Stelle 
des Wohnzwecks der Geſchäftszweck getreten iſt und dies durch den 
Umbau ermöglicht wurde. Der 8 16 RM. ſpricht aber weder von 
dem einen noch von dem anderen Zweck. Er verlangt die Neu⸗ 
ſchaffung von Räumen, nicht die von Raumzwecken. Gewiß ift es 
nicht nötig, daß gerade Wohnräume geſchaffen werden. Aber es 
muß immerhin eine Vermehrung des wirtſchaftlich verwendbaren 
Raumbeſtandes eingetreten fein. Die ältere Entſch., die den Er⸗ 
folg, die Neuſchaffung von Räumen, für entſcheidend erklärte, war 
alſo auf dem richtigen Wege. Die neueren Sprüche ſind um ſo be⸗ 
denklicher, als das RG. keinerlei Gewicht darauf legt, ob die Be⸗ 
hauptung der Kl. zutrifft, daß die Umwandlung genehmigt und 
für den Wohnungsmarkt ausgeglichen worden ſei. Wenn dieſe Frage 
nicht künftighin vom NS. dahin ausdrücklich beantwortet wird, 
daß eine geſetzwidrige Umwandlung keinesfalls die Vorteile des 
8 16 RM. verſchafft, jo werden dieſe Umwandlungen in ver⸗ 
hängnisvoller Weiſe zunehmen. — Für Preußen kommt freilich 
in Betracht, daß das KG. neuerdings dem Wohn A. die Befugnis 
zur zwangsweiſen Rückumwandlung von widerrechtlich umgewan⸗ 
delten Wohnräumen verſagt (NE. v. 31. Okt. 1927: Ring 1928, 
23 und dazu Hein: DWohnA. 1928, 405). Der Raumſchieber üt 
alſo gegenüber dem Wohn. gedeckt, jo daß er den Vorteil, daß in 
Preußen Geſchäftsräume jetzt zwangsfrei find, ohne Rückſicht auf 
eine künftige einſchränkende Auslegung des 8 16 RM. dauernd 


genießen kann. 
Prof. Dr. Hein, Halle. 
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mit der PrLockVO. v. 11. Nov. 1926 die frühere Verein⸗ 
barung wieder in Kraft getreten ſei. Dieſe Vereinbarung ſei 
in dem Brieſe v. 10. April 1924 niedergelegt, ſie ſtellte eine 
Abänderung des früheren Vertrages dar und habe keiner be⸗ 
ſonderen Form bedurft, habe auch mündlich getroffen werden 
können. Ob fie durch ihre Form die Dauer des Vertrages 
habe beeinfluſſen können, könne dahingeſtellt bleiben, dieſe ſei 
durch das rechtskräftige Teilurteil feſtgeſtellt. Die Verein⸗ 
barung ſei alſo wirkſam. Sie beſage, daß die Hundertſätze 
der gewillkürten Friedensmiete von 12 000 % zu zahlen ſeien, 
und zwar unter Erhöhung der vorerſt niedrigen Hundert⸗ 
ſätze auf 750% zunächſt bis 30. Sept. 1924. Dieſes freiwillige 
Zugeſtändnis der Kl. habe die erſte Vereinbarung nicht be⸗ 
ſeitigen können, ſondern ergänzen ſollen. Die Parteien hät⸗ 
ten dieſe Regelung ſo lange gewollt, als derartige Beſtim⸗ 
mungen überhaupt noch, nicht gerade für Mieträume, ge⸗ 
troffen würden. Mit der Herausnahme der Räume aus dem 
RMietG. habe alſo die Vereinbarung ihre Bedeutung nicht 
verloren. Ein anderes gelte erſt dann, wenn Hundertſätze 
nicht mehr beſtimmt würden; dies ſei innerhalb der Ver⸗ 
tragszeit nicht zu erwarten. 

Die Anſicht des BG., daß die geſetzliche Miete die ver⸗ 
tragsmäßig vereinbarte Miete nicht völlig beſeitigt, ſondern 
nur in ihrer Wirkung gehemmt habe, will die Rev. mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 20 AMiet®. und § 22a der Novelle nicht gelten 


Zu 5. Die Herausnahme der Geſchäftsräume aus dem RMietch. 
durch die LockVO. v. 11. Nov. 1926 war nicht ohne Vorgang. Bereits 
durch die preuß. AusfBeſt. v. 4. Aug, 1923 waren die fog. reinen 
Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſer v. 1. Sept. 1923 ab von der Gel⸗ 
tung des RMietc h. ausgenommen worden, eine Beſtimmung, die 
allerdings mit Wirkung v. 1. Dez. 1923 durch die Ausf Anweiſung v. 
7. 11. 1923 (GS. 509) wieder aufgehoben wurde. Auch hier war es 
für den kurzen Zeitraum, in welchem dieſe Gebäude von der Zwangs⸗ 
wirtſchaft befreit waren, ſtreitig geworden, ob die frühere Vertrags⸗ 
miete wieder auflebte oder nach Wegfall der Geltung des MMietch. 
eine nach 88 315, 316 BGB. zu beſtimmende angemeſſene Miete zu 
berechnen ſei. Das RG. hat in wiederholten Entſch., fo u. a. auch im 
Urt. v. 23. Sept. 1927, III 26/27 (Hertel, Mieterſchug, Bd. V,C 
Nr. 74) ausgeführt, daß von dem Augenblick an, wo das Miet. 
für das betr. Mietverhältnis außer Kraft trat, der zwiſchen den 
Parteien beſtehende Vertrag wieder maßgebend geworden ſei und 
die vereinbarte Miete wieder an Stelle der bisher gezahlten geſetz⸗ 
lichen Miete getreten ſei. Dieſer Standpunkt des NG. iſt im Schrifttum 
wiederholt angegriffen worden, ſo von Ruth, Mietrecht S. 211; 
Graetzer S. 18; Stern S. 24; Günther: DWohnaArch. 1927, 97; 
Hertel, Mieterſchutz, Bd. IV, 11 S. XLIII und Geſetzliche Miete, 
II S. 320 ff. Das RG. und die ihm folgende herrſchende Meinung 
läßt m. E. die wirtſchaftlichen Verhältniſſe außer Betracht, welche zum 
RMietG. und insbeſ. zu 8 1 desſelben geführt haben. Geſetz und 
Apr. nahmen damals noch den Standpunkt ein, daß Mark Mark 
ſei und daß daher trotz der damals ſchon ſehr erheblichen Geldent⸗ 
wertung der Mieter durch Zahlung der häufig bereits vor langer Zeit 
vereinbarten Papiermarkmiete ſeinen Verpflichtungen gerecht wurde. 
S 1 Miet. wollte die Möglichkeit ſchaffen, den Mietzins ohne 
Rückſicht auf die getroffenen Vereinbarungen den jeweiligen Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen, um den Mieter einerſeits gegen Ausbeutung 
zu ſchützen, andererſeits aber dem Vermieter die für den Betrieb 
des Hauſes erforderlichen Mittel zu verſchaffen. Ahnliche Eingriffe des 
Geſetzgebers in beſtehende Verträge waren bereits auf anderen Gebieten 
vorgenommen worden, um die Geldleiſtungen den veränderten Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen, fo durch 8 3 VO. v. 22. Juni 1919 über 
Sammelheizungs⸗ und Warmwaſſerverſorgungsanlagen und § 1 VO. 
über die ſchiedsrichterliche Erhöhung von Preiſen bei der Lieferung 
von elektriſcher Arbeit, Gas und Leitungswaſſer v. 1. Febr. 1919 
(RG Bl. S. 135). In dieſer VO. war den Schiedsſtellen die Befugnis 
auferlegt, die Höhe der Vergütung für die ganze Dauer des häufig 
auf Jahrzehnte hinaus abgeſchloſſenen Vertragsverhältniſſes abzu⸗ 
ändern oder den Zeitraum der Geltung feiner Entſch. ſelbſt zu be» 
ſtimmen. An die Möglichkeit der Rückkehr zu der urſprünglich 
vereinbarten Vergütung hat der Geſetzgeber ſchwerlich gedacht, da mit 
einer Rückkehr der früheren Verhältniſſe kaum gerechnet wurde, 
andererſeits aber die Geſtaltung der Wirtſchaft bei Eintritt der 
Stabiliſierung unüberſehbar war und die früheren Vereinbarungen 
auf die neuen Verhältniſſe nicht paßten. Ebenſo liegt die Sache 
aber auch beim RMietch. War der Geſetzgeber nicht der An⸗ 
ſicht, daß die Vertragsmiete durch die einſeitige Wahl oder die 
Vereinbarung der Parteien über das Platzgreifen derſelben endgültig, 
nicht bloß vorübergehend außer Kraft geſetzt ſei, ſo würde er wohl 
ſchwerlich in der Nov. v. 10. Juli 1926 beſtimmt haben, daß, wenn 
die Erklärung aus § 1 vom Mieter nach dem 15. Juli 1926 abge⸗ 
geben wird, der Vertrag nur auf unbeſtimmte Zeit läuft. Denn 
dieſe Beſtimmung ſollte offenſichtlich dem Vermieter das Recht geben, 
ſich von einem langfriſtigen Vertrage im Falle einer Lockerung der 
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laſſen. 8 20a a. a. O. beſage, daß die geſetzliche Miete an 
Stelle der vereinbarten trete, damit ſei die vereinbarte Miete 
für immer erloſchen. 

Dieſe Auffaſſung iſt unzutreffend. Das Neo. hat zu der 
Frage, wie ſich das Mietverhältnis unter zwei Parteien eines 
Mietvertrages dann regele, wenn die Beſchränkungen des 
R Miet. für die vermieteten Räume in Fortfall kommen, 
bereits vor längerer Zeit in zahlreichen Fällen geäußert, die 
den durch die VO. des preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt 
v. 4. Aug. 1923 betreffs der reinen Geſchäftshäuſer geſchaf⸗ 
fenen Zuſtand betrafen. Schon in der Entſch. v. 19. Mai 1925, 
III 369/24 hat es ausgeſprochen, daß mit dem Fortfall der 
Unterſtellung von Räumen unter das RMietG. etwaige ver⸗ 
tragliche Vereinbarungen der Parteien über die Höhe des 
Mietzinſes Platz zu greifen hätten. Dieſen Standpunkt hat es 
ſeither feſtgehalten und in den Urteilen v. 30. März 1926, 
III 225/251), v. 29. Sept. 1926, III 475/25, v. 2. Nov. 1926, 
III 554/26 und endlich in der in RG. 120, 21 veröffent⸗ 
lichten Entſch. v. 17. Jan. 1928, III 171/27 noch einmal klar 
zum Ausdrucke gebracht. Es hat aber auch weiter in einer 
Entſch. v. 23. Sept. 1927, III 26/27 zu der Frage Stellung 
genommen, von wann ab nach Fortfall der Vorſchriften des 
R Miet. die frühere vereinbarte Miete zu zahlen ſei. Da⸗ 
nach war der Vermieter oder Mieter alsbald nach dem In⸗ 
krafttreten der VO. in der Lage, an Stelle der geſetzlichen 
die fog. freie, d. h. die früher vereinbarte und nötigenfalls 
aufgewertete Miete zu verlangen. Die Anderung trat aber 
nicht etwa mit dem Erlaſſe der VO. von Geſetzes wegen und 
ohne weiteres ein, ſondern nur dann, wenn eine Partei des 
Vertrages der anderen erklärte, daß ſie an Stelle der ge⸗ 
ſetzlichen nunmehr die freie Miete verlange. Dieſe Kund⸗ 
gebung brauchte nicht alsbald nach dem Inkrafttreten der VO. 
zu erfolgen, wann He abgegeben werden ſollte, ſtand im Be⸗ 
lieben der betreffenden Vertragspartei. Ohne ſie beſtand aber 
das Mietverhältnis mit ſeinem bisherigen Inhalt weiter. 

Die Gründe dieſer Entſcheidungen haben offenbar durch 
§ 22a Mieth. eine geſetzliche Regelung für den Fall ge- 
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Zwangswirtſchaft loszumachen, wenn der Mieter ſeiunerſeits an 
Stelle der Vertragsmiete geſetzliche Miete wählte. Sie ſollte den Ver⸗ 
mieter, ſobald ihm bei der Lockerung der Zwangswirtſchaft die Kündi⸗ 
gung des Mietverhältniſſes an ſich möglich war, in den Stand ſetzen, 
eine angemeſſene Miete für die Räume zu erzielen, wenn der Mieter 
ſich auf geſetzliche Miete berufen hatte. Da nun kaum anzunehmen 
war, daß der Mieterſchuzg für Räume oder beſtimmte Arten von 
Räumen eher zur Aufhebung kommen würde als das RMiet Gh., viel⸗ 
mehr eher das Umgekehrte zu erwarten war, ſo hätte es der Beſtim⸗ 
mung der Nov. v. 10. Juli 1926 gar nicht bedurft. Denn wenn mit 
dem Außerkrafttreten des RMietG. die frühere Vertragsmiete wieder 
auflebt, dann iſt der Vermieter durch die Fortdauer des langfriſtigen 
Vertrages nicht beſchwert; andernfalls wäre die Beſtimmung geradezu 
ausſchließlich als Strafbeſtimmung für den Mieter aufzufaſſen, der 
von einem ihm geſetzlich zuſtehenden Rechte Gebrauch machte. Das 
kann aber unmöglich der Wille des Geſetzgebers geweſen ſein, der 
jeder Erſchwerung der Geltendmachung des Rechtes auf geſetzliche 
Miete in 8 19 ausdrücklich entgegentritt. 

Das RG. hat im vorliegenden Urteil, welches zum erſten Male 
dieſe Frage für die durch die LockVO. v. 11. Nov. 1926 von der 
Anwendung des Miet. befreiten Räume behandelt, an ſeinem 
früheren Standpunkt feſtgehalten, und es iſt daher kaum zu er⸗ 
warten, daß es ſeine Stellungnahme zu dieſer Frage künftig ändern 
wird. In der Praxis iſt der Unterſchied zwiſchen dieſen beiden Auf⸗ 
faſſungen kein fo großer, wie es auf den erſten Blick ſcheint; denn 
auch bei Feſtſetzung der angemeſſenen Miete kann den beſonderen 
Verhältniſſen des Falles, insbeſondere dem Umſtande Rechnung ge⸗ 
tragen werden, ob der ſeinerzeit vereinbarte Mietzins dem ange⸗ 
meſſenen entſprach oder nach oben oder unten von demſelben ab⸗ 
wich. Für künftige Fälle landesgeſetzlicher Lockerung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft enthält der durch die Nov. v. 14. Febr. 1928 eingefügte 
$ 223 Übergangsvorſchriften, welche beſtimmen, daß zwar auf Ver⸗ 
langen einer Partei die frühere Vertragsmiete wieder auflebt, daß 
aber, falls dieſe auf eine jetzt nicht mehr geltende Währung lautet, 
der angemeſſene Mietzins Platz greift, wobei die Verhältniſſe zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes, insbeſondere die damalige Beſchaffen⸗ 
heit der Mieträume und die damaligen Verhältniſſe der Vertrags⸗ 
teile zu berückſichtigen find. 

In einem Punkte hat das Urteil des RG. noch keine volle 
Klarheit gebracht. Das RG. ſagt, daß die Vertragsmiete nicht von ſelbſt 
wieder Platz greift, ſondern erſt, wenn dies von einer Partei ge⸗ 
gefordert wird. Es iſt m. E., wenn man der Anſicht iſt, daß die 
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ſunden, daß gemäß 8 22 RMietch. Räume durch die Landes⸗ 
behörden von den Beſchränkungen des RMietch. freigeſtellt 
werden ſollen. Soweit die Rev. ſich auf dieſe Beſtimmung 
beruft, um darzutun, daß mit der Einführung der geſetzlichen 
Miete die vertraglich vereinbarte endgültig beſeitigt ſei, hat 
ſie die Bedeutung dieſer Vorſchrift verkannt. 

Dieſe Grundſätze haben allgemein für alle Fälle zu gel⸗ 
ten, da Räume aus der Zwangswirtſchaft, insbeſ. aus der 
Unterſtellung unter das RMietGG. herausgenommen werden. 
Sie find im vorliegenden Falle von dem BG. beobachtet. 
Damit entfällt die Rüge der Rev. inſoweit. 

Gegenüber der Berechnung der Miete nach einem Grund⸗ 
betrage unter Berückſichtigung der geſetzlichen Hundertſätze, 
wie e das BG. als von den Parteien vereinbart feſtſtellt, 
wendet die Rev. ein, es ſei nicht angängig, die Miete nach 
den Beſtimmungen des NMietG. zu berechnen, wenn dieſes 
für die Räume ſelbſt nicht mehr Geltung beſäße. Damit ver⸗ 
kennt die Rev. den oberſten Satz des RMietG., daß es die 
Feſtſetzung der Miete in erſter Linie der freien Vereinbarung 
der Parteien überlaſſen und erſt dann eingreifen will, wenn 
ſie es ſelbſt verlangen. Warum danach Vertragsparteien, 
die die Miete nach ihrem Belieben feſtſetzen und jede Be⸗ 
rechnungsart für ſie wählen können, nicht auch die Berech⸗ 
nung auf Grund des Miet. ſollten vereinbaren können, 
iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen. 

(U. v. 13. Dez. 1928; 283/28 VIII. — Berlin.) [Ru] 


6. 81 MietSch G.; 88 3 Abſ. 1, 6 Prock O. 
v. 11. Nov. 1926. Kein Mieterſchutz für Geſchäfts⸗ 
räume, die der Mieter zum Wohnen benutzen 
läßt. T) 

Die Kl. hatte durch ſchriftliche Verträge v. 15. und 
25. März 1902 auf der Uſedomſtraße und auf der Watt⸗ 
ſtraße in B. zum Betriebe von Filialen je einen Laden mit 
anſchließender Wohnung gemietet, welch letztere den jeweiligen 
Filialleiterinnen überlaſſen wurden. Auf Kündigung der 
Vermieterin v. 1. Nov. 1928 hin hat die Kl. Klage auf Feſt⸗ 


Erklärung aus 8 1 nur für die Dauer der Geltung des RMietch. 
Wirkung hat, nicht folgerichtig, wenn man das Wiederauf⸗ 
leben der Vertragsmiete von dem entſprechenden Verlangen einer 
Partei abhängig macht. Selbſtverſtändlich kann den Parteien 
das Wiederaufleben der Vertragsmiete nicht gegen ihren übereinſtim⸗ 
menden Willen aufgedrängt werden, vielmehr bleibt es den Par⸗ 
teien unbenommen, es beim bisherigen Zuſtande bewenden zu laſſen. 
Hierin liegt alsdann eine neue Vereinbarung. Ob in der Fortzahlung 
der bisherigen Miete und ihrer Annahme eine ſolche Vereinbarung 
zu erblicken iſt, iſt eine Frage der Auslegung. Eine Vereinbarung 
dieſes Inhalts kann aus dem Verhalten der Parteien nur entnommen 
werden, wenn die Parteien ſich bewußt waren, daß vom Außerkraft⸗ 
treten des RMietGG. an wieder die früher vereinbarte Miete in Gel⸗ 
tung getreten iſt. Solange die Partei, welche durch das Wieder⸗ 
aufleben der Vertragsmiete begünſtigt wird, hiervon keine Kennt⸗ 
nis hat, kann in der Annahme der bisherigen geringeren Miete 
oder Leiſtung der bisher höheren Miete kein Einverſtändnis mit 
der Fortdauer des früheren Zuſtandes erblickt werden. 

In der Entſch. des RG. bleibt es auch unklar, von wann ab 
das Verlangen einer Partei nach Wiederplatzgreifen der Vertrags⸗ 
miete wirkſam it, insbeſ. ob es lediglich darauf ankommt, ob der 
betr. Vertragsteil das Verlangen vor dem Fälligkeitstermine ge⸗ 
äußert hat, ohne Rüchſicht darauf, ob die Miete im voraus oder 
nachträglich zu entrichten iſt und ob die Zahlungen, die bis dahin 
vorbehaltlos geleiſtet oder angenommen worden find, für den betr. 
Zeitraum als endgültige zu erachten ſind oder nicht. 

OLGR. Hertel, Oppeln. 


Zu 6. I. Während nach der PrLockVO. v. 11. Nov. 1926 Ge⸗ 
ſchäftsräume ausnahmslos für das WohnmangG. nicht mehr in 
Betracht kommen (8 2), tritt ihre Befreiung von den Vorſchriſten 
des RMietGG. und MietShG. nur dann ein, wenn He nicht Teil 
einer Wohnung bilden oder mit vermieteten Wohnräumen in wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen ($ 3). Zwangswirtſchaftlich können 
alſo ſog. Miſchräume, wie ſie auch hier Gegenſtand der Entſch. 
bilden, nur entweder als Wohnräume oder als Geſchäftsräume an⸗ 
geſehen werden, und es hat ſich die ziemlich allgemein geteilte 
Anſicht herausgebildet, daß es für ihre Beurteilung auf den Geſamt⸗ 
charakter und die überwiegende Zweckbeſtimmung der Räumlichkeiten 
ankomme (vgl. die Verweiſungen bei Ebel⸗ Lilienthal, 3. Aufl., 
S. 377). Damit iſt für die Frage des Mieterſchutzes nicht aus⸗ 
zukommen. Man kann hier die Tatſache, daß mit den Geſchäfts⸗ 
räumen auch Wohnräume entweder räumlich verbunden oder in 
wirtfchaftlihen Zuſammenhang ſtehen, nicht einfach wegdisputieren, 
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ſtellung erhoben, daß ſie zur Räumung nicht verpflichtet ſei. 
Sie iſt der Anſicht, daß die Mieträume Mieterſchutz genießen. 
Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen. 

Das BG. hält den Mieterſchutz zugunſten der Kl. nach 
Inkrafttreten der PrLockVO. v. 11. Nov. 1926 deshalb nicht 
für fortbeſtehend, weil die geſamten Räume nach der aus⸗ 
drücklichen Vertragsbeſtimmung „zum Geſchäftsbetriebe der 
Mieterin“ gemietet und deshalb einheitlich als Geſchäfts⸗ 
räume anzuſehen ſeien. Sowohl der Laden als auch die 
Räume, die den Filialleiterinnen zur Wohnung überlaſſen 
werden, ſeien zur Förderung der geſchäftlichen Zwecke der Kl. 
beſtimmt geweſen. Die Tatſache, daß einige Räume als Woh⸗ 
nung benutzt wurden, könne nicht von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung ſein; entſcheidend ſei vielmehr, wie ſich die Benutzung 
der Räume im Verhältnis zwiſchen Mieter und Vermieter 
darſtelle. Danach aber ſei auch die Wohnung, die vom Mieter 
ſeinem jeweiligen Angeſtellten zur Verfügung geſtellt werde, 
Geſchäftsraum. Deshalb könne lediglich $ 3 Abſ. 1 Lock O. 
Anwendung finden, der die hier fraglichen Räume dem 
Mieterſchutz entzogen habe. 

Demgegenüber führt die Rev. aus, der Begriff Wohn⸗ 
raum i. S. des 8 6 LockVO. ſei nicht nach ſubjektiven, ſondern 
nach objektiven Geſichtspunkten auszulegen. Ein offenbar zum 
Wohnen eingerichteter und beſtimmungsgemäß zum Wohnen 
benutzter Raum könne den Charakter als Wohnraum nicht 
deshalb verlieren, weil er von einem Angeſtellten, nicht vom 
Mieter ſelbſt bewohnt werde. Das würde auch der Abſicht des 
Geſetzgebers zuwiderlaufen, da dadurch die Angeſtellten woh⸗ 
nungslos würden, ohne durch Tauſch eine neue Wohnung er⸗ 
langen zu können. 

Der Reviſionsangriff geht fehl. Mit dem angefochtenen 
Urteil iſt anzunehmen, daß die Mieträume „Geſchäftslokal 
und Wohnung“ nicht als Wohnräume und deshalb nach 8 6 
LockVO. als Geſchäftsräume anzuſprechen ſind, fo daß je 
nach § 3 Abſ. 1 vom Mieterſchutz nicht mehr erfaßt werden. 

Ausdrücklich ſpricht das Miet Sch. v. 14. Febr. 1928 
in feinem $1 von „Mietverhältniſſen“ über Gebäude und 
Gebäudeteile. Der vom Geſetz gewährte Schutz umfaßt alſo 
das Verhältnis der Vertragsparteien zueinander. Auf Rechts⸗ 
beziehungen dritter Perſonen zu der einen oder anderen Partei 
kann ſich der Schutz aus dieſem Mietverhältnis nicht erſtrecken. 
Denn ihr Schickſal iſt inſoweit mit dem der Hauptpartei ver⸗ 
bunden. Wenn daher ein als Wohnung zu benutzender Raum 
in Frage ſteht, kann er Anſpruch auf Bezeichnung als Wohn⸗ 


ſondern hat zu prüfen, ob die Vorausſetzungen des § 3 Abſ. 2 
vorliegen. 

Das ſcheint mir das RG. nicht genügend zu beachten, wenn 
es den objektiv zweifellos zum Bewohnen eingerichteten Räumen den 
Charakter als Wohnräume abſpricht. Gewiß iſt es nicht bedeutungs⸗ 
los, zu welchen Zwecken die Vermietung der verbundenen Räume 
ſtattfand. Haben die Parteien nach dem Inhalt ihres Vertrags⸗ 
verhältniſſes deren Verwendung als Geſchäftsräume allein im Auge 
gehabt, ſo iſt eben hierdurch Wohnraum in Geſchäftsraum um⸗ 
gewandelt worden und Wohnraum i. S. des 86 VO. am 1. Dez. 
1926 nicht mehr vorhanden geweſen, mag das auch vielleicht zwangs⸗ 
wirtſchaftlich unzuläſſig geweſen ſein. Sollte nach den getroffenen 
Abreden Geſchäftsraum zu Wohnzwecken benutzt werden, ſo iſt da⸗ 
mit der Charakter als Wohnraum feſtgelegt ohne Rückſicht darauf, 
ob in ihrem damaligen Zuſtand die Räume ſich dazu eigneten. Wenn 
aber wie im vorl. Fall der vorhandene Wohnraum auch als ſolcher 
verwendet werden darf, wie das NG. aus dem Inhalt des Ver⸗ 
trags feſtſtellt, ſo ſehe ich nicht ein, warum trotzdem dieſe Räume 
noch als Geſchäftsraum angeſprochen werden müſſen. Nur inſoweit 
darf der Vertragsbeſtimmung Einfluß auf ein an ſich nach ob⸗ 
jektiven Geſichtspunkten feſtzuſtellendes Merkmal eingeräumt wer⸗ 
den. Selbſt wenn der Mieter die Räume, deren Benutzung als 
Wohnraum ihm geſtattet war, gewerblichen Zwecken dienſtbar macht, 
iſt damit die Eigenſchaft als Wohnraum nicht beſeirigt; denn was 
er mit den Räumen macht, iſt lediglich ſeine Sache, ſolange er 
ſich mit dem Mietvertrag nicht in Widerſpruch ſetzt. Wäre die 
weitergehende Anſicht des RG. richtig, daß es genüge, wenn die 
Wohnräume nur „Mittel zum Zweck, Ausfluß des beherrſchenden 
Geſchäftszwecks“ find, um fie zu Geſchäftsräumen zu ſtempeln, jo 
würde kaum noch einem Ladenmieter für ſeine damit verbundene 
Wohnung Mieterſchutz zukommen. Denn regelmäßig mietet er die 
Wohnung um des Geſchäfts willen und beſchränkt Hd) nur deshalb 
auf die meiſt recht dürftigen Hinterzimmer ſeines Lokals, um 
dauernd dem Geſchäftsbetrieb obliegen zu können. Selten wird das 
Umgekehrte der Fall ſein, daß das Geſchäft um der Wohnung 
willen nur „in Kauf genommen“ wird. 


raum nur dann erheben, wenn er aus dem Verhältnis der 
Vertragſchließenden zueinander als ſolcher beſtimmt iſt, d. h. 
wenn er dem Mieter ſelbſt als Wohnung dienen ſoll. Das iſt 
aber im vorliegenden Falle nicht nur objektiv unmöglich, da 
die Kl. eine juriſtiſche Perſon iſt, die i. S. des MietSchG. 
nicht „wohnen“ kann, ſondern es iſt auch im Vertrage die 
gegenteilige Abſicht der Parteien zum Ausdruck gebracht, eine 
Abſicht, die grundſätzlich für die Frage, ob ein Raum als 
Wohnraum anzuſehen iſt oder nicht, für ausſchlaggebend zu 
erachten iſt. Nicht die Zweckbeſtimmung des Raumes — z. B. 
bauliche Einrichtung eines Ladenlokals —, ſondern nur der 
Vertragswille iſt maßgeblich. Das gilt naturgemäß nicht nur 
für einen einzelnen Raum, ſondern auch für eine geſchloſſene 
Einheit verſchiedener Räumlichkeiten. Wenn vorliegend die 
Bekl. der Kl. ein im räumlichen Zuſammenhang mit der 
„Wohnung“ ſtehendes „Geſchäftslokal“ durch einheitlichen 
Mietvertrag zu einheitlichem Mietpreis „zum Geſchäfts⸗ 
betriebe“ vermietet hat, ſo konnte der Wille der Parteien, die 
Räume einem einheitlichen Geſchäftszwecke dienſtbar zu 
machen, einen deutlicheren Ausdruck nicht finden. Das Inter⸗ 
eſſe der Kl. ging, trotz ihrer Erlaubnis, die Räume von den 
Verkäuferinnen bewohnen zu laſſen (§ 7 des Vertrages), 
lediglich dahin, die möglichſt dauernde Anweſenheit der Filial⸗ 
leiterin zu erwirken und dieſe Anweſenheit, ſei es zu ſtän⸗ 
digerer Dienſtbereitſchaft, ſei es zu beſſerer Bewachung, ſich 
nutzbar zu machen. Dieſer Geſchäftszweck ſchloß andererſeits 
eine Abſicht der Kl., der Filialleiterin eine „Wohnung“ i. S. 
eines dauernden Mittelpunktes ihres Familienlebens zu ver⸗ 
ſchaffen, geradezu aus. Die Benutzung der Wohnräume durch 
ſie war zeitlich und räumlich gebunden durch ihre Stellung im 
Dienſte der Kl., der nur daran liegen konnte, auch die Be⸗ 
nutzung der Wohnung durch die Filialleiterin ihren gewerb⸗ 
lichen Zwecken nutzbar zu machen. Hätte Kl. dieſen Zweck auf 
andere, billigere Art erreichen können, ſie würde zweifellos 
nicht verfehlt haben, dieſen Weg einzuſchlagen. Daraus ſchon 
ergibt ſich, daß die Abſicht, den Filialleiterinnen Räume zum 
Wohnen zu gewähren, nur Mittel zum Zweck, nur ein Aus⸗ 
fluß des hier alles beherrſchenden Geſchäftszweckes iſt. 

Kommt es aber allein auf dieſen im Mietvertrage feſt⸗ 
gelegten Zweck an, ſo muß die Annahme ausſcheiden, es ſei 
im Verhältnis der Parteien zueinander ein mietgeſchützter 
Wohnraum Gegenſtand des Vertrages geweſen. 

Dieſe Folgerung widerſpricht auch nicht dem Sinne des 
Geſetzes. Das MietSchG. iſt eins aus der Reihe derjenigen 


II. Von dieſem Standpunkt aus darf nun auch kein Unter⸗ 
ſchied gemacht werden, ob der Mieter die Räume wirklich für ſeinen 
Wohnbedarf benötigt und ausnutzt oder ſie Geſchäfts⸗ 
angeſtellten als Wohnung zuweiſt. Man pflegt auch ſonſt nicht 
den Mieterſchutz davon abhängig zu machen, ob der Mieter die 
Wohnräume benutzt. Das iſt ein Geſichtspunkt, der höchſtens für 
die Wohnungszwangswirtſchaft eine Rolle ſpielt, abgeſehen von dem 
Fall des Eigenbedarfs des Vermieters ($ 3 MietSchch.). Das RG. 
trägt wirtſchaftliche Erwägungen in die Auslegung der Lock VO. 
hinein, die in dem Wortlaut der VO. keine Stütze finden. Das 
Urt. läßt ſich auf die kurze Formel bringen: Die Mieterin hat den 
Wohnraum für ihre Zwecke nicht nötig, alſo iſt ſie auch nicht 
ſchutzbedürftig. Greift eine ſolche Beurteilung Platz, ſo iſt der 
Willkür Tür und Tor geöffnet. Wenn der Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt nach ſeinen Erklärungen in der Offentlichkeit hauptſächlich die 
Kleingewerbetreibenden ſchützen wollte, jo ift doch in der VO. davon 
abgeſehen, den Geltungsbereich der VO. in diefer ſubjektiven Weiſe 
zu beſtimmen. Und ebenſowenig hat man einen Unterſchied gemacht 
zwiſchen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen als Inhabern ge⸗ 
ſchützter Räumlichkeiten. Mit dem Satz, daß eine juriſtiſche Perſon 
t. S. des MietShG. nicht „wohnen“ könne, iſt nichts bewieſen. 
Die juriſtiſche Perſon „wohnt“ durch ihre Organe. Und es kommt 
überhaupt nicht darauf an, ob jie wohnt, ſondern ob fie Wohn⸗ 
raum (zur Verwendung als ſolchen) gemietet hat. Hält ſie 
überflüffigeriveife Wohnraum (c, für den ſie keine Verwendung 
hat, ſo macht es nach § 4 MietSh®., insbeſ. in Anbetracht der jetzt 
zugelaſſenen Teilaufhebung, keine weſentlichen Schwierigkeiten, ihr 
die nicht benötigten Räume zu entziehen. 

Auf dem Standpunkt, daß es gleichzültig iſt, ob der Wohn⸗ 
raum dem eigenen Wohnbedarf des Mieters dient oder dem ſeiner 
Angeſtellten, ſtehen die Mietrechtsſchriftſteller in ihrer überwiegenden 
Mehrheit (vgl. die Überſicht bei Ebel⸗Lilienthal, 3. Aufl., 
S. 380; abw. A. Hertel, ErgYeft zum MietShG. Bd. I, 1928, 
S. 684). Sich mit deren Begründung auseinanderzuſetzen, hätte ſich 
für das RG. ſchon verlohnt. 

Prof. Dr. Ruth, Halle a. S. 
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Geſetze, die dazu beizutragen beſtimmt ſind, die durch Woh⸗ 
nungsmangel und Inflation gezeitigten Mißſtände auf dem 
Wohnungsmarkte zu mildern. Während es urſprünglich alle 
Mieträume umfaßte, erſchien eine Lockerung der aus der Not 
der Zeit geborenen Zwangswirtſchaft möglich, nachdem hin⸗ 
ſichtlich der Geſchäftsräume ein geſunderes Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage eingetreten war. Weitergehend als 
die VO. v. 4. Aug. 1923 entzieht daher die LockVO. vom 
v. 11. Nov. 1926 dem Mieterſchutz alle Geſchäftsräume (8 3 
Abſ. 1) mit Ausnahme derjenigen (§ 3 Abſ. 2), die Teile 
einer Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhangs mit Wohnräumen zugleich mit letzteren ver⸗ 
mietet ſind. Aus dieſer Entwicklung ergibt ſich ohne weiteres 
der Zweck der VO. Aus dem Mieterſchutz werden einſtweilen 
ausſchließlich die reinen Geſchäftsräume herausgenommen, 
während der Schutz der Wohnräume im Hinblick auf die noch 
vorhandene überwiegende Nachfrage nicht angetaſtet werden 
ſoll. Dieſes Schutzbedürfnis erſcheint, namentlich im Hinblick 
auf die Kleingewerbetreibenden in den Fällen, in denen eine 
Aufrechterhaltung des Zuſammenhangs zwiſchen Wohnung 
und Arbeitsſtätte vielfach Exiſtenzbedingung iſt, noch ſo groß, 
daß zugunſten der Wohnräume inſoweit ſogar auf die Frei⸗ 
gabe der Geſchäftsräume verzichtet wird. 

Keine dieſer aus der Entwicklung der Zwangswirtſchaft 
ſich ergebenden Vorausſetzungen, die auch heute noch einen 
Mieterſchutz gerechtfertigt und notwendig erſcheinen laſſen, iſt 
im vorliegenden Falle erkennbar. Das ausſchließlich auf Ge⸗ 
ſchäftszwecke abgeſtellte Vertragsverhältnis der Parteien iſt 
nach den heutigen Anſchauungen nicht mehr mieterſchutz⸗ 
bedürftig. 

Nach alledem ergibt ſich weder aus dem Inhalt noch aus 
dem Zweck des MietSh®. und feiner LockV O. ein Anhalt zu 
der Annahme, daß der Mieterſchutz für die fraglichen Miet⸗ 
räume noch in Kraft ſei. 

(U. v. 7. März 1929; 37/29 VIII. — Berlin.) [Ku.] 


7. 88 5, 6 Abſ. 4 MSch G. Die vom Gericht 
ausgeſprochene Beſchränkung der Räumungs⸗ 
pflicht bis zur Beſchaffung von Erſatzraum ſi⸗ 
chert dem Mieter einen vertragsgleichen Beſitz 
der Mieträume. Kein Verzug des Mieters. T) 


Auf eine von der Kl. i. J. 1924 erhobene Mietauf⸗ 
hebungsklage hin wurde der beklagte Mieter durch rechtskräf⸗ 
tiges Urt. zur Herausgabe der Mieträume verurteilt, die 
Zwangsvollſtreckung wurde jedoch von der Sicherung eines 
angemeſſenen Erſatzraums abhängig gemacht. Nach Erlaß des 


Zu 7. Das Urt. beſtätigt wenigſtens für die Fälle des 8 6 
Abſ. 4 MietSchcg. den Ausſchluß von Schadenserſatzanſprüchen. 

In dem Erſatzraumvorbehalt, welcher vom MEX. bei Genehmi⸗ 
gung der Zwangsvollſtreckung gemacht wurde, will aber auch das 
RG. nur eine formelle Beſchränkung ohne materiellrechtliche Be⸗ 
deutung ſehen, was m. E. dem Zweck und Inhalt auch der früheren 
Mieterſchutzgeſetzgebung widerſpricht. Gerade die vom RG. in dem 
vorſtehenden Urt. herangezogene Begründung des MietShG. ergibt, 
daß der Geſetzgeber in dem 8 6 Abſ. 4 MietSchch. die hierauf bez 
züglichen früheren Vorſchriften authentiſch hat auslegen wollen. Eigen⸗ 
artig berührt übrigens, daß das RG. die Begründung zum MietSchch. 
nicht nach irgendeiner amtlichen Sammlung, etwa den Druckſachen 
des RT. Nr. 4185 S. 4528 — 4530 oder nach der Wiedergabe im 
RArbBl., ſondern nach einem Kommentar zum MietSchG. und 
nicht einmal in neueſter Auflage heranzieht. Die Juriſten hatten ſich 
zwar daran gewöhnt, die Motive zum BGB. nicht nur in der amıt- 
lichen Sammlung, ſondern auch in der Sammlung Mugdan 
Materialien heranzuziehen, das blieb dann aber eine ſich ſtets gleich⸗ 
bleibende Sammlung, etwa wie jetzt die Veröffentlichung in den 
Druckſachen des RT. oder im RArbBl. Es erſcheint nicht angängig, 
geſetzgeberiſche Vorarbeiten bald nach dieſer, bald nach jener Auflage 
eines Kommentars heranzuziehen. Bei Beſprechung von Kommen⸗ 
taren war mehrfach bemängelt, daß die Begründungen zu den Ge⸗ 
ſetzen überhaupt und immer wieder abgedruckt ſind. Das RG. zieht 
die Begründung nach der i. J. 1924 erſchienenen 7. Aufl. von Stern 
S. 172180 heran, zur Zeit des Urt. lag aber bereits die 9. Aufl. 
vor, wo die oben herangezogenen Stellen der Begründung S. 354 
bis 363 abgedruckt ſind. 

Der Geſetzgeber wollte, wie ſich gerade aus der Begründung ergibt, 
offenbar nur die bei gleichem Tatbeſtande [don unter der Miet Scho. 
aufgetauchten Zweifelsfragen klarſtellen, und das OLG. Hamm hat 
daher in einem Urt. v. 14. Jau. 1928, 8 U 312/27 den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Vermieters auch für die Zeit nach dem 1. Okt. 
1923 dann ausgeſchloſſen, wenn der Mieter durch rechtskräftiges 


Gef. z. Abänderung des Mieterſchutzgeſetzes (MSchcz.) v. 
29. Juni 1926 verklagte die Kl. den Bekl. erneut mit dem 
Antrag auf Aufhebung der in dem Räumungsurt. vom Jahre 
1924 ausgeſprochenen Beſchränkung, die Klage wurde jedoch 
rechtskräftig abgewieſen. Auf eine abermalige Klage mit dem 
gleichen Ziel, und nachdem die PrLockV O. v. 11. Nov. 1926 
in Kraft getreten war, iſt ſodann der Bekl. zur Räumung des 
Ladens zum 1. April 1927 rechtskräftig verurteilt worden, 
und iſt am 16. Mai 1927 ausgezogen. 

Die Kl. verlangt von dem Bekl. Schadenserſatz für die 
Zeit v. 10. Okt. 1926 an. Sie macht geltend, dadurch, daß 
der Bekl. damals nicht geräumt habe, ſei ihr von dieſem Zeit⸗ 
punkt an bis zum 30. April 1927 ein Schaden von mindeſtens 
4110 % entſtanden. 

Das LG. und BG. haben den Anſpruch der Kl. auf 
Schadenserſatz für die Zeit ſeit dem 1. April 1927 dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, dagegen hat es die 
Anſprüche der Kl. für die Zeit bis zum 31. März 1927 ab⸗ 
gewieſen. Die Rev. der Kl. iſt zurückgewieſen. In dieſem 
Rechtszuge ſteht lediglich zur Entſch., ob der Bekl. durch die 
Nichträumung der Mietſache bereits zu einem früheren Zeit⸗ 
punkt in Verzug gekommen und demgemäß der Kl., wie dieſe 
geltend macht, zum Schadenserſatz verpflichtet iſt. Die beiden 
vorderen Rechtszüge haben dieſe Frage verneint mit der Be⸗ 
gründung, daß die Vollſtreckung des Räumungsurt. aus 
dem Jahre 1924 von der Sicherung eines angemeſſenen Er⸗ 
ſatzraumes abhängig gemacht war, und dieſe Beſchränkung 
der Zwangsvollſtreckung erſt durch das die Räumung zum 
1. April 1927 anordnende Urt. weggefallen ſei (88 5 und 6 
Abſ. 2 MSHS.). Das BG. gründet dieſen Anſpruch auf 
§ 6 Abſ. 4 MSchch. und die Auslegung, die dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung im Schrifttum überwiegend gefunden hat. 

Dieſer Auslegung des BG. iſt beizutreten. Wenn $ 6 
Abſ. 4 MShG. beſtimmt, ſolange in den Fällen der Abſ. 1 
und 2 der Erſatzraum nicht geſichert ſei, hätten die Beteilig⸗ 
ten in Anſehung dieſes Raumes die aus dem Mietverhält⸗ 
niſſe ſich ergebenden Rechte und Pflichten, ſo weiſt dieſe Be⸗ 
ſtimmung zwingend auf 8 535 BGB. hin, wonach der Ver⸗ 
mieter durch den Mietvertrag verpflichtet wird, dem Mieter 
den Gebrauch der vermieteten Sache während der Mietzeit 
zu gewähren. Zwar ift nach 8 5 MSH®. das Mietverhältnis 
für den in der Urteilsformel bezeichneten Zeitpunkt aufzu⸗ 
heben. Allein nach der zweifelsfreien Vorſchrift des § 6 Abſ. 4 
ſollen die Beteiligten bis zur Sicherung des Erſatzraumes oder 
der freiwilligen Herausgabe des Mietraums zu einem frü⸗ 
heren Zeitpunkte in Anſehung dieſes Raumes die aus dem 


Urt. vor dem Inkrafttreten des Miet Sch. zur Räumung verurteilt 
iſt, das MEA. aber die Räumung von Erſatzraumſicherung abhängig 
gemacht hat (vgl. MietGer. 28, 71/72 und Meyerowitz, 2. Aufl. 
S. 397 ff.). Bei Meyerowitz S. 397 it verſehentlich von einem 
Urteile des KG. ſtatt des OLG. Hamm die Rede. 

Für den in dem vorſtehenden Urt. des RG. erörterten Fall, in 
welchem die Tatbeſtandsmerkmale des 8 6 Abſ. 4 MietSchG. bereits 
in vollem Umfange gegeben waren, iſt es nach Wortlaut und Inhalt 
des § 6 Abſ. 4 MietShG. kaum zu verſtehen, wie über den Aus⸗ 
ſchluß von Schadenserſatzanſprüchen überhaupt haben Zweifel auf⸗ 
kommen können. 

Bis zu dem vorſtehend abgedruckten Urt. waren aber ab⸗ 
weichende Anſchauungen in Literatur und Rſpr. durchaus ernſthaft 
vertreten (vgl. Stein⸗Jonas, 14. Aufl., S. 492 Bem. 5 zu 
5726 3PO.; Meyerowitz, 2. Aufl., S. 399 zu 8 6). 

In dem am Schluffe herangezogenen früheren Urt. v. 26. Okt. 
1926 III 533/25, IW. 1927, 5816 und 1907 r. Sp. wird die 
Schadenserſatzpflicht für Fälle bejaht, in welchen die Genehmigung 
zur Vollſtreckung auf Grund des MietSchG. verſagt war. In dem 
Urt. v. 1. April 1927 III 399/26, ZW. 1927, 1924 RG. 116, 
382—384 Nr. 74 erklärt das RG. den Mieter für ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, wenn er die Mietsſache nicht ſofort nach ſeiner Verurteilung 
herausgibt, eine erfolgloſe Berufung geht auf ſeine Gefahr. 

Beiden Urt. muß entnommen werden, daß Schadenserſatz⸗ 
anſprüche auch für gegeben erachtet werden, wenn das MEA. auf 
Grund der Vorſchriften des Miet Sch. und der dazu ergangenen 
örtlichen Anordnungen die Genehmigung zur Zwaugsvollſtreckung 
von Erſatzraum abhängig gemacht hat oder noch abhängig macht, 
Fälle, die gem. 851 Miet Sch. in der Praxis immer noch vor⸗ 
kommen (vgl. Meyerowitz, 2. Aufl., S. 590—593 zu 8 51). 

Nach Anſicht des RG. waren die Mieter, denen gegenüber nach 
dem MietSchGG. die Genehmigung zur Zwangsvollſtreckung durch das 
Me. von der Gewährung von Erſatzraum abhängig gemacht wurde, 
und ſind die Mieter, welche heute den Mietraum erſt nach Rechtskraft 
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Mietverhältnis ſich ergebenden Rechte und Pflichten haben, 
es wird alſo im Wege eines Eingriffs in das Mietrecht des 
BGB. ein vertragsgleicher Rechtszuſtand geſchaffen. 

Der Abſ. 4 des 8 6 MSH®. beſeitigt nicht die in 8 5 
angeordnete Aufhebung des Mietverhältniſſes, aber zufolge 
der Beſtimmung, daß bis zur Sicherung des Erſatzraumes 
die Beteiligten die aus dem Mietverhältnis ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten haben ſollen, iſt es ſo anzuſehen, als ob 
das Mietverhältnis bis zu dieſem Zeitpunkt nicht gelöſt ſei. 
Nach dem Aufbau des MSchG. handelt es ſich hierbei nicht 
mehr lediglich um die Frage der Zuläſſigkeit einer Voll⸗ 
ſtreckung des gegen den Mieter erlaſſenen gerichtlichen Räu⸗ 
mungsurt., über die nach dem früheren Recht das MEA. 
unter Heranziehung ſozialer und volkswirtſchaftlicher Ge⸗ 
ſichtspunkte nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden hatte (vgl. 
amtliche Begründung zum MSchG., abgedr. bei Stern, 
Komm. zum MSchcz., 7. Aufl., S. 172/80; RöGeEntſch. 
III 481/21 v. 23. Mai 1922: Warngſpr. 1922 Nr. 118). 
Der 8 6 Abſ. 4 regelt vielmehr die bürgerlich⸗ rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Mietsparteien ſelbſt, er ſchafft unmittelbar mate⸗ 
rielles Recht und ordnet nicht nur, wie die Rev. meint, „die 
für die materielle Rechtslage bedeutungsloſe Zweckmäßigkeits⸗ 
frage“, ob die Genehmigung zur Zwangsvollſtreckung aus 
einem Räumungsurt. vom Gericht oder dem MEA. zu erteilen 
iſt. Die bereits erwähnte amtliche Begründung zum NSchG. 
(S. 179) läßt keinen Zweifel darüber, daß eine „grundſätz⸗ 
liche Umgeſtaltung des bisherigen Rechtszuſtandes“ vom Ge⸗ 
ſetzgeber beabſichtigt war. Daß die neugeſchaffene Rechtslage 
ſich unter Umſtänden in einer, die Rechte des Vermieters ſtark 
beeinträchtigenden Weiſe auszuwirken vermag, iſt nicht zu 
verkennen, allein das liegt im Rahmen der mit der MSch⸗ 
Geſetzgebung verfolgten Ziele, auch bietet das in 8 16 MSchch. 
vorgeſehene Verfahren dem Vermieter die Möglichkeit, ſich 
gegen ein argliſtiges Verhalten des Mieters, das ihn mit 
Schadenszufügung bedroht, zu ſchützen. Das BU. ſtellt jedoch 
ausdrücklich feſt, daß die Kl. den im Geſetz vorgeſehenen Weg 
nicht beſchritten habe. 


des Urt. oder nach Ablauf der ihnen bewilligten Räumungsfriſt 
herausgeben, in vollem Umfange ſchadenserſatzpflichtig. Die Mieter 
ſind nach der geltenden Geſetzgebung und insbeſ. nach der Aus⸗ 
legung, welche die Geſetzgebung in Literatur und Rſpr. erfahren 
haben, zwar verfahrensrechtlich befugt, die Mietsſache bis zum Ab⸗ 
lauf der Räumungsfriſt und bis zur Rechtskraft des Urt. zu behalten, 
vom Standpunkte des materiellen Rechts aber bleiben ſie ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig. Sie nutzen auf eigene Gefahr die ihnen gewährte 
Räumungsfriſt aus, und ſie handeln auf eigene Gefahr, wenn ſie 
gegen das die Ablehnung des Mietverhältniſſes ausſprechende Urt. 
mit einem Rechtsmittel vorgehen (Warneyer 29, 6—8 Nr. 4; 
Meyerowitz, S. 614 a. E., 615, 921 a. E.). 

Danach hat auch die durch § 52 e Ziff. 1 Miet SchG. i. d. Faſſ. 
der Novelle v. 13. Febr. 1928 für die Zeit nach dem 1. April 1928 
geſchaffene Möglichkeit, in Preußen den Mietern von Geſchäftsräumen 
wieder Räumungsfriſt zu bewilligen (Meyerowitz, 2. Aufl. S. 381 
zu 85, S. 614 zu 8 52e MietSchcG. und S. 918 und 921 a. E. zu 
§ 3 Abſ. 1 der erſten LV.), nur bedingten Wert und wird in der 
Literatur (vgl. Ebel, RArbBl., nichtamtlicher Teil II, 1929 S. 52) 
mit Unrecht in dieſer Vorſchrift eine wichtige neue ſoziale Schutz⸗ 
maßnahme geſehen. 

Der in der Räumungsfriſt liegende Vorbehalt ſtellt, juriſtiſch 
betrachtet, nur eine Beſchränkung des Vollſtreckungsanſpruchs dar 
und iſt insbeſ. nicht geeignet, den Eintritt des Verzuges zu ver⸗ 
hindern (vgl. Stein⸗Jonas, 14. Aufl., 1928, S. 418 II Bem. 5 
zu 8 704 3 PO.) 

Die Rſpr. bezüglich der Schadenserſatzanſprüche mag allenfalls 
der Vorkriegszeit entſprechen, zu welcher auch ſelten ein über die 
Miete hinausgehender Schaden in Betracht gekommen fein wird. Bei 
Bewilligung der Räumungsfriſt gem. 88 5, 27, 52 e Ziff. 1 Miet⸗ 
Sh®. hat der Geſetzgeber trotz ausdrücklicher Heranziehung des 8 721 
PO. ſchwerlich Schadenserſatzanſprüche zulaſſen wollen. Beſonders 
zum Ausdruck iſt das aber nicht gekommen, und Literatur und Praxis 
haben es bisher abgelehnt, dieſem möglicherweiſe vorhanden ge⸗ 
weſenen geſetzgeberiſchen Willen Ausdruck zu geben. 

Danach kann ſich die Bewilligung der Räumungsfriſt überaus 
gefährlich auswirken. In der Zeit v. 1. April 1927 bis 1. April 
1928 konnte in Preußen für Geſchäftsräume aber auch nicht einmal 
Räumungsfriſt bewilligt werden, da die hierauf bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften des MietSchcG. durch die auf § 52 Abf. 1 beruhende erſte 
Lockerungsverordnung v. 11. Nov. 1926 (S. 1926, 300/301 auf⸗ 
gehoben waren und erſt durch § 52 e Ziff. 1 Miet Schcß. auch für 
dieſe Fälle eingeführt ſind. Die Mieter von Geſchäftsräumen, welche 
vor dem Kriege durch langjährige Verträge mit langfriſtiger Kün⸗ 


Iſt aber danach der Vermieter trotz Aufhebung des Miet⸗ 
verhältniſſes bis zur Sicherung des Erſatzraumes kraft (e= 
ſetzes zur Weitergewährung des Gebrauchs der Mietſache ver⸗ 
pflichtet, ſo kann von einem Verzug des Mieters i. S. der 
88 284 ff. BGB. keine Rede fein. Den von der Kl. in Bezug 
genommenen Senatsentſch. IW. 1927, 5816 und RG. 116, 
3821) liegt ein anderer Sachverhalt zugrunde, namentlich 
fehlt in den dort entſchiedenen Fällen der maßgebende Um⸗ 
ſtand, daß die Zwangsvollſtreckung von der Sicherung des 
Erſatzranmes abhängig gemacht war. Die zuerſt erwähnte 
Entſch. hatte überhaupt nur den vor Erl. des MSchG. gel⸗ 
tenden Rechtszuſtand zum Gegenſtande, in dem letzteren Falle 
war das Mietverhältnis mit ſofortiger Wirkung aufgehoben. 


(U. v. 21. Sept. 1928; 499/27. — Berlin.) [Ku.] 


8. 8 4942 Miet Sch G.; 84 Preistr VO. 

1. Raumwucher iſt vom 1. Juli 1926 ab auch 
bei vorher abgeſchloſſenen Verträgen nach 8 49a 
Miet Sch GG. zu beurteilen, nicht mehr nach 8 4 
Preistr VO. 

2. Grundſätze für die Feſtſtellung wuche⸗ 
riſcher Miete. f) 

Der Bert. hat bei Beurteilung der Rechtslage den 
8 49a MietSchGG. in der Faſſung des Gel. v. 29. Juni 1926 
ausgeſchaltet und lediglich den § 4 PreistrVoO. v. 13. Juli 
1923 zur Anwendung gebracht, weil § 49a a. a. O. zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes noch nicht in Geltung geweſen ſei. 
Dieſe Auffaſſung ſteht mit dem Urt. des erk. Sen. v. 7. Febr. 
1928 (RG. 120, 130 ff.)) in Widerſpruch und wird der an⸗ 
gezogenen Mieterſchutzbeſtimmung nicht gerecht. § 49 a a. a. O. 
bedroht mit Raumwucherſtrafe denjenigen, der für die miet⸗ 
weiſe Überlaſſung von Räumen einen Mietzins fordert, an⸗ 
nimmt oder fich verſprechen läßt, der unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe als unangemeſſen anzuſehen iſt. 
Dieſer Paragraph, der, ſoweit Raumüberlaſſungen in Frage 
kommen, nicht erſt mit Aufhebung der PreistrVO., d. h. mit 


) JW. 1927, 1924. 1) JW. 1928, 2462. 
digung und mehrjähriger Verlängerungsklauſel geſichert waren, 
mußten zum großen Teil am 1. April 1927 nach voraufgegangener 
vierteljährlicher Kündigung räumen oder außerordentlich hohe Mieten 
bewilligen. 

Nach dem 1. April 1928 aber iſt ihnen mit der Vorſchrift 
des 8 52 0 Ziff. 1 Miet Sch. auch nur wenig geholfen, da der kurzen 
Räumungsfriſt möglicherweiſe ſehr hohe Schadenserſatzanſprüche gegen⸗ 
überſtehen. 

Die Schadenserſatzpflicht für jede verſpätete Herausgabe der 
Mieträume, auch wenn den Mieter irgendwelches Verſchulden an der 
verſpäteten Herausgabe nicht trifft, wird in dem Urt. des RG. v. 
12. Okt. 1928, III 58/28: Warneyer 21, Jahrg. 1929 S. 6—8 
Nr. 4 erneut beſonders nachdrücklich unterſtrichen. 

Es wird daher einer ſchleunigen geſetzgeberiſchen Klarſtellung 
bedürfen, daß wenigſtens durch die Bewilligung einer Räumungsfriſt 
Schadenserſatzanſprüche ausgeſchloſſen ſind. 

Bei der heutigen Raumnot erſcheint es unerträglich, daß Mieter, 
welchen Räumungsfriſt bewilligt wird, noch ſchadenserſatzpflichtig 
fein ſollen. Der Geſetzgeber hat namentlich die Mieter von Ge⸗ 
ſchäftsräumen in Preußen nach jahrzehntelanger Mietzeit unvermittelt 
rechtlos gemacht, und es erſcheinen die Vorſchriften des Miet Sch. 
nebſt den hierzu ergangenen Übergangsvorſchriften, welche trotz 
Räumungsfriſt Schadenserſatzanſprüche zulaſſen, dringend reform⸗ 
bedürftig. $ 557 Satz 2 BGB. müßte für ſolche Fälle in Fortfall 
Rommen. 

RA. Arthur Meyerowitz, Königsberg i. Pr. 


Zu 8. I. Der Satz, daß die Angemeſſenheit der Mietraten eines 
vor dem 1. Juli 1926 geſchloſſenen Vertrages bis zu dieſem Termin 
nach § 4 PreistrVO., diejenige der ſpäteren Mietraten nach 8 49a 
Miet Sch. zu beurteilen ei, tft dann richtig, wenn beide Raum⸗ 
wuchertatbeſtände einander gleich ſind oder § 49 a die ſtärkere Be⸗ 
ſchränkung enthält. Denn der Mietvertrag ſteht nur unter der 
Wirkung der PreistrVO., nach ihr beſtimmen ſich die zivilrecht⸗ 
lichen Folgen eines Verſtoßes (8 134 BGB.; II. ZivSen. v. 5. Okt. 
1926, RG. 115, 151 JW. 1927, 6553). In erſter Linie ver⸗ 
bietet 8 4 PreistròO. das Fordern und Sichverſprechenlaſſen über⸗ 
mäßiger Vergütungen. Ließ der Vermieter alſo ſich im Vertrage 
mehr verſprechen, als ihm nach 8 4 PreistrôO. zukam, fo iſt die 
widerrechtliche Mehrforderung von der geſamten vereinbarten Ver⸗ 
gütung abzusetzen. Hat er ſich z. B. eine Abfindungsſumme zahlen 
laſſen, ſo muß man ſie den Mietzinſen zurechnen und den über⸗ 
mäßigen Gewinn davon ſtreichen. Ganz gleichgültig wäre es, wenn 
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dem 24. Juli 1926, ſondern ſchon am 1. Juli 1926 an Stelle 
ihres 8 4 getreten iſt, verbietet alſo nicht nur das Fordern. 
und Sichverſprechenlaſſen, ſondern auch die Annahme un⸗ 
angemeſſen hoher Mietzinſe. Wie ſich die Pflicht des Ver⸗ 
mieters zur Gebrauchsüberlaſſung nicht in der Beſitzein⸗ 
räumung erſchöpft, ſondern, ſich täglich erneuernd, bis zum 
Ablaufe des Mietverhältniſſes fortdauert, ſo erneuert ſich 
auch an jedem Fälligkeitstage die Pflicht des Mieters zur 
Zahlung einer Mietrate, durch deren Annahme — ihre 
wucheriſche Höhe vorausgeſetzt — der Vermieter daher ohne 
Rückſicht auf den Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes und die 
damalige Rechtslage jedesmal den Tatbeſtand des 8 49 a 
d. a. O. erfüllt. So weit die Unangemeſſenheit reicht, wird 
die Mietzinsvereinbarung nach dem 1. Juli 1926, gleichviel, 
wie ſie vor dieſem Tage zu beurteilen war, auf Grund des 
8 49a a. a. O. ihrer Rechtsgültigkeit entkleidet. Die Gültig⸗ 
keit der ſtreitigen Mietabrede unterliegt daher für die Zeit 
nach dem 1. Juli 1926 möglicherweiſe einer anderen recht⸗ 
lichen Würdigung als für die Zeit vorher. Schon die Ver⸗ 
kennung dieſes Umſtandes nötigt zur Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils. 

Es kann aber auch hinſichtlich der Anwendung der 
PreistrVoO. auf den ſtreitigen Mietvertrag für die Zeit vor 
dem 1. Juli 1926 nicht als bedenkenfrei anerkannt werden. 
Der 8 4, der auch auf Raumvermietungen Anwendung findet, 
verbietet das Sichverſprechen⸗ oder Sichgewährenlaſſen einer 
Vergütung, die unter Berückſichtigung der geſamten Verhält⸗ 
niſſe einen übermäßigen Gewinn, d. h. einen übermäßigen 
Reinverdienſt für den Vermieter abwirft. Um das bejahen 
oder verneinen zu können, muß eine genaue Geſtehungs⸗ 
koſtenrechnung aufgeſtellt und auch der objektive Nutzungs⸗ 
wert des Ladens mit berückſichtigt werden. Bei der Be⸗ 
zifferung der Geſtehungskoſten werden insbeſ. die Realſteuern, 
Hypothekenzinſen und ſonſtige auf dem Grundſtück ruhende 
Laſten eine Rolle ſpielen. Ob der BerR. nach dieſen Rich⸗ 
tungen hin den Sachverhalt erſchöpfend und zutreffend ge⸗ 
prüft hat, laſſen die Gründe des angefochtenen Urteils mit 
Sicherheit nicht erkennen. Das OLG. führt aus, daß eine 
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eigentliche Marktlage bei Läden ſich ſchwer feſtſtellen laſſe, um 


dann fortzufahren, daß vom Standpunkt der Marktlage aus 
eine Vermietung zum Preiſe von 8000 AM noch zuläſſig ge⸗ 
weſen ſei. Dieſe Begründung des Urteils iſt unſchlüſſig und 
läßt nicht erkennen, auf welche Weiſe das BG. zu ſeinem Er⸗ 
gebnis gelangt üt. Gerade bei ſchwankender und unregel⸗ 
mäßiger Marktlage will 84 a. a. O. eine Überteuerung und 
Bewucherung des Mieters verhüten, und werden daher für 
die Entſcheidung der Frage, ob eine ſolche vorliegt, die Ge⸗ 
ſtehungskoſten die Hauptgrundlage bilden. In zweiter Reihe 
hat das BG. allerdings deren Höhe nach den von ihm be⸗ 
richtigten Angaben des Bekl. auf 33 575 RN berechnet, ohne 
jedoch eine Feſtſtellung darüber zu treffen, in welcher Hin⸗ 
ſicht die vom Kl. beſtrittenen Angaben des Bekl. zutreffen 
am 1. Juli 1926 jede Preisbeſchränkung für Mieten aufgehoben 
worden wäre, wie dies für Zinsforderungen mit dem 24. Juli 1926 
geſchehen iſt. Eine übermäßige Zinsvereinbarung, unter Herrſchaft 
der PreistrVO. getroffen, iſt nur in angemeſſener Höhe gültig, und 
dieſe Beſchränkung wirkt auch auf die Zinſen ein, die auf Grund des 
Vertrages erſt nach dem 24. Jult 1926 zu entrichten find. Wurde 
ein Mietvertrag vor dem 1. Juli 1926 richterlicher Prüfung unter⸗ 
worfen, ſo iſt es klar, daß eine Herabſetzung des Mietzinſes gem. 
8 4 PreistrôO. mit Wirkung für die ganze folgende Zeit ausge⸗ 
ſprochen werden mußte. Von dem Zufall, daß dem Gericht die Sache 
erſt nach dem 1. Juli 1926 vorgelegt wird, kaun Keine prinzipiell 
andere Beurteilung abhängen. Nur dann bann bei ſolcher Sach⸗ 
lage 8 49 a praktiſche Bedeutung gewinnen, wenn nach ihm die 
Miete noch mehr herabgeſetzt werden muß als nach § 4 Preistr⸗ 
BD. Angenommen, ein Vertrag v. 1. April 1926 geht auf einer 
Monatsmiete von 1000 % und iſt nach der PreistrVO. in Höhe von 
200 % übermäßig, fo hat die Vereinbarung nur in Höhe von 
800 46 rechtlichen Beſtand. Unmöglich wäre es, nad) 8 493 den Miet⸗ 
zins etwa in Höhe von 900 % für angemeſſen zu erklären und ihn 
b. 1. Juli 1926 ab zu bewilligen. Denn vereinbart haben die Par⸗ 
teien — rechtswirkſam — nur die Miete von 800 %. Denkbar 
wäre dagegen, daß § 49 a eine weitere Minderung, etwa auf 700 %, 
gebietet. Dann it dem Vermieter, v. 1. Juli 1926 an, die Annahme 
eines höheren Mietzinſes verwehrt, und er muß von ſich aus, will 
er ſich nicht ſtrafbar machen, die Miete weiter ermäßigen. 

II. Das Urt. deutet nur auf weſentliche Grundſätze hin, die 
beim Raumwucher nach 8 4 PreistrVoO. anzuwenden find. Wie die 
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und in welcher nicht, und weshalb ſie gerade ſo, wie ge⸗ 
ſchehen, berichtigt werden mußten. Vor allem fehlt aber die 
Feſtſtellung desjenigen Betrages, der dem Bekl. als ange⸗ 
meſſener Reinverdienſt zuzubilligen iſt. Das BG. geht zwar 
von dem richtigen Satze aus, daß ermittelt werden müſſe, 
welcher Zins für das ganze Grundſtück die oberſte Grenze 
eines angemeſſenen Reingewinns bilde, und daß dieſer Zins 
auf die verſchiedenen Räume nach ihrer Verwertbarkeit zu 
verteilen ſei, es nimmt aber dieſe Verteilung nicht vor, ſon⸗ 
dern begnügt ſich mit der Bemerkung, daß bei ihr ſeiner 
Überzeugung nach eine höhere Vergütung als 8000 AH auf 
den klägeriſchen Laden nicht fallen würde. Tatſachen, aus 
denen das BG. dieſe Überzeugung gewonnen hat, ſind nicht 
angeführt. Es iſt auch nicht erörtert, weshalb bei ſolcher Ver⸗ 
teilung nicht ſchon eine geringere Ladenmiete als 8000 7% 
einen angemeſſenen Verdienſt enthalten würde. Der Senat 
iſt daher nicht in der Lage, nachzuprüfen, ob das OLG. bei 
ſeiner Schätzung ſich durchweg von richtigen rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten hat leiten laſſen. Auch dieſer Mangel macht 
eine Aufhebung des angefochtenen Urteils erforderlich. 
(U. v. 23. Okt. 1928; 63/28 III. — Hamburg.) 


9. Wird bei Abgabe eines Teils der Miet⸗ 
räume die feſtgeſetzte Friedensmiete von den 
Parteien entſprechend herabgeſetzt, ſo iſt die 
neue Miete nicht mehr Friedensmiete i. S. des 
RMietG. Nach Erlaß der LockVOO. tH aufgewer⸗ 
tete Friedensmiete zu zahlen. f) 

Durch Mietvertrag v. 1. Okt. 1917 hat die Kl. der Bekl. 
Geſchäftsräume für die Zeit vom 1. April 1917 bis 31. März 
1927 zu einem jährlichen Mietpreiſe von 37780 46 und unter 
Bewilligung eines Optionsrechtes für weitere fünf Jahre ver⸗ 
mietet. Von dem letzteren hat die Bekl. Gebrauch gemacht. 

Im Jahre 1922 hat die Kl. auf Grund des 81 RMietG. 
die geſetzliche Miete verlangt. Danach wurde vom Oktober 
1922 ab der Miete eine Friedensmiete von 49 770 % zu⸗ 
grunde gelegt, aus ihr die zu zahlende Miete berechnet und 
bezahlt. Am 23. Sept. 1924 gab Bekl. einen Teil der ge⸗ 
mieteten Kellerräume ab, die Friedensmiete wurde um 
2140 % für das Jahr ermäßigt und nun nach einem Satze 
von 47630 % bezahlt. 

Nach Erlaß der PrLockVO. legte die Bekl. ihren Miet⸗ 
zahlungen vom 1. Jan. 1927 ab die urſprünglich vereinbarte 
Miete zugrunde und zahlte in den Monaten Januar bis 
März 1927 3102,05 % weniger als bisher. Dieſen Betrag 
hat die Kl. eingeklagt. 

Die Bekl. hat Widerklage auf Feſtſtellung erhoben, daß 
der Kl. für die Monate April und Mai 1927 nicht mehr als 
3148,35 % monatlich zuſtänden. 

Unter Abweiſung der Widerklage hat das LG. nach dem 
Klageantrage erkannt. Die Bekl. hat gegen die Entſcheidung 
auf die Widerklage Berufung eingelegt und unter Erweite⸗ 


Kalkulation nach Geſtehungskoſten im einzelnen durchzuführen it, 
inwieweit von ihr abgewichen und zu Schätzungen gegriffen werden 
darf, das iſt ſo tiefgründig, daß es für das praktiſche Leben kaum 
zu bewältigen ift, in den Urt. des I. Str Sen. v. 11. März 1927 
und 10. Juli 1928 (RGSt. 61, 130—147; 62, 228— 246) darge⸗ 
ſtellt, auf die hier zu verweiſen iſt. 

RA. Dr. Kurt Peſchke, Berlin. 
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rung ihres Antrages Feſtſtellung begehrt, daß der Kl. für 
die Monate April 1927 bis Januar 1928 nicht je 1020 7% 
über je 3148,35 % zuſtänden. Daraufhin hat das BG. feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kl. außer je 3148,35 RN nicht mehr als je 
416,90 % Miete für die Monate April 1927 bis Januar 
1928 zuſtehen, im übrigen hat es die Berufung zurückgewieſen. 

Die Rev. der Kl. iſt zurückgewieſen. 

Die Bekl. hatte geltend gemacht, die Friedensmiete, die 
die Parteien i. J. 1922 der Mietzahlung zugrunde gelegt 
hätten, ſei nicht dieſelbe geweſen, die am 1. Juli 1914 qe 
zahlt worden fei. Das BG. hat dieſe Behauptung für wider⸗ 
legt erachtet, alſo angenommen, die Friedensmiete i. S. des 
R Miet. habe damals feſtgeſtanden. Dann ſtehen ſeiner wei⸗ 
teren Annahme, daß von Oktober 1922 unter den Parteien 
die geſetzliche Miete gegolten habe, Bedenken nicht entgegen 
(RG. 120, 212). 

Hingegen üt der Auffaſſung des BG., daß He auch nach 
Abgabe eines Teiles der Kellerräume und der Neubemeſſung 
der Friedensmiete im September 1924 noch unter geſetzlicher 
Miete gelebt hätten, nicht beizutreten. Wenn die Friedens⸗ 
miete v. 1. Juli 1914 für die Geſamträume feſtſtand, dann 
kann ſie für die Reſträume nicht feſtgeſtanden haben. Haben 
dann die Parteien ohne Inanſpruchnahme des MEA. die 
ſog. Friedensmiete für die Reſträume ſelbſt ermittelt, ſo han⸗ 
delt es ſich inſoweit nur um eine vereinbarte, nicht aber um 
eine Friedensmiete i. S. des RMietG. Von dieſem Zeit⸗ 
punkte ab haben ſie dann nicht mehr unter geſetzlicher, ſondern 
unter vereinbarter Miete geſtanden (RG. 120, 212). Es 
kommt aber für die Entſcheidung hierauf nicht an, das das 
BG. die damalige Vereinbarung der Parteien einwandfrei 
dahin ausgelegt hat, daß ſie nur ſo lange Geltung haben 
ſollte, als die Zwangswirtſchaft für Geſchäftsräume fort⸗ 
beſtand. Mit dem Erlaſſe der PrLockVO. verlor fie hiernach 
von ſelbſt ihre Wirkſamkeit. 

Von Bedeutung für das Rechtsverhältnis unter den 
Parteien blieben von da an nur noch zwei Momente, die 
urſprüngliche Vereinbarung des Mietpreiſes bei Vertrags⸗ 
abſchluß und die ſpätere Einführung der geſetzlichen Miete. 
Daß dieſe letztere das Mietverhältnis nur ſo lange be⸗ 
herrſchte, als das RMietG. für die vermieteten Räume in 
Geltung war, hat im Gegenſatze zu den Ausführungen der 
Rev. das RG. ſchon mehrfach ausgeſprochen. Ebenſo aber 
auch, daß mit dem Inkrafttreten der BD. des preuß. Mini⸗ 
ſters für Volkswohlfahrt v. 13. Aug. 1923 und der LockVO. 
v. 11. Nov. 1926 an die Stelle der geſetzlichen die urſprüng⸗ 
lich vereinbarte Vertragsmiete zu treten hat, die nötigen⸗ 
falls entſprechend aufzuwerten iſt. Im Ergebnis, nämlich 
darin, daß der bei Abſchluß des Mietvertrages i. J. 1917 
vereinbarte Mietzins entſprechend aufgewertet für das Miet⸗ 
verhältnis der Parteien Platz gegriffen hat, iſt hiernach dem 
BG. beizutreten. 

Gegen die Aufwertung ſelbſt, die alle von dem RG. für 
dieſe Fälle für maßgebend erklärten Grundſätze berückſichtigt, 
beſtehen keine Bedenken. 

Daß die Ausübung des Optionsrechtes die Bekl. nicht 


2) JW. 1928, 2521. ) JW. 1928, 2521. 


ſtäbe und Vergleichsmomente für die Preisbildung auf dem Miet⸗ 
markte bilden können und nur als eine der verſchiedenen Fak⸗ 
toren für die angemeſſene Aufwertung in Betracht kommen. 

Dieſes gilt aber nicht nur im Falle B, bei welchem z. B. 
wegen Fertigſtellung der Mieträume nach dem 1. Juli 1918 das 
Miet. im vornherein außer Betracht kommt, ſondern auch im 
beſonderen Falle der Entſch. A. 

2. Die Beſonderheit des Falles A liegt darin, daß hier eine 
Friedensmiete i. S. des RMietG. urſprünglich vorhanden ge⸗ 
weſen iſt, und daß dieſe Friedensmiete vom Okt. 1922 an als ge⸗ 
ſetzliche Miete gegolten hat. Im Sept. 1924 wurde ein Teil der 
Mieträume aus dem Mietverhältnis ausgeſchieden und dem Ver⸗ 
mieter zurückgegeben, durch freie Vereinbarung eine ermäßigte 
„Friedensmiete“ feſtgeſtellt. 

Aus dieſen weſentlichen Vorgängen folgert das RG. in An⸗ 
lehnung an die frühere Nipr.: 

a) wenn die Friedensmiete vor dem 1. Jult 1914 für die Ge⸗ 
ſam träume feſtſtand, kann fie nach Abgabe eines Teils der 
Mieträume nicht für die reſtigen Mieträume feſtſtehen. Es iſt 
alſo keine geſetzliche Friedensmiete (i. S. des Miet.) 
vorhanden; 

D) haben die Parteien ohne Zuziehung des MEN. die Friedens⸗ 


verpflichtete, die zur Zeit der Geltendmachung gerade zu 
zahlende Miete nun auch bis zum Ablaufe der Mietzeit wei⸗ 
ter zu zahlen, bedarf keiner Darlegung. Sie hat mit der Be⸗ 
rechnung der Miethöhe nichts zu tun, regelt vielmehr nur 
die Dauer des Mietverhältniſſes und dieſe allein. = 
(U. v. 24. Jan. 1929; 317/28 VIII. — Berlin.) [Ku.] 


*** 10. $ 242 BGB. Bei der Aufwertung von 
Mieten, die der Mieterſchutzgeſetzgebung nicht 
unterliegen, darf doch die Entwicklung der ge⸗ 
ſetzlichen Miete berückſichtigt werden. Nur die 
Grundſätze der Aufwertung, nicht die danach ge⸗ 
fundene Höhe der Aufwertung unterliegen der 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. ) 

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß für das vor⸗ 
liegende Vertragsverhältnis das Reichsmietengeſetz keine An⸗ 
wendung finde, da die vermieteten Räume erſt nach dem 
1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ſeien, daß der verein⸗ 
barte Mietzins alſo nach den allgemeinen Grundſätzen nach 
8242 BGB. unter Berückſichtigung ſämtlicher Umſtände des 
Falles und der Intereſſen beider Parteien aufzuwerten ſei. 
Wenn auch in dem Abſchluſſe eines langfriſtigen Mietvertra⸗ 
ges ein gewiſſes Wagnis gelegen habe, ſo habe doch der völlige 
Zuſammenbruch der deutſchen Währung nicht vorausgeſehen 
werden können. Der Billigkeit würde es in unerträglicher 
Weiſe widerſprechen, wenn die Kl. für die ganze Vertragsdauer 
ſich mit dem vereinbarten Mietzinſe begnügen ſolle, der auch 
nicht annähernd dem wahren Werte der Räume entſpreche. 
Schon die vom Abſchluſſe der Verträge ab bis zum Anfange 
des Jahres 1922 eingetretene Geldentwertung habe für den 
letzteren Zeitpunkt ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung geſchaffen, das auf ſich zu nehmen der Kl. nicht 
zugemutet werden könne. Man müſſe aber auch zwiſchen der 
Zeit vor und nach der Feſtigung der Währung unterſcheiden 
und für die erſtere die höhere Kaufkraft der Mark beachten, 
die nicht auf allen Marktgebieten die gleiche und gerade auf 
dem Mietmarkte eine beſondere geweſen ſei. Weiter ſei zu 
prüfen, ob die vereinbarte Miete zur Zeit der Vereinbarung 
im Verhältnis zu der damals üblichen beſonders hoch oder 
niedrig geweſen ſei. Endlich ſeien auch die heute für Vergleichs⸗ 
objekte üblichen Mieten zu berückſichtigen. 

Dieſe vom BG. aufgeſtellten allgemeinen Ausgangspunkte 
werden den in der Rechtſprechung des RG. für die Aufwer⸗ 
tung von Mietzins ausgeſprochenen Grundſätzen durchaus 
gerecht, ſie durfte das BG. ſeiner Entſcheidung unbedenklich 
zugrunde legen. 

Dies verkennt auch die Rev. nicht, ſie meint aber, mit 
der Hereinziehung der geſetzlichen Miete und der Bemeſſung 
der für die einzelnen Zeiträume zu zahlenden Aufwertungs⸗ 
beträge nach Hundertſätzen der für die geſetzliche Miete gel⸗ 
tenden Sätze gelange das BG. zu einer ſchematiſchen Auf⸗ 
wertung, die die nach der Rechtſprechung zu fordernde indivi⸗ 
duelle vermiſſen laſſe. Dieſer Vorwurf iſt nicht begründet. 
Das BG. hat nicht etwa die geſetzlichen Mietſätze einfach 
ſeiner Berechnung der Aufwertungsbeträge zugrunde gelegt, 


miete für die Reſträume ſelbſt feſtgeſtellt und vereinbart, ſo 

liegt nur eine vereinbarte Miete vor und keine Friedens⸗ 

miete i. ©. des NMiet®. ; 

e) eine ſolche Vereinbarung iſt in der Regel jo auszulegen, daß 
ſie nur für die Dauer der Zwangswirtſchaft gilt. Soweit durch 
eine „Lockerung“ die Zwangsbewirtſchaftung der Mieträume 
aufgehoben iſt, muß die Neuregelung getroffen werden; 

d) mit der Ausſcheidung des RMietG. hat an Stelle der geſeßz⸗ 
lichen Miete die urſprünglich vereinbarte Vertragsmiete zu 
treten, welche entſprechend aufzuwerten iſt. Bei dieſer 
Aufwertung find alle vom NG. als maßgebend erklärten 
Grundſäte zu berückſichtigen (ſiehe zu 1). 

Daß im Anſchluß an die Berückſichtigung der Geſamtverhältniſſe 
bei Aufwertung auch die des Verhältniſſes der vereinbarten Mietbeträge 
zu den damals auch ſonſt angemeſſenen Mietbeträgen zuläſſig und unter 
Umſtänden auch nötig ift, hat das RG. auch für Pacht zinſen aus⸗ 
geſprochen (Aufwfart., März 1929, Karte 1 „Pachtzins“). Wichtig iſt auch 
die Entſch. des RG. v. 10. Dez. 1928 (VIII 320/28): AufwKart. 1929, 
Mietzinskarte 5, a. außerh. d. Aufm®., wonach für die Mietzins⸗ 
bewertung von Geſchäftsräumen ſeit der Freigabe von der Miet⸗ 
zwangswirtſchaft andere Geſichtspunkte maßgebend ſind als für die 
ſtaatliche Wohnungsmietenfeſtſetzung, wobei beſonders auch An⸗ 
derung der Gegend während der Vertragsdauer zu berückſichtigen iſt. 

SIR. Dr. Buchmann, Regensburg. 
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wie nach dem Vorbringen der Rev. anzunehmen ſein könnte, 
es hat ſie vielmehr nur als Maßſtab für die Preisbildung 
auf dem Mietmarkte in den einzelnen Zeiträumen und als 
einen von mehreren Faktoren für das Maß der im vorliegen⸗ 
den Falle angemeſſen erſcheinenden Aufwertung berückſichtigt. 
Es hat ſie alſo lediglich im Rahmen der überhaupt zu beach⸗ 
tenden allgemeinen Geſichtspunkte herangezogen und aus ihnen 
in Verbindung mit den beſonderen Umſtänden des Falles das 
Maß der Aufwertung feſtgeſtellt; ein Verfahren, gegen das 
um ſo weniger Bedenken zu erheben ſind, als das BG. in 
ſeinen Ausführungen zu den einzelnen Punkten immer wieder 
und ausdrücklich auch die andern maßgebenden Geſichtspunkte 
in den Kreis ſeiner Erwägungen einbezogen hat. 

Kann ſonach die Rev. mit dieſem Angriffe keinen Erfolg 
haben, ſo müſſen auch ihre weiteren Rügen, die ſich lediglich 
gegen das von dem BG. ermittelte Maß der Aufwertung 
richten, verſagen, ohne daß es eines Eingehens auf ſie im 
einzeluen bedürfte. Das RG. hat in ſtändiger Rechtſprechung 
den Standpunkt eingenommen, daß Urteile in Aufwertungs⸗ 
ſtreitigkeiten einer Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz nur 
inſoweit unterliegen, als die wirklich rechtliche Seite, näm⸗ 
lich die Anwendung der allgemeinen für die Aufwertung gel⸗ 
tenden Rechtsgrundſätze in Frage kommt. Hierin läßt das 
Berufungsurteil, wie bereits oben geſagt iſt, einen Rechts⸗ 
irrtum oder eine Rechtsverletzung nicht erkennen. Soweit es 
ſich hingegen um das Maß der Aufwertung unter Berück⸗ 
ſichtigung der Umſtände des Einzelfalles handelt, ſoweit alſo 
das IIrteil ſich mit den tatſüchlichen Verhältniſſen und ihrer 
Würdigung befaßt, bewegt es ſich auf tatſachlichem Gebiete 
und iſt der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen. 

(U. v. 17. Jau. 1929; 298/28 VIII. — Dresden.) (Ku. 


11. 8 242 BG B.; Prock VO. v. 11. No v. 1926. 
Nach Eintritt der Prock OO. gilt auch für cine 
zelne Geſchäftsräume auf Verlangen einer Par⸗ 
tei der alte Mietpreis. Bei der Aufwertung iſt 
die Veränderung des Mietwertes, die infolge 
wirtſchaftlicher Veränderung der Lage einge- 
treten if, in Berechnung zu ziehen. ) 

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß auf Grund 
der PrLockVO. v. 11. Nov. 1926 mit dem 1. April 1927 
für Geſchäftsräume an die Stelle der etwa eingeführten ge- 
ſetzlichen Miete die frühere vereinbarte Vertragsmiete trat, 
wenn eine der Vertragsparteien dies verlangte. Dies hat das 
RG. für reine Geſchäftshäuſer, die durch die VO. des preuß. 
Wohlfahrtsminiſters v. 4. Aug. 1923 vorübergehend von den 
Beſchränkungen des RMietG. freigeſtellt waren, grundſätzlich 
ausgeſprochen (RG. 120, 211)). Dieſer Grundſatz hat auch für 
die durch die genannte LockVO. freigeſtellten Geſchäftsräume 
zu gelten. 

Weiter nimmt das BG. in Übereinſtimmung mit der 
ſtändigen Rſpr. des RG. zutreffend an, daß die zur Papier⸗ 
markmiete gewordene urſprüngliche Vertragsmiete aufzuwerten 
ſei. Es geht aber fehl, wenn es die mittlerweile eingetretene 
Veränderung der Gegend hierbei nicht berückſichtigen und die 
für andere Grundſtücke in gleicher Lage jetzt geltenden Miet⸗ 
preiſe außer Betracht laſſen will, weil in dem Abſchluſſe eines 


t) JW. 1928, 2521. 


Zu 11. Mit der Heranziehung der gegenwärtigen Miet⸗ 
preisgeſtaltung dürfte das RG. die Streitfragen über die Höhe der 
Aufwertung der urſprünglichen Papiermarkmieten erſchöpft haben. Es 
it ein gerader Weg von der Entſch. v. 17. Jan. 1928 (RG. 120, 21 
JW. 1928, 2521), durch welche zunächſt die Vertragsmiete wieder 
in ihre Rechte eingeſetzt wurde, zu dem unn erreichten Ziel eines 
wahren Ausgleichs zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung. Die vorliegende 
Eniſch. ift bon erheblicher praktiſcher Bedeutung, weil, wie die Er⸗ 
fahrung lehrt, insbef. bei großen Objekten langjährige Bindungen 
vorlagen und vorliegen. Es befehdeten ſich zunächſt hinſichtlich der 
Höhe der wieder zu zahlenden Vertragsmiete in der Hauptſache zwei 
Meinungen: die eine verlangte als Vertragsmiete die angemeſſene 
Miete, die andere trat für die Aufwertung der ſeinerzeit verein⸗ 
barten Vertragsmiete ein. Indem die obige Entſch. ſich grundſätzlich 
zur Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen bekennt, aber die gegen⸗ 
wärtige Preisgeſtaltung berückſichtigt wiſſen will, vereinigt ſie die 
praktiſchen Vorzüge beider Meinungen. 

Es bedarf daher auch nicht des von Ebel⸗Lilienthal aus 
Billigkeitsgründen geforderten Rücktrittsrechts für den Mieter, falls 
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langjährigen Mietvertrages beiderſeits ein Wagnis liege. 
Dieſe Erwägung trifft nicht zu. 

Das RG hat in feiner Entſcheidung v. 2. Febr. 1926, 
III 205/25 ausgeſprochen, in dem Abſchluſſe eines lang⸗ 
jährigen Mietvertrages könne ein Wagnis erblickt werden. 
Aber ein ſolches ſei rechtlich nicht als ein unbegrenztes an⸗ 
zuſehen. Auch die Übernahme eines Wagniſſes ſei nach Treu 
und Glauben zu beurteilen, es binde alſo nur inſoweit, als 
Folgen und Umſtände in Betracht kämen, die bei verſtändiger 
Würdigung der damaligen Verhältniſſe wenigſtens einiger⸗ 
maßen hätten überſehen und in Betracht gezogen werden 
können. Einer Entbindung von einem verfehlten Speku⸗ 
lationsgeſchäft ſtehe dieſe Berückſichtigung nicht gleich. 

In einer weiteren Entſch. v. 12. Febr. 1926 hat es den⸗ 
ſelben Gedanken verwertet und hinzugeſetzt, es widerſpreche 
dem § 242 BGB., wenn dem Vermieter zugemutet werden 
Tolle, ſich für die ganze Dauer des Mietvertrages mit einem 
Mietzinſe zu begnügen, der auch nicht annahernd dem wahren 
Mietwerte cutſpreche. 

Nun ſtellt das BG. ſelbſt feſt, daß bei Vertragsſchluß 
ein irgendwie ſicherer Anhalt über das Fortſchreiten der Ent⸗ 
wicklung der Gegend, insbeſ. des Geſchaäftsverkehrs, nicht ge⸗ 
geben war. Damit entfällt die Annahme einer Spekulation, 
die die Berückſichtigung der Veränderung der Gegend bei der 
Aufwertung ausſchließen könnte, es handelt ſich inſoweit nur 
um ein Waguis, deſſen Folgen zu tragen dem Vermieter nach 
Treu und Glauben nicht zugemutet werden kann. 

Das BG. hat in ſtändiger Rſpr. den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß die Aufwertung in der Hauptſache auf 8 242 
BGB. beruhe. Es hat auch den in der Entſch. der Verziv⸗ 
Sen. v. 31. März 1925 (NG. 110, 3712)) niedergelegten Grund⸗ 
ſatz, daß bei Großhandelsgeſchäften für die Aufwertung auch 
die derzeitigen Vergleichspreiſe herangezogen werden können, 
zunächſt für Pachtverhältniſſe über Reſtaurationsräume 
(III 408/24 v. 26. Juni 1925) und ſpäter für Mietverhält⸗ 
niſſe (III 79/25 v. 12. Febr. 1926 und III 120/25 v. 19. Febr. 
1926) übernommen. Neben den ſämtlichen Umſtänden des 
Falles und den ſämtlichen Intereſſen beider Parteien, die bei 
der Aufwertung zu berückſichtigen ſind, waren hiernach im 
vorliegenden Falle auch die Vergleichspreiſe in Betracht zu 
ziehen, wobei u. a. auch dem Umſtande Rechnung zu tragen 
iſt, ob der Mietpreis zur Zeit des Vertragsabſchluſſes als 
hoch oder niedrig bemeſſen zu erachten iſt. 

(U. v. 29. Nov. 1928; 268/28 VIII. — Berlin.) (Ku.] 


12. 88 535 ff. BGB. Mietvertrag. Zur Errich- 
tung einer Hochantenne iſt der Mieter auch dann 
nicht ohne Erlaubnis des Vermieters befugt, 
wenn ſie unter Beachtung der Regeln der 
Elektrotechnik gebaut, wenn ſich der Mieter 
gegen alle durch Blitzſchlag aus der Antenne 
entſtehenden Schäden verſichert und wenn er ſich 
für den Fall von Dachreparaturen zur Ent⸗ 
fernung der Antenne verpflichtet. +T) 


(u. v. 30. März 1928; 337/27 III. — Hamburg.) 


Sch.] 
Abgedr. ZW. 1928, 2517“ 


2) JW. 1925, 1266 


die Aufwertung für ihn nicht tragbar ſei. Denn nach den dargelegten 
Grundſätzen des RG. muß die Mietzinshöhe frei von jedem Schema⸗ 
tismus beſtimmt werden, wennſchon unter Wahrung der Vertragstreue. 

Zu erörtern bleibt noch die Nebenfrage, ob das Verlangen nach 
Wiederherſtellung der Vertragsmiete friſtlos wirkt. Man wird dies 
annehmen und die Vertragsmiete alſo vom Zugang des Verlaugens 
ab berechnen müſſen, da aus dem Geſetz, insbeſ. § 4 Abſ. 3 Lock VO. 
v. 11. Nov. 1926, nichts Gegenteiliges hervorgeht. 

RA. Dr. Solon, Berlin. 


Zu 12. Das Urt. verneint das Recht des Mieters zur An⸗ 
bringung der Hochantenne für den dort vorl. Fall auf Grund 
einer Abwägung der Intereſſen: der Mieter habe ein 
bloßes Annehmlichkeits intereſſe an der Antenne, das zurück⸗ 
treten müſſe hinter den dem Eigentümer aus ihr drohenden Nach⸗ 
teilen. — Dieſe Begründung führt zu weiteren Streitfragen. Geſetzt 
für den Geſchäftsbetrieb des Mieters iſt die Ausnutzung des Augen⸗ 
blicks von Wichtigkeit; ſeine Getreideſpekulationsgeſchäfte ſind Fix⸗ 
geſchäfte; er richtet oft durch Funkſpruch Anfragen nach Handels⸗ 
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tungen des Mieters, die eine Vorbedingung für 
Abſchluß, Verlängerung oder Veränderung des 
Mietsverhältniſſes ſein ſollen, bedürfen nicht 
der Aufnahme in den ſchriftlichen Mietvertrag) 

Der Kl. iſt Eigentümer des Grundſtücks Berlin⸗Halenſee, 
Kurfürſtendamm 112. Der Bekl. hat in dieſem Hauſe mehrere 
gewerbliche Räume im Gebrauch. Zwiſchen der Voreigen⸗ 
tümerin des Grundſtücks und dem Kaufmann H. beſtand über 
dieſe Räume ein Mietvertrag, der durch ſchriftliche Verein⸗ 
barung vom 4. Juli 1925 bis zum 1. Okt. 1936 verlängert 
wurde. In dieſen Vertrag trat zufolge Vereinbarung vom 
8. Dez. 1925 der Bekl. ein. Im Juli 1925 war zwiſchen den 
damaligen Vertragsparteien vereinbart worden, daß der Miet⸗ 
zins unter Zugrundelegung einer Friedensmiete von 315 MM 
monatlich und der jeweiligen geſetzlichen Zuſchläge berechnet 
werden ſollte. Durch Vertrag vom 15. Juli 1926 mietete der 
Bekl. einen bisher als Autogarage benutzten Raum als Back⸗ 
ſtube für die Zeit bis zum 31. Juli 1931 für 40 2X monat» 
lich hinzu. Der Kl. begehrt die Feſtſtellung, daß beide Miet⸗ 
verträge vom 8. Dez. 1925 bzw. 15. Juli 1926 nur auf 
unbeſtimmte Zeit laufen, weil bei den Vertragsvereinbarungen. 


plätzen oder erhält durch Funkſpruch oft Mitteilungen, ſo daß die 
Antenne für ihn unentbehrlich iſt. Bei jener Begründung des RG. 
— der Hervorhebung des bloßen Annehmlichkeitsintereſſes des 
Mieters — würde ſich fragen, ob nicht in ſolchem Fall die Inter⸗ 
eſſenabwägung zu einer Bejahung jenes Rechts des Mieters 
führt. Das RG. betont auch, die Frage könne nur „von Fall 
zu Fall“ entſchieden werden. 

Dem iſt nicht beizuſtimmen; der Mieter hat, ſelbſt wenn er 
das ganze Haus gemietet hat, unter keinen Umſtänden ein Recht 
auf die Geſtattung. Zur Kennzeichnung der Rechtslage ſei an dieſer 
Stelle nur hingewieſen auf die von ObgtegR. Dr. Grüllich: 
Verſicherung und Geldwirtſchaft 26, 494 beſprochenen ſächſ. Polizei⸗ 
vorſchriften zum Schutz gegen die Gefahren des Rund⸗ 
funkverkehrs. Grüllich legt überzeugend dar, daß eine 
mangelhafte Rundfunkanlage für ihre Umgebung ſtets eine Gefahr 
ſei, die Urſache von Brand⸗ und Blitzſchäden werden kaun. Zwar 
bedürfen Rundfunkanlagen ſchon nach der RVO. zum Schutz 
des Funkverkehrs v. 8. März 1924 (RGBl. I, 273) — mit Aus⸗ 
nahme der Einrichtungen der Reichswehr — im ganzen Reichsgebiet 
der Genehmigung der Reichstelegraphenverwaltung. Die RBO. 
bezweckt aber in erſter Linie Verhinderung eines unbefugten 
Betriebs von Funkanlagen, aber keine Schutzvorſchriften gegen die 
Gefahren der Anlage. Dieſe Lücke auszufüllen, iſt vorläufig 
noch das Laudesrecht berufen. In Erfüllung dieſer öffentlich⸗ 
rechtlichen Aufgabe hat das ſächſ. Min. des Innern eine Poltzei O. 
v. 16. Okt. 1926 über äußere Luftleiter zum Rundfunkempfang 
(GBl. 407) erlaſſen. Näheres über die hier in Betracht kommen⸗ 
den Geſichtspunkte bei Joſef: JW. 1925, 2427. Die Frage nach 
dem Recht des Mieters auf die Dachantenne iſt alſo nicht, wie das 
NG. will, „von Fall zu Fall“ zu entſcheiden, ſondern ohne „Inter⸗ 
eſſenabwägung“ in jedem Fall zu verneinen. 

Hieran ſchließen ſich zwei weitere Fragen, nämlich 

1. Ob, wenn der Hauseigentümer von ſeinem Recht zur An⸗ 
legung der Dachantenne Gebrauch macht, der Mieter ein Recht 
zum Rücktritt vom Mietvertrag herleiten könne, weil hierdurch die 
Feuergefährlichmeit des Hauſes vermehrt werde, ihm hierdurch 
alſo der vertragsmäßige Gebrauch der Mietwohnung wieder ent⸗ 
zogen werde ($ 542). — Dieſe Kündigung iſt ungerechtfertigt. Der 
Vermieter iſt, wie erwähnt, nicht verpflichtet, dem Mieter Anlagen 
und Anderungen zu geſtatten, die dem Vermieter auch nur die Mög⸗ 
lichkeit einer Gefährdung bringen; daher hat der Mieter keinen 
Anſpruch auf Einwilligung zur Anlegung der Antenne. Dagegen 
kann der Vermieter als Eigentümer an dem Haus Veränderungen 
jeder Art vornehmen, ſofern er nur nicht das dem Mieter zu⸗ 
ſtehende Gebrauchsrecht beeinträchtigt. Für die Frage, wie weit 
dies Gebrauchsrecht geht, kommt die Üblichkeit, die Verkehrs⸗ 
anſchauung in Betracht, und hier kann nicht unbeachtet bleiben, 
daß in größeren Städten die Dachantennen etwas ganz Gewöhn⸗ 
liches ſind, daß alſo die Mieter keinen Anſtand nehmen, in 
Häuſer zu ziehen, die mit Dachantennen verſehen find. Nach der 
Anſchauung des verſtändigen Verkehrs muß alſo der Mieter die Ge⸗ 
fahr, die mit dem Beſtehen der Antenne verknüpft iſt, über ſich 
ergehen laſſen. Ob er ſich gefallen laſſen muß, daß der Vermieter 
im Hauſe eine Gewehrpatronen⸗ oder pyrotechniſche Fabrik an⸗ 
legt, kann zweifelhaft ſein; die Möglichkeit der Erhöhung der 
Brandgefahr durch die Antenne kann man nur als eine un⸗ 
erhebliche Hinderung des Gebrauchs (8 542 Abf. 2) bezeichnen. 
Hier zeigt ſich der Unterſchied der Rechtsſtellung zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Mieter: jener braucht ſich Anderungen durch den Mieter 
nicht gefallen zu laſſen, die auch nur die Möglichkeit einer Ge⸗ 
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jedesmal einmalige Beträge bezahlt ſeien, worüber aber nichts 
beurkundet worden ſei; ferner die Feſtſtellung, daß der 
Bekl. trotz Abſchluſſes eines weiteren Vertrages vom 15. und 
16. Nov. 1926 ihm die Bäckerei nicht gegen Erſtattung der 
Mittel, die der Bekl. in die Bäckerei hineingeſteckt habe, über⸗ 
geben habe. Der Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 
Hinſichtlich des allein in die Reviſionsinſtanz erwachſenen 
Klaganſpruchs auf Anerkennung, daß die beiden Mietverträge 
nur auf unbeſtimmte Zeit laufen, tritt das BG. im Ergebnis 
der Anſicht des LG. bei, daß der für Miet⸗ und Pachtverträge 
gleichermaßen geltende 8 566 BGB. auf den vom Kl. behaup⸗ 
teten Sachverhalt nicht anzuwenden ſei. Dies ergebe ſich zwar 
nicht daraus, daß die behaupteten Zahlungen als „Gefüllig⸗ 
keitsvergütungen“ anzuſehen ſeien, ſondern aus der im Ein⸗ 
klang mit dem RGRͤKomm. zu § 566 Anm. erläuterten Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers, ein Gegengewicht zu der im 8571 BGB. 
niedergelegten Bindung des Erwerbers zu ſchaffen. Die Form⸗ 
vorſchrift gelte nur für die unter dieſem Geſichtspunkte weſent⸗ 
lichen Abreden. Eine einmalige Leiſtung, die beim Abſchluß 
des Vertrages erledigt ſei oder werde, könne für den Erwerber 
keine Bedeutung haben, ſei alſo ſtets unweſentlich und be⸗ 
dürfe der Beurkundung nicht. Dieſe Geſetzesauslegung werde 


fahrerhöhung im Gefolge haben; der Mieter muß ſich aber mit dem 
vertragsmäßigen Gebrauch begnügen, und dieſen gewährt der Ver⸗ 
mieter, auch wenn er ſelbſt ſich eine Dachantenne anlegt (vgl. 
Joſef: EiſenbE. 43, 21). 

2. Bei dem Eigentümer eines größeren Landguts war ein 
Nadioapparat mit drei Hörern gepfändet; er verlangte die Auf⸗ 
hebung der Pfändung, weil die ihm durch den Rundfunk ver⸗ 
mittelten Wetter⸗ und Marktberichte ihn und benachbarte Land⸗ 
wirte ſchon öfter vor Schaden bewahrt hätten. Das AG. wies die 
Erinnerung zurück; das LG. Hall hob die Pfändung auf Grund 
des Gutachters der württemb. Landwirtſchaftskammer auf: die durch 
den Rundfunk dem Landwirt raſch übermittelten Börſen⸗ und 
Marktberichte ſetzten ihn in die Lage, mit den Getreidehändlern 
erfolgreich zu konkurrieren; die Rundfunkanlage ſei danach als ein 
für einen fortſchrittlichen Landwirtſchaftsbetrieb erforderliches Ge⸗ 
rät i. S. des 8 811 Nr. 4 ZRO. anzufehen. 

Dem iſt nicht beizuſtimmen; man muß vielmehr ſagen: 

Iſt ein Radioapparat gepfändet, ſo kann der Eigentümer die 
Aufhebung der Pfändung aus dem Grund, daß der Apparat zum 
Wirtſchaftsbetriebe erforderlich oder daß er Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks ſei (SS 811 Nr. 4, 865 Abſ. 2 35 O.) nur verlangen, wenn 
nachweislich ſein Wirtſchaftsbetrieb die Einholung und die Er⸗ 
langung von Nachrichten über die Verwertung von Gutserzeugniſſen 
durch Benutzung des Rundfunks erfordert, alſo Entſchießungen von 
beſonderer Schleunigkeit erheiſcht. Der bloße Umſtand, daß der 
Landwirt die Funkanlage, die zu ſeiner Unterhaltung und An⸗ 
nehmlichkeit dient, auch zu beruflichen Zwecken verwendet, hat 
nicht zur Folge, daß die Anlage zum Wirtſchaftsbetrieb beſtimmt 
(8.98 Nr. 2 BGB.) oder hierzu erforderlich iſt (vgl. Joſef: 
Württä. 28, 258). RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg L Br. 


Zu 13. Das Urteil iſt nicht unbedenklich. 

Das RG. geht von folgenden zutreffenden Erwägungen aus: 
Jeder weſentliche Punkt eines laugfriſtigen Mietvertrages muß 
ſchriftlich vereinbart werden. Das iſt mit Rückſicht auf einen 
etwaigen ſpäteren Erwerber des Grundſtücks zwingendes Recht. Der 
Formzwang bezieht ſich daher nicht nur auf den urſprünglichen Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages, ſondern auch auf die ſpäteren Abänderungen 
irgendeines weſentlichen Punktes, wie z. B. die des Mietgegen⸗ 
ſtandes, der Mietdauer oder der Miethöhe (vgl. RGR Komm. 
zu § 566). Das RG. hat dementſprechend auch am 5. Nov. 1928 
(VIII 285/28 — Grundeigentum 1929 Nr. 7 S. 179) dahin ente 
ſchieden, daß eine bloße Umwertung eines in Papiermark verein⸗ 
barten Mietzinſes unter Umbenennung entſprechend der geänderten 
Währung Reine Vertragsveränderung ſei. Soweit kann dem RG. 
unbedenklich gefolgt werden. Denn hätte die Umwertung noch nicht 
ſtattgefunden, würde ein neuer Hauseigentümer doch zum gleichen 
Umwertungsergebnis — die Richtigkeit der Umwertung voraus⸗ 
geſetzt — gekommen ſein. Er kann alſo dadurch, daß die Um⸗ 
wertung nicht ſchriftlich niedergelegt war, nicht geſchmälert ſein. 

Nun bezeichnet aber das RG. in dem neuen Urteil all die⸗ 
jenigen Abreden als nur neben dem Mietvertrag oder nur wirt⸗ 
ſchaftlich mit ihm im Zuſammenhang ſtehend, die nach dem Partei⸗ 
willen den Mietvertrag erſt ermöglichen und herbeiführen ſollen. 
Solche Nebenabreden, die z. B. ausſchließlich die Bereitwilligkeit zur 
Tätigung oder Verlängerung eines Mietvertrages abzugelten be⸗ 
ſtimmt find, ſeien nur Beſtandteile eines Sonderabkommens. Dieſer 
Weg des RG. erſcheint gefährlich und unbefriedigend. 

Die Parallele mit dem Schwarzkauf drängt ſich geradezu auf. 
Auch der Mietvertrag verurſacht öffentliche Abgaben (Steuern und 
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auch allein der Verkehrsanſchauung und den Bedürfniſſen der 
Rechtsſicherheit gerecht. Andernfalls wäre anzunehmen, daß 
ein recht erheblicher Teil neuerer Mietverträge trotz ſchrift⸗ 
licher Beurkundung den Formerforderniſſen des 8566 nicht 
genüge. 

Dem gegenüber meint die Reviſionsbegründung, um ihre 
Rüge eines Verſtoßes gegen 8566 zu ſtützen, es könne nicht 
darauf ankommen, daß die einmalige Leiſtung bei Abſchluß 
des Mietvertrages für einen künftigen Erwerber des Grund⸗ 
ſtücks keine Bedeutung mehr habe. Die einmalige Leiſtung 
werde für Überlaſſung der Räume auf längere Zeit gewährt. 
Sie bilde alſo einen Teil des Mietzinſes und damit einen 
weſentlichen Teil des Mietvertrags. 

Allerdings erhebt ſich gegen die Erwägungen im an⸗ 
gegriffenen Urteil das Bedenken, daß die Abſicht, die der 
Geſetzgeber verfolgte, als er die Formvorſchrift des 8 566 
ſchuf, für deſſen Auslegung allein nicht ausreicht, und das 
weitere Bedenken, ob nicht die Anſicht des BG. zu weit geht, 
eine einmalige, bei Vertragsſchluß erledigte Leiſtung könne 
für den Erwerber keine Bedeutung haben, ſei alſo ſtets un⸗ 
weſentlich und brauche deshalb nicht beurkundet zu werden. 
Denn eine nicht in der Geſetzesbeſtimmung ſelbſt zum Aus⸗ 
druck gelangte Abſicht des Geſetzgebers wäre unbeachtlich und 
auch eine einmalige Leiſtung kann für den Erwerber ins Ge⸗ 
wicht fallen, ſobald ſie als Teil des Mietzinſes dieſen ſchmä⸗ 
lert. Zählten die einmaligen Vergütungen zum „Mietvertrag“ 
im Sinne von 8 566 Satz 1, jo wäre die Schriftform un⸗ 
umgänglich. 

Dennoch war den Vorinſtanzen beizutreten, wenn ſie dem 
hier ſtreitigen Klaganſpruche die Berechtigung aberkennen. Wie 
der 3. ZivSen. des RG., dem ſich der erkennende Sen. an⸗ 
ſchließt, in RZ. 118, 108 unter Hinweis auf 51, 181 aus⸗ 
geſprochen hat, iſt davon auszugehen, daß unter dem Form⸗ 
zwange des 8566 alle Vereinbarungen ſtehen, die das ab⸗ 
zuſchließende Gefchäft betreffen und aus denen ſich nach dem 
Willen der Parteien der zu ſchließende Vertrag zuſammenſetzen 
ſoll. Um der vorgeſchriebenen Schriftform zu genügen, muß 
alſo der geſamte Vertragsinhalt, wie er unter den Parteien 
gelten ſoll, durch die Schriftform gedeckt ſein. Das gilt auch 
für Nebenabreden und nachträgliche Zuſatzabkommen, die den 
Vertragsinhalt abändern. Nicht aber kann es für Vereinbarun⸗ 
gen gelten, die nach dem Parteiwillen überhaupt keinen Teil 
des in Ausſicht genommenen Vertrages bilden, ſondern deſſen 
Abſchluß vorausgehen ſollen, ſich alſo bewußt neben den Ver⸗ 


Stempel), die je nach der Höhe der Miete abgeſtuft ſind. Zwecks 
Erſparnis könnte ſich alſo der Eigentümer fortan ſeine Bereit⸗ 
willigkeit, überhaupt zu vermieten oder gegen eine geringe Miete 
zu vermieten, beſonders bezahlen laſſen. Ein Mieter, der ſeine 
Räume untervermieten wollte, könnte entſprechend verfahren. Schließ⸗ 
lich könnte die Hauptzahlung in das Sonderabkommen geraten und 
die Nebenzahlung in den Mietvertrag. Theoretiſch Könnte ſchließlich 
der Mietvertrag zum Leihvertrag werden. Dieſe Ausſicht iſt gar 
nicht ſo abſurd, wenn an die Fälle gedacht wird, wo der Haus⸗ 
käufer dem Hausverkäufer noch außer dem Kaufpreis ein billiges 
oder unentgeltliches Benutzungsrecht einräumt. Es iſt bezeichnend 
genug, daß bei einem Teil dieſer Fälle das RG. bereits das Ver⸗ 
langen nach der geſetzlichen Miete über die Vereinbarung ob⸗ 
ſiegen läßt. 

Auch für die Wucherrechtſprechung des RG. wären die Schluß⸗ 
folgerungen aus der beanſtandeten RGGEntſch ſchwierig. Denn 88 49 a 
MietSchch. ſetzt lediglich die „Überlaſſung“ von Räumen voraus. Es 
kennt die Spaltung in Einlaſſungs⸗ oder Überlaſſungsvergütung und 
in Gebrauchsvergütung nicht. Wäre nun aber die Vergütung für die 
Einlaſſung in den Mietvertrag ein Beſtandteil eines Sonder⸗ 
abkommens, ſo wäre das doch nicht Mietzins. Alſo müßte das 
Wuchergericht beſonders prüfen, ob die Einlaſſungsvergütung zu hoch 
war und daneben, ob die Gebrauchsvergütung zu hoch war. Das 
RG. hat jedoch ſolche Grenzen nie gezogen, ſondern ſämtliche 
Zahlen zuſammen beurteilen laſſen. 

Schließlich kann aber überhaupt nicht zugegeben werden, daß 
insbeſ. die Leiſtungen, die zur Erlangung der Verlängerung ge⸗ 
macht werden, nicht Leiſtungen aus dem Mietvertrage ſelbſt find. 
Ihre Veranlaſſung ift lediglich die Gebrauchsüberlaſſung. Die Bereit⸗ 
willigkeit, den Gebrauch zu überlaſſen, iſt nicht ein einmaliger 
Vorgang, der vor dem Vertragsabſchluß liegen müßte, ſondern ein 
ſich ſtändig wiederholender Zuſtand, oder noch richtiger, ein Dauer⸗ 
zuſtand, der während der ganzen Vertragsdauer anhält. Alle Zah⸗ 
lungen des Mieters müſſen auch wirtſchaftlich eine einzige Laſt aus 
dem Mietvertrage ſein. Denn ſie müſſen ſich während der Miet⸗ 
dauer amortiſieren. Sie ſtellen tatſächlich nichts anderes dar, als 
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trag ſtellen, ihn erſt ermöglichen und herbeiführen. Eine ein⸗ 
malige Leiſtung, die ausſchließlich die Bereitwilligkeit zur 
Tätigung oder zur Verlängerung eines Miet⸗ oder Pacht⸗ 
vertrages abzugelten beſtimmt iſt, kann nicht als Leiſtung 
aus dem Vertrag angeſehen werden. Sie iſt vielmehr Beſtand⸗ 
teil eines Sonderabkommens, das lediglich wirtſchaftlich mit 
einem Mietvertrag in Zuſammenhang ſteht. 

So liegt der Fall hier. Nach der Behauptung des Kl. 
ſollen für die Verlängerung des Hauptvertrages 
ſowohl von dem Bekl. als auch von feinen Rechtsvorgängern 
Vergütungen geleiſtet worden ſein, die mehrere tauſend Mark 
betrugen. Nur dieſe Leiſtungen ſollen in den ſchriftlichen Ver⸗ 
trag keine Aufnahme gefunden haben. Daß die vereinbarte 
Verlängerung der Mietzeit, die dem Parteiwillen entſprechende 
Höhe des vertraglichen Mietzinſes oder das Hinzutreten eines 
Garageraums zur Verwendung als Backſtube als ausſchließ⸗ 
liche und für den ſpäteren Erwerber des Grundſtückes allein 
weſentliche Ergänzungen des erſt abgeſchloſſenen Mietver⸗ 
trages nicht ſchriftlich beurkundet worden ſeien, iſt nicht be⸗ 
hauptet. Danach ſteht nicht feſt, daß irgendeine für die Wah⸗ 
rung der Formvorſchrift des 8566 Abs. 1 BOB. bedeutſame 
Vereinbarung, die nach dem Willen der Parteien Vertrags⸗ 
teil werden ſollte, der Form ermangelt. Nichts anderes hat 
aber auch das BG. gemeint, wenn es von Abreden ſpricht, 
die unter dem Geſichtspunkte der Bindung des Grundſtücks⸗ 
erwerbers weſentlich ſind, und wenn es die hier gemachten 
einmaligen Leiſtungen davon ausſchließt. Die rechtlich bedenk⸗ 
liche Einbeziehung ſämtlicher einmaliger Leiſtungen bei Ver⸗ 
tragsabſchluß hat mithin die Entfch. nicht beeinflußt. 

(U. v. 24. Jan. 1929; 322/28 VIII. — Berlin.) (Ku. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


* 14. 8 49a Miet Sch. Grundſätze für die Be⸗ 
rechnung der angemeſſenen Vergütung für die 
Untervermietung von Geſchäftsräumen. f) 


Der Angekl. betreibt ſeit vielen Jahren in einem ihm 
nicht gehörigen Haus in D. ein Damenmodengeſchäft. Die 
von ihm gemieteten Geſchäftsräume beſtehen aus einem 38 qm 
großen Laden mit zwei Schaufenſtern, einem 11 qm großen, 


eine auf die Gebrauchsüberlaſſung im voraus bewirkte Teilleiſtung. 
Der Mieter zahlt an den Vermieter für die Gebrauchsüberlaſſung, 
nicht für den Vertrag oder das Zuſtandekommen des Vertrages; 
eine ſolche Zahlung erhält vielmehr lediglich der Vermittler. Hat 
doch das RG. ſogar in einem Strafurteil v. 11. April 1929 — 3 D 
47/29 — einen Hausverwalter verurteilt, der für den Vertrags⸗ 
abſchluß eine Courtage forderte. 

Es ſcheint ſo, als ob in Deutſchland nach und nach der Ge⸗ 
danke verlorengegangen iſt, daß der Vermieter nicht aus Entgegen⸗ 
kommen vermietet, ſondern weil das ſein Geſchäft iſt. Für ihn be⸗ 
deutet tatſächlich jeder Mietvertrag ein Recht, das die Rentabilität 
des Hauſes ſichert, nicht aber eine Laſt. Es liegt daher kein Be⸗ 
dürfnis vor, nach Sonderabkommen zu ſuchen, die dem Vermieter 
feine ſelbſtverſtändliche Bereitwilligkeit zu vermieten noch extra 
belohnten. 

Als früher noch der Mieter rar war, hat das RG. auch nicht 
Verträgen, durch die dem Mieter eine unentgeltliche Raumüber⸗ 
laſſung für einige Zeit vor Beginn der entgeltlichen Mietzeit zu⸗ 
geſichert wurde, eine ſelbſtändige Sonderſtellung einräumt. 

RA. Dr. Hans A. Meyer, Berlin. 


Zu 14. 1. Der Entſch. (RGSt. 62, 338) liegt — auf das 
Weſentliche zurückgeführt — folgender Tatbeſtand zugrunde: 

Ein Mieter von Geſchäftsräumen hat / der Räume, für 
die er ſelbſt einen Mietpreis von 227 J6 monatlich zahlt, für 
600 % pro Monat weiter untervermietet. Das BGG. hat mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß der Mieter die Räume beſonders billig in Händen 
hatte, ihm zugebilligt, daß er vom Untermieter bis zu 400 % hätte 
beanspruchen dürfen. Weil er noch um 200 % mehr verlangt hat, 
ift wegen Mietwuchers auf Grund des 8 9 a MietsSchcg. verurteilt 
worden. Seine Reviſion war erfolglos. 

2. Aus der Entſch. und aus den in Bezug genommenen 
Entſch. des 1. Ströen. des RG. laſſen $d folgende Rechts⸗ 
grundſätze gewinnen: 

a) Aus der Wortfaſſung des § 49 a, der nicht wie die Preistr⸗ 
VD. von einem „übermäßigen Gewinn“ ſpricht, ſondern von einer 


360 


2874 


als Lager benützten Nebenraum mit einem Schaufenſter und 
weiteren, im ganzen 90 qm großen, nach dem Hof zu ge⸗ 
legenen Nebenräumen, in denen ſich u. a. das Kontor be⸗ 
findet. Für dieſe Geſchäftsräume hatte er an den Hauseigen⸗ 
tümer Ende 1926 als geſetzliche Miete, die damals einſchließ⸗ 
lich der 40 %igen Mietzinsſteuer 100% der Friedensmiete 
betrug, 2730 RX jährlich (227,50 % monatlich) zu entrichten. 
Durch den Vertrag v. 15. Nov. 1926 überließ er für die Zeit 
bis zum 1. März 1927 etwa zwei Drittel des Ladens mit 
einem Schaufenſter, den Lagerraum mit Schaufenſter und das 
Durchgangsrecht durch die anderen Nebenräume mit Aus⸗ 
nahme des Kontors, ferner zwei Ladentafeln und einen 
Schrank im Laden ſowie ein Regal im Lagerraum untermiet⸗ 
weiſe an die Drogiſten Sch. und W., die dort vorüber⸗ 
gehend einen Kriſtallwarenhandel betreiben, insbeſ. das Weih⸗ 
nachtsgeſchäft machen wollten. Als Vergütung wurden 600 2⁄4 
monatlich vereinbart, für die Zeit bis zum 1. März 1927 
auch bezahlt und für den Monat März, während deſſen die 
Untermieter vertragswidrig noch in den Räumen verblieben 
waren, eingeklagt. Die anteiligen Koſten für Heizung, Be⸗ 
leuchtung und Reinigung hatten die Untermieter ſelbſt zu 
tragen. An Dienſtleiſtungen kam nur die Vermittlung des 
Telephonverkehrs in Betracht. Auf Grund dieſes Sach⸗ 
verhalts wurde der Angekl. vom SchöffG. des vorſätzlichen, 
vom BG. des fahrläſſigen Raumwuchers nach 8 492 Miet⸗ 
Sch. ſchuldig erkannt. 

Die gegen das BU. eingelegte Rev. iſt unbegründet. 

§ 14 NMietb. beſtimmt für den Fall der Weiter⸗ 
vermietung eines Mietraums, daß der hierfür zu entrichtende 
Mietzins unter Berückſichtigung etwaiger Nebenleiſtungen, wie 
Überlaſſung von Einrichtungsgegenſtänden und Leiſtung von 
Dienſten, in einem angemeſſenen Verhältnis zu dem auf den 
Raum entfallenden Teil des Hauptmietzinſes ſtehen muß. 


als „unangemeſſen anzuſehenden Vergütung“, iſt zunächſt gefolgert 
worden, daß es nicht ſo ſehr bei Prüfung der Angemeſſenheit 
einer Miete auf die Geſtehungskoſten anzukommen habe, 
als vielmehr auch auf den objektiven Nutzungswert des 
überlaſſenen Raums ſowie auf die perſönlichen und Vermögens⸗ 
verhältniſſe der einander gegenüberſtehenden Vertragsteile. In dem 
Urt. v. 11. März 1927, 157/26: RGSt. 61, 130, 139 hatte der 
1. StrSen. ſich noch vorſichtig dahin geäußert, daß dem objektiven 
Nutzungswert und den perſönlichen Verhältniſſen einerſeits „gleich⸗ 
wertige Bedeutung zuerkannt werden müſſe“ wie den Geſtehungs⸗ 
koſten andererſeits. In dem Urt. v. 10. Juli 1928, 1 1154/27 und 
1923/27: RGSSt. 62, 223 ff. u. 228 ff. ging der 1. Str&en. 
— zum Teil von der Rſpr. des 2. StrSen. abweichend gl. II 
12/27, abgedr. bei Thiele, Raumwucherrecht, S. 114 ff.) — be⸗ 
wußt einen Schritt weiter. Er läßt die Geſtehungskoſten immer 
mehr in den Hintergrund treten — ſoweit ſie unwirtſchaftlich ſind, 
dürfen ſie überhaupt nicht berückſichtigt werden (Anklang an die 
Rſpr. zur ſeligen — unſeligen PreistrVO.) — und legt immer 
mehr Wert auf den objektiven Nutzungswert — den „Marktpreis“ 
in der Ausdrucksweiſe der Preistr®O.t — Damit hat ſich das 
Aquivalenzprinzip (vgl. meine Ausführungen: Ru. 1926, 574; 
1927, 479 u. JW. 1926, 2223 [OL G. Dresden 2 08t 36/26] mit 
Anm. v. Ruth) — die Leiſtung muß der Gegenleiſtung ent⸗ 
ſprechen — durchgeſetzt. Man hat das Gefühl, daß der Sen. nicht 
ohne Stolz ſagt: „Man kann inſofern von ‚Weiterentwiclung nach 
der Richtung der Anerkennung obiektiver Maßſtäbe“ ſprechen“ 
(a. a. O.: RGSt. 62, 238). 
So ergeben ſich im einzelnen folgende Theſen: 

„Hinſichtlich der Wertigkeit der verſchiedenen Nachprüfungs⸗ 
maßſtäbe und der Reihenfolge in der Verwendung kommen 
folgende Grundſätze in Betracht: 

Nach altem und neuem Recht iſt vor allem die Markt⸗ 
lage in Betracht zu ziehen. Ergibt ſich, daß für die zu be⸗ 
urteilenden Räume eine regelmäßige Raummarktlage beſteht, 
dann wird bei Einhaltung des ordnungsmäßigen Raummarkt⸗ 
preiſes die Vergütung kaum je unangemeſſen fein. Bei über⸗ 
ſchreitung des ordnungsmäßigen Raummarktpreiſes iſt die Ver⸗ 
mutung des Raumwuchers begründet; beſondere Verhältniſſe, 
insbeſ. der Nachweis höherer anrechenbarer Geſtehungskoſten, 
Können aber die Abweichung rechtfertigen. 

Auch bei Einhaltung der geſetzlichen Miete iſt die Annahme 
von Raumwucher kaum je denkbar. Andererſeits begründet aber 
hier eine Überſchreitung, wie in RGSt. 61, 141/42 dargetan, 
jedenfalls für den hier maßgebenden Zeitraum noch keine 
Vermutung des Raumwuchers (vgl. auch RGSt. 62, 150). 

Bei unregelmäßiger Raummarktlage, wie Je zur Zeit noch 
im weiten Umfange beſteht, iſt nach altem Recht in erſter Linie 
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Dieſe Beſtimmung findet zwar unmittelbar nur auf die ge⸗ 
ſetzliche Untermiete Anwendung; ihr liegt aber der regel⸗ 
mäßig auch für die Beurteilung nach 8 49a MietSchG. ver⸗ 
wertbare Gedanke zugrunde, daß bei der Berechnung der 
Untermiete von der Hauptmiete auszugehen, alſo 
zu ermitteln iſt, welcher Teil der Hauptmiete — bei Berück⸗ 
ſichtigung nicht nur der Fläche, ſondern auch des Nutzungs⸗ 
werts der einzelnen Raumteile — auf die Untermieträume 
entfällt, daß ferner der darüber hinaus geforderte 
Betrag durch beſondere Leiſtungen zu begrün⸗ 
den iſt. Auf dieſem Grundgedanken beruht auch das an⸗ 
gefochtene Urteil und das ihm zugrunde liegende Sach⸗ 
verſtändigengutachten. 

Bei der Schätzung des auf die Untermieträume 
treffenden Teils der Hauptmiete wird in der Regel 
von der tatſächlich gezahlten Hauptmiete auszu⸗ 
gehen ſein. Als unangemeſſen wird es namentlich empfunden, 
wenn einerſeits der Hauptvermieter an die geſetzliche Miete 
gebunden iſt oder aus ſozialen Gründen die Hauptmiete 
niedrig hält, andererſeits der Untermieter für die bloße 
Weitervermietung der Räume — alſo abgeſehen von beſon⸗ 
deren Leiſtungen — eine Vergütung fordert und ſich gewähren 
läßt, welche den um den üblichen Unbequemlichkeits⸗ und Ver⸗ 
dienſtzuſchlag erhöhten Anteil der Hauptmiete erheblich über⸗ 
ſteigt. Beſondere Umſtände können aber die Zugrundelegung 
einer von der tatſächlich gezahlten abweichenden Hauptmiete 
rechtfertigen, und zwar einer niedrigeren insbeſ. dann, 
wenn die tatſächlich gezahlte Hauptmiete i. S. des § 49 a 
MietSchG. unangemeſſen und der Hauptmieter in der Lage 
iſt, hiergegen anzukämpfen, einer höheren insbeſ. dann, 
wenn die Hauptmiete nicht wegen geſetzlicher Bindung oder 
aus ſozialen Gründen, ſondern infolge irgendwelcher perſön⸗ 
licher Beziehungen des Hauptvermieters zum Hauptmieter 


eine Geſtehungskoſtenberechnung unter Zugrundelegung der in 
der Entſch. RGSSt. 61, 139 f. (IV) aufgeſtellten Richtlinien ge⸗ 
boten. Nach neuem Recht kommt vor allem eine Feſtſtellung 
des objektiven Nutzungswerts in Betracht“ (ROSE. 62, 
239 u. 240). 


b) Wendet man dieſe Grundſätze auf die Untermiete an, 
ſo ergibt ſich ganz von ſelbſt, daß auch dem weiter vermietenden 
Mieter geltattet fein muß, von feinem Untermieter ein Entgelt zu 
beanſpruchen, das dem objektiven Nutzungswert der 
Räume entſpricht. Soweit es ſich um geſetzliche Miete handelt, 
iſt allerdings — auch mit Rückſicht auf 8 14 RMietG. (die Entſch. 
zit. offenbar irrtümlich 8 14 MietSch G.) — von den Geſtehungs⸗ 
koſten auszugehen und das Entgelt für die untervermieteten 
Räume entſprechend ratierlich feſtzuſetzen. 

Soweit es ſich aber um freie Mieträume handelt, trium⸗ 
phiert der objektive Nutzungswert. Grundſätzlich iſt zwar auch hier 
von der Mitte auszugehen, die der Mieter ſelbſt für die weiter⸗ 
vermieteten Räume zu zahlen hat, da ja dieſe zumeiſt dem ob⸗ 
jektiven Nutzungswert entfprechen wird. Aber der Mieter kann von 
ſeinem Untermieter mehr verlangen als ratierlich auf die weiter⸗ 
vermieteten Räume treffen würde, wenn ſich der Mietpreis, den er 
ſelbſt bezahlt, nicht als richtiger Handelspreis darſtellt — ſo hätte 
man d) zur Zeit der Geltung der PreistrVO. ausgedrückt —, 
ſondern als Preis, der nicht auf ſachlichen Erwägungen („wegen 
geſetzlicher Bindung oder aus ſozialen Gründen“), vielmehr auf 
„irgendwelchen perſönlichen Beziehungen des Hauptvermieters zum 
Hauptmieter“ beruht. Geradeſo wie beim Kettenhandel vom RG. 
das Vorliegen einer „Preisſteigerung“ nicht angenommen wurde, 
wenn trotz der „Steigerung“ ein Preis zuſtande kam, der den 
„richtigen Handelspreis“ nicht erreichte, ſoll es auch dem Mieter 
geſtattet ſein, Räume, die er etwa Familienverhältniſſe halber 
— er iſt z. B. der Sohn oder Schwiegerſohn des Vermieters — 
beſonders billig in Händen hat, um einen weſentlich höheren Preis 
weiter zu vermieten, als er ſelbſt gemietet hat, wenn er ſich im 
Rahmen des objektiven Nutzungswerts hält. Das will der Hinweis 
auf die Entſch. RGSt. 58, 257 (260) beſagen! (vgl. auch dazu etwa 
Alsberg, Preistreibereiſtrafrecht, 7. Aufl., S. 167; JW. 1920, 
840; 1921, 402 meine Anm.). 

e) Außer dem „objektiven Nutzungswert“ find auch ſonſtige 
Momente perſönlicher und ſachlicher Art zu berückſichtigen. Die 
Untergerichte haben in Auſchluß an die ſächſiſchen Richtlinien mit 
Billigung des RG. einen Unbequemlichkeits⸗ und Ver⸗ 
dienſtzuſchlag berückſichtigt — man vermietet im allgemeinen 
nicht zu ſeinem Vergnügen weiter und will für die Opfer, die man 
bringt, doch ein Aquivalent haben. Die Berückſichtigung einer 
Vergütung für Gewinnentgang hat das RG. — m. E. mit vollem 
Recht — abgelehnt. Grundſätzlich wird man davon ausgehen müſſen, 
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(vgl. RES. 58, 257 [2601) hinter dem für gewöhnliche Ver⸗ 
hältniffe angemeſſenen Betrag zurückbleibt. In ſolchen Fäl⸗ 
len kann die Hauptmiete unter Berückſichtigung der Entſch. 
RGSt. 61, 130; 62, 228 (insbeſ. 239 ff.), 223 geſchätzt wer⸗ 
den. In der vorliegenden Sache iſt nicht die vom Angekl. 
an den Hauseigentümer tatſächlich gezahlte, ſondern die für 
ortsüblich erachtete höhere Geſamtfriedensmiete von 3320 AH 
zugrunde gelegt worden. Es kann dahingeſtelkt bleiben, ob 
dies angeſichts der zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch be⸗ 
ſtehenden Bindung des Hauptvermieters an die geſetzliche 
Miete berechtigt war; denn der Angekl. iſt hierdurch jeden⸗ 
falls nicht beſchwert. Anhaltspunkte dafür, daß der Sach⸗ 
verſtändige und die ihm folgenden Vorderrichter als Geſamt⸗ 
friedensmiete einen zu niedrigen Betrag angenommen hätten, 
ſind nicht vorhanden; insbeſ. hat der Angekl., dem die 
Schätzung und ihre Grundlagen durch das Urteil des SchöffG. 
bekannt geworden ſind, keine Unterlagen für eine abweichende 
Beurteilung geliefert. Das gleiche gilt hinſichtlich der Be⸗ 
rechnung des auf die Untermieträume treffenden Anteils an 
der Hauptmiete, bei der offenſichtlich neben dem Flächenraum 
auch der Nutzungswert berückſichtigt worden iſt. 

Neben dieſem Anteil if dem Angekl. bereits vom Sach⸗ 
verſtändigen und vom Schöffcb. — entſprechend der Ziff. VII 
der Richtlinien des ſächſ. Juſtizminiſteriums v. 16. Mai 1927 
(Sächſ JM Bl. 63) — ein Unbequemlichkeits⸗ und 
Verdienſtzuſchlag in derſelben Höhe, wie er in der ge⸗ 
ſetzlichen Untermiete enthalten war, ferner ein von der Rev. 
nicht beanſtandeter Betrag für die Überlaſſung der 
Einrichtungsgegenſtände zugebilligt worden. Das BG. 
iſt aber über den hiernach vom Shöff®. für angemeſſen er⸗ 
achteten Betrag von 221 2 monatlich noch weit hinaus⸗ 
gegangen und hat eine Geſamtvergütung von 400 % monat⸗ 
lich, alſo beinahe das Doppelte, für angemeſſen erklärt. Es 
hat hierbei die ihm erkennbaren geſamten ſonſtigen 
Verhältniſſe berückſichtigt und als ſolche beſonders her⸗ 
vorgehoben: die Vermittlung des Telephonverkehrs; den von 
den Untermietern erzielten großen Weihnachtsumſatz, alſo 
den beſonderen Nutzungswert, den die überlaſſenen Räume 
für die Untermieter hatten; die vom Angekl. zu duldenden, 
das gewöhnliche Maß überſteigenden Unannehmlichkeiten, ins⸗ 
beſondere die ſtarke Verunreinigung der nach dem Hof zu 
gelegenen Nebenräume infolge des Hindurchtragens der in 
Holzwolle verpackten Kriſtallwaren; die ſtarke Abnutzung des 
Fußbodenbelags; die durch die Beſchäftigung fremden Per⸗ 
ſonals bedingte Verluſtgefahr; endlich die Beeinträchtigung 
des eigenen Geſchäfts des Angekl., worunter im Hinblick auf 
die beſonders aufgeführten Nachteile nur die im Gewinn⸗ 
entgang zum Ausdruck kommende Beeinträchtigung gemeint 
ſein kann. Es iſt hiernach unrichtig, wenn die Rev. geltend 
macht, es ſei überſehen worden, daß die geforderten 600 RX 
monatlich kein reines Mietentgelt ſeien, ſondern daß darin 


daß der „objektive Nutzungswert“ von Räumen ſich eben dadurch 
errechnet, daß der Vermieter den Preis beanſprucht, der den Vor⸗ 
teilen entſpricht, den die Mieter ſolcher Räume erzielen können. 
Er iſt nichts anderes, als der durchſchnittliche Gewinnentgang, den 
jemand erleidet, der ſeine Räume nicht ſelbſt nützt und an andere 
vergibt, und er würde zweimal bezahlt, wenn er einmal als ob⸗ 
jektiver Nutzungswert und ein weiteres Mal als Vergütung für 
Gewinnentgang honoriert würde. Anders wäre es nur, wenn in⸗ 
folge beſonderer Umſtände der Gewinnentgang größer wäre als 
dem objektiven Nutzungswert der abgetretenen Räume entſpricht. 
Dieſe Gedanken formuliert das RG. dahin: „Eine Sonderver⸗ 
gütung für Gewinnentgang iſt nur inſoweit berechtigt, als die aus 
der Untervermietung ſich ergebende Beeinträchtigung des Ge⸗ 
ſchäftsgewiuns den mit der Einſchränkung der Raumnutzung 
weſentlich verbundenen Gewinnentgang überſchreitet.“ Zu denken 
iſt dabei etwa daran, daß ein Engrosgeſchäft Teile ſeiner Räume 
an ein Grammophonhaus vermietet und damit zu rechnen iſt, daß 
ſeine Kunden ſich an dem Lärm ſtoßen und ſeine Angeſtellten in 
ihrer Arbeitskraft beeinträchtigt werden (praktiſch wird Derartiges 
allerdings nicht allzu häufig ſein !). 

d) Was über den inneren Tatbeſtand vorgetragen wird, 
iſt an fd richtig. Die maßgebende Stelle, bei der Erkun⸗ 
digungen eingezogen werden können, beſteht allerdings in der 
Regel in den ſüddeutſchen MEI. aus ſubalternen Schalterbeamten, 
die im vorl. Falle ſicherlich dem Frageſteller verwehrt hätten, den 
ihm entgehenden Gewinn zu berückſichtigen und ihm ſicherlich nicht 
geſtattet hätten, über ſeinen Mietpreis hinauszugehen. 

3. Kritik. Stellt man ſich auf den Standpunkt, daß es 
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ein Betrag für den entgangenen Gewinn ſtecke. Das O. 
hat dies keineswegs überſehen, wohl aber den entgangenen 
Gewinn nicht fo hoch geſchätzt, wie es der Angekl. verlangt. 
Dafür, daß die Schätzung des BG. zu niedrig und der ge⸗ 
forderte Betrag angemeſſen wäre, hat der Angekl. auch hier 
keinerlei rechneriſche Unterlagen geliefert. Hinſichtlich der 
Vergütung für Gewinnentgang iſt noch folgendes zu 
bemerken: Die Vermietung von Geſchäftsräumen an einen 
Gewerbetreibenden zur Ausübung des Gewerbebetriebes ift 
ihrem Weſen nach nichts anderes, als bie überlafjung der 
Raumnutzung für die Zwecke der gewerblichen Gewinnziehung, 
und die zu zahlende Miete iſt die Vergütung hierfür. Ebenſo 
ift die teilweiſe Weitervermietung an einen anderen Gewerbe⸗ 
treibenden ihrem Weſen nach eine teilweiſe Weiterüberlaſſung 
der Raumnutzung und der damit verbundenen Gewinnmög⸗ 
lichkeit; ihr entſpricht notwendig ein teilweiſer Verzicht auf 
eigene Nutzung und Gewinnziehung; dafür hat der Unter⸗ 
mieter dem Hauptmieter einen entſprechenden Teil des von 
letzterem an den Hausbeſitzer zu entrichtenden Mietzinſes zu 
erſetzen. Die Untermiete enthält alſo auch ſchon in dem Teil, 
den die Rev. „reine Miete“ nennt, eine Vergütung für den 
mit der Weitervermietung verbundenen Gewinnentgang. Eine 
Sondervergütung für Gewinnentgang iſt nur inſoweit be⸗ 
rechtigt, als die aus der Untervermietung ſich ergebende Be⸗ 
einträchtigung des Geſchäftsgewinns den mit der Einſchrän⸗ 
kung der Raumnutzung weſentlich verbundenen Gewinn⸗ 
entgang überſteigt. Im vorliegenden Fall iſt auch noch zu 
beachten, daß nach den eigenen Angaben des Angekl. vor dem 
SchöffG. in feinem Maßgeſchäft der Hauptgewinn in den 
Monaten September und Oktober gemacht wird, ſo daß ſich 
für den Zeitraum, in den die Untervermietung fällt, ohnehin 
eine Einſchränkung des Geſchäfts und des Gewinns ergab. 
Dem Umſtand, daß das Mietverhältnis von vornherein nur 
auf einige Monate berechnet wurde, kann nach Lage des Falls 
eine Bedeutung für die Bemeſſung der Vergütung nicht bei⸗ 
gelegt werden, zumal beſondere Aufwendungen aus Anlaß 
der Untervermietung, deren Erſatz auf den kurzen Zeitraum 
zu verteilen geweſen wäre, nicht gemacht worden ſind. 

Auch der innere Tatbeſtand iſt ausreichend nach⸗ 
gewieſen. Mit Recht hat das BG. eine Fahrläſſigkeit darin 
erblickt, daß der Angekl. ſich nicht an maßgebender Stelle er⸗ 
kundigt hat, ob er vom Untermieter nahezu das Vierfache der 
von ihm für die Untermieträume gezahlten Hauptmiete ver⸗ 
langen dürfe. Hätte er ſich erkundigt, ſo würde er über die 
zu beachtenden Grundſatze aufgeklärt und darüber belehrt wor⸗ 
den fein, daß er feine Forderung, insbeſ. das Verlangen einer 
Sondervergütung für entgangenen Gewinn, auf rechneriſche 
Unterlagen ſtützen müſſe. 


(1. Sen. v. 30. Nov. 1928; 1D 744/28.) A. 


heute noch teilweiſe eine „Notmarktlage“ auf dem Wohnungs⸗ 
markt gibt, die es verbietet, einfach Angebot und Nachfrage und 
damit den objektiven Nutzungswert = Marktpreis ſich auswirken 
zu laſſen, ſo müſſen natürlich Ventile geſchaffen werden, um die 
alleinige oder doch faſt ausſchließliche Berückſichtigung der Ge⸗ 
ſtehungskoſten — die ja z. B. bei Vorliegen einer geſetzlichen 
Miete Platz greifen ſoll — nicht zu einem vollendeten wirt⸗ 
ſchaftlichen Unſinn werden zu laſſen. Lobe, der „Erfinder“ der 
Notmarktlage, hat darum zwecks Beurteilung der Frage, ob ſtraf⸗ 
barer Kettenhandel vorliegt, in einer ähnlichen Lage auch das Sicher⸗ 
heitsventil erfunden, das zu öffnen iſt, falls eigenartige perſönliche 
Berhältniffe dazu zwingen, die Geſtehungskoſtentheorie aufzugeben. 


M. E. ſollte der 1. StrSen. — vielleicht abgeſehen von den 
Fällen der geſetzlichen Miete — noch einen Schritt weiter gehen. 
Hat er ſich einmal zu der Anſchauung durchgerungen, daß das 
Aquivalenzprinzip, d. h. der objektive Nutzungswert, das wichtigſte 
Moment der Kalkulation iſt, ſo bedeutet es nur noch einen kleinen 
Schritt weiter, ihm die ihm gebührende alleinige Bedeutung, 
und zwar auch bei Untermieten, zuzubilligen. Dann iſt lediglich 
der objektive Wert der Räume unter Berückſichtigung der perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe für die Preisbemeſſung maßgebend und es be⸗ 
darf der wenn auch geiſtreichen kryptoſoziologiſchen (Eruſt Fuchs) 
Künſteleien nicht, um, wie im vorl. Falle, angeblich von den 
Geſtehungskoſten ausgehend, zu einem Mietpreis zu kommen, 
der mit allem anderen zuſammenhängen mag — nur nicht mit 
den Geſtehungskoſten! 


RU. Dr. Rudolf Waſſermann, München. 
360* 
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[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 8 361 Nr. 6a StGB. Zum Begriffe: Wohnung i. S. 
dieſer Vorſchrift. 


Die nunmehrigen Vorſchriften des 8 361 Nr. 6 und 6a StGB. 
über Gewerbsunzucht beruhen auf dem GefhlKt®. Ihr Sinn und 
Zweck iſt auf den Schutz der Jugend gerichtet, und zwar nicht von 
dem im übrigen das Geſetz beherrſchenden geſundheitlichen Stand⸗ 
punkt aus, ſondern unter dem Geſichtspunkte, daß die Gefahr 
einer verderblichen ſeeliſchen Beeinfluſſung jugendlicher Perſonen 
verhütet werden ſoll, wie ſie aus der Beobachtung unzüchtigen 
Treibens entſtehen kann. Die Moglichkeit einer häufigeren Be⸗ 
rührung von Kindern oder Jugendlichen mit einer der Unzucht 
nachgehenden Frauensperſon beſteht nun zwar auch dann, wenn 
Kinder oder Jugendliche nicht in den von dieſer Perſon bewohnten, 
ſondern in anderen Räumen des Hauſes wohnen, allein auf ſolche 
Fälle glaubte der Geſetzgeber das Schutzbedürfnis nicht erſtrecken 
zu ſollen; denn ſonſt hätte er ſein Verbot nicht für eine „Woh⸗ 
nung“, in der Kinder oder Jugendliche wohnen, aufgeſtellt, ſondern 
das Miethaus als Einheit betrachtet und die Ausübung der Unzucht 
in einem ſolchen, falls Kinder oder Jugendliche darin wohnen, 
unterſagt. Er wollte erſichtlich nur den Gefahren einer dauernden 
und engeren Berührung von Kindern und Jugendlichen mit einer 
ſolchen Frauensperſon vorbeugen, wie ſie ſich aus einer Wohnungs⸗ 
gemeinſchaft ergeben. Demnach liegt kein innerer Grund vor, für 
die Fälle des 8 361 Nr. 62 StGB. den Begriff der „Wohnung“ 
in dem von der Rev. behaupteten Sinne zu erweitern. 


Das StGB. verwendet den Begriff „Wohnung“ auch in den 
Beſtimmungen der 88 123, 124 über Hausfriedensbruch und ver⸗ 
ſteht dort unter „Wohnung“ den Inbegriff von Räumlichkeiten, 
die einer Einzelperſon oder einer zuſammengehörenden Mehrheit 
von Perſonen, einer Familie, zum fländigen Aufenthalte dienen 
oder zur Benutzung freiſtehen (RGSt. 12, 132). Dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung läßt ſich aber hierher nicht ohne Einſchränkung über⸗ 
tragen. Im Rahmen des 8 123 StGB. liegt das Gewicht auf der 
Beherrſchung der mehreren Räume durch eine Perſon oder eine 
zuſammengehörende Perſonenmehrheit, eine Familie; für $ 361 
Nr. 6a SGB. aber entſcheidet das ſachliche Merkmal, ob die 
Mehrheit von Räumen ihrer Lage und Beſchaffenheit nach in 
einer Art zuſammenhängt, daß ſie unter dem Geſichtswinkel der 
vom § 361 Nr. 6a verfolgten Zwecke als zuſammengehörig zu 
betrachten ſind, ohne daß es dabei darauf ankommt, ob ſie von 
einer oder von mehreren Perſonen oder Familien innegehabt und 
beherrſcht werden. Wenn eine durch beſonderen Abſchluß von den 
übrigen Räumen eines Hauſes geſchiedene, alſo abgeſchloſſene 
Wohnung, die aus den nach der Verkehrsauffaſſung üblichen 
Räumen beſteht, unter zwei Mietparteien zur ſelbſtändigen Be- 
nutzung aufgeteilt ift, fo wird dadurch zwar i. ©. des 8 123 StGB. 
eine Scheidung in zwei Wohnungen herbeigeführt, nicht aber i. S. 
des 5 361 Nr. 62 SGB. Schwierig wird allerdings die Entſch., ob 
eine oder mehrere Wohnungen i. S. des 8361 Nr. 6a StB. Dez 
ſtehen, wenn die Mietparteien verſchiedener, im übrigen geſon⸗ 
derter, Wohnräume auf die gemeinſame Benutzung einzelner Räume 
angewieſen ſind. Eine ſolche Gemeinſamkeit hebt jedenfalls die 
Selbſtändigkeit der einzelnen Wohnungen nicht unbedingt und ohne 
weiteres auf. In einem gewiſſen Umfang iſt in ſtädtiſchen Miet⸗ 
häuſern die gemeinſchaftliche Benutzung von Räumen und Ein⸗ 
richtungen ſtets gegeben; es ſeien nur das Treppenhaus, das 
Waſchhaus, der Trockenboden erwähnt. Nicht ſelten iſt, wenigſtens 
in älteren Häuſern, auch ein gemeinſamer Abort für mehrere 
Mietparteien eingerichtet. Die Frage, ob die Gemeinſchaftlichkeit 
einzelner Räume den vorhandenen Wohngelegenheiten den Cha⸗ 
takter der Abſonderung in ſolchem Maße nimmt, daß fie für die 
Anwendung des 8 361 Nr. 62 als ein Ganzes zu betrachten find, 
läßt ſich nicht allgemein und für alle Fälle beantworten, ſondern 
iſt unter Berückſichtigung der näheren Umſtände für jeden Fall 
beſonders zu entſcheiden. 

Im gegebenen Fall kann, trotzdem die einzelnen Wohnungen 
nicht gegen das Stiegenhaus abgeſchloſſen ſind, und obwohl ſie 
einen gemeinſchaftlichen Abort im Erdgeſchoſſe haben, keine Rede 
davon ſein, daß das ganze Haus, wie z. B. ein Einfamilienhaus, 
nur eine einzige Wohnung enthält. In jedem Geſchoſſe befinden 
ſich Räume, wie ſie einer Mietpartei zu ſtändigem Aufenthalt 
und zum Wohnen zur Verfügung ſtehen müſſen: ein Zimmer und 
eine Küche; die Räume des einen Stockwerks find durch die Stiege 
von denen der anderen abgegrenzt; jedes Geſchoß iſt an eine an⸗ 
dere, völlig ſelbſtändige und von den übrigen Hausgenoſſen un⸗ 
abhängige Familie vermietet. Der Abort gehört zu keiner der vor⸗ 
handenen Wohnungen allein, ſondern iſt von vornherein zur ge⸗ 
meinſchaftlichen Benutzung durch die ſämtlichen Hausinwohner be⸗ 


ſtimmt; die Gemeinſamkeit dieſes Raumes kann die Selbſtändig⸗ 
keit der einzelnen Wohnungen nicht aufheben (vgl. Hellwig, 
Geſchlͤrch., S. 333). 

(Bay Ob., StrSen., Urt. v. 15. Jan. 1929, RevReg. I Nr. 879/28.) 


Rechts entſcheide in Miet- und pachtſachen. 
Kammergericht. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 
Reichsmietengeſetz. 

I. 8 1 R Miet. Liegen die Vorausſetzungen für 
die Neufeſtſetzung der Friedensmiete vor, ſo kann das 
Mieteinigungsamt die Friedensmiete, obwohl der Antrag 
vom Vermieter geſtellt iſt, niedriger feftfegen, als fie 
bisher war. f) 

Das RMielG. unterſcheidet grundſätzlich zwiſchen der Feſt⸗ 
ſtellung der Friedensmiete einerſeits und den beſonderen Fällen 
ihrer Feſtſetzung andererſeits. Die Feſtſetzung kann ſtets nur zur 
Geltung des ortsüblichen Mietzinſes führen. Sobald die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Feſtſetzung der Friedensmiete vorliegen, 
hat der Mietzins, der tatſächlich für die am 1. Juli 1914 be⸗ 
ginnende Mietzeit vereinbart war, keinerlei Bedeutung mehr für 
die Entſch. des MEA. Von dieſer Auffaſſung iſt der Sen. in über- 
einſtimmung mit dem Bay Obs. ſtändig ausgegangen. Sie iſt ein⸗ 
gehend dargelegt in den NE. v. 18. Juni 1926, 171 57/26: 
386. ErgBd. 5, 48; JW. 1927, 590; Mieter. 1926, 86; CA. 
1926, 487; Jurgidſch. 1926, 1836; OSG Rſpr. 46, 129; Hertel, 
Mieterſchutz 2A 266 und 17 Y 59/26: JF G. Ergbd. 5, 53; JW. 
1927, 590; Mieter. 1926, 86; EA. 1926, 487; Juräidſch. 1926, 
2141; DWohnelrch. 1926, 617; Os Rſpr. 46, 130; Hertel, 
Mieterſchutz, 4 A 267, auf die verwieſen werden kann. Aus ihr 
ergibt ſich die Bejahung der geſtellten Frage ohne weiteres. Insbeſ. 
kann es, da im Falle der Neufeſtſetzung die früher vereinbarte 
Miete keine Bedeutung hat, nicht darauf ankommen, ob erkennbar 
iſt, aus welchen Gründen die Vereinbarung von dem ortsüblichen 
Mietzinſe abwich. Ebenſo ſteht nichts entgegen, die Feſtſetzung zu 
einem Betrage vorzunehmen, der für den Antragſteller ungünſtiger 
iſt als der Zuſtand, den er mit ſeinem Antrage zu beſeitigen 


Zu 1. Die Entſch. iſt nicht bedenkenfrei, fie verträgt ſich 
m. E. nicht mit dem Wortlaut und Sinn des Geſetzes. Nach dieſem 
iſt Vorausſetzung für die Feſtſetzung der ortsüblichen Miete, daß 
einmal eine erhebliche bauliche Veränderung nach dem 1. Juli 1914 
vorgenommen iſt und daß ferner dieſe Veränderung auch eine Ab⸗ 
änderung des Mietzinſes rechtfertigt. Bauliche Verbeſſerungen, wie 
hier die Einrichtung eines Waſſerkloſetts, rechtfertigen aber nur 
dann die Anderung des Mietzinſes, wenn dieſe Anderung eine Er⸗ 
höhung bedeutet. Eine Ermäßigung des Mietzinſes wird durch eine 
ſolche Verbeſſerung des Bauzuſtandes nicht gerechtfertigt. Eine 
Feſtſetzung der ortsüblichen Miete, die gegenüber der wirklichen 
Friedensmiete eine Ermäßigung bedeutet, kann ſich deshalb nicht 
en 8 daß ſie durch die bauliche Verbeſſerung gerecht⸗ 
ertigt ſei. 

Das KG. kommt zu feiner Anſicht offenbar nur, weil es die 
Worte: ſofern dieſe Umſtände einen abweichenden Mietzins recht⸗ 
fertigen, in einem anderen Sinne verſteht. Es ſtellt es darauf ab, 
ob nach allgemeinen Grundſätzen, alſo abgeſehen von dem konkreten 
Falle, durch die angegebene bauliche Verbeſſerung eine Erhöhung 
der Miete gerechtfertigt würde. Es ſieht aber ab von einer Unter⸗ 
ſuchung darüber, ob im Entſcheidungsfalle dieſe bauliche Ver⸗ 
beſſerung wirklich zu einer Erhöhung führt. R 

Es mag fein, daß der Wortlaut weder für die eine noch die 
andere Auslegung entſcheidend ſpricht. Doch liegt es ſicher näher, 
einen adäquaten Zuſammenhang zwiſchen den Vorausſetzungen 
einer Eutſch. und dieſer ſelbſt anzunehmen, als für eine ſolche 
Entſch. Tatſachen als Vorausſetzung hinzunehmen, die mit der 
Entf. ohne logiſche Verbindung find. it die bauliche Verbeſſerung 
ohne Einfluß auf die vom MEN. auf Grund feiner Ermittelungen 
gefundene ortsübliche Friedensmiete, welche von der wirklichen 
Friedensmiete abweicht, ſo kann man auch nicht als vom Geſetz ge⸗ 
wollt anſehen, daß eine ſolche bauliche Verbeſſerung zur Begrün⸗ 
dung eines Antrages auf Feſtſetzung der ortsüblichen Friedensmiete 
dienen kann. 

Es erſcheint daher richtiger, in einem ſolchen Falle den Antrag 
abzuweiſen. Das liegt jedenfalls näher, als dem MEN. die Macht 
zu geben, außer jeden Zuſammenhang mit den Vorausſetzungs⸗ 
“es poſitive Feſtſtellungen über die ortsübliche Miete zu 
treffen. 

Daß eine vom Antragſteller vorgebrachte und objektiv rich⸗ 
tige Begründung eine gegen ihn wirkende ungünſtige poſitive Feſt⸗ 
ſtellung zur Folge haben kann, iſt eine im Gebiete des Privat« 
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trachtete. Es ift nur erforderlich, daß überhaupt ein Antrag ge 
ſtellt iſt; denn nur der Antrag eines Beteiligten führt nach dem 
Geſetz zur Prüfung und gegebenenfalls zur Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete. Dagegen it das Verfahren hinſichtlich der Ermittlung des 
Sachverhalts und in bezug auf das Ergebnis von den Partei⸗ 
anträgen unabhängig. Wie es keines bezifferten Antrages bedarf, 
fo ift auch das Begehren eines beſtimmten Betrages als Friedens⸗ 
miete für die Entſch. belanglos. Wenn die Beſchwerdeſtelle gegen 
die Bejahung ihrer Frage auch prozeſſuale Bedenken äußert, ohne 
fie näher auszuführen, fo ſcheint fe die Rechtslage, insbei. die be⸗ 
grenzte Bedeutung der Anträge in dem Verfahren zur Feſtſtellung 
der Friedensmiete, zu verkennen. 


(KG., 17. ZivSen., NE. v. 22. Dez. 1928, 17 V 104/28.) [D.] 
* 


2. 8 2 RMietch. Sind mehrere Gebäude durch einen 
Vertrag vermietet, ſo iſt bei Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete der ortsübliche Mietzins für die Geſamtheit der 
Gebäude zu ermitteln. 5) 

Im RE. v. 7. April 1925, 17 1 13,25 (386.3, 111; JW. 
1925, 1521; JurR. 1925, 543; OLG. 44, 269; Grunde, 1925, 1228; 
Hertel, Mieterſchutz Nr. 132; Gut⸗Stümper⸗Zormaier, 
Entſch. zum Wohnrecht I Nr. 361). ift ausgeſprochen: Eine verein⸗ 
barte Friedensmiete (8 2 Abſ. 1 RMch.) liegt für die ſämtlichen 
Räume eines zur Zeit an einen Mieter vermieteten Hauſes nicht 
vor, wenn dieſe Räume am 1. Juli 1914 an mehrere einzelne Mieter 
geſondert vermietet waren. Die Geſichtspunkte, welche für die Er⸗ 
teilung dieſes RE. maßgebend waren, müſſen auch der Beantwortung 
der geſtellten Frage zugrunde gelegt werden. $ 2 Abſ. 1 NAME. iſt 
nur anwendbar, wenn der Gegenſtand des Mietverhältniſſes am 
1. Juli 1914 und jetzt derſelbe iſt, nicht aber, wenn die Räume zwar 
noch im gleichen Zuſtande vorhanden, zur Zeit aber in anderer 
Einteilung zum Gegenſtande von Mietverträgen gemacht find. Der 
Gegenſtand des Mietverhältniſſes in ſeiner jetzigen Zuſammenfaſſung 
und Einheit iſt alſo für die Ermittlung der Friedensmiete maßgebend. 
Ebenſo wird nach dem für die Anwendbarkeit des AMG. grund⸗ 
legenden 8 1 durch die Erklärung, daß die geſetzliche Miete gelten 


rechts ſo ungewöhnliche Erſcheinung, daß man ohne zwingende 
Gründe ſie nicht als vom Geſetz gewollt anſehen wird. 

Eine ſolche Entſch. des MEN. ſtände auch im Gegenſatz zu 
den ſonſtigen Beſtimmungen des 8 2 Abf. 4 RMietG.; denn ue 
könnte ſonſt nur ergehen, wenn beſondere Gründe vorliegen, aus 
denen die Friedensmicte ſeinerzeit abweichend von der ortsüblichen 
Friedensmiete vereinbart ift (8 2 Abſ. 4 Satz 1 NMiet®.). Das 
MEN. hätte ſolche konkreten Gründe zu ermitteln und feſtzuſtellen, 
und müßte den Mieter abweiſen, wenn er ſolche Gründe nicht an⸗ 
zuführen vermag, oder ſolche nicht feſtzuſtellen ſind. Im Ent⸗ 
ſcheidungsfalle wäre aber das MEN. einer ſolchen Feſtſtellung ent⸗ 
hoben und das ſogar, obgleich der Vermieter durch die Feſtſetzung 
benachteiligt wird. Es ergäbe ſich ſonach die ſonderbare Folge, daß 
das, was der Mieter durch ſeinen Antrag nicht erreichen kann, 
weil er die geſetzlichen Vorausſetzungen nicht nachweiſen kann, in 
einem Verfahren auf Antrag des Vermieters ohne das Zutun des 
Mieters erreicht werden kann. 

Das KG. bezieht ſich auf zwei frühere NE., in denen bere 
ſelbe Grundſatz ſchon ausgeſprochen ſein ſoll. Der erſte RE. 
(17 X 57/26) bezieht ſich auf die Frage, ob das MEN. die Friedens⸗ 
miete für eine Wohnung, die aus der Vereinigung mehrerer Woh⸗ 
nungen nach dem 1. Juli 1914 hervorgegangen iſt, geringer feſt⸗ 
ſetzen kann als die Friedensmiete, die für einen Zeil der Räume 
am 1. Juli 1914 beſtand. Das KG. bejaht dieſe Frage mit Recht, 
weil hier alleinige Vorausſetzung für die Feſtſetzung das Fehlen 
einer vereinbarten Friedensmiete ift. In NE. 17 Y 59/26 wird bei 
weſentlich anderer Zweckverwendung der Räume die Feſtſetzung 
einer höheren ortsüblichen Friedensmiete gebilligt, auch wenn eine 
Vergleichung der damaligen mit der jetzigen Verwendungsart nur 
eine Ermäßigung rechtfertigen würde. Aus der Begründung iſt hier 
erkennbar, daß das KG. die Vorausſetzung für eine objektive Er⸗ 
mittelung der ortsüblichen Friedensmiete für gegeben hält, ſofern 
nur Räume der Art und Lage, wie ſie den Gegenſtand des Miets⸗ 
verhältniſſes bilden, einen verſchiedenen Mietszins zu bringen 
pflegen, je nachdem ſie zu dem jetzigen oder früheren Zweck 
verwendet werden. Auch hier iſt dem entgegenzuhalten, daß die 
in der Erhöhung der ortsüblichen Miete beſtehende Anderung 
derſelben im konkreten Falle nicht durch die minderwertigere Ver⸗ 
wendungsart gerechtfertigt wird, auch wenn ſonſt im allgemeinen 
durch die verſchiedene Verwendungsart auch ein verſchiedener Miets⸗ 
zins gerechtfertigt wird. Die Erhöhung der Friedensmiete auf die 
ortsübliche wird auch in dieſem Falle nur durch beſondere in den 
damaligen Verhältniſſen der Parkeien oder in der damaligen Be⸗ 
ſchaffenheit des Raumes liegende Gründe gerechtfertigt. 

RA. Max Müller, Berlin. 


Zu 2. Eine Friedensmiete (Fr M.) iſt auch dann nicht ver⸗ 
einbart, wenn eine ſolche zwar für die den Mietgegenſtand in ihrer 
Zuſammenſetzung darſtellenden Teile beſteht, nicht aber für den Miet⸗ 


ſolle, das Mietverhältnis in ſeiner Geſamtheit erfaßt. Es ginge 
nicht an, daß bei einent einheitlichen Mietverhältniſſe die geſetz⸗ 
liche Miete nar für Teile desſelben eingeführt werde. Die 
Faſſung des 8 1 ſpricht auch nicht gegen dieſe Anſicht. Wenn dort 
geſagt iſt: „Der Vermieter eines Gebäudes oder Gebäudeteiles“, 
ſo iſt damit nur zum Ausdruck gebracht, daß Gebäude oder Ge⸗ 
bäudeteile vermietet fein müſſen, aber nicht, wie die BeſchwStelle 
meint, auf die Zahl hingewieſen, daß alſo nur ein einziges Gebäude 
oder ein einziger Gebäudeteil vermietet ſein dürfe. Im Gegenteil 
weiſt der Umſtand, daß 8 1 nicht nur auf Gebäude, ſondern auch 
auf deren Teile Anwendung findet, darauf hin, daß die Vorſchrift 
wie auf den Teil, ſo auch auf die Mehrheit von Gebäuden anwend⸗ 
bar iſt. Einer ausdrücklichen Erwähnung bedurfte es bei der Selten⸗ 
heit der einheitlichen Vermietung einer Mehrheit von Gebäuden nicht. 
Sind mehrere Gebäude einheitlich vermietet, ſo bilden ſie in ihrer 
Geſamtheit den Gegenſtand des Mietverhältniſſes. Ob aber ein ein⸗ 
heitlicher Mietvertrag geſchloſſen ift, ergibt ſich aus den Umſtänden 
des einzelnen Falles. Iſt die Geſamtheit der Gebäude einheitlich ver⸗ 
mietet, fo muß, da das RM. auf das Mietverhältnis in ſeiner un⸗ 
getrennten Einheit Anwendung findet, auch bei Feſtſetzung der 
Friedensmiete der ortsübliche Mietzins für die Geſamtheit der 
Gebäude ermittelt werden. Zutreffend iſt zwar das Bedenken der 
BeſchwStelle, daß ſich für den einheitlichen Mietgegenſtand ſchwerer 
Vergleichsgegenſtände finden werden. Dies iſt aber ſtets dann der 
Fall, wenn der Mietgegenſtand von den Vertragsteilen in ungewöhn⸗ 
licher Weiſe geſtaltet iſt. Dieſe Geſtaltung ſchließt aber nicht die An⸗ 
wendung der Beſtimmungen des Geſetzes aus. 
D.] 


(KG., 17. 3 S., RE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 71/28.) 
* 

3. 82 Abſ. 6 RMietG. Hat das Mieteinigungsamt 
auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften den ortsüblichen 
Mietzins feſtgeſetzt, ſo iſt auf Antrag die Friedensmiete 
nach 8 2 Abi. 3 RMietG. feſtzuſtellen, wenn nicht ein 
Grund zur Feſtſetzung nach 82 Abſ. 4 vorliegt. 7 


Als das NMietG. geſchaffen wurde, beſtanden ſchon landesrecht⸗ 
liche Regelungen der Mietzinsbildung, dieſe waren ſehr verſchieden⸗ 


gegenſtand in ſeiner Geſamtheit. Verſtändlich: denn ein großer Raum⸗ 
Romplex vermietet ſich anders als bloß einzelne Teile. So iſt die Ver⸗ 
waltung naturgemäß einfacher und billiger, wenn ein ganzes Haus 
an eine Partei ſtatt an eine ganze Reihe von Parteien vermietet 
wird. Oft wird gleichzeitig eine andersartige Verwendung vorliegen, 
die bei nicht unweſentlichem Einfluß auf die Mietzinsbildung gemäß 
82 Abſ. 4 RMiet®. ohnehin die objektive Neubildung der Fr M. 
(nach dem Maßſtab der Ortsüblichkeit) rechtfertigt. 

Dabei handelt es ſich zunächſt um die gegenwärtige Vermietung 
von Hausteilen, die früher untergeteilt waren, oder um die gegen⸗ 
wärtige Vermietung eines ganzen Hauſes, das früher geteilt war. 
Die Fr M. einzelner Hausteile iſt eine andere als die Fr M. für die 
Summe dieſer Teile, mögen dieſe nun entweder ſelbſt einen Hausteil 
bilden oder aber das Haus ſelbſt. 

Kann man nun aber weitergehen und in bezug auf die gleich⸗ 
zeitige Vermietung der Häuſer a, b, c jagen, es beſtünde keine FrM., 
wenn nur getrennt eine FrM. für a, für b und für e beſteht, nicht 
aber für den heutigen Vertragskomplex a E b — e? M. E. nicht 
— man Bann auch heute den Mietwert dreier Gebäude nicht anders 
ermitteln, als indem man das einzelne Gebäude für ſich abſchätzt. 
Allerdings folgt auch, wenn ſtatt dreier, früher einzeln vermieteter 
Stockwerke jetzt das ganze Gebäude vermietet wird, der Gebäude⸗ 
mietwert aus dem Mietwert der Einzelſtockwerke; indes iſt es aber 
wirtſchaftlich etwas anderes, ob jemand die ausſchließliche Verfügung 
über ein ganzes Haus hat, als ob er nur Mitglied einer Gemeinſchaft 
von Hausbenutzern iſt. Das Haus in ſeiner Geſamtheit vermietet ſich 
eben anders als bei Aufteilung. Es iſt wirtſchaftlich ein anderes Ge⸗ 
bilde und ein anderer Wertfaktor als die Summe ſeiner Einzel⸗ 
beſtandteile im Längs⸗ und Querſchnitt. 

Man Kann aber nicht weitergehen und das Haus in wirtſchaft⸗ 
licher und wertbildender Beziehung als Teil gegenüber einem Häuſer⸗ 
Komplex betrachten. Es beſteht (abgeſehen von weſentlich anderer Ver⸗ 
wendung, die ja für ſich Grund zur Neubildung der Fr M. wäre) 
Keinerlei Grund, die FrM. eines Häuſerkomplexes anders zu ſchätzen, 
denn als Summe der FrM. der Einzelhäuſer. 

Indem das KG. weitergeht, beſchränkt es ſich nicht darauf, die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe rechtlich zu beſtimmen, ſondern verſucht 
ſie in ein Rechtsſchema umzupreſſen. Die Folge iſt ein höchſt un⸗ 
ökonomiſches und wirtſchaftlich völlig zweckloſes Ermittlungsverfahren, 
und der Mietwert des Komplexes a j b + ë muß ermittelt werden, 
indem die Gemeinde — evtl. Nachbargemeinden (vgl. RE. 130/25: 
EA. 1926, 998) — nach ähnlichen Dreihäuſerkomplexen durchforſcht 
werden. RA. Brumby, Berlin. 


Zu 3. Der RE. des KG. iſt durchaus nicht zweifelfrei. Die 
Beſtimmung des 8 2 Miet. kann überhaupt nicht als beſonders 
klar bezeichnet werden. In der Praxis der MEI. iſt im allge⸗ 
meinen, fo z. B. in Frankfurt a. M. und auch bei anderen 
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artig, beſonders aber hatte ſich, wie die amtliche Begründung zum 


Entwurfe (Stern, Reichsmietengeſetz, 3. Aufl., S. 198) hervorhebt, 


gezeigt, daß infolge des Fehlens feſter reichsrechtlicher Grundfätze für 
die Berechnung der Mieten die Spruchtätigkeit der Einigungsämter 
„eine außerordentliche Verſchiedenheit aufweiſt“. Der Beſeitigung des 
Einfluſſes dieſer bisherigen Regelung auf das Mietverhältnis und 
ſeiner Erſetzung durch die Regelung des NMietG. dienen drei Be⸗ 
ſtimmungen, zunächſt $1 Abſ. 5 und 8 24, die beſtimmen, daß ein 
auf Grund der bisherigen Vorſchriften feſtgeſetzter Mietzins als ver⸗ 
einbart gilt und daher nach $ 1 Abſ. 1 durch die Wahl der geſetzlichen 
Miete beſeitigt werden kann, daun aber 82 Abſ. 6. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung ordnet an, daß der ortsübliche Mietzins nach Abſ. £ auch 
dann ſeſtzuſetzen iſt, wenn eine Feſtſetzung des ortsüblichen Miet⸗ 
zinſes auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften erfolgt war. Dabei 
iſt es unerheblich, ob das MEN. ſchon die vom RMietcg. für das 
Reich eingeführten Geſichtspunkte beobachtet hatte. Mit Rückſicht auf 
die verſchieden erfolgte Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes ſollten 
dieſe Feſtſetzungen einem neuen Verfahren vor dem MEI. nicht ent⸗ 
gegenſtehen (ebenſo Bay Ob., Rechtsentſcheid v. 7. Jan. 1928 — 
BayoObGEntſch. 1928, 11; BayRipflg. 1928, 98; DWohnaArch. 
1928, 193; Mietgericht 1928, 143). Daß aber, weil auf Grund lan⸗ 
desrechtlicher Beſtimmungen einmal für das Mietverhältnis als Frie⸗ 
dens miete der ortsübliche Mietzins feſtgeſetzt war, dieſer Umſtand 
allein einen Grund zur Feſtſetzung der Friedensmiete nach dem 
R Mieth. bilden ſolle, it weder dem Wortlaut noch dem Zweck der 
Beſtimmung zu entnehmen. Die Feſtſetzung ſoll nach 82 Abſ. 6 nach 
Abſ. 4 erfolgen, alfo nicht nur nach Satz 3 des Abſ. 4, der beſtimmt, 
welcher Mietzins als Friedensmiete feſtzuſetzen iſt. Vielmehr iſt durch 
die Bezugnahme auf den ganzen Inhalt des Abſ. 4 Klargeſtellt, daß 
auch die Vorausſetzungen der Feſtſetzung, die Feſtſetzungsgründe des 
Abſ. 4 gegeben fein müſſen. Eine andere Auslegung würde auch dem 
Zwecke der Beſtimmung zuwiderlaufen. Gerade weil Feſtſetzungen der 
Friedensmiete nach Landesrecht erfolgt waren, ohne daß die vom 
AMietG. geforderten Vorausſetzungen gegeben waren, ſollte die Mög⸗ 
lichkeit geſchaffen werden, dieſe zu beſeitigen. Würde aber ſchon das 
Vorhandenſein einer ſolchen älteren Feſtſetzung für ſich allein trotz 
Fehlens der in § 2 Abſ. 4 geforderten Vorausſetzungen einen Grund 
zur Feſtſetzung der Friedensmiete bilden, ſo würde der landesrechtlichen 
Feſtſetzung ein Einfluß auf reichsrechtliche Regelung gegeben und 
würden die Grundſätze des AMiet®. durchbrochen. Dieſes ſoll aber 
gerade durch 8 2 Abf. 6 vermieden werden. Es ift daher, wenn das 
MEN. den ortsüblichen Mietzins auf Grund landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriſten feſtgeſetzt hatte, auf Antrag nur dann die Friedensmiete nach 
82 Abſ. 4 feſtzuſetzen, wenn einer der im Abſ. 4 bezeichneten Gründe 
gegeben iſt, ſonſt aber die Friedensmiete feſtzuſtellen (ebenſo Ebel⸗ 
Lilienthal, RMietcg. S. 40; Krüger⸗Herbot, Mietnotrecht 
S. 146; Brumby, Reichsmieten S. 96; Stern, NMietG. S. 54 
Anm. Ze; a. M. Hertel, Geſetzliche Miete S. 245/46). 


(Ech, 17. Ziv Sen., RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 112/28.) [D. 
* 


Amtern, angenommen worden, daß, wenn die Friedensmiete nach 
früheren Beſtimmungen feſtgeſetzt geweſen war, der Antrag auf 
eine neue Feſtſetzung ohne weiteres zugelaſſen wird. Dieſe Praxis 
hat auch ihren Grund, es ſpricht für dieſelbe der Umſtand, daß 
anderenfalls, wenn das MEN. die Friedensmiete vor dem RMMietG. 
feſtgeſetzt hatte, zu einer Neufeſtſetzung der Nachweis notwendig 
ſein würde, daß die damals feſtgeſetzte ortsübliche Friedensmiete 
gar nicht eine ortsübliche Friedensmiete i. S. des Miet. war. 
Mindeſtens muß es doch als zweifelhaft erachtet werden, ob das 
NMietG. dies anordnen wollte. Näher liegt zweifellos die Aus⸗ 
legung des 8 2 NMietG., daß alle früheren Feſtſetzungen als 
zweifelhaft und nicht dem Sinne des MMietch. entſprechend gelten 
ſollen und daß deshalb eine neue Feſtſetzung, wenn dieſelbe von 
der Partei gewünſcht wird, auch erfolgen kann. Der RE. des KG. 
zeigt, daß die vorſtehende Auslegung von angeſehenen Schrift⸗ 
ſtellern, wie z. B. von Hertel (Geſetzliche Miete, S. 245 u. 246) 
und auch noch von vielen anderen geteilt wird. Die Ausführung 
des RE., in welcher von dem landesrechtlichen Einfluß auf die 
reichsrechtliche Regelung geſprochen wird, erſcheint mir nicht recht 
klar. Wenn das RMMietch. in dem oben angegebenen Sinne aus⸗ 
zulegen iſt, ſo handelt es ſich nicht um eine landesrechtliche, ſondern 
um eine reichsrechtliche Vorſchrift. Der Hinweis in dem RE. darauf, 
daß auf den ganzen Inhalt des § 2 Abſ. 4 Bezug genommen 
wird, halte ich nicht für zutreffend. So detailliert und genau aus⸗ 
gearbeitet find dieſe Geſetze und ſpeziell das RMietG. nicht, daß 
man derartige ſubtile Unterſchiede und weitgehende Schlüſſe aus 
denſelben ziehen könnte, 


Man wird ſich allenfalls in der Praxis mit dem Endergebnis 
des NE. abfinden und denſelben vorkommendenfalles zur An⸗ 
wendung bringen können. Es ſcheint aber doch geboten, auf die 
Zweifel, welche in dieſer Entſch. liegen, hinzuweiſen und zur Er⸗ 
wägung zu ſtellen, ob nicht der einfachere Weg zur Löſung vor⸗ 
kommender Schwierigkeiten der wäre, ohne weiteres eine neue 
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4. § 4 RMietG. Die an die Verufsgenoſſenſchaft zu 
zahlenden Beiträge für den Fahrſtuhlführer können auf 
die Mieter nicht umgelegt werden. +) 

Zu den Betriebskosten i. S. 8 4 RM. u. Abſ. 5 PrVoO. über die 
Regelung der geſetzl. Miete v. 25. Juni 1924, 26. März 1927 (PrGS. 
36) gehören auch die Löhne der Hausangeſtellten. Sie ſind durch die 
Hundertſäte der geſetzlichen Miete abgegolten. Abſ. 4 derſelben VO. 
beſtimmt zwar, daß in denjenigen Gemeinden, die bisher eine Um⸗ 
lage der Löhne für die Hausangeſtellten (u. a. auch Fahrſtuhlführer) 
in Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern angeordnet hatten, es bei dieſer 
Regelung verbleibt, dafür aber die geſetzliche Miete um 20% ge⸗ 
kürzt wird. Von dieſer Befugnis hatte der Magiſtrat Berlin in 8 5 
ſeiner Bek. über die Mietzinsbildung v. 30. April 1924 Gebrauch 
gemacht, durch die Bek. über die Mietzinsbildung v. 26. Nov. 1926 
iſt aber 8 5 geſtrichen worden. Mit dem Inkrafttreten letzterer 
Bek. ſind daher alle Hausangeſtelltenlöhne durch die für Betriebs⸗ 
koſten feſtgeſetzten Hundertſatze der geſetzlichen Miete abgegolten. Daß 
zu dieſen Löhnen auch die Löhne des Fahrſtuhlführers gehören, 
zeigt die Faſſung des Abſ. 4 VO. über die Regelung der geſetzlichen 
Miete. Sie können daher nicht gleichzeitig auch zu den Koſten des 
Fahrſtuhlbetriebes i. S. 89 über die Mietzinsbildung in 
Preußen (8 15 Berl. Bek. über die Mietzinsbildung v. 26. März 
und 26. Nov. 1926) gehören, da ſonſt in Geſchäfts⸗ und Induſtrie⸗ 
häuſern ihre Umlage zweimal als Hausangeſtelltenlohn und als Fahr⸗ 
ſtuhlbetriebskoſten hätte erfolgen können oder in anderen Häufern 
ihr Betrag einmal im Hundertſatz der geſetzlichen Miete abgegolten 
und ein zweites Mal als Fahrſtuhlbetriebskoſten durch Umlage in 
Rechnung geſtellt worden wäre. Demnach gehört der Lohn des Fahr⸗ 
ſtuhlführers nicht zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebs. Dasſelbe muß 
für andere Aufwendungen des Hauseigentümers gelten, die nur zu⸗ 
gunſten der Perſon des Fahrſtuhlführers erfolgen, alſo insbeſ. 
Krankenkaſſenbeitrage, Beiträge zur Invalidenverſicherung u. ähnl. 
Ob die an die Berufsgenoſſenſchaft zu zahlenden Beiträge für den 
Fahrſtuhlführer gleichfalls zu den perſönlichen Koſten und nicht zu 
den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes i. S. 89 WO. über die Miet⸗ 
zinsbildung gehören, hängt von der Natur dieſer Beiträge ab. Dieſe 
Beträge werden nach 88 731 ff., 623 RVO. von der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft in ihrer Eigenſchaft als Träger der Unfallverſicherung erhoben. 
Durch dieſe Verſicherung ſollen aber nach 88 544, 555 desſ. Geſ. die 
Schäden erſetzt werden, die dem Arbeitnehmer im Betriebe durch 
Körperverletzung oder Tötung entſtehen. Die Beiträge dienen alſo 
der Perſon des Fahrſtuhlführers, nicht dem Fahrſtuhlbetriebe. Daher 
können dieſe Beiträge nicht auf die Mieter umgelegt werden. 

(KG., 17. 3 ., RE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 62,28.) D.] 


* 


5. 8 12 NMiet®. Bei der Berechnung der von den 
Mietern zu tragenden Koſten der Heizſtoffe für Sammel⸗ 
heizung und Warmwaſſerverſorgung hat das MA. nur 
zu prüfen, welche Menge von Heizſtoffen tatſachlich ver⸗ 
braucht und welche Koſten dafür entſtanden find. Es hat 
nicht zu entſcheiden, ob der Verbrauch übermäßig oder der 
Einkauf unwirtſchaftlich vorgenommen ift. $) 

Die Koſten der Heizitoffe für Sammelheizung und Warmwaſſer⸗ 
verſorgung find nach 8 12 Abſ. 1 Miet. getrennt von der ge⸗ 


Feſtſetzung der Friedensmiete zuzulaſſen, wenn dieſe nach den 
früheren Beſtimmungen feſtgeſetzt worden iſt. übrigens werden ja 
die Fälle, in welchen der $ 2 NMiet®. überhaupt zur Anwendung 
zu kommen hat, immer ſeltener werden. 

IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 


Zu 4. Der NE. folgt der vom Q@ T Berlin im Beſchl. v. 
31. März 1928 (MietGer. 1928, 74) ausgeſprochenen Anſicht. Es 
iſt nur natürlich, daß die ſozialen Laſten, die der Vermieter für den 
Fahrſtuhlführer verauslagt, die gleiche rechtliche Behandlung haben, 
wie die Löhne der Hausangeſtellten überhaupt (ebenſo 9 ertel, Bd. 5 
Lief. 5 S. 204). RA. Dr. Hans A. Meyer, Berlin. 


Zu 5. Wenn auch die Heizſtoffkoſten ein Teil des Mietzinſes 
find, und deshalb dem MEN. im Geſetze die Prüfung des Maß⸗ 
ſtabes für die Umlegung zugewieſen wird, ſo erſcheint die Zuweiſung 
der Prufung des tatſächlichen Verbrauches an das Mea. nicht durch 
die Bedeutung des MEA. des RMietG. begründet. Das MEN. ſoll 
nur die Verhältniſſe im allgemeinen ordnende Beſtimmungen treffen; 
der tatſächliche Verbrauch einer Sammelheizanlage iſt aber in jeder 
Heizperiode verſchieden und entzieht ſich dadurch einer allgemeinen 
Feſtſtellung; eine Feſtſtellung durch das MEA. im einzelnen Falle 
kann deshalb den Maßſtab für die geſetzliche Miete und damit die 
geſetzliche Miete i. S. des 8 2 Abſ. 1 nicht berühren. Wohl aber iſt 
die Zuweiſung der Entſcheidung über die Anſprüche des Mieters wegen 
Mangelhaftigkeit der Heizung und Bedienung wegen vertragswidrigen 
Anſchaffens von Heizſtoffen aus den in der mitgeteilten Entſcheidung 
angegebenen Gründen an das ordentliche Gericht gerechtfertigt. 

IR. Dr. W. Müller, Leipzig. 
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jeglichen Miete zu berechnen und gemäß Abſ. 2 derſelben Beſtimmung 
nach den Anordnungen der oberſten Landesbehörde auf die Mieter 
umzulegen. Die oberſte Landesbehörde kann eine Verpflichtung des 
Vermieters anordnen, dem Mieter Auskunft über die Höhe der 
Koſten der Heizſtoffe zu geben. Aus dieſen Vorſchriften iſt deutlich 
zu entnehmen, daß die geſamten für die Heizſtoffe aufgewendeten 
Koſten von den Mietern als ein Teil der geſetzlichen Miete erſtattet 
werden ſollen. Bei der allgemeinen Faſſung des Geſ. können nur 
die wirklich aufgewendeten Koſten gemeint ſein. Ihre Erſtattung ge⸗ 
hört alſo zur Zahlung der geſetzlichen Miete. Nur ſoweit die Höhe 
der aufgewendeten Koſten, alſo ihr Betrag, nicht ihre Notwendigkeit, 
ſtreitig iſt, liegt ein Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete vor, 
für deſſen Entſch. das MEA. nach 81 Abſ. 2 Miet. zu⸗ 
ſtändig iſt. 

Auch wenn ein Mieter zur Zahlung der geſetzlichen Miete ver⸗ 
pflichtet iſt, können ihm unter beſonderen Umſtänden Minderungs⸗ 
rechte und Schadenserſatzanſprüche nach bürgerlichem Recht zuſtehen, 
falls die ihm gewährte Leiſtung des Vermieters ſich mit ſeinem Ver⸗ 
tragsanſpruch nicht deckt. Solche Anſprüche berühren jedoch niemals 
die Höhe der geſetzlichen Miete, gehören alſo nicht zur Zuftändigkeit 
des MA., ſondern find vor den ordentlichen Gerichten geltend zu 
machen. Die Rechtslage muß die gleiche ſein, wenn und inſoweit aus 
dem Mietvertrage Anſprüche des Mieters gegen den Vermieter ent⸗ 
ſtehen, weil die Heizanlage mangelhaft, ihre Bedienung nicht ord⸗ 
nungsmäßig ift oder der Vermieter bei dem Einkauf und der Be⸗ 
handlung der Heizſtoffe vertragswidrig gehandelt hat. Ob ſich aus 
ſolchen Vorgängen Minderungsrechte oder Schadenserſatzanſprüche 
nach dem bürgerlichen Recht herleiten laſſen, if hier nicht zu prüfen. 
Es genügt die Erkenntnis, daß die angegebenen Tatſachen jedenfalls 
die Höhe der geſetzlichen Miete nicht beeinfluſſen, denn hieraus ergibt 
ſich ohne weiteres, daß das MEA. ſich auf die Prüfung des tatſäch⸗ 
lichen Verbrauchs und des Maßſtabes für die Umlegung zu be⸗ 
ſchränken hat, wenn es im Streitfalle über die Höhe der Heizkoſten⸗ 
umlage als eines Teiles der geſetzlichen Miete entſcheiden muß. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 90/28.) 


* 


D.] 


Zu 6. Die Entſch. mutet auf den erſten Blick etwas formas 
liſtiſch an. Nimmt man die praktiſchen Bedürfniſſe der Beteiligten 
zur Richtſchnur, To ſollte man meinen, daß die an dem früheren. 
Verfahren des MA. nicht beteiligten Mieter nicht weniger Intereſſe 
daran haben können, die Zentralheizung wieder in Gang zu bringen 
als diejenigen, die ſeiner Zeit die Einſtellung der Sammelheizung 
veranlaßt haben oder wenigſtens nach ihrer Meinung hierüber von 
dem MEN. befragt wurden. Stichhaltig begründet erſcheint mir die 
Verſagung der Antragserlaubnis keineswegs. Die von dem KG. 
zum Schluß angeſtellte Wortinterpretation, die eher das umgekehrte 
Ergebnis erwarten laſſen ſollte, mag als nebenſächlich unbeachtet 
bleiben. Daß nur gegenüber den als Parteien des früheren Ver⸗ 
fahrens auf Einſtellung der Zentralheizung aufgetretenen Mietern 
der Beſchluß des MEA. Wirkung ausübt und für dieſe eine Ab⸗ 
änderung ihres Mietvertrags zur Folge hatte, iſt kein unüber⸗ 
windliches Hindernis, um auch den nichtbeteiligten Mietern jetzt das 
Antragsrecht zubilligen zu können. Man erinnert ſich dabei des 
ganz anders lautenden Ausſpruchs des KG. über die Prüfungs⸗ 
pflicht des MEN. bezüglich der Rechtserheblichkeit feiner Entſch. 
für das Mietverhältnis der Parteien — bekanntlich hat das KG. 
das Recht zur Anſtellung ſolcher Erwägungen bei Feſtſtellung oder 
Feſtſetzung der Friedensmiete dem MEN. abgeſprochen — und kann 
nicht umhin, im Hinblick auf jene Rſpr. den jetzt eingenommenen 
Standpunkt des KG. etwas widerſpruchsvoll zu finden. Wortlaut 
und Sinn des 8 16 PrMietzVO. zwingen nicht zu dieſer engeren 
Auslegung — wobei ich die von mir (JW. 1925, 1772 Anm.) im 
Gegenſatz zu dem KG. verneinte Frage nach der Rechtsgültigkeit 
diefer Beſtimmung nicht wieder aufrollen will. Die VO. wollte doch 
wohl allen Mietern, die ein berechtigtes Intereſſe an der Wieder⸗ 
inbetriebſetzung der Sammelheizung haben, das Recht zur An⸗ 
tragſtellung geben. Und ein ſolches Intereſſe iſt zweifellos auch auf 
ſeiten der Mieter vorhanden, die an den früheren Einſtellungs⸗ 
beſchluß nicht gebunden ſind. Meiſt werden ſie daraufhin die ſtill⸗ 
ſchweigende Konſequenz gezogen und ſich gleichfalls ohne Sammel⸗ 
heizung beholfen haben, weil ſie andernfalls mit der Ausdehnung des 
Beſchluſſes auf ſie zu rechnen haben; die Geltendmachung ihrer be⸗ 
ſtehenden zivilrechtlichen Anſprüche auf Sammelbeheizung würde für 
ſie ausſichtslos ſein und ihnen nur unnötige Koſten verurſachen, 
weil der Vermieter im Regelfall hierauf ſofort mit einem Antrage an 
das MEA., die Einſtellung der Zentralheizung auch gegenüber dieſen 
Mietern zu verfügen, antworten würde. Selbſt wenn aber der Ver⸗ 
mieter dieſen Mietern bisher Sammelheizung gewährt hätte, ſo iſt 
es für ſie keineswegs dasſelbe, ob das geſamte Haus zentralbeheizt 
wird oder nur die von dem Mieter bewohnte Etage. Dieſe Er⸗ 
wägungen müſſen zur Ablehnung des engherzigen Standpunkts des 
KG. auch bei rein formeller Betrachtung führen. 

Die Tragweite des RE. wird allerdings erheblich durch die 
Tatſache vermindert, daß die Mieter, denen gegenüber der Ein⸗ 


6. 8 13 RMietG . Die Wiederinbetriebſetzung der 
Warmwaſſerverſorgung (§ 16 PrMietz VO.) kann nicht von 
einem Mieter beantragt werden, in bezug auf den der Be⸗ 
ſchluß des Mieteinigungsamtes auf ihre Einſtellung nicht 
ergangen iſt. f) 


Nach $ 16 PrMietzV O. kann das MEA. in den Fallen, in 
denen durch Beſchluß des MEA. die Sammelheizung oder Warm⸗ 
waſſerverſorgung oder beide ganz oder teilweiſe eingeſtellt find, auf 
Anruf des Vermieters oder eines Mieters die Wiederinbetriebſetzung 
ganz oder teilweiſe anordnen. Die Vorſchrift ſieht alſo ein Ver⸗ 
fahren vor, deſſen Zweck darin beſteht, dem MEA. auf Autrag eine 
Abänderung feiner früheren Entſch. über die Einſtellung zu er⸗ 
möglichen. Da dieſe Anderung nur auf Antrag vorgenommen werden 
darf, ſo iſt anzunehmen, daß zum Anruf berechtigt nur diejenigen 
Perſonen ſind, denen gegenüber die früher beſchloſſene Einſtellung 
der Sammelheizung oder Warmwaſſerverſorgung Wirkung ausübt. 
Das können nur diejenigen ſein, die an dem früheren Verfahren als 
Partei beteiligt waren. Nur ihnen gegenüber wirkt der ältere Be⸗ 
ſchluß gemäß § 15 RMietch. als vereinbarte Beſtimmung des Miet⸗ 
vertrages. Deshalb kann ein Mieter, der von der Einſtellung der 
Warmwaſſerverſorgung durch den Beſchluß des MEA. nicht betroffen 
iſt, auch nicht als antragsberechtigt für die neue Entſch. gelten. Zu 
einer abweichenden Auffaſſung zwingt auch nicht der Umſtand, daß 
8 16 vom Anruf des Vermieters oder eines Mieters ſpricht. Sofern 
mit dieſer Wortfaſſung überhaupt eine Umgrenzung des Antrags⸗ 
rechts innerhalb der Mieterſchaft beabſichtigt worden und die Ver⸗ 
wendung des unbeſtimmten Geſchlechtsworts nicht nur zur Verein⸗ 
fachung des Satzbaus erfolgt iſt, findet der Wortlaut eine hinreichende 
Erklärung darin, daß auch bei der Einſtellung der ganzen Heizung 
oder Waſſerverſorgung nicht ein gemeinſamer Anruf ſeitens der 
ſämtlichen Betroffenen gefordert wird, ſondern jeder einzelne das 
neue Verfahren veranlaſſen kann (ebenſo Lilienthal⸗Ebel, 
RMietGG. zu 8 16; Bandmann, Grundſtückwarte 1928, 266). 


(K., 17. ZivSen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 64/28.) [®.] 
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ſtellungsbeſchluß des MEA. keine Wirkung äußert, ja durch Klage 
vor dem ordentlichen Gericht ihren nicht verlorenen Anſpruch auf 
Ingangſetzung der Sammelheizung wenigſtens für die von ihnen be⸗ 
wohnten Räume zur Durchſetzung bringen können. Auffälligerweiſe 
weiſt die abgedruckte Begründung des KG. hierauf mit keinem Worte 
hin. Wenn das nicht lediglich auf verkürzten Abdruck der Ente 
ſcheidungsgründe zurückzuführen iſt, vermag ich mir das nur ſo zu 
erklären, daß das KG. nicht ohne Not eine weitere Rechtsfrage, 
zu deren Beantwortung die geſtellte Frage nicht unbedingt zwang, 
anſchneiden wollte. Es wäre das dann ein Mufterbeifpiel für eine 
auch von anderen Obergerichten, insbeſ. dem RG. geübte über⸗ 
vorſichtige Praxis, die ich für außerordentlich bedenklich halte. Man 
weiſt aus formellen Gründen einen Antrag ab, läßt aber die unter⸗ 
legene Partei völlig im Unklaren darüber, welchen Weg ſie nun⸗ 
mehr einſchlagen ſoll, um zu ihrem unbeanſtandbaren Recht zu 
kommen. Damit wird man dem nicht zu leugnenden Bedürfnis der 
Parteien keineswegs gerecht, und man ſollte um deswillen lieber die 
ängſtlich vermiedene Gefahr auf ſich nehmen, ſeinen Standpunkt auch 
einmal für einen nachfolgenden, aus der Abweiſung ſich zwangs⸗ 
läufig entwickelnden Prozeß ſchon im voraus feſtzulegen, ſtatt ſich 
alle Türen für dieſen Fall offenzuhalten. Ich verkenne gewiß nicht 
das Gewicht der Gründe, die gegen einen ſolchen Uſus ſprechen, 
halte aber doch das Intereſſe der Partei, der ihr Recht auf dem 
einfachſten und kürzeſten Weg werden ſoll, für höherſtehend als die 
Vorteile einer engen Beſchränkung der Gerichte auf den jeweils ge⸗ 
gebenen Entſcheidungstatbeſtand. 

Hier geht nun gar die Scheu vor dem Eingriff in die Meinung 
eines ſpäter entſcheidenden Gerichts ſo weit, daß man die Begrün⸗ 
dung der Entf. nahezu unverſtändlich macht für jeden, der nicht 
mit den berührten Fragen als Spezialiſt vertraut iſt, und daß gerade 
der Geſichtspunkt, der allein die getroffene Entſch. allenfalls zu 
ſtützen vermöchte, höchſtens zwiſchen den Zeilen erwähnt wird. Daß 
ja auch dann das Ergebnis des KG. nicht zu billigen üt, glaube ich 
durch den Hinweis auf die beſonderen Intereſſen der am Ein⸗ 
ſtellungsverfahren nicht beteiligt geweſenen Mieter genügend belegt 
zu haben. Praktiſch läuft es doch auf dasſelbe hinaus, ob dieſe Mieter 
zunächſt die ordentlichen Gerichte angehen und dann von dem benkl. 
Vermieter in ein Verfahren vor dem Mel. auf Einſtellung der 
Zentralheizung verwickelt werden, oder ob die Mieter ſelbſt zuerſt 
die Meinung des MEA. über Einſtellung oder Wiederinbetriebſetzung 
der Zentralheizung durch ein entſprechendes Verfahren zu ermitteln 
ſuchen und erſt dann nötigenfalls das ordentliche Gericht bemühen. 
Der letztere Weg iſt jedenfalls einfacher und mit weniger Koſten ver⸗ 
knüpft, weil eine gerichtliche Klage ſich in der Regel, nachdem das 
MEN. geſprochen hat, überhaupt erübrigen, der Vermieter es auf 
dieſen für ihn völlig ausſichtsloſen Prozeß gar nicht erſt ankommen 


laſſen wird. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 
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7. 8 134 RMietG. Für die Feſtſetzung einer Zu⸗ 
ſatzmiete genügt es, daß der Mieter oder die Mehrheit der 
beteiligten Mieter der baulichen Veränderung nachträglich 
zugeſtimmt hat. ) 

$ 13a Mieth. if durch Art. 1 Ziff. 3 des Gef. v. 10. Juli 
1926 (RGBl. I, 403) eingefügt worden. Er beſtimmt, daß der Ver⸗ 
ntieter bei der Schaffung baulicher Veränderungen, die den Ge⸗ 
brauchswert des Gebäudes oder Gebäudeteils erhöhen, für die 
angemeſſene Verzinſung und Tilgung der Koſten eine Zuſatzmiete for⸗ 
dern kann. Der Grund für dieſe Beſtimmung war der Umſtand, 
daß die Feſtſetzung der Friedensmiete wegen baulicher Ver⸗ 
änderung nach 8 2 Abſ. 4 RMieth. dem Vermieter unter Um⸗ 
ſtänden nicht genügend Deckung für die Mehraufwendungen brachte 
(vgl. Ebel: DWohnArch. 1926, 454). Die Feſtſetzung der Zuſatz⸗ 
miete iſt nun u. a. davon abhängig, daß die Mieter der bau⸗ 
lichen Veränderung zugeſtimmt haben. Dieſe Zuſtimmung iſt er⸗ 
fordert, um zu verhindern, daß der Vermieter gegen den Willen 
der Mieter ſeinen Vermögenswert, das Miethaus, durch bauliche 
Verbeſſerungen erhöht und die Koſten der Erhöhung dieſes Wertes 
trotz der Ablehnung der Verbeſſerung durch die Mieter auf dieſe 


Zu 7. Die verſchiedenen Anderungsgeſetze der urſprünglichen 
Mietrecht⸗Not⸗Geſetzgebung bezwecken im weſentlichen Erleichterun⸗ 
gen der Vermieterrechte. Hierzu gehört auch das Anderungsgeſetz 
b. 10. Juli 1926, das den 8 13a NMiet®. gebracht hat. Durch 
dieſe Beſtimmung ſoll einerſeits der Vermieter nicht daran gee 
hindert werden, den Kapitalwert des Mietgrundſtückes zu erhöhen, 
andererſeits der Mieter für die dadurch gewonnenen Vorteile durch 
eine beſondere auf den Fall abgeſtimmte Zuſatzmiete ſich an 
der Verzinſung und Tilgung dieſes Kapitals beteiligen. Aber der 
Vermieter ſoll nicht einſeitig und gegen den Willen der Mieter 
ſeinen Vermögenswert nur auf Roſten der Mieter verbeſſern 
können. Darum ift die „Zuſtimmung“ des Mieters oder Mehr⸗ 
heit der Mieter Vorausſetzung der Pflicht zur Zuſatzmiete. 

Das RMiet®. enthält keine Begriffsmerkmale oder ſonſtige 
Erläuterungen des Wortes „Zuſtimmung“, auch nichts darüber, ob 
die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) und die nachfolgende Zu⸗ 
ſtimmung (Genehmigung) die gleiche oder verſchiedene Wirkungen 
für eine Auslöſung der Folgen des 8 13a haben. 

Für den durch das RG. entſchiedenen Fall iſt die Gleich⸗ 
ſtellung der nachträglichen Genehmigung mit einer vorherigen Ein⸗ 
willigung jedenfalls berechtigt, weil eine „Zuſtimmung“ vorliegt, 
auf welche 88 183 und 184 BGB. Anwendung finden. 

Aber in ſeiner Allgemeinfaſſung kann der vom KG. aus⸗ 
geſprochene Rechtssatz zu Mißverſtändniſſen und falſchen Anwen⸗ 
dungen führen. Dem Geſetzgeber iſt jedenfalls der Begriff der 
„Zuſtimmung“ nach dem BGB. vorgeſchwebt. Aber die 88 183 und 
184 behandeln lediglich die im 8 182 vorgeſehenen Fälle, die vor⸗ 
herige (Einwilligung) und nachherige (Genehmigung) Zuſtimmung, 
„wenn die Wirkſamkeit eines Vertrages oder ein 
einſeitiges Rechtsgeſchäft ... von der Zuſtimmung eines 
Dritten abhängt ...“ Auch ſonſt findet fi) im BGB. das 
Wort Zuſtimmung, Einwilligung und Genehmigung 
nur in Verbindung mit einem Vorgang, bei dem die Wirkfamkeit 
eines Vertrages oder eines einjeitigen Rechtsgeſchäftes von der 
Zuſtimmung eines Dritten abhängt und damit im Zuſammen⸗ 
hang ſteht (3. B. Aufhebung des Pfandrechtes, das mit dem Rechte 
eines Dritten belaſtet iſt, der Frau zu Rechtshandlungen des 
Mannes, des Mannes zu Rechtshandlungen der Frau, des geſetz⸗ 
lichen Vertreters zu Rechtshandlungen des Vertretenen uſw.). Für 
die Willenseinigung der unmittelbaren Vertragsparteien ſpricht das 
Geſetz von „Antrag“ und „Annahme“ (88 145 ff.) „Einigung“, „Ver⸗ 
einbarung“, „Einverſtändnis“, „Verabredung“. Die „Zuſtimmung“ 
wurde in zwei Spielarten ( „Einwilligung“ und „Genehmigung“ 
geteilt, geht alſo vom „Dritten“ aus und ſetzt einen Vertrag oder 
eine „einſeitige Willenserklärung“ i. S. des 8182, ſohin immer 
zwei oder mehr Beteiligte, abgeſehen von dem „zuſtimmenden“ 
Dritten voraus. Wenn der 8 13a Mieth. von „Zuſtimmung“ 
ſpricht, fo wird im Gegenſatz zum Sprachgebrauch des BGB. 
keine Mehrzahl von zwei oder mehr unmittelbar vertrag⸗ 
ſchließenden Parteien angenommen, zu deren Abmachungen eine 
Zuſtimmung des Dritten zu geben iſt. Vielmehr ſpricht § 13 a 
nur von der Zuſtimmung zu einem rein tatſächlichen Vorgang, 
nämlich den baulichen Veränderungen, welche mit Zu⸗ 
ſtimmung des Mieters oder der Mehrheit der beteiligten Mieter 
vorgenommen find, alſo von „vollendeten Tatſachen“. Das ¿ift 
aber offenbar nicht ſo gemeint, daß die vollendete Tatſache der 
vorgenommenen baulichen Veränderungen eine Vorausſetzung der 
Zuſtimmung iſt, ſondern eine Vorausſetzung der Erhöhung des 
Gebrauchswertes und daß ſich die Zuſtimmung auf den ge⸗ 
ſamten Vorgang der baulichen Veränderungen bezieht, unab⸗ 
hängig von dem Zeitpunkt, in welchem dieſe „Zuſtimmung“ in Er⸗ 
ſcheinung kommt, vor dem Vorgang, während des Vorganges oder 
nach dem Vorgang. 

Immerhin aber muß die Zuſtimmung ſich als eine Willens⸗ 
erklärung darſtellen, die bei der gegebenen Formfreiheit auch 
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abwälzt. Unter Zuſtimmung if nach SS 183, 184 BGB. ſowohl 
die vorherige (Einwilligung) als auch die nachträgliche (Geneh⸗ 
migung) zu verſtehen. Dafür, daß 8 13 a den Begriff der Zu⸗ 
ſtimmung auf die Einwilligung beſchränke, iſt weder der Entſtehung, 
noch dem Zweck der Beſtimmung etwas zu entnehmen. Zutreffend 
weiſt die Beſchwerdeſtelle darauf hin, daß auch wirtſchaftliche Er⸗ 
wägungen gegen eine derartige Einſchränkung ſprechen, denn nach 
Ausführung der Arbeiten haben die Mieter beſſer die Möglichkeit, 
an Hand der vom Vermieter vorzulegenden Rechnungen die Koſten 
zu überſehen und ſich dann zu entſcheiden, ob ſie der Ausführung 
zuſtimmen. Es genügt daher (entgegen der nicht näher begrün⸗ 
deten Anſicht von Krüger⸗Herbot, Mietnotrecht, Anm. 1 zu 
8 133) für die Feſtſetzung einer Zuſatzmiete, wenn die übrigen 
Vorausſetzungen des § 13a gegeben find, die nachträgliche Zu⸗ 
ſtimmung des Mieters oder der Mehrheit der beteiligten Mieter 
(ebenſo Ebel⸗Lilienthal, Anm. 2 zu § 13a und Graetzer, 
Bem. 4 zu § 13 a). 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 16. März 1929, 17 Y 16/29.) [D.] 


durch konkludente Handlungen und Nichthandlungen (Stillſchweigen) 
zum Ausdruck kommen kann. Über all das enthält der 8 13a 
nichts. Aber der 8 182 ſpricht von einer Erklärung der Er⸗ 
teilung oder Verweigerung der Zuſtimmung, womit nach aner⸗ 
kanntem Rechte irgendwelche Art einer Willenserklärung einge⸗ 
ſchloſſen üt (ſoweit nicht beſondere Vorſchriften gegeben find). 

Im Falle der KGentſch. beſteht kein Zweifel. Der Hausherr 
hat — nachträglich — um die Zuſtimmung der Mieter ausdrück⸗ 
lich erſucht und die Zuſtimmung der Mehrheit der Mieter aus⸗ 
drücklich erhalten. Hier liegt alſo eine Art von vertraglicher Rechts⸗ 
beziehung vor, ein Zuſtimmungsvertrag, in welchem der Vermieter 
die bauliche Verbeſſerung angeboten, die Mieter die bauliche Ver⸗ 
beſſerung ausdrücklich angenommen haben. Oder, wenn man die 
Zuſtimmung als eine einſeitige Willenserklärung des Mieters 
auffaſſen ſoll, ſo wurde ſie doch auf ausdrückliche Veranlaſſung 
des Vermieters ausdrücklich abgegeben in voller Erkenntnis der 
Rechtsfolgen und hat damit einen vertraglichen Untergrund be⸗ 
kommen. 

Der Zuſammenhang mit $ 182 und damit die Berechtigung 
zur Anwendung der 88 183 und 184 iſt damit augenſcheinlich. 

Wie aber liegt die Frage für den Zuſtimmungsbegriff des 
8 13a außerhalb eines vertragsähnlichen Vorganges? 

513 a macht von der Zuſtimmung des Mieters oder der 
Mehrheit der beteiligten Mieter das Recht auf die Zuſatzmiete (von 
anderen Nebenvorausſetzungen abgeſehen) deshalb abhängig, weil 
der Vermieter nicht gegen den Willen der Mieter ſeinen Ver⸗ 
mögenswert durch bauliche Veränderungen auf teilweiſe Koſten 
der Mieter erhöhen ſoll. Mit anderen Worten: Es iſt dem Er⸗ 
meſſen der Mieter überlaſſen, den baulichen Veränderungen zu⸗ 
zuſtimmen oder die Zuſtimmung zu verweigern. Die Ver⸗ 
weigerung der Zuſtimmung nimmt dem Hausherrn nicht das 
Recht zur Vornahme der baulichen Veränderungen (falls nicht auf 
Grund des Mietsverhältniſſes, z. B. bei Arbeiten im 
Mietraum, die Veränderung verhindert werden kann) wohl aber 
das Recht, von dem widerſprechenden Mieter die Zuſatzmiete zu 
verlangen. 

Bei Schaffung des 8 13 a dachte der Geſetzgeber vor allem an 
Waſſerleitungen, Kanaliſation, elektriſche Beleuchtung, Warmwaſſer⸗ 
verſorgung, Fahrſtuhl und ähnl. (vgl. Kiefersauer, Erg®b. 
S. 171). Nun kann der Hausherr aber zweifellos einen Teil ſeiner 
baulichen Veränderungen und Verbeſſerungen vornehmen, ohne 
daß der Mieter das Geringſte dareinreden kann, 
die Zuſtimmung des Mieters alſo nach keiner Richtung 
zur Vornahme erforderlich iſt. 

Dieſes geſchieht bei allen Maßnahmen, welche das Miets⸗ 
verhältnis nicht unmittelbar berühren. Im Falle des KG. konnte 
der Vermieter das neue Treppenhaus bauen, ohne den Mieter zu 
fragen, außerhalb der Wohnung Treppenbeleuchtungen, Steig⸗ 
leitungen, Fahrſtühle uſw. angebracht haben, ohne daß der Mieter 
das Recht hätte, dagegen etwas einzuwenden. Wird der Mieter 
alſo nicht gefragt, ſo kann er weder zuſtimmen noch ver⸗ 
weigern, und wird er gefragt, ſo kann er ſich in ſeiner Antwort 
darauf berufen, daß feine Entſch. wegen Rechtsmangel gegen⸗ 
ſtandslos iſt und daß er es als eine Privatſache des Hausherrn 
oder der intereſſierten Mieter betrachte, ſo eine Verbeſſerung 
machen zu laſſen oder nicht. Anders liegt die Frage, wenn es ſich 
um bauliche Veränderungen handelt, zu deren Vorname 
— beiſpielsweiſe innerhalb einer Mietwohnung — die Zu⸗ 
ſtimmung des Mieters erforderlich iſt. Hier wird die Zuſtimmung 
ausdrücklich, ſtillſchweigend oder durch „ſchlüſſige Handlungen“ 
erteilt. 

Aber bleiben wir bei dem Fall des neuen Treppenhauſes, 
der elektriſchen Treppen⸗ und Flurbeleuchtung, des Fahrſtuhles, 
als drei Beiſpielen, in denen der Mieter nichts dareinzureden 
hat. Er wird nicht gefragt und nicht auf eine Zahlungsbeteiligung 
hingewieſen, der Hausherr läßt das alles, ohne den Mieter bei⸗ 
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Wohnungsmangelgeſetz. 

8. 8 2 WohnmangG. Hat der Verfügungs berechtigte 
eine Wohnung in räumlich ſelbſtändige Wohnungen geteilt, 
fo kann jede der Teilwohnungen für ſich in Anſpruchgenom⸗ 
men werden. f) 

Bilden mehrere Räume eine einheitliche Wohnung, jo liegt 
in der Vermietung dieſer Räume an mehrere Parteien, von denen 
jeder nur den Beſitz an einem Teil der Räume erhält, noch keine 
für die Anwendung der Wohnungsmaungelvorſchriften rechtlich er⸗ 
hebliche Teilung der Wohnung. Vielmehr bleiben die Räume auch 
im Falle einer ſolchen Vermietung unſelbſtändige Teile der einheit⸗ 
heitlichen Wohnung. Bei der Prüfung der Zuläſſigkeit einer In⸗ 
anſpruchnahme iſt die Wohnung alſo auch weiterhin als eine ein⸗ 
zige Wohnung zu betrachten. Anders liegt es dagegen, wenn die 
räumliche Einheit der Wohnung ſelbſt in irgendeiner Form auf⸗ 
gehoben worden iſt, wenn alſo an die Stelle der einheitlichen Woh⸗ 
nung mehrere Teilwohnungen getreten ſind, die ſelbſt eine jede 
eine räumliche und wirtſchaftliche Einheit bildet. Für den Fall, 
daß mehrere ſelbſtändige Teilwohnungen entſtanden ſind, die räum⸗ 
lich keine Einheit mehr bilden, iſt die Inanſpruchnahme jeder ein⸗ 
zelnen Teilwohnung unbedenklich zuläſſig. 

Die Beſchwerdeſtelle iſt der Auffaſſung, daß die Teilung einer 
Wohnungseinheit in mehrere ſelbſtändige Teilwohnungen ohne die 
Zuſtimmung des Wohn A. verboten ſei. Dieſe Annahme geht fehl; 
ſie findet im geltenden Recht keine Unterlage. Eine ausdrückliche 
Vorſchrift vermag auch die Beſchwerdeſtelle nicht anzuführen, ſie 
glaubt nur, aus den Bedürfniſſen der öffentlichen Raumwirtſchaft, 
aus 8 2 WohnmangG. und aus der zweiten Prock VO. v. 4. Okt. 
1927, den angegebenen Schluß ziehen zu ſollen. Indeſſen hat die 
öffentliche Wohnungswirtſchaft einen beſonders ſtarken Bedarf ge- 
rade an kleinen Wohnungen. Die Teilung größerer Wohnungs⸗ 
einheiten in ſelbſtändige Teilwohnungen wird deshalb nicht verboten, 
ſondern ſogar begünſtigt, wie die zweite PrLock VO. v. 4. Okt. 1927 
zeigt. Dieſe VO. knüpft bei Wohnungen von einer beſtimmten Min⸗ 
deſtgröße an die Teilung, die von einer Zuſtimmung des Wohn A. 
nicht abhängig gemacht wird, für den Verfügungsberechtigten den 
Vorteil, daß die Teilwohnungen im weſentlichen von der Raum⸗ 
wirtſchaft befreit werden. Verboten iſt dagegen durch 8 2 Wohn⸗ 
mang®. und die entsprechenden örtlichen Anordnungen die Vereini⸗ 
gung mehrerer Wohnungen ohne die vorherige Zuſtimmung der Ge⸗ 
meindebehörde. Die Beſchwerdeſtelle legt dem Umſtande entſchei⸗ 
dende Bedeutung bei, daß die erwähnte Lock VO. nur die Teilung 
ſolcher Wohnungen behandelt, die fünf oder mehr Wohnräume auf⸗ 
weiſen. Daraus ergibt ſich keineswegs, daß die Teilung kleinerer 
Wohnungen verboten iſt. Vielmehr erklärt ſich die Beſchränkung der 
VO. auf die großen Wohnungen daraus, daß nur fie eine fo geringe 
Bedeutung für die öffentliche Bewirtſchaftung haben, daß man zu 
ihrer Teilung durch den Vorteil der Freigabe anreizen zu können 
glaubte. Bei den Wohnungen geringeren Ausmaßes wollte man 
dagegen auf die Heranziehung der etwa geſchaffenen Teilwohnungen 
zur Verteilung durch das Wohn A. nicht verzichten, konnte alſo für 
ſolche Teilungen nicht den gleichen Vorteil zuſagen. Daß dieſe Tei⸗ 
lungen überhaupt nicht ſtattfinden dürften, folgt daraus nicht. Wäre 


zuziehen, machen, der Mieter kann weder proteſtieren noch die 
Veränderungen hindern. Aber danach muß er über die neue 
Treppe gehen, muß von der elektriſchen Einrichtung des Stiegen⸗ 
hauſes Gebrauch machen oder doch davon Vorteile haben. Liegt 
darin eine Zuſtimmung i. S. des § 13a? Beim Fahrſtuhl 
vielleicht, wenn er ihn benüßt, keinesfalls, wenn er ihn abſichtlich 
nicht benützt, im Falle der neuen Treppe, der Flurbeleuchtung 
aber ſicherlich nicht. 

Hier können ſich aber weſentliche Unterſchiede ergeben 
für eine vorherige Einwilligung und nachträgliche Genehmigung, 
nämlich dann, wenn die nachträgliche Genehmigung nur in der 
notwendigen, unvermeidbaren Anerkennung und Verwendung des 
geſchaffenen Zuſtandes beſteht. 

Aus dieſen Erwägungen heraus laſſen ſich folgende Grund⸗ 
ſätze herleiten: 

1. Die „Zuſtimmung“ i. S. des 8 13a Mieth. ſoll eine 
zweifelfreie Willenserklärung des Mieters darſtellen, welche dem 
Hausherrn gegenüber zu erklären oder aus ſchlüſſigen Handlungen 
zu folgern it und das volle Bewußtſein des Inhalts eines ver⸗ 
kraglichen Rechtsaktes vorausſetzt; 

2. daß unter der Vorausſetzung der Ziff. 1 vor⸗ 
herige und nachherige Zuſtimmung gleichgeſtellt iſt; 

3. daß aber eine nachträgliche Genehmigung dann nicht 
einer vorherigen Zuſtimmung gleichgeſtellt werden kann, wenn die 
nachträgliche Genehmigung oder Zuſtimmung nur in der unver⸗ 
meidlichen und nicht zu hindernden Duldung, Hinnahme und Ver⸗ 
wendung der baulichen Verbeſſerung beſteht, deren Vornahme 
ſeitens des Mieters nicht widerſprochen werden konnte. 

Das MEU. entſcheidet nicht nur über die Höhe und Ver⸗ 
teilung einer Zuſatzmiete, ſondern auch über die Vorfrage, ob 
eine einwandſreie „Zuſtimmung“ vorliegt. 

IR. Dr. Buchmann, Regensburg. 


ein ſolches Verbot der Teilung jemals beabſichtigt geweſen, ſo würde 
jede Erklärung dafür fehlen, daß es nirgends ausgeſprochen und 
damit auf die Strafverfolgung verzichtet iſt, obwohl man die Ver⸗ 
einigung mehrerer Wohnungen in 8 17 Ziff. 1 Wohumangd. mit 
Strafe bedroht hat. 

Aus dieſen Gründen iſt ohne Bedenken zu entnehmen, daß die 
Teilung einer Wohnung auch ohne die Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
behörde zuläſſig iſt. 

Doch ſelbſt wenn es einer Zuſtimmung des Wohn A. zu der 
Teilung bedurft hätte, ſo könnte doch die Inanſpruchnahme der ge⸗ 
ſchaffenen ſelbſtändigen Wohnungen niemals deshalb unzuläſſig ſein, 
weil die Teilung ohne die Zuſtimmung ausgeführt worden iſt. Das 
Erfordernis der Zuſtimmung wäre dann nur zum Schutze des all⸗ 
gemeinen Raumbedürfniſſes und zur Erhaltung des für die öffent⸗ 
liche Verteilung verfügbaren Raumes aufgeſtellt. Auf feine Nicht- 
beachtung könnte ſich dann nur die Gemeindebehörde berufen, nicht 
aber dürften ihre Befugniſſe infolge der Nichtbeachtung dieſer Schutz⸗ 
vorſchrift verringert werden. Vor allem aber könnte ſich der Ver⸗ 
ſügungsberechtigte, der die Teilung unerlaubt vorgenommen hat, nie⸗ 
mals auf ſeinen eigenen Verſtoß zu ſeinem Vorteil berufen. Endlich 
würde die nachträgliche Zuſtimmung der Gemeindebehörde darin zu 
finden ſein, daß ſie den geſchaffenen Zuſtand anerkennt, indem ſie 
die ſelbſtändigen Einzelwohnungen als ſolche in Anſpruch nimmt. 

Hiernach war die geſtellte Frage in dem Umfange, in dem ſie 
für den Fall erheblich ſein kann, dahin zu beantworten, daß 
jede der räumlich ſelbſtändigen Teilwohnungen in Anſpruch genom⸗ 
men werden kann. Ob aber in dem zur Entſch. ſtehenden Falle 
ſolche ſelbſtändigen Teilwohnungen vorliegen, bleibt der Prüfung 
der Beſchwerdeſtelle überlaſſen. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 3/29.) 
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9. 84 WohnmangG. Der RE. v. 4. Mai 1925, 17 Y 67/25, 
wonach der Verfügungsberechtigte auch nach Rechtskraft der 
Inanſpruchnahme im Verfahren auf Feſtſetzungdes Zwangs⸗ 
mietvertrages noch geltend machen kann, daß für ihn aus 
der Vermietung an ſich oder aus der Art des Mieters ein 
unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen ift, wird auj- 
rechterhalten. +) 

84 WohnmengG. beſtimmt, daß das Wohn A. für unbenutzte 
Wohnräume von dem Verfügungsberechtigten verlangen kann, daß 
er mit einem Wohnungſuchenden innerhalb einer angemeſſenen Friſt 
einen Mietvertrag abſchließt, und daß, wenn ein Mietvertrag nicht 
zuſtande kommt, das MEA. auf Anrufen des Wohn A. einen Miet⸗ 
vertrag feſtſetzt, falls ſür den Verfügungsberechtigten kein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil aus der Vermietung an ſich oder aus der Art des 
Mieters zu beſorgen iſt. Entſprechende Beſtimmungen ſind gem. 8 6 
Wohnmangch. in örtlichen Anordnungen, und zwar für Berlin durch 
887, 11 Berl WohnNotgt. v. 21. Mai 1927, getroffen. 58 % 
Berl WohnNotg. ſtimmen, ſoweit es für die geſtellte Rechtsfrage in 
Betracht kommt, mit 84 WohnmangG. überein. Es iſt alſo nach 
dieſen Beſtimmungen grundſätzlich beim Abſchluß des Zwangsmiet⸗ 
vertrags zu prüfen, ob für den Verfügungsberechtigten ein uns 
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Zu 8. Der RE. ſpricht die Zuläſſigkeit der Inanſpruch⸗ 
nahme von verſelbſtändigten Teilen einer Wohnung unter fünf Zim⸗ 
mern aus. 

Ihm kann nur gefolgt werden. Denn einmal wird die In⸗ 
anſpruchnahme eines räumlich und wirtſchaftlich getrennten ehe⸗ 
maligen Wohnungsteils durch keine Vorſchrift ausgeſchloſſen, insbeſ. 
auch nicht durch 8 2 O. v. 12. Dez. 1924 (GS. 760). Wer 
eine Wohnung feines Hauſes in der gedachten Weiſe teilt, kann ſich 
alſo nicht auf die Unzuläſſigkeit der Inanſpruchnahme von Woh⸗ 
nungsteilen ſtützen, denn im Zeitpunkte der Inanſpruchnahme — 
auf ihn kommt es an — hat der beanſpruchte Raum keinen Teil⸗ 
charakter mehr (RG. RE. 17 19/26 JW. 1927, 277). . 

Andererſeits konnte auch eine geſetzwidrige Aufteilung die 
Inanſpruchnahme nicht ausſchließen. Im übrigen wendet ſich der 
NE. mit Recht dagegen, daß ein ſolches Aufteilungsverbot, von dem 
nirgends die Rede iſt, aus der 2. PrLockVO. v. 4. Okt. 1927 (GS. 
192) gefolgert wird. Dieſe BO. ſetzt die rechtliche Teilbarkeit von 
Wohnungen voraus, ſchafft ſie aber nicht erſt; vielmehr liegt ihre 
Bedeutung nur darin, daß ſie an die Teilung von größeren Woh⸗ 
nungen (ab fünf Räumen) die Rechtsfolge der freien Vermietbar⸗ 
keit der geſchaffenen Wohnungsteile knüpft und ebenſo in bezug 
auf ſie die freie Kündbarkeit und die Freiheit in der Bemeſſung des 


Mietzinſes ausſpricht (88 1, 3 zit.). 
RA. Brumby, Berlin. 


Zu 9. A. Trotz OLG. Roſtock (v. 4. Okt. 1924: EA. 1924, 347), 
Hertel, Wohnmangd.3 S. 41 und Hein: JW. 1925, 2485 hält das 
KG. an feinem Standpunkt feſt, wonach der von der Beſchlagnahme 
Betroffene auch noch nach Rechtskraft der Beſchlagnahme im Ver⸗ 
fahren über den Zwangsmietvertrag geltend machen hann, daß die 
durch die Beſchlagnahme erzwungene Vermietung an ſich für ihn 
einen unverhällnismäßigen Nachteil zur Folge haben kann. Damit 
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verhältnismäßiger Nachteil aus der Vermietung an ſich oder aus 
der Art des Mieters zu beſorgen iſt. Iſt die Inanſpruchnahme von 
Wohnraum in der von 84 MWohnnang®. unmittelbar bezeichneten 
Weiſe erfolgt, daß ein beſtimmter Wohnungſuchender dem Verfügungs⸗ 
berechtigten zugewieſen wird, ſo wird dieſe Inanſpruchnahmeverfügung 
in der Regel, zumal wenn das Wohn A. dem Verfügungsberechtigten, 
wie es 8 11 Berl Wohn Not. für Berlin vorſchreibt, eine Woche Friſt 
zum freiwilligen Abſchluß des Mietvertrags mit dem Wohnungſuchen⸗ 
den läßt, nach Ablauf dieſer Friſt rechtskräftig geworden ſein, und 
doch ſieht 84 Wohnmangch. und ebenſo $ 11 BerlWohnNotR. aus⸗ 
drücklich vor, daß beim Abſchluß des Zwangsmietvertrags vom MEA. 
zu prüfen ift, ob für den Verſügungsberechtigten ein verhältnismäßiger 
Nachteil aus der Vermietung an ſich oder aus der Art des Mieters 
zu beſorgen iſt, daß alſo hierbei, wie die Beſchwerdeſtelle zutreffend 
ausführt, das billige Ermeſſen, und zwar insbeſ. unter den beiden 
bezeichneten Geſichtspunkten, anzuwenden iſt. Gegenüber dieſer aus⸗ 


beſchränkt das KG. die Rechtskraft der Beſchlagnahme auf deren 
übrige Vorausſetzungen, in der Annahme, daß das poſitive Recht 
dazu zwinge. Der Meinungsſtreit iſt eine Folge der unſympathiſchen 
und dem Laien unverſtäudlichen Auseinanderreißung von Beſchlag⸗ 
Tame und Zwangsmietvertragsverfahren. 

IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


B. Das KG. hat in dem vorliegenden und den darin ange⸗ 
führten RE. die nachſtehenden drei Rechtsſätze aufgeſtellt, welche in 
ihren Auswirkungen nicht recht zueinander paſſen wollen und daher 
eine genaue Nachprüfung angezeigt erſcheinen laſſen. 

1. Bereits bei der Entſch. über eine Beſchwerde gegen eine ab⸗ 
ftrakte oder eine durch Bezeichnung von Wohnungſuchenden aus⸗ 
geſprochene Beſchlagnahme iſt zu prüfen, ob die Beſchlagnahme nach 
billigem Ermeſſen aufrechtzuerhalten if, insbeſ. ob aus der Ver⸗ 
mietung an ſich dem Verfügungsberechtigten ein unverhältnismäßiger 
Nachteil erwachſen würde (NE. v. 6. Okt. 1924 [17 Y 102/24]: 
Hertel Bd. III, 4 Nr. 58 — JW. 1924, 2011 und v. 31. März 
1926 (17 Y 21/26]: Hertel Bd. IV, 9 Nr. 245). 

2. Die durch Zuweiſung von Wohnungſuchenden erfolgende Be⸗ 
ſchlagnahme erwächſt, auch wenn der Verfügungsberechtigte es ab⸗ 
lehnt, mit einem der Wohnungſuchenden einen Mietvertrag abzu⸗ 
ſchließen, in Rechtskraft (RE. v. 4. Mai 1925 [17 Y 67/25]: Hertel 
Bd. III, 6 Nr. 151 = JW. 1925, 2484). 

3. Trotz Vorliegens einer rechtskräftigen abſtrakten oder ſpeziel⸗ 
len Beſchlagnahme iſt in dem nachfolgenden Verfahren auf Feſtſetzung 
eines Zwangsmietvertrages ohne jede Einſchränkung erneut zu prüfen, 
ob aus der Vermietung ein unverhältnismäßiger Nachteil zu be⸗ 
ſorgen iſt (RE. Nr. 151 und der vorliegende RE.). 

Es kann daher unter Umſtänden in dem Verfahren auf die 
Beſchwerde gegen die Beſchlagnahme rechtskräftig feſtgeſtellt werden, 
daß die vom Verfügungsberechtigten angeführten Umſtände keinen 
unverhältnismäßigen Nachteil aus der Vermietung an ſich beſorgen 
laſſen, während in dem nachfolgenden Verfahren auf Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages auf Grund derſelben Umſtände das Vorliegen 
eines unverhältnismäßigen Nachteils aus der Vermietung rechtskräftig 
bejaht wird. Dies muß ſchon an ſich bedenklich machen. Das KG. 
gibt dieſe Möglichkeit zu, bezeichnet ſie aber nur als eine Folge der 
durch die Maßnahme des Wohn A. erfolgten Teilung des Verfahrens. 
Da das Geſetz aber eine ſolche Teilung nach der Anſicht des KG. 
zugelaſſen hat, ſo würde für die Möglichkeit einer ſolchen un⸗ 
erwünſchten Divergenz in den Entſch. derſelben Behörde der Geſetz⸗ 
geber verantwortlich zu machen ſein, nicht die Partei, welche von 
der geſetzlich gegebenen Möglichkeit Gebrauch macht. M. E. iſt die 
juriſtiſche Konſtruktion, die zu den oben genannten Rechtsſätzen des 
KG. geführt hat, in verſchiedenen Punkten nicht ſtichhaltig. 

Nach 8 16 WohnmangG. ſteht zwar gegen eine auf Grund des 
Geſetzes getroffene Verfügung dem unmittelbar Betroffenen die Ve⸗ 
ſchwerde an das MEN. zu, und es iſt auch im allgemeinen richtig, 
daß eine ſolche Verfügung Rechtskraft erlangt, wenn fie nicht inner⸗ 
halb der von der oberſten Landesbehörde, welche zur Regelung des 
Verfahrens zuſtändig ift, beſtimmten Friſt mit Beſchwerde angefochten 
wird oder wenn die Beſchwerde rechtskräftig zurückgewieſen iſt. Allein 
dies ſchließt nicht aus, daß nach dem Willen des Geſetzgebers bei 
einzelnen Verfügungen ein anderes Verfahren Platz greifen foll. Dieſe 
Abſicht des Geſetzgebers braucht nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu 
werden, ſie kann ſich auch mittelbar aus der im Geſetz für die betr. 
Verfügung vorgeſehenen Regelung ergeben. Dies iſt m. E bei einer 
Inanſpruchnahme durch Zuweiſung von Wohnungſuchenden zwecks 
Abſchluß eines Mietvertrages der Fall. Der Geſetzgeber hat hier 
ſelbſt für den Fall, daß innerhalb der vom Wohn A. geſtellten Friſt 
ein Mietvertrag nicht zuſtande kommt, den weiteren Gang des Ver⸗ 
fahrens dahin geregelt, daß das Wohn A., wenn es fein Ziel er⸗ 
reichen will, nunmehr einen Antrag auf Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mietvertrages ſtellen muß, hat alſo bei Ablehnung eines Miet⸗ 
vertrages durch den Verfügungsberechtigten die weitere Initiative 
dem Wohn A. zugeteilt. Der Verfügungsberechtigte braucht daher, 
wenn ihm ein Wohnungſuchender zugewieſen wird, keine Beſchwerde 
einzulegen, ſondern kann abwarten, ob das Wohn A. nunmehr die 


drücklichen Beſtimmung geht es nicht an, die Prüfung des un⸗ 
verhältnismäßigen Nachteils deshalb auszuſchließen, weil die In⸗ 
anſpruchnahmeverfügung rechtskräftig geworden iſt. 

Gilt dies ſchon für die in $ 4 WohnmangG. zunächſt vorgeſehene 
Inanſpruchnahme durch Bezeichnung von Wohnungſuchenden, die dem 
Verfügungsberechtigten gegenüber einen viel deutlicheren Eingriff in 
feine Rechte darſtellt als die abſtrakte Inanſpruchnahme, [o muß dies 
erſt recht für dieſe gelten, deren Zuläſſigkeit erſt mittelbar aus den 
geſetzlichen Beſtimmungen gefolgert worden iſt. Dabei kann es weiter 
keinen Unterſchied machen, ob die Inanſpruchnahmeverfügung deshalb 
endgültig geworden iſt, weil der Verfügungsberechtigte ſie binnen 
der nach 816 WohnmangG., 8 2 PrAusfBeſt. zum Wohnmang®. v. 
11. Sept. 1923 i. Verb. m. Ziff. 5 PrAusfVorſchr. v. 3. Juli 1920 
geſetzten Friſt von einer Woche nicht angefochten hat oder weil die 
Beſchwerde erfolglos blieb. Dieſer Auffaſſung ſteht auch nicht der RE. 
v. 6. Okt. 1924, 17 Y 102/24 (JFG. ErgBd. 2, 91; JW. 1924, 2011; 


Fetzſetzung eines Zwangsmietvertrages beantragt, ohne in dieſem 
Verfahren durch die Unterlafſung der Beſchwerde irgendwie in ſeiner 
Verteidigung gegen den Antrag des Wohn A. beſchränkt zu werden. 
Wenn das Geſetz ſagt, daß das MEN. auf Antrag des Wohn A. 
einen Mietvertrag feſtſetzt, wenn kein unverhältnismäßiger Nachteil 
aus der Vermietung an ſich oder aus der Art des Mieters für den 
Verfügungsberechtigten zu beſorgen iſt, ſo folgt daraus keineswegs, 
daß die Prüfung des MEN. ſich auf dieſe beiden Punkte zu Dee 
ſchränken hatte, ſondern das MEN. hat ſelbſtverſtändlich zunächſt 
zu prüfen, ob überhaupt die formalen und materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Inanſpruchnahme gegeben ſind. Denn dieſe Prüfung 
iſt etwas Selbſtverſtändliches, und durch den betr. Paſſus wird das 
Prüfungsrecht des MEA. nicht eingeſchränkt, ſondern ausgedehnt, 
indem das MEA. trotz der formalen und materiellen Vorausſetzungen 
die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages abzulehnen hat, wenn ein 
unverhältnismäßiger Nachteil für den Verfügungsberechtigten zu be⸗ 
ſorgen iſt. 

Das Geſetz betrachtet die Zuweiſung und den ſpäteren Antrag 
auf Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages nicht als zwei getrennte 
Dinge, ſondern nur als zwei aufeinander folgende Akte eines einheit⸗ 
lichen Verfahrens. Wäre der Standpunkt des KG. richtig, dann 
würde es bei jeder Zuweiſung mit nachfolgendem Antrag auf Feſt⸗ 
ſetzung eines Zwangsmietvertrages zwei an ſich geſonderte Verfahren 
geben, nämlich eins über die Beſchwerde gegen die Inanſpruchnahme 
und das zweite über den Antrag auf Feſtſetzung des Zwangsmiet⸗ 
vertrages. Es beſtünde nicht einmal ein rechtlicher Zwang, die 
beiden Verfahren miteinander zu verbinden, wenn natürlich auch aus 
Zweckmäßigkeitsgründen eine ſolche Verbindung in der Regel er⸗ 
folgen wird. Genau genommen müßte dann auch bei einheitlichen 
Entſch. bei Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages zugleich zum 
Ausdruck gebracht werden, daß die Beſchwerde des Verfügungs⸗ 
berechtigten gegen die Inanſpruchnahme zurückgewieſen wird. Was 
dann aber, wenn der Verfügungsberechtigte nur gegen die Zurück⸗ 
weiſung ſeiner Beſchwerde, nicht auch gegen den Zwangsmietvertrag 
Rechtsbeſchwerde einlegt und mit dieſer durchdringt, z. B. weil das 
MEN. zu Unrecht das Vorliegen eines neu geſchaffenen Raumes 
verneint hat? 

Nach dem RE. v. 11. Juli 1925 (17 Y 96/25; Hertel Bd. IV, 
7 Nr. 171 = JW. 1925, 2622) ſtellt der Antrag auf Feſtſetzung 
eines Zwangsmietvertrages keine Beſchlagnahme dar, ſetzt vielmehr 
eine bereits erfolgte Beſchlagnahme voraus. Es iſt an kleinen Orten 
in dringenden Fällen ſehr wohl möglich, daß dem Verfügungs⸗ 
berechtigten in einem dringenden Falle nur eine Friſt von 24 oder 
48 Stunden zum Abſchluß eines Mietvertrages geſetzt wird, und daß 
fon vor Ablauf der Wochenfriſt für Einlegung einer Beſchwerde 
gegen die Inanſpruchnahme ein Zwangsmietvertrag feſtgeſetzt wird. 
Soll dann der Verfügungsberechtigte neben der Rechtsbeſchwerde 
gegen den Zwangsmietvertrag, über welche die Beſchwerdeſtelle zu 
entſcheiden hat, auch noch eine Beſchwerde gegen die Beſchlagnahme 
ſelbſt einlegen, über die dann wieder das MEN. zu entſcheiden hätte? 
Dem Weſen des 8 4 wird man m. E. nur gerecht, wenn man die 
in der Zuweiſung von Wohnungſuchenden liegende Beſchlagnahme 
einer ſelbſtändigen Rechtskraft nicht für fähig erachtet. Das Geſetz 
hat offenbar damit gerechnet, daß das Wohn A., falls ein freiwilliger 
Mietvertrag innerhalb der von ihm beſtimmten Friſt nicht zuſtande 
kommt, alsbald Antrag auf Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages 
ſtellen oder die Beſchlagnahme aufheben wird. Wenn das Wohn A. 
dies aber nicht tut und die Entſch. hinauszögert, dann muß dem 
Verfügungsberechtigten die Möglichkeit gegeben fein, die Inauſpruch⸗ 
nahmeverfügung durch Anfechtung zu beſeitigen; denn auch die In⸗ 
anſpruchnahme durch Zuweiſung von Wohnungſuchenden enthält eine 
Verfügungsbeſchränkung, indem ſie dem Verfügungsberechtigten ver⸗ 
bietet, über die Räume zugunſten eines anderen als des bezeichneten 
Wohnungſuchenden zu verfügen oder, wo die Beſchlagnahmebefugnis 
des Wohn A. an die Innehaltung einer Friſt gebunden iſt, den Wieder⸗ 
eintritt des freien Verfügungsrechts nach Ablauf der Friſt hindert. 
Der Verfügungsberechtigte muß daher für berechtigt erachtet werden, 
in entſprechender Anwendung von 8 16 gegen die Inanſpruchnahme 
durch Zuweiſung von Wohnungſuchenden Beſchwerde einzulegen. 


58. Jahrg. 1929 Heft 41] 
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OLG. 44, 25; PrVerwBl. 46, 153; GrundE. 1925, 98; Hertel, 
Mieterſchutz Nr. 58) entgegen. Dieſer ſpricht aus: „Bei der Entſch. 
über die Beſchwerde gegen eine Wohnungsbeſchlagnahme hat das MEA. 
nicht nur die formellen Vorausſetzungen der Beſchlagnahme, ſondern 
auch nachzuprüfen, ob ſie unter Anwendung des billigen Ermeſſens 
aufrechtzuerhalten iſt.“ Ebenſo ſagt der NE. v. 31. März 1926, 
17 Y 21/26 (JFG. ErgBd. 4, 172; JW. 1927, 595; JurgRoſch. 1926 
Nr. 1618; OLG. 46, 154; EA. 1926, 481; Mieter. 1926, 51: KGBl. 
1926, 80; Naumb AK. 1926, 239; Hertel, Mieterſchutz Nr. 245): 
„Das MEA. hat auf Beſchwerde gegen eine Inanſpruchnahme, auch 
wenn die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrags nicht beantragt iſt, 
zu prüfen, ob aus der Vermietung an ſich für den Verfügungsberech⸗ 
tigten ein unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen iſt.“ 

Wie aber im letzteren RE. ausgeführt ift, ſteht das Erfordernis, 
daß das Mel. über eine mit der Beſchwerde augefochtene In⸗ 
anſpruchnahmeverfügung gem. 8 40 Abſ. 3 MietSchch. nach billigem 
Ermeſſen entſcheidet, nicht in Widerſpruch damit, daß bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Zwangsmietvertrags den MEN. die Prüfung obliegt, ob 
für den Verfügungsberechtigten ein unverhältnismäßiger Nachteil aus 
der Vermietung an ſich oder aus der Art des Mieters zu beſorgen iſt. 
Daß die wiederholte Anwendung billigen Ermeſſens in verſchiedenen 
Verfahren zu einer widerſprechenden Beurteilung derſelben Tatſachen 
führen kann, iſt zwar richtig. Auch kann 84 Wohnmang®., wie die 
Beſchwerdeſtelle meint, nur ein einheitliches Verfahren im Auge gehabt 
haben. Dies kann aber gegenüber der Faſſung, die 8 4 gefunden hat, 
nicht von Bedeutung ſein, und es iſt eine Folge der durch die Maß⸗ 
nahmen des Wohn. erfolgten Teilung des Verfahrens, daß mehrere 
Verfahren und daher eine verſchiedene Beurteilung der vom Ver⸗ 
fügungsberechtigten als unverhältnismäßiger Nachteil geltend ge⸗ 
machten Tatſachen Platz greifen kann. Daß hierdurch die Rechtskraft 
der Inanſpruchnahmeverfügung fo weit ausgehöhlt werde, daß von 


Jedoch ergibt ſich daraus, daß dieſe Verfügung einer Rechtskraft 
nicht fähig iſt, daß die Einlegung der Beſchwerde in dieſem Falle 
auch nicht an eine Friſt geknüpft ſein kann. Die Beſchwerde wird 
hinfällig, wenn das Wohn. nunmehr die Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mietvertrages beantragt, da nunmehr der Verfügungsberechtigte kein 
Intereſſe mehr an der Entſch. über die Beſchwerde haben kann, weil 
die Frage der Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme zur Entſch. gelangt. 
Die Beſchwerde wird dann eben von dem Verfahren über den Antrag 
auf Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages abſorbiert. 

Anders liegt die Sache bei der abſtrakten Beſchlagnahme, wo 
das Wohn A. Räume in Anſpruch nimmt, ohne gleichzeitig einen 
Wohnungſuchenden zu bezeichnen. Bei der Teilung des Verfahrens 
in eine abſtrakte Beſchlagnahme und die Zuweiſung eines Wohnung⸗ 
ſuchenden, die ja auch in dieſem Falle dem Antrage auf Feſtſetzung 
eines Zwangsmietvertrages vorausgehen muß, ſoll gerade die Frage 
der Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme vorweg entſchieden werden. 
In der Praxis beſteht zweifellos das Bedürfnis nach einer ab⸗ 
ſtrakten Beſchlagnahme, und das KG. hat ihre Zuläſſigkeit bejaht 
(RE. v. 8. Mai 1924 [17 Y 24/24]: Hertel Bd. III Nr. 17 JW. 
1924, 2016). Die abſtrakte Beſchlagnahme hat aber nur dann einen 
Zweck, wenn ſie einer ſelbſtändigen Rechtskraft fähig iſt. Es liegt 
daher hier, anders als bei der ſpeziellen Beſchlagnahme, für welche 
in 8 4 ein anderes Verfahren vorgeſehen if, kein Anlaß vor, von 
den allgemeinen Vorſchriften abzuweichen, und deshalb wird die ab⸗ 
ſtrakte Beſchlagnahme rechtskräftig, wenn der Betroffene nicht recht⸗ 
zeitig Beſchwerde einlegt oder die Beſchwerde endgültig zurückgewieſen 
iſt. Die Rechtskraft der Entſch. muß fi auf alle Umſtände erſtrecken, 
welche bei der Entſch. des MEN. berückſichtigt werden durften. 

Läßt man mit dem KG. in dem Verfahren über die Beſchwerde 
auch die Prüfung zu, ob die Verfügung trotz Vorliegens der materiellen 
und formalen Vorausſetzungen aufrechtzuerhalten ift und ob insbeſ. 
aus der Vermietung an ſich dem Verfügungsberechtigten ein unver⸗ 
hältnismäßiger Nachteil erwachſen würde, ſo muß man Konſequenter⸗ 
weiſe dieſe Entſch. auch für das ſpätere Verfahren auf Feſtſetzung 
eines Zwangsmietvertrages bindend ſein laſſen. Es iſt bei einer Tei⸗ 
lung des Verfahrens mit dem Weſen der Rechtskraft unvereinbar, 
daß Tatſachen, welche in dem erſten Abſchnitt des Verfahrens ge⸗ 
prüft worden ſind oder geprüft werden konnten, in dem zweiten Ab⸗ 
ſchuitt erneut einer Prüfung unterzogen werden. Aus 8 4 iſt etwas 
Gegenteiliges nicht zu entnehmen; denn wenn 8 4 davon ſpricht, daß 
in dem Verfahren auf Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages das 
Vorliegen eines unverhältnismäßigen Nachteils aus der Vermietung 
au ſich zu beachten iſt, ſo hat dieſe Formulierung offenbar nur den 
dort behandelten Fall im Auge, daß ein einheitliches Verfahren ſtatt⸗ 
findet, welches mit der Zuweiſung von Wohnungſuchenden beginnt 
und in welchem gleichzeitig über die Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme 
und den Abſchluß des Zwangsmietvertrages entſchieden wird. Teilt 
man aber das Verfahren in zwei Teile, von denen der erſtere die 
Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme, der letztere die Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages mit einem beſtimmten Wohnungſuchenden be⸗ 
trifft, dann muß eben alles das, was Gegenſtand der Prüfung im 
erſten Verfahren iſt oder ſein konnte, im zweiten ausſcheiden. Die 
Sache liegt hier ganz ebenſo, wie wenn im Zivilprozeß bei einem 


nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruch zunächſt über den Grund 


ihr nichts übrig bleibt, wie die Beſchwerdeſtelle meint, trifft nicht zu. 
Wird die Inanſpruchnahme endgültig, ſo ſteht damit feſt, daß die 
Inanſpruchnahme zuläſſig iſt, daß alſo z. B. der Raum Wohnraum 
iſt, daß er als unbenutzt gilt und Ahnliches. Im Gegenteil würde 
aber, wenn man der Anſicht der Beſchwerdeſtelle folgte, im Regel⸗ 
falle des 8 4 bei der Inanſpruchnahme durch Bezeichnung eines 
Wohnungſuchenden, nach Rechtskraft dieſer Inanſpruchnahme für das 
Verfahren auf Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrags die Prüfung des 
unverhältnismäßigen Nachteils auf die nach der Rechtskraft ent⸗ 
ſtandenen Tatſachen beſchränkt und ſomit im allgemeinen ausgeſchloſſen 
ſein. Hiermit iſt aber der klare Wortlaut des 8 4 nicht vereinbar. 
Es iſt daher der RE. v. 4. Mai 1925 aufrechtzuerhalten. 


(@@., 17. ZivSen., RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 106/28.) 


Mieterſchutzgeſetz. 


10. 829 MietShG. Die Erſetzung der Erlaubnis des 
Vermieters zur Untervermietung wird nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Mieter in die Wirtſchaft oder Haus- 
haltung des Untermieters aufgenommen wird. f) 

Der Mieter hat ſeinem verheirateten Sohne ein Zimmer unter⸗ 
vermietet. Er hat die Führung einer eigenen Wirtſchaft aufgegeben 
und iſt in den Haushalt des Sohnes aufgenommen worden. Den An⸗ 
trag des Mieters, die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung 
zu erſetzen, hat das MEN. abgelehnt, da der Untervermieter keine 
eigene Wirtſchaft führe. Auf die Rechtsbeſchwerde des Mieters ſtellt 
die Beſchwerdeſtelle die Rechtsfrage: Kann die Genehmigung zur 
Untervermietung gemäß 8 29 Miet Sch. auch dann durch das MEA. 
erſetzt werden, wenn nach dem Sachvortrag des Antragſtellers der 
Untermieter zwar eine eigene Wirtſchaft zu führen beabſichtigt, der 


vorweg entſchieden wird. Da aber auch die zweite Entſch. nach 
billigem Ermeſſen zu erfolgen hat, ſo können in dem Verfahren auf 
Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages Umſtände, welche die Vermietung 
an ſich als unverhältnismäßigen Nachteil erſcheinen laſſen, inſoweit 
berückſichtigt werden, als ſie in dem Verfahren auf Beſchlagnahme 
nicht geltend gemacht werden konnten, insbeſ. alſo ſolche, die erſt nach⸗ 
träglich entſtanden ſind. 

Bei der hier gewählten Konſtruktion laſſen ſich alle Schwierig⸗ 
keiten überwinden und ſie wird auch den Bedürfniſſen der Praxis 
gerecht. Hat das KG. doch kürzlich auch bez. der Feſtſetzung der 
Vergütung für Räume, die gem. 8 5 WohnmangG. in Anſpruch qes 
nommen worden ſind, aus dem Zweck dieſer Beſtimmung heraus dem 
MEN. in Abweichung von den ſonſt geltenden Vorſchriften in weitem 
Umfange das Recht gegeben, ſeine eigene Entſch. abzuändern, dabei 
aber nur die Berückſichtigung ſolcher Umſtände zugelaſſen, die in dem 
früheren Verfahren nicht geltend gemacht werden konnten (RE. vom 
16. Febr. 1929 [17 Y 102/28]: Hertel Bd. V, 17 Nr. 489). Auch 
im Falle des 8 4 wird man aus dem Zwecke dieſer Vorſchrift und 
der Geſtaltung des Verfahrens betr. Feſtſetzung eines Zwangsmiet⸗ 
vertrages annehmen können, daß die durch Zuweiſung von Wohnung⸗ 
ſuchenden erfolgende Beſchlagnahme eben anders zu behandeln iſt als 
eine abſtrakte Beſchlagnahme. 

DLGN. Dr. Hertel, Breslau. 


Zu 10. Der Sachverhalt, auf welchem der RE. des KG. beruht, 
iſt der, daß der Mieter ſeinem verheirateten Sohn ein Zimmer 
untervermietet hat. Er hat die Führung einer eigenen Wirtſchaft 
aufgegeben und iſt in den Haushalt des Sohnes aufgenommen wor⸗ 
den. Das MEN. hat den Antrag des Mieters, die Erlaubnis des 
Vermieters zur Untervermietung zu erſetzen, abgelehnt; das KG. 
dagegen hat infolge der Rechtsbeſchwerde den Beſchluß des MEN. 
aufgehoben und den Grundſatz aufgeſtellt, daß die Erſetzung der Er⸗ 
laubnis des Vermieters zur Untervermietung nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß der Mieter in den Haushalt des Untermieters 
aufgenommen wurde. Dieſe Entſch. iſt durchaus zu billigen. Das 
RS. hat ſich bei feiner Entich. auf den rein formellen Grund ge⸗ 
ſtellt, daß aus dem Geſetz $ 29 MietSchch. irgendein Anhalt dafür 
nicht gegeben ſei, daß die Anwendbarkeit ſich lediglich auf Fälle 
beſchränke, in denen die Zahl der in der Wohnung untergebrachten 
Haushaltungen vermehrt werde. 

Das i zweifellos vollkommen richtig. Aber auch ſachliche 
Gründe ſprechen für die Richtigkeit der Entf. des KG. Es iſt doch 
offenbar ganz unmöglich anzunehmen, daß die Zuläſſigkeit der Er⸗ 
ſetzung der Untervermietungserlaubnis davon abhängen ſoll, ob 
der Mieter mehr oder weniger vorübergehend im Haushalte des 
Untervermieters verpflegt wird. Dieſes Verhältnis von Mieter und 
Untermieter wird natürlich häufig wechſeln, und deshalb wäre es 
auch ſachlich unbegründet und jedenfalls im höchſten Maße un⸗ 
zweckmäßig, anzunehmen, daß die Erſetzung der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters davon abhängig iſt, ob ein ſolches Verhaltnis ſtattfindet 
oder nicht. Aus rein praktiſchen Gründen und lediglich vom Stand⸗ 
punkt des geſunden Menſchenverſtandes aus muß die den Entſcheid 
des MEN. aufhebende Entſch. des KG. als in jeder Weiſe zutreffend 
erachtet werden. SR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 
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Hauptmieter dagegen keinen eigenen Haushalt hat, fondern in den 
Haushalt des Unkermieters aufgenommen worden ift? 

Die Frage iſt erheblich, grundſätzlich und vom KG. noch nicht 
durch Rechtsentſcheid beantwortet. Die Vorausſetzungen des Rechts⸗ 
entſcheides ſind daher gegeben. Die Beſchwerdeſtelle will die Frage 
verneinen. Dem if nicht beizutreten. Nach 8 29 MietSchG. kann 
die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung durch das MER. 
erſezt werden. Art. III des Geſetzes v. 29. Juni 1926 hat dies 
dahin eingeſchränkt, daß die Erſetzung bei der Untervermietung von 
Räumen, in denen eine eigene Wirtſchaft oder Haushaltung nicht 
geführt werden ſoll, nicht erfolgen kann. Das Geſetz ſtellt alſo 
die Anwendbarkeit des 8 29 lediglich auf die Art der Benutzung 
der untervermieteten Räume ab. Es will dadurch den Wohnungs⸗ 
ſuchenden, die eine eigene Wirtſchaft oder Haushaltung führen, ein 
leichteres Unterkommen ermöglichen. Daß die Beſtimmung des 8 29 
nur dann anwendbar ſei, wenn, wie die Beſchwerdeſtelle meint, die 
Zahl der in der Wohnung untergebrachten Haushaltungen vermehrt 
werde, ergibt ſich weder aus dem Wortlaut noch aus dem Zweck 
der Beſtimmung. Ihre Anwendbarkeit iſt daher von dem Umſtande, 
ob der Mieter eine eigene Wirtſchaft oder Haushaltung führt oder 
aufgibt, unabhängig; maßgebend iſt allein, ob der Untermieter eine 
eigene Wirtſchaft oder Haushaltung führt. In dieſe kann er, da es 
auf die Führung einer eigenen Wirtſchaft durch den Mieter nach 
8 29 MietSchch. nicht ankommt, auch den Mieter, feinen Unter⸗ 
vermieter, aufnehnien. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 27/29.) [D. 


* 


II. 8 29 Miet Sch. Die Erlaubnis des Vermieters 
zur Untervermietung kann vom Mieteinigungsamt nicht 
erſetzt werden, wenn die Untervermietung gegen die Be- 
ſtimmungen der Wohnungsordnung für die Stadt Berlin 
v. 14. Aug. 1928 verſtößt. f) 

In Ausführung des PrWohnG. v. 28. März 1918 hat der 
Oberbürgermeiſter von Berlin die Wohn. für die Stadt Berlin 
v. 14. Aug. 1928 (Amtsblatt der Stadt Berlin 1928, 486) erlaſſen. 
Gegen ihre Gültigkeit beſtehen keine Bedenken. In 8 7 ſind Be⸗ 
ſtimmungen über die zuläſſige Belegung einer Wohnung in geſund⸗ 
heitlicher Hinſicht getroffen, und es iſt angeordnet: „Die Belegung 
einer Wohnung darf den geſundheitlichen Anforderungen nicht zu⸗ 
widerlaufen. Insbeſondere muß 1. in den Wohn⸗ und Schlafräumen 
einſchließlich der Küche auf jede Perſon von mehr als zehn Jahren 
mindeſtens 20 cbm Luftraum und 8 qm Bodenfläche, auf jede Perſon 
unter zehn Jahren mindeſtens 10 ebm Luftraum und 4 qm Boden⸗ 
fläche entfallen.“ $ 17 ſetzt Strafen für den Fall der Zuwiderhand⸗ 
lung gegen 8 7 feſt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Vermieter 
durch Erteilung der Erlaubnis zu einer Untervermietung, die eine 
gegen 8 7 verſtoßende Überbelegung der Wohnung ermöglichen würde, 
ſich nach 8 17 ſtrafbar macht, insbeſondere auch, ob dies der Fall 
wäre, wenn er die Erlaubnis nicht freiwillig erteilte, ſondern ſeine 
Erlaubnis zur Untervermietung gem. § 29 Miet Sch. vom MEN. 
erſetzt würde. Denn jedenfalls ſteht das Verhalten des Vermieters, der 


Zu 11. Der Entſch, it zuzuſtimmen. Nach 829 Abſ. 1 Satz 2 
Miet Schch. foll das MEA. die Erlaubnis zur Untervermietung ver⸗ 
ſagen, wenn der Vermieter ſie aus einem wichtigen Grunde verweigert 
hat. Als ein wichtiger Grund zur Verweigerung i. S. dieſer Vor⸗ 
ſchrift muß es aber unbedenklich angeſehen werden, wenn der Ver⸗ 
mieter durch die Erteilung der Erlaubnis einer Polo, und eine 
ſolche iſt nach ihren Eingangsworten die Wohnd. für die Stadt 
Berlin, zuwiderhandeln würde, die im Intereſſe der öffentlichen 
Volksgeſundheitspflege erlaſſen worden if. Da durch 87 Wohnd. 
vorgeſchrieben iſt, daß die Belegung einer Wohnung den geſundheit⸗ 
lichen Anforderungen nicht zuwiderlaufen darf, ſo darf auch durch 
eine Entſch. des MEN. nicht ein ſolcher Zuſtand ermöglicht oder 
herbeigeführt werden. Mit Recht hat das RG. daher dem MEN. 
zur Pflicht gemacht, die Beſtimmungen der Wohnd. zu beachten. 

RA. Dr. Franz Graetzer, Verlin. 


Zu 12. Dem Rauminhaber im Falle des § 31 MietSHG. ſteht 
der Untermieter im Verhältnis zum Hauswirt gleich, auch zwiſchen 
ihm und dem Hauswirt beſtehen keine vertraglichen Beziehungen (val. 
Mehyerowitz S. 442, 522). 

Im Falle des 8 4 Abſ. 7 MietShG. iſt das Wohn A. aber auch 
dann nicht in der Lage, bie Wohnung in Anſpruch zu nehmen, wenn 
das Miet Schöffc. das Beſchlagnahmeverbot erlaſſen hat, obwohl ein 
Mietverhältnis nicht vorliegt. Es kann dem Wohn A. unmöglich über⸗ 
laſſen fein, die Urteile des MietSchöff®. und der Berufungskammern 
daraufhin nachzuprüfen, ob das ordentliche Gericht das Beſchlagnahme⸗ 
verbot in dem Aufhebungsurteile mit Recht ausgeſprochen hat. 
94 Abſ. 7 MietSchc. gibt dem MietSchöff®. die Befugnis, dent 
Wohn A. die Beſchlagnahme zu verbieten. § 4 Abſ. 7 Miet Sch. fest 
allerdings ebenfalls ein Mietverhältnis voraus. Es kann aber nicht 
die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein, das Beſchlagnahmeverbot 
wirkungslos zu machen, wenn es rechtsirrtümlich erfolgt. 

RA. Arthur Meyerowitz, Königsberg i. Pr. 
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die Beſtimmung der Wohnd. befolgt, mit den von der Wohnd. auf⸗ 
geſtellten Anforderungen der Volksgeſundheit in Einklang und muß 
daher vom MEN. als dem Geſetze entſprechend beachtet werden. Daß 
der Mieter auf dieſe Beſtimmungen verzichten könne, da ſie zu ſeinen 
Gunſten erlaſſen ſind, trifft nicht zu. Die Beſtimmungen ſind viel⸗ 
mehr zugunſten der Volksgeſamtheit erlaſſen, und Ausnahmen kön⸗ 
nen nur von der dazu beſtimmten Behörde (8 15), nicht aber durch 
Einigung der Beteiligten oder vom MEA. zugelaſſen werden, wie 
int RE. von heute, 17 Y 103/28, ausgeführt if. Das MEN. kann 
daher die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung nach 8 29 
MietSchch. dann nicht erſetzen, wenn die Untervermietung gegen die 
Beſtimmungen der Wohn O. für die Stadt Berlin verſtößt. 
(KG., 17. Ziv Sen., NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 101/28.) [D.] 
* 


i 12. 88 31, 36 Miet Sch. Wer zur Räumung verurteilt 
iſt, weil der Abſchluß des Mietvertrages dem Wohnungs- 
amt nicht angezeigt iſt, darf von der Gemeindebehörde in 
denſelben Raum wieder eingewieſen werden. T) 
(KG., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 95/28.) 
Abgedr. JW. 1929, 23579, 
* 


13. 88 40, 37 Miet Sch. Wenn das Mieteinigungsamt 
die Beſchwerde gegen eine Räumungs verfügung des Woh⸗ 
nungsamtes als unzuläſſig verwirft, kann es eine Räu⸗ 
mungsfriſt nicht gewähren. +T) 

Das MEN. entſcheidet nach 8 40 Abſ. 3 MietSchch. nach 
billigem Ermeſſen; eine Schranke bilden jedoch die Vorſchriften des 
537 a. a. O. und die danach maßgeblichen Anordnungen des 8 2 
preuß. Ausf Beſt. z. Wohnmang®. v. 11. Sept. 1923 und der preuß. 
AusfVorſchr. über das Verfahren vor den Einigungsämtern v. 3, Juli 
1920 Ziff. 5. Hiernach iſt die Beſchwerde gegen eine Verfügung des 
Wohn A. an die Einhaltung einer einwöchigen Friſt gebunden; die 
Einhaltung der Friſt iſt die Vorbedingung für ihre Zuläſſigkeit. Vor⸗ 
ſchriften über die prozeſſuale Zuläfligkeit eines Rechtsbehelfs ſind 
aber zwingender Natur. Der Sen. hat bereits ausgeſprochen, daß 
ſogar zwingenden Vorſchriften materiellen Inhalts gegenüber die 
Anwendung billigen Ermeſſens auszuſcheiden hat (RE. v. 14. Mai 
1926, 17 Y 43/26; 336. Erg®b. 5, 61). Diefer Grundſatz muß für 
zwingende prozeſſuale Vorſchriften in erhöhtem Grade gelten. Denn 
9 40 Abſ. 3 a. a O. bezieht ſich, wie nicht nur der Hinweis auf 
8 37, ſondern vor allem der Zweck der Vorſchrift ergibt, ausſchließ⸗ 
lich auf die fachliche Entſch. Dem MEN. ſollte den materiellen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen gegenüber für Billigkeitserwägungen eine 
gewiſſe Freiheit eingeräumt werden. Die Berückſichtigung derartiger 
Erwägungen ſcheidet aber aus, wenn es ſich um die Frage handelt, 
ob das MEAN. überhaupt befugt if, in eine fachliche Erörterung 


Zu 13. Dem RE. iſt zuzuſtimmen. Die dem unmittelbar Be⸗ 
troffenen gegen eine im Einzelfalle ergehende Verfügung des 
Wohn. nach § 16 zuſtehende Beſchwerde ift kein Rechtsmittel im 
gewöhnlichen Sinne, ſondern „die erſtmalige Anrufung einer ge⸗ 
richtsartigen Stelle“ (RE. v. 30. März 1924, 17 Y 10/24: Her⸗ 
tel, Mieterſchutz, Bd. III Nr. 12 JW. 1924, 843), bzw. ein 
Rechtsbehelf, um die Geſetzmäßigkeit des tatſächlich vorgenommenen 
Eingriffs zur Nachprüfung durch das MEN. zu bringen (RE. v. 
9. Juli 1926, 17 X 67/6: Hertel Nr. 276 IV 10). Der Ver⸗ 
fügungsberechtigte, in deſſen Recht die Verfügung eingreift, hat 
die Stellung des Antragſtellers, die Gemeindebehörde, obwohl ſie 
an ſich der angreifende Teil iſt, die des Antragsgegners. Die Sache 
liegt hier ähnlich wie im Verwaltungsſtreitverfahren gegen polizei⸗ 
liche Verfügungen, wo gleichfalls der von der Maßnahme Be⸗ 
troffene die Rolle des Kl. hat. Die Anrufung des MEA. gegen 
eine Verfügung des Wohn A. iſt aber ebenſo wie bie Erhebung 
der Klage gegen eine polizeiliche Verfügung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren oder die Erhebung einer Klage wegen vermögensrechb⸗ 
licher Anſprüche der Beamten aus ihrem Dienſtverhältnis gegen 
Reich oder Länder an die Innehaltung einer Friſt geknüpft. Die 
Wahrung der Friſt bildet die Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des 
Klageweges, und es iſt deshalb dieſe Frage von der angerufenen 
Behörde zu prüfen, bevor ſie in eine ſachliche Prüfung des Klage⸗ 
begehrens eintritt. Iſt die Friſt nicht gewahrt, dann bleibt für eine 
ſachliche Prüfung und Entſch. kein Raum. Die Klage iſt vielmehr 
mangels der prozeſſualen Vorausſetzungen abzuweiſen. Deshalb 
darf auch das MA., wenn die Beſchwerde gegen eine Verfügung 
des Wohn. verſpätet eingelegt iſt, weder durch einſtweilige An⸗ 
ordnung dem Wohn A. die Vollziehung der Verfügung unterſagen, 
noch darf es dem von einer Räumungsaufforderung Betroffenen 
eine Räumungsfriſt gewähren, denn die Vorausſetzung auch für 
dieſe vom KG. an ſich mit Recht für zuläſſig erachteten Maßnahmen 
(RE. v. 5. Juni 1924, 17 Y 44/24 bzw. b. 15. März 1926, 17 
118/26: Hertel Nr. 20 bzw. 235 Bd. III bzw. Bd. IV, 8 = IM. 
1924, 2025) iſt eben die Rechtzeitigkeit der Beſchwerde, von 


welcher ihre Zuläſſigkeit abhängt. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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einzutreten. Die prozeſſuale Zuläſſigkeit des Verfahrens iſt allein 
nach den hierfür gegebenen Normen zu beurteilen; fehlt es an dieſer 
Vorbedingung für den Eintritt in eine ſachliche Nachprüfung, ſo iſt 
der Fall, in dem 8 40 Abſ. 3 zur Anwendung gelangen kann, 
überhaupt nicht gegeben. 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 93/28.) 
* 


14. 843 MietSh®. Hat die Beſchwerdeſtelle den Be⸗ 
ſchluß des Mieteinigungsamts aufgehoben und bei der 
Zurückverweiſung der Sache auch auf Rechtsverletzungen 
hingewieſen, die den aufgehobenen Beſchluß nur zuun⸗ 
gunſten derjenigen Partei beeinflußt hatten, die keine 
Rechtsbeſchwerde eingelegt hat, jo braucht das Mieteini⸗ 
gungsamt dieſe Hinweiſe ſeiner Entſcheidung nicht zu⸗ 
grunde zu legen. +) 

Daß die Beſchwerdeſtelle durch keine Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes gehindert ift, bei der Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes 
und der Zurüchverweiſung der Sache an das MEN. auch ſolche 
rechtliche Geſichtspunkte zu behandeln, die zwar für die ſpätere 
Entſch. des MEN., nicht aber für die Entſch. über die Rechts⸗ 
beſchwerde erheblich ſind, bedarf keiner Begründung. Auch die Be⸗ 
ſchwerdeſtelle hat daran keinen Zweifel und ſtellt die Frage trotz 
ihrer allgemeinen Faſſung nur hinſichtlich der Rechtswirkung ſolcher 
Erörterungen. Wenn ſie aber die Verbindlichkeit ihrer Rechts⸗ 
anſicht in bezug auf Punkte, die für die Entſch. über die Rechts⸗ 
beſchwerde nicht in Betracht kommen, aus Zweckmäßigkeitsgründen 
herleiten will, fo geht dieſer Verſuch fehl. Das MEN. iſt vielmehr 
nach der Zurückverweiſung einer Sache in ihrer weiteren Behand⸗ 
lung grundſätzlich ebenſo frei wie bei ſeiner erſten Entſch. Eine 
Bindung darf nur inſoweit angenommen werden, als das Geſetz ſie 
klar anordnet. 

Nach 8 43 Abſ. 1 Satz 3 MietSchch. hat das MEA, an das 
die Sache zurückverwieſen wird, die rechtliche Beurteilung, die der 
Aufhebung der Entſch. zugrunde liegt, auch ſeiner Entſch. zugrunde 
zu legen. Dieſe Bindung beſteht alſo nicht ſchlechthin an die Rechts⸗ 
auffafſung der Beſchwerdeſtelle, ſondern nur an die Rechts⸗ 
auffaffung, ſoweit fie der Aufhebung zugrunde liegt. Darin ſtimmt 
8 43 völlig mit 8 565 Abſ. 2 ZPO. überein. 

Fur dieſe Vorſchrift iſt aber in Rſpr. und Schrifttum an⸗ 
erkannt, daß das BG. an die Rechtsauffaſſung des NG. nur ges 
bunden i, jor dieſe jür die Aufhebung der Entſch. urſächlich 
war. Die Entſe, hier der Beſchwerdeſtelle, dort des RG., entbehrt 
der bindenden Kraft in bezug auf ſolche Rechtsausführungen, auf 
denen die Aufhebung nicht beruht (vgl. Stein: JW. 1922, 1489; 
Schlegelberger, Freiwillige Gerichtsbarkeit, 3. Aufl., 14 zu 
8 25). Auch das RG. hat ſtändig, insbeſ. NG. 94, 14, die für die 


Zu 14. Dem KG. if darin beizupflichten, daß 843 Abſ. 1 
Saß 3 MietSh6. keinen weitergehenden Inhalt hat als den, daß 
das MEN. ſich nur diejenigen Rechtsausführungen der Beſchwerde⸗ 
inſtanz in dem zur Entich. ſtehenden Falle zu eigen machen und be⸗ 
achten muß, welche gerade zur Aufhebung des erſten Beſchluſſes ge⸗ 
führt haben. Denn, wie das KG. mit Recht ſagt, ſind es nur dieſe 
Ausführungen, welche unter den Begriff „rechtliche Beurteilung, 
die der Aufhebung der Entſch. zugrunde liegt“, fallen. 

Soweit die Beſchwerdeſtelle noch ſonſtige Ausführungen macht, 
insbeſ. eine Rechtsbelehrung gibt, die für die neue Verhandlung 
und Entſch. nach ihrer Anſicht von Bedeutung iſt, jo iſt das MEN. 
an dieſe Darlegungen nicht gebunden, ſondern einſtweilen frei in 
der Entſchließung hierüber, aber es muß und wird ſich darüber klar 
ſein, daß, wenn es dieſe Rechtsbelehrung nicht beachtet, die Gefahr 
beſteht, daß auf neue Rechtsbeſchwerde hin demnächſt eine neue 
Aufhebung des Beſchluſſes erfolgen kann. 

RA. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 


D.] 


Zu 15. Dem KG. iſt darin beizuſtimmen, daß die Feſtſetzung 
eines Zwangsmietvertrags über Wohnräume ſich nicht ſchon ohne 
weiteres deshalb verbietet, weil der Raumſuchende bereits Geſchäfts⸗ 
räume in demſelben Hauſe vom Verfügungsberechtigten gemietet hat. 
In einer gewiſſen Abweichung vom KG. — welches in einem ſolchen 
Zuſammentreffen zwar nicht allgemein, aber je nachdem im einzelnen 
Falle einen unverhältnismäßigen Nachteil (wegen des entſtehenden 
wirtſchaftlichen Zuſammenhangs) für möglicherweiſe vorliegend hält — 
möchte ich annehmen, daß die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrags 
in keinem dieſer Fälle einen wirtſchaftlichen Zuſammenhang i. ©. 
des 8 3 LVO. erzeugt. Ich nehme hier als Ausgangspunkt die in 
meinem Kommentar zum Wohnmangch. und zur LVO., 2. Aufl. 
S. 148 und im „Mieter.“ 1927, 88 ff. zu dem Ausdruck „zus 
gleich“ vertretene Anſicht, daß in bezug auf die Vermietung beider 
Raumarten eine Gleichzeitigkeit (bei der Vermietung oder der Zuſage 
der Vermietung) vorliegen muß. Dieſe Vorausſetzung fehlt aber in 
Fällen der hier in Rede ſtehenden Art. Aber es fehlt auch die 
Vorausſetzung, daß die Vermietung der Wohnräume „wegen“ des 
wirtſchaftlichen Zuſammenhangs mit den Geſchäftsräumen erfolgt; 
denn daß weder beim Verfügungsberechtigten (der ſich ja ſchlechthin 
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Aufhebung urſächliche Rechtsauffaſſung von den fonftigen im auf⸗ 
hebenden Urteil geäußerten Rechtsanſchauungen geſondert. 

In dieſer Weiſe kann auch 8 43 MietSch®. allein ausgelegt 
werden. Die Bindung des MEA. beſteht nur inſofern, als es den 
von der Beſchwerdeſtelle gerügten Fehler nicht von neuem begehen 
darf. Dieſer Fehler kann aber nur derjenige Verſtoß ſein, der 
allein oder mit anderen zur Aufhebung der früheren Entſch. geführt 
hat. Behandelt die Beſchwerdeſtelle daneben noch rechtliche Geſichts⸗ 
punkte, die die eingelegte Rechtsbeſchwerde nicht betreffen, ſo be⸗ 
ſchäftigt ſie ſich gar nicht mit dem Fehler, deſſen Vermeidung die 
Bindung der Vorinſtanz bezweckt. Solche rechtlichen Ausführungen 
laufen nur nebenher, auf ihnen beruht die Aufhebung nicht. Sie 
mögen im Einzelfalle durchaus zweckmäßig ſein, können aber das 
MEN. nicht rechtlich binden. 


(K., 17. Ziv Sen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 69/28.) (D.] 


Preuß. Landesrecht. 


15. 8 4 Wohnmang G.; 88 3, 4 ProckVO. v. 11. Nov. 
1926. Ein unverhältnismäßiger Nachteil für den Verfü⸗ 
gungsberechtigten liegt in der Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mietvertrages über eine Wohnung nicht ohne weiteres 
darin, daß der Wohnungſuchende auf dem Grundſtück 
ſchon Geſchäftsraum gemietet hat. T) 

Nach den wohnungsmangelrechtlichen Vorſchriften iſt die Feſt⸗ 
ſetzung des Zwangsmietvertrages nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, wenn 
der Zwangsmieter ſchon durch Mietvertrag vom gleichen Vermieter 
Geſchäftsräume desſelben Hauſes gemietet hat. Die geſtellte Frage 
kann deshalb nur unter dem Geſichtspunkt geprüft werden, ob in 
allen ſolchen Fällen für den Verfügungsberechtigten ein unverhältnis- 
mäßiger Nachteil aus dieſem Zuſammentreffen zu beſorgen iſt, fo 
daß die Feſtſetzung ſtets gemäß 8 4 Wohn Mangch. zu unterbleiben 
hat. Die Befürchtung eines unverhältnismäßigen Nachteils für ſolche 
Fälle allgemein anzunehmen, geht aber nicht an. Hat der Zwangs⸗ 
mieter ſchon Geſchäftsraum als Mieter inne, und erhält er im wei⸗ 
teren Verlaufe auch eine Wohnung in dem Grundſtück, ſo können mit 
Rückſicht auf 88 3, 4 PrLockerungsvO. v. 11. Nov. 1926 wirt⸗ 
ſchaftliche Nachteile für den Vermieter in Betracht gezogen werden. 
Sofern ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang i. S. dieſer Vorſchriften 
zwiſchen den verſchiedenen Raumarten entſtehen könnte, würde der 
Vermieter in Gefahr ſein, in der Verwendung des Geſchäftsraumes 
und der Mietpreisbildung behindert zu werden, obwohl ohne den Zu⸗ 
ſammenhang das RM. und das MSHG. für den Geſchäftsraum 
die Geltung verloren hatten. Der Beſchwerdeſtelle if darin beizuſtim⸗ 
men, daß zwar das MEA. ſelbſt unter dem Geſichtspunkt des billigen 
Ermeſſens zu prüfen hat, ob wirtſchaftlicher Zuſammenhang durch 


ſträubt) noch beim MEA. oder der Beſchwerdeſtelle der Wille vorliegt, 
„wegen“ des wirtſchaftlichen Zuſammenhangs mit den Geſchäfts⸗ 
räumen die Wohnräume zu vermieten, wird man als ſicher unter⸗ 
ſtellen dürfen. Man wird vielmehr annehmen dürfen, daß die Zwangs⸗ 
vermietung ganz unabhängig von dieſem Faktor beſchloſſen wird. 
Daß beim Mieter allein etwa dieſes Motiv vorliegt, daß er allein 
dieſen Faktor als entſcheidend in feine Vorſtellung und in feinen 
Willen aufgenommen hat, kann man bei $3 LVO. m. E. nie als 
maßgebend gelten laſſen. 

Die überwiegende Meinung geht zwar dahin, daß der Ausdruck 
„zugleich“ in 8 3 LVO. nicht den Gleichzeitigkeitsfaktor beim Ver⸗ 
tragsabſchluß bzw. bei der Überlaſſungszuſage bedeute (ſo auch das 
Kürzlich veröffentlichte Urt. des RG. VIII 243/28 v. 15. Nov. 1928: 
Mieter. 1928, 20 7/8), dennoch aber glaube ich an meinem Stand⸗ 
punkt, daß der Ausdruck „zugleich“ i. S. einer Gleichzeitigkeit beim 
Vertragsabſchluß oder bei der Überlafſungszuſage verſtanden werden 
muß, ſchon deshalb feſthalten zu dürfen, weil m. E. das Wort 
1 in demſelben Satze des 8 3 geradezu zwingend hierfür 
ſpricht. 

Folgt man dieſem Standpunkt, ſo folgt ſchon daraus, daß 
der Vermieter keinen mit 8 3 Abſ. 2 LVO. zuſammenhängenden 
Nachteil zu gewärtigen hat und deshalb das MENU. bei der Er⸗ 
wägung, ob es den beantragten Zwangsmietvertrag feſtſetzen ſoll, 
nur zu prüfen hätte, ob nicht aus ſonſtigen Gründen dem Ver⸗ 
mieter aus der Feſtſetzung des Zwangsmietvertrags ein unverhältnis⸗ 
mäßig hoher Nachteil erwächſt. 

Aber auch wenn man 8 3 Abſ. 2 LVO. anders auslegt, 
darf nicht ſchlechthin und allgemein die Feſtſetzung des beantragten 
Zwangs mietvertrags deshalb abgelehnt werden, weil ſchon im Ent⸗ 
ſtehen des wirtſchaftlichen Zuſammenhangs immer ein unverhältnis⸗ 
mäßig hoher Nachteil liege, denn dann würde man mit demſelben 
Recht ſagen können, ſchon in jeder Feſtſetzung eines Zwangsmiet⸗ 
vertrags liege ein unverhältnismäßig hoher Nachteil, da es dem Ver⸗ 
mieter weſentlich günſtiger if, ſich den Mieter ſelbſt ausſuchen und 
mit ihm die Vertragsbedingungen vereinbaren zu können. Vielmehr 
iſt dem MG. darin beizupflichten, daß immer eine individuelle 
Prüfung und Beurteilung des einzelnen Falles erfolgen muß. 

RA. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 
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die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages überhaupt begründet mere 
den könnte und ob dieſe Frage bei richtiger Auslegung der Vorſchrif⸗ 
ten, insbeſ. wegen des Fehlens eines Mietvertrages über die Wohn⸗ 
räume, verneint werden müſſe. Doch wird dadurch, wie die Beſchwerde⸗ 
ſtelle ebenfalls darlegt, die Gefahr nicht behoben, weil die Stellung⸗ 
nahme des MEA. für ein künftig über den wirtſchaftlichen Zuſam⸗ 
menhang entſcheidendes Gericht unverbindlich bleibt. Bei der Faſſung 
der maßgeblichen Beſtimmungen und den zahlreichen Zweifeln, die 
ſie in Rſpr. und Schrifttum zutage gefördert haben, bleibt deshalb 
die beſchriebene Ungewißheit beſtehen, und aus ihr erwächſt in allen 
Fällen eine Gefährdung des Vermieters. Ob dieſe Gefahr aber einen 
unverhältnismäßigen Nachteil darſtellt, muß der Prüfung in jedem 
Einzelfalle vorbehalten bleiben. Einerſeits iſt der drohende Nachteil 
für den Verfügungsberechtigten nicht immer der gleiche, ſondern nach 
der Größe und Lage der Räume und nach mancherlei anderen Um⸗ 
ſtänden kann er verſchieden zu veranſchlagen ſein. Die Beeinträchti⸗ 
gung feiner Intereſſen iſt andererſeits gegen die Rückſichten auf die 
öffentliche Raumbewirtſchaftung abzuwägen. Wird auch im allgemeinen 
zuzugeben ſein, daß die öffentlichen Intereſſen kaum je die Unter⸗ 
bringung eines Wohnungſuchenden gerade in demjenigen Hauſe er⸗ 
fordern werden, in dem er ſchon reine Geſchäftsräume gemietet hat, 
daß ſie alſo auch ohne die hier behandelte Gefährdung des Ver⸗ 
fügungsberechtigten genügend gewahrt werden können, ſo iſt es doch 
nicht völlig ausgeſchloſſen, daß die Bedürfniſſe in Einzelfällen andere 
ſind. Deshalb kann die Beſorgnis eines unverhältnismäßigen Nach⸗ 
teils für den Verfügungsberechtigten bei dem erörterten Sachverhalt 
nicht allgemein bejaht werden; vielmehr iſt die Entſch. nach billigem 
Ermeſſen im Einzelfalle zu treffen. 


(KG., 17. 3 S., RE. v. 1. Oft. 1928, 17 Y 70/28.) 
* 


16. SI Abſ. 1 PrMietzV O. Hat nur ein Mieter das 
Recht zur Fahrſtuhlbenutzung, ſo genügt ſein Verzicht auf 
die Benutzung, um ihn von Fahrſtuhlumlagen zu befreien. +) 

In 8 9 Abſ. 1 PrMietzinsbildungs oO. it beſtimmt, daß die 
Koſten des Fahrſtuhlbetriebes umzulegen ſind, ſofern nicht alle 
Mieter, die an den Fahrſluhl angeſchloſſen ſind, auf die Benutzung 


D. 


Zu 16. 1. Dem RE. iſt zuzuſtimmen. Nach 89 Abſ. 2 PrMiet⸗ 
zinsbildungsVO. v. 17. April 1924 (GS! 474) gehören zu den 
Koſten des Fahrſtuhlbetriebes alle Aufwendungen, die erforderlich 
find, um den Betrieb des Fahrſtuhls ordnungs⸗ und vorſchriftsmäßig 
aufrecht zu erhalten, alſo auch die Koſten der Inſtandhaltung (z. B. 
Seilerneuerung, Motorenreparaturen u. dgl.). Dieſe Koſten des 
Fahrſtuhlbetriebes ſind Koſten vom Vermieter gewährter Neben⸗ 
leiſtungen i. S. des 8 12 RMietch Sie ſollen nach $ 12 in ihrer 
tatſächlichen Höhe ermittelt und von den Mietern getragen werden, 
denen der Vermieter die Nebenleiſtung gewährt (RE. v. 13. April 
1929, 17 Y 22/29, Miet®. 1929, 84). 

2. Die Koſten des Fahrſtuhlbetriebes find nach 8 9 Abſ. 1 VO. 
v. 17. April 1924 mangels anderweitiger Vereinbarung 
nach dem Verhältnis der Friedensmiete um zulegen, fofern nicht 
alle an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Mieter auf die Benutzung des 
Fahrſtuhls verzichten. Sie ſind ein Teil der Betriebskoſten, die nach 
§ 12 Abſ. 1 Satz 1 Miet. getrennt von der geſetzlichen Miete 
berechnet werden, ohne daß ſie hierdurch die Eigenſchaft verlieren, 
ein Teil der geſetzlichen Miete zu ſein. Nach dieſer Beſtimmung ſind 
anderweitige Vereinbarungen zuläſſig und rechtswirkſam. Die Berück⸗ 
ſichtigung ſolcher Vereinbarungen iſt in der Eigenart des Fahrſtuhl⸗ 
betriebes begründet, die eine ſchematiſche Koſtenverteilung nur als 
einen Notbehelf erſcheinen läßt und von einer den Umſtänden des 
Einzelfalles angepaßten Regelung ein wirtſchaftlich billigeres Er⸗ 
gebnis erwarten läßt. Dieſe Vereinbarung kann nur die Berechnungs⸗ 
grundlage für die Umlegung der Fahrſtuhlbetriebskoſten betreffen, 
da ſie der geſetzlichen Berechnungsart an die Seite geſetzt iſt und 
daher nur zwiſchen der Geſamtheit der Beteiligten, alſo dem Ver⸗ 
mieter und allen an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Rauminhabern, 
getroffen werden. Eine derartige Vereinbarung über die Berechnungs⸗ 
grundlage bildet daher auch einen Teil der geſetzlichen Umlage⸗ 
regelung und wird durch $ 19 RMietch. nicht für abänderbar er⸗ 
klärt. Beſteht Streit über die nach dieſer zwiſchen der Geſamtheit 
der Beteiligten getroffenen Vereinbarung vorzunehmende Umlage 
der Fahrſtuhlbetriebskoſten, ſo iſt auch dies ein Streit über die 
Höhe eines Teils der geſetzlichen Miete. In dieſem Falle, wie beim 
Streit über die Höhe der nach der Berechnungsart der VO. um⸗ 
zulegenden Fahrſtuhlbetriebskoſten, iſt daher nach 8 1 Abſ. 2 RMietG. 
das MEA. zur Entſch. des Streits zuſtändig (NE. v. 16. Mai 1927, 
17 Y 39/27, MietGGer. 1927, 94). 

3. Ein Verzicht der Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls 
iſt nur erheblich, wenn er von ſämtlichen an den Fahrſtuhl an⸗ 
geſchloſſenen Mietern erklärt wird. Es kommt nur ein nach dem 
Erlaß der VO. v. 17. April 1924 erklärter Verzicht in Betracht, 
der unwiderruflich ſein dürfte. Wünſchen die Mieter ſpäter die 
Wiederinbetriebſezung des Fahrſtuhls, dann können ſie dies nur 
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des Fahrſtuhls verzichten. Die Zulaſſung dieſes Verzichts beruht 
allein auf dem wirtſchaftlichen Grunde, es den Mietern zu ermög⸗ 
lichen, die geſetzliche Miete um die Koſten des Fahrſtuhlbetriebes zu 
ermäßigen, wenn ſie den Fahrſtuhlbetrieb nicht mehr wünſchen. 
Mangels einer anderweitigen Vereinbarung treffen die Koſten 
des Fahrſtuhlbetriebs alle Mieter, deren Räume an den Fahr⸗ 
ſtuhl angeſchloſſen ſind. Iſt aber eine Vereinbarung des Inhalts 
getroffen, daß ein Mieter nicht das Recht zur Fahrſtuhlbenutzung 
hat, obwohl ſeine Räume an den Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind, ſo 
bedarf es eines beſonderen Verzichts auf die Benutzung des Fahr⸗ 
ſtuhls nicht mehr. Denn dieſer Verzicht iſt in der Vereinbarung 
bereits enthalten. Haben nun alle Bewohner des Hauſes, deren 
Räume an den Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind, das Recht zur Fahr⸗ 
ſtuhlbenutzung durch Vereinbarung ausgeſchloſſen bis auf einen Mieter, 
dem allein das Recht der Benutzung des Fahrſtuhls zuſteht, ſo 
bedarf es des Verzichts dieſer anderen Mieter nicht mehr. Es genügt 
daher, wenn nur ein Mieter das Recht zur Fahrſtuhlbenutzung hat, 
fein Verzicht auf die Benutzung, um die Folge des 8 9 Abſ. 1 Halb⸗ 
ſatz 2 eintreten zu laſſen, alſo um ihn von Fahrſtuhlunilagen zu 
befreien. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 36/29.) 


* 
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17. 89 Abſ. 1 und 2 PrMietz VO. v. 17. April 1924. 
Zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebs, die auf die Mieter 
umzulegen ſind, gehören die Koſten für Erneuerung von 
Teilen der Anlage und für Neueinrichtungen, ſoweit ſie 
erforderlich find, um den bisherigen Betrieb des Fahr- 
ſtuhls aufrechtzuerhalten. f) 


Da nach 8 9 Abſ. 2 VO. zu den auf die Mieter umzulegenden 
Koſten alle Auſwendungen gehören, „die erforderlich ſind, um den 
Betrieb des Fahrſtuhls ordnungs⸗ und vorſchriftsmäßig aufrecht⸗ 
zuerhalten, alſo auch die Koften für Inſtandhaltung (3. B. Seil⸗ 
erneuerung, Motorreparatur und dergleichen)“, ſo verſteht die VO. 
unter dem Fahrſtuhlbetrieb die Fahrſtuhlanlage. Dafür ſpricht die 
Erwähnung der Koſten für Inſtandhaltung. Damit kann nicht nur 
das Inganghalten des Fahrſtuhls gemeint fein, ſondern auch die 


im Wege einer Vereinbarung mit dem Vermieter erreichen (Hertel, 
Geſetzliche Miete und Hauszinsſteuer, Teil II S. 282). Mit Recht 
hat das KG. vorliegend einen Verzicht ſämtlicher an den Fahrſtuhl 
angeſchloſſenen Mieter für gegeben erachtet, da die übrigen Mieter, 
abgeſehen von dem Antragsgegner, durch die Vereinbarung i. J. 
1922 oder 1923 den Fahrſtuhl dem Antragsgegner zur alleinigen 
Benutzung überlaſſen hatten, worin ſinngemäß ein Verzicht auf die 
Fahrſtuhlbenutzung zu erblicken iſt. Zu dieſem, auch nach dem Erlaß 
der VO. v. 17. April 1924 durch praktiſche Durchführung der ge⸗ 
troffenen Vereinbarung aufrecht erhaltenen Verzicht kam 1925 der 
Verzicht des Antragsgegners hinzu, ſo daß nunmehr die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 9 Abſ. 1 VO. v. 17. April 1924 als erfüllt ans 
zuſehen waren. 


4. Durch ſeinen Verzicht wurde der Antragsgegner von der 
Zahlungspflicht hinſichtlich ſolcher Koſten für Ausbeſſerungen des 
Fahrſtuhls befreit, die zur Zeit des Verzichts noch nicht entſtanden 
waren. Sind die Ausbeſſerungen noch nicht vorgenommen, ſo ſind 
auch umlagefähige Koſten noch nicht entſtanden (ebenſo Ebel⸗ 
Lilienthal, MMietG., 4. Aufl. 7 zu 8 9 VD. Daß die Aus⸗ 
beſſerungen bereits notwendig waren, ändert die Rechtslage nicht, 
denn die Regelung der Umlage in 8 9 dient der Fortführung des 
Fahrſtuhlbetriebs. Sie ſoll nach dem klaren Inhalt der Vorſchrift 
nicht gelten, ſobald dieſer Betrieb infolge des Verzichts der Mieter 
aufgehört hat. Ob das Ergebuis zu einer Benachteiligung des Ver⸗ 
mieters führen kann, iſt ohne Bedeutung, weil die Heranziehung 
der Mieter zu den Koſten nicht mit Rückſicht auf den Vermieter, 
ſondern zur Ermöglichung des Fahrſtuhlbetriebes vorgeſehen iſt 
(RE. v. 19. März 1928, 17 Y 25/28, MietGGer. 1928, 67). 


RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


Zu 17. Dem RE. kann nicht zugeſtimmt werden. Wie der 
allgemeine Sprachgebrauch, fo unterſcheidet auch das RMietG. zwiſchen 
den Betriebskoſten und den Koſten für die Inſtandſetzungsarbeiten, 
und der RE. v. 11. Febr. 1924, 17 Y 9/24 bezeichnet zutreffend 
als Betriebskoſten die Koſten, die aufgewendet werden müſſen, um 
das in gehörigen Zuſtand verſetzte Haus zum Wohnen tauglich zu er⸗ 
halten, nicht alſo die Koſten, die das Verſetzen des Haufes in dieſen 
Zuſtand erfordert, wie die in dieſem RC. angeführten Koſten der 
Neubeſchaffung von Glühkörpern zur Treppenbeleuchtung. 8 9 VO. 
will offenbar für den Fahrſtuhlbetrieb von dieſem Begriff der 
Betriebskoſten nicht abweichen, wie das Wort „al ſo“ im Abf. 2 
klar ergibt. Es ift deshalb nicht, wie der RE. meint, die Erſtattungs⸗ 
pflicht der Mieter im Zweifel ausdehnend auszulegen, ſondern auf 
die Inſtandſetzungskoſten zu beſchränken, die 8 9 Abſ. 2 ausdrücklich 
erwähnt. Die ausdehnende Auslegung wird auch nicht durch die durch 


58. Jahrg. 1929 Heſt 41] 
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Erhaltung der Gebrauchsfähigkeit der Anlage, eine Auffaſſung, die 
nicht unweſenklich geſtützt wird durch die in der BD. aufgeführten 
Beiſpiele. Sowohl die Seilerneuerung wie die Motorreparatur dienen 

r Herſtellung der unterbrochenen Betriebsfähigkeit der Anlage. 
Die Seilerneuerung zeigt zudem, daß die Erſetzung eines unbrauchbar 
gewordenen Beſtandteils der Anlage durch ein neues Stück der 
Umlagefähigkeit dadurch entſtandener Koſten nicht ſchlechthin entgegen⸗ 
ſteht. Daß von Motorreparatur und nicht von der Erneuerung des 
Motors geſprochen wird, ſteht dieſem Schluſſe nicht entgegen, denn 
es fehlt jeder Anhalt dafür, daß die Erneuerung nur beim Seil und 
nicht beim Motor in Betracht kommen ſoll. Es iſt anzunehmen, 
daß die Motorreparatur neben die Seilerneuerung geſtellt worden iſt, 
um außer der Erneuerung auch eine Ausbeſſerung als Beiſpiel auf⸗ 
zuführen. 

Bei der Auslegung der VO. darf nicht außer acht gelaſſen 
werden, daß ſie ſich im Beſtreben einer einfachen und klaren Rege⸗ 
lung einer ins einzelne gehenden Abwägung der ſchutzwürdigen 
Intereſſen des Vermieters und der Mieter gegeneinander enthält. 
Es kam bei Erlaß der VO. vor allem darauf an, die zahlreichen 
außer Betrieb geſetzten Fahrſtuhlanlagen zum Nutzen der Mieter 
wieder betreiben zu laſſen. Das Ziel glaubte man nur dadurch er⸗ 
reichen zu können, daß dem Vermieter die Koſten für den Betrieb 
abgenommen und auf die Mieter umgelegt wurden. Dieſer Zweck 
wäre nicht zu erreichen geweſen, wenn die umlagefähigen Koſten eng 
begrenzt worden wären, wenn alſo der Vermieter gerade die von 
Zeit zu Zeit nötigen Neuanſchaffungen aus eigenen Mitteln machen 
müßte. So ſpricht nicht nur die Faſſung, ſondern auch der Zweck 
der VO. dafür, daß die Erſtattungspflicht der Mieter im Zweifel 
ausdehnend auszulegen iſt. Sie umfaßt deshalb alle Koſten, die zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs der vorhandenen Anlage erforderlich 
werden. Ob die Aufwendungen den Grundſtückswert ſteigern und 
damit dem Vermieter einen zeitweiſen oder dauernden Vorteil ver⸗ 
ſchaffen, iſt nicht zu beachten. Dieſen Geſichtspunkt verwendet die 
RO. nicht, wie gerade die Anführung der Seilerneuerung beweiſt. 
Er wäre auch die Quelle vieler Streitigkeiten geworden und deshalb 
mit der Abſicht einer einfachen Regelung nicht vereinbar. Nicht ſelten 
würde er auch zu einer Zeit, zu der die geſetzliche Miete dem Ver⸗ 
mieter nur geringfügige Mittel zufließen ließ, die Durchführung des 
Fahrſtuhlbetriebs vereitelt haben. Daß er der BD. fremd iſt, zeigt 
Abſ. 3, wonach die Mieter die durch die Wiederinbetriebſetzung eines 
ſtillgelegten Fahrſtuhls entſtehenden Koſten zur Hälfte tragen müſſen, 
19 es ſich hier in der Regz um wertſteigernde Ausgaben handeln 
wird. 

Hiernach ſind ſämtliche Koſten umlagefähig, die erforderlich 
werden, um die vorhandene Fahrſtuhlanlage im Betriebe zu erhalten, 
und zutreffend heißt es im Beſchluß der Berliner Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion v. 16. Jan. 1925 (JW. 1928, 2581 Nr. 52), daß 8 9 
Abf. 2 und 3 VD. alle denkbaren often, die der Fahrſtuhlbetrieb, 
die Inſtandhaltung und Inſtandſetzung erfordern, umfaßt, auch wenn 
es ſich um große Inſtandſetzungen, ſogar um die Erneuerung weſent⸗ 
licher Teile handelt. Ebenſo iſt dem Beſchluß der genannten Kom⸗ 


8 9 angeblich bezweckte Aufrechterhaltung des Fahrſtuhlbetriebs ge⸗ 
rechtfertigt. Denn dieſe Aufrechterhaltung wird dem Vermieter auch 
dadurch erleichtert, daß ihm ein Teil der dafür aufzuwendenden Koſten, 
die er nach dem RMietG. ganz zu tragen hätte, abgenommen werden, 
und daß nach § 9 Abſ. 3 die Koſten für die Wiederinbetriebsſetzung 
eines längere Zeit außer Betrieb geſetzten Fahrſtuhls zur Hälfte auf 
die an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Mieter umzulegen ſind. Es darf 
auch für die Auslegung des 89 nicht allein die ungünſtige Wirt⸗ 
ſchaftslage des Vermieters in der Junflationszeit berückſichtigt wer⸗ 
den, wie es der Ré. tut, ſondern es muß auch in Betracht gezogen 
werden, daß damals die wirtſchaftliche Lage der Mieter mindeſtens 
ebenſo ungünſtig war und daß das Mieth. beſonders ihren wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen Rechnung tragen will. 

89 Abf. 2 führt als Beiſpiele für die auf die Mieter um⸗ 
zulegenden Inſtandhaltungskoſten die „Seilerneuerung, Motor⸗ 
reparaturen und dergleichen“ an. Der Seilerneuerung und der Motor⸗ 
reparatur aber iſt gemeinſam, daß ſie eine Folge der Benutzung des 
Fahrſtuhls ſind, und es können daher unter „dergleichen“ nur ſolche 
Arbeiten verſtanden werden, die die Benutzung des Fahrſtuhls regel⸗ 
mäßig mit ſich bringt. Dazu gehört die Motorerneuerung nicht, und 
man kann nur annehmen, daß 8 9 Abſ. 2 fie aus dieſem Grunde 
nicht erwähnt, während es nahe lag, neben den Motorreparaturen 
auch die Motorerneuerungen anzuführen, wenn die VO. alle für die 
Aufrechterhaltung des Fahrſtuhlbetriebs erforderlichen Aufwendungen 
als umlagefähig bezeichnen wollte. Solche Aufwendungen alſo, die 
nicht durch die bisherige Benutzung des Fahrſtuhls, ſondern durch 
Umſtände veranlaßt werden, die mit ihr nichts zu tun haben, ſind 
nicht umlagefähig, und der Vermieter kann Erſtattung der Koſten 
für die Anſchaffung von Teilen des Fahrſtuhls als Erſatz für ge⸗ 
ftohlene oder durch Blitzſchlag beſchädigte Teile von den Mietern 
ebenſowenig verlangen, wie der Koſten für neue Sicherungseinrich⸗ 
tungen, die durch eine Anderung der Polizeivorſchriften erforderlich 
werden. Nur wenn man den Begriff der Inſtandhaltungskoſten fo 


miſſion v. 27. Jan. 1928 (JW. 1928, 2581 Nr. 18) zuzuſtimmen, 
daß die Koſten einer Fahrſtuhlreparatur, die nach der Verkehrs⸗ 
anſchauung über die bloße Inſtandſetzung des Fahrſtuhls hinausgeht, 
alſo auch die Koſten einer Totalerneuerung der Fahrſtuhlanlage nicht 
umlagefähig ſind. 


Für die Umlagefähigkeit kommt es nur darauf an, daß die 
Koſten entſtanden ſind, um die Fahrſtuhlanlage wie bisher weiter 
betreiben zu können, die betrieben wurde, bis die Aufwendung not⸗ 
wendig wurde. Unerheblich iſt es auch, auf welche Urſache die Not⸗ 
wendigkeit der Aufwendungen zurücktzuführen ift. Wie die Mieter 
heranzuziehen ſind zu den Koſten für den Erſatz eines durch den 
Betrieb abgenützten Einzelteils, etwa des Seils, jo trifft ſie die 
Zahlungspflicht auch, falls Blitzſchlag oder Diebſtahl einen ſolchen 
Teilerſatz notwendig gemacht hat. Hingegen ſind ſie nicht zur Er⸗ 
legung der Koſten verpflichtet, wenn die vorzunehmende Erneuerung 
oder Ausbeſſerung ſo umfangreich iſt, daß die Fahrſtuhlanlage nicht 
mehr einunddieſelbe bleibt. Auch hier if es gleichgültig, welcher 
Umſtand den Erſatz der alten durch eine neue verurſacht hat, mag 
es eine totale oder umfangreiche Zerſtörung durch Blitzſchlag, mag 
es die Zerrottung durch jahrzehntelange Benutzung geweſen ſein. Mit 
der hier dargelegten Auffaſſung ſteht der RE. v. 1. Dez. 1928 — 
17 Y 98/28 im Einklang, der die Koſten für Sicherungseinrichtun⸗ 
gen, von denen die zuſtändige Stelle die Fortſetzung des Betriebs 
durch neue Vorſchriften abhängig macht, für umlagefähig erklärt. 


(KG., RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 98/28.) 


— — 


Berliner Mietnotrecht. 


18. 8 2 Abſ. 2 Berliner Wohn Not R. b. 21. Mai 1927 
1155 87 in Widerſpruch zu $ 2 PrLockVO. v. 11. Nov. 
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Zwiſchen 8 2 Abs. 1 Berl. Wohnungsnotrechts v. 21. Mai 1927 
und der PrLockV O. v. 11. Nov. 1926 beſteht kein Widerſpruch. Die 
Beſchwerdeſtelle gelangt zu der Annahme eines Widerſpruchs, weil 
die Wohnung zuſammen mit Geſchäftsräumen in einem einheitlichen 
Mietvertrage vermietet war und die Geſchäftsräume den weſentlichen 
Teil des geſamten Vertragsgegenſtandes bildeten. Sie glaubt des⸗ 
halb, die geſamten Räume ſeien nach der Lock VO. als Geſchäftsräume 
zu behandeln und deshalb der Inanſpruchnahme durch die Gemeinde⸗ 
behörde entzogen. Dieſe Auffaſſung iſt unzutreffend; ſie findet auch 
in den RE,, auf die die Beſchwerdeſtelle verweiſt, keine Grundlage. 


Der RE. v. 4. Febr. 1926, 17 Y 148/25 (NO. Mietſachen 4, 
179: MietGG. 1926, 40; DWohnA. 1926, 386; PrVerwBl. 47, 446; 
EA. 1926, 472; JurR. 1926, 947; Mietbeifiger 1926, 13; JW. 1927, 
593; O8 Rſpr. 46, 144; Hertel Mieterſchutz, 4 A, 277), handelt 
gar nicht von einer Mehrheit von Räumen, ſondern beſchäftigt ſich 


beſchränkt, wie es hier geſchieht, iſt es verſtändlich, daß § 9 Abſ. 2 
ſie zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebs rechnet, und daß er 
nicht von den Koſten für Inſtand ſetzung, wie das RMietG., ſondern 
für Inſtandhaltung ſpricht, und nur dann wird, wenigſtens in der 
Regel, die große Unbilligkeit vermieden, daß die Mieter die Koſten 
auch für ſolche Anſchaffungen und Ausbeſſerungen zu tragen haben. 
die dem Vermieter einen dauernden Vorteil bringen, ihn alſo be⸗ 
reichern. 


Die Zahlungen, die die Mieter nach dem Rc. für die Fahrſtuhl⸗ 
benutzung zu leiſten haben, können u. U. z. B. bei der Neuanſchaffung 
eines Motors recht bedeutend ſein. Und doch werden bei der Be⸗ 
rechnung der geſetzlichen Miete für die Fahrſtuhlbenutzung nur wenige 
Prozente der Friedensmiete (3. B. in Berlin 20%, in Düſſeldorf ½ /) 
in Abzug gebracht Noch 8 2 Abſ. 1 Miet. ſoll aber mit dieſem 
Abzug der in der Friedensmiete enthaltene Betrag für Betriebs⸗ und 
Inſtandſetzungskoſten abgerechnet werden. Es ſpricht alſo die Gering⸗ 
fügigkeit des Abzugs dafür, daß jedenfalls nach der Anſicht der ihn 
feſtſetzenden Gemeindebehörden die Koſten des Fahrſtuhlbetriebs ver⸗ 
hältnismäßig gering ſind und außergewöhnliche Ausgaben zu ihnen 
nicht gehören. 

Geh. DIR. Gence. Dr. W. Marwitz, Berlin. 


Zu 18. Schon die Rechtsfrage des LG. wurde dem borl. 
Tatbeſtande nicht gerecht. Wenn 8 2 Abſ. 1 Berl WohnNotR. von 
Wohnungen ſpricht, die mit Läden oder anderen Räumen zuſammen⸗ 
längen, jo iſt damit zweifellos ein unmittelbarer räumlicher Zu⸗ 
ſammenhang gemeint, während die bloße Tatſache, daß die Woh⸗ 
nung zuſammen mit anderen Räumen in einem einheitlichen Miet⸗ 
vertrage vermietet iſt, einen ſolchen Zuſammenhang nicht begründet 
und für die wohnungsrechtliche Behandlung der Räume nicht von 
Bedeutung fein kann. Im gegebenen Falle befand ſich die Wohnung 
im erſten Stock, während die Gaſtwirtſchaft in Parterre gelegen war, 
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nur mit der Frage, ob der einzelne Raum, der ſowohl zu Wohn⸗ 
wie zu Geſchäftszwecken benutzt wird, ein Wohnraum oder ein Ge⸗ 
ſchäftsraum ſei. Wenn in dieſem Zuſammenhange die Entſch. davon 
abhängig gemacht wird, welchem der verſchiedenen Zwecke, die zu⸗ 
ſammentreffen, das wirtſchaftliche Übergewicht zukommt, ſo iſt dar⸗ 
aus für die jetzt zur Erörterung ſtehende Frage nichts zu entnehmen. 
Ohne Bedeutung find für ſie auch die RE. v. 7. Nob. 1924, 17 Y 
71/24 (KG. 3, 40; PrVerwBl. 46, 220; Heſſiſpr. 1925, 74; VDW. 
4, 133; OLG 44, 27; Hertel, Mieterſchutz 3, 353), und 17 X 
79/24 (KG. 3, 42; PrVerwöBl. 46, 230; Grunde, 1925, 509; VDW. 
4, 132; Hertel, Mieterſchutz 3, 354). Sie paſſen auf den Sach⸗ 
verhalt, der der jetzigen Vorlegung zugrunde liegt, ſchon deshalb 
nicht, weil ſie nicht eine ſelbſtändige, nur durch die Einheitlichkeit 
der Vermietung mit Geſchäftsraum vereinigte Wohnung behan⸗ 
deln, ſondern ſich auf unſelbſtändige Wohnräume beziehen, die mit 
einem Laden eine räumliche Einheit bilden. Von dieſer räumlichen 
Einheit iſt allerdings ausgeführt, daß ſie bei dem wirtſchaftlichen 
Zuſammenhang nach dem überwiegenden Zweck entweder einheitlich 
als Wohnraum oder als Geſchäftsraum anzuſehen ſei. Indeſſen han⸗ 
delte es ſich damals um die Auslegung des Berl. Wohnungsnotrechts 
von 1921, das eine Inanſpruchnahme auch gewerblicher Räume zu 
Wohnzwecken zuließ. Die Ausführungen über die Bedeutung des 
überwiegenden Zwecks hatten deshalb nur eine nebenſächliche Be⸗ 
deutung und ſind nicht geeignet, der jetzigen Prüfung vorzugreifen. 


Die Beantwortung der geſtellten Fragen kann allein davon ab- 
hängen, wie der Begriff „Geſchäftsräume“ in § 2 Lock O. auf⸗ 
zufaſſen if. Die VO. ſelbſt gibt in $ 6 eine Begriffsbeſtimmung 
dahin, daß als Geſchäftsraum gilt, was bei ihrem Inkrafttreten, alſo 
am 1. Dez. 1926, nicht Wohnraum iſt. Im Anſchluß an dieſe Vor⸗ 
ſchriften hat der Senat ſchon im RE. v. 21. April 1927, 17 Y 35/27 
(KG. 6, 3; PrVerwöl. 49, 417; EA. 1927, 565; Miet&. 1927, 64; 
Hertel, Mieterſchutz 5 A, 338), die folgenden auch bei erneuter 
Prüfung zu billigenden Ausführungen gemacht: 


„Hiernach bedarf es alſo der Ermittlung, was als Wohnraum 
anzuſehen iſt, weil jeder Raum, der nicht unker dieſen Begriff fällt, 
ohne weiteres Geſchäftsraum darſtellt. Bei der Unterſuchung muß 
den Ausſchlag geben, daß die VO. eine Lockerung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft bei Geſchäftsräumen als derjenigen Raumart eintreten laſſen 
ſollte, für welche die Aufrechterhaltung der Zwangsbeſtimmungen 
im bisherigen Maße nicht als erforderlich angeſehen wurde. Bei 
den Geſchäftsräumen iſt die Raumnot nicht mehr die gleiche wie bei 
Wohnräumen. Wohnräume ſind alſo im Gegenſatz zu den Geſchäfts⸗ 
räumen diejenigen Räume, mit denen das Wohnbedürfnis befriedigt 
wird. Die Geſamtheit der Wohnräume, über die die öffentliche Be⸗ 
wirtſchaftung verfügt, ſoll nicht geſchmälert werden, weil ſie ohne⸗ 
hin im Verhältnis zum Bedürfnis nicht zureicht. Hiernach kommt 
es in jedem Einzelfalle darauf an, ob der Raum dem Wohnbedürfnis 
dient und deshalb Wohnraum if. Auch Räume, die nicht der Woh⸗ 
nungsinhaber ſelbſt für feine Wohnzwecke benutzt, ſondern an 
fremde Perſonen abgibt, dienen der Befriedigung des Wohnbedürf⸗ 
niſſes, wenn ſie die Wohnung des Fremden darſtellen.“ 


Bei dieſer Auffaſſung verbleibt der Senat, denn ſie iſt allein 
geeignet, die durch die VO. eingetretene Lockerung in den Grenzen 


ſo daß hier im Regelfalle ein unmittelbarer räumlicher Zuſammen⸗ 
hang nicht gegeben ſein dürfte und der Beſchlagnahme der Wohnung 
daher nichts im Wege ſtand. 


Die Begründung des KG. erſcheint ebenſo bedenklich wie das 
Ergebnis, zu dem es bez. der Gülligkeit des $ 1 Abſ. 1 BerlWohn⸗ 
Notgk. auch für den Fall gelangt, daß die zuſammenhängenden Wohn⸗ 
und Geſchäftsräume eine räumliche und wirtſchaftliche Einheit bilden. 
Wenn 56 Lock. ausdrücklich erklärt, als Geſchäftsraum i. ©. 
der VO. gilt, was zur Zeit ihres Inkrafttretens nicht Wohnraum 
ift, fo iſt doch die Annahme des KG. höchſt befremdlich, daß 8 6 
den Begriff des Wohnraums offen gelaſſen und daß der Begriff 
des Wohuraums und damit auch der Begriff des Geſchäftsraums in 
den verſchiedenen Paragraphen der VO. ein verſchiedener ſei. Der 
Geſetzgeber war, indem er den Begriff des Geſchäftsraumes negativ 
beſtimmte, offenbar der Anſicht, daß der Begriff des Wohnraums 
klar und eindeutig if, wie dies ja auch tatfächlich der Fall ift. 
Erſt das KG. hat durch feine Rſpr. in Zivilſachen den Begriff des 
Wohnraums künſtlich eingeengt, indem es einem Wohnraum die 
Eigenſchaften eines ſolchen i. S. von 893 und 4 abſprach, wenn 
mit der Überlafjung des Raumes zu Wohnzwecken vorwiegend ge⸗ 
ſchäftliche Intereſſen des Überlaſſers verfolgt wurden. Um dieſe 
Theorie zu retten, muß nun das KG. zu der gekünſtelten Aus⸗ 
legung greifen, daß der Begriff des Wohnraums in den verſchiedenen 
Paragraphen der BD. ein verſchiedener iſt. Nichts aber deutet im Geſ. 
hierauf hin; denn andernfalls hatte wohl der Geſetzgeber für die 
einzelnen Beſtimmungen eine Definition des Wohnraums gegeben. 
Statt deſſen erklärt er ſchlechthin, daß i. S. der VO., alſo i. S. 
aller einzelnen Beſtimmungen Geſchäftsraum iſt, was nicht Wohn⸗ 
raum iſt. Würde der Geſetzgeber die Anſicht des KG. teilen, dann 
hätte die Beſtimmung wohl gelautet: „Geſchäftsraum i. S. der 


Rechtſprechung 
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zu halten, die beabſichtigt waren. Aus 8 6 VD. ergibt ſich Rkeines⸗ 
wegs ein einheitlicher Begriff des Wohn⸗ und Geſchäftsraums. 
Vielmehr ift dieſer Begriff für das Wohn Mang. einerſeits, für die 
Anwendbarkeit des Mieterſchutzes und des RM. andererſeits, ein 
verſchiedener, weil die Verwendungsart der Räume jeweils unter 
anderen Geſichtspunkten betrachtet werden muß. Für § 2 BO, 
der über die Geltung der öffentlichen Raumbewirtſchaftung befindet, 
kann es für die Frage, ob ein Raum Wohnraum iſt, alſo der Be⸗ 
friedigung eines Wohnbedürfniſſes dient, nur auf die objektive 
Art ſeiner Benutzung ankommen. Sobald jemand in dem Raume 
wohnt, iſt er Wohnraum, vorausgeſetzt natürlich, daß das Wohnen, 
wenn es infolge einer vertraglichen Beziehung zu dem Raume ge⸗ 
ſchieht, dem Benutzer erlaubt iſt. Zutreffend hat deshalb die Berl. 
Gemiſchte Kommiſſion im Beſchl. v. 25. Febr. 1927 (Miet®. 1927, 
40; DWohnA. 1927, 143; Grund E. 1927, 276) den Rechtsſatz aus⸗ 
geſprochen: „Wohnraum iſt jeder Raum, der gemäß dem Vertrage 
der Streitteile am 1. Dez. 1926 zu Wohnzwecken benutzt wurde.“ 


Wohnraum iſt aus den dargelegten Gründen nicht nur der 
Raum, den der Mieter ſelbſt bewohnt, ſondern auch ein ſolcher, 
den er einem Angeſtellten befugt zur Befriedigung des Wohnbedürf⸗ 
niſſes überläßt. Dabei if es für $ 2 VD. ohne Bedeutung, daß die 
Überlaſſung an den Angeſtellten nur aus geſchäftlichen Intereſſen 
erfolgt, etwa weil der Angeſtellte Leiter eines Zweiggeſchäfts iſt, bei dem 
er zur Förderung des Betriebes wohnen ſoll, oder weil die für den 
eigentlichen Geſchäftsbetrieb verwendeten Räume einer ſtändigen 
Aufſicht oder Bewachung unterſtellt jein ſollen. Für die öffentliche 
Bewirtſchaftung des Wohnraums darf es nur darauf ankommen, daß 
der Raum zu dem Naumvorrat gehört, der dem allgemeinen 
Wohnbedürfnis nutzbar gemacht werden kann, weil er ihm an dem 
maßgeblichen Tage gedient hat. Daß der Wohnraum des Ange⸗ 
ſtellten dieſem Zwecke dient, zeigt ſchon die Erwägung, daß der An⸗ 
geſtellte, wenn er den Raum verlaſſen muß, alsbald zu den Wohn⸗ 
bedürftigen gehört, und andererſeits, daß der Raum in der Regel 
zur gleichen Zeit durch Unterbringung eines anderen Angeſtellten 
den Wohnungsmarkt entlaſtet. 


Für 89 3, 4 LockVO. wird allerdings der Wohnraum des An⸗ 
geſtellten, insbeſ. des Leiters eines Zweiggeſchäfts, von der Rſpr., 
auch von dem jetzt erk. Sen., als Geſchäftsraum betrachtet, wenn 
der Geſchäftsinhaber dieſen Raum lediglich zur Förderung ſeiner 
geſchäftlichen Zwecke gemietet und aus dem gleichen Grunde dem 
Angeſtellten überlaffen hat. Auch dieſe Auslegung des $ 6 ift durch⸗ 
aus zutreffend, weil für den Mieterſchutz und für die Anwendung 
des RM. der Begriff des Wohnraums ein anderer iſt als für die 
Wohnungszwangswirtſchaft, alſo für § 2. Der Mieterſchutz und die 
Geltung des RMG. kommen nicht für einen Raum ſchlechthin, ſon⸗ 
dern nur für das hinſichtlich dieſes Raumes beſtehende Mietverhält⸗ 
nis in Betracht. Sie ſind nicht wie die Anwendung der Wohnungs⸗ 
mangelvorſchriften an die Raumart, ſondern an die Vertragsart ge⸗ 
bunden. Wie ſie bei einem Pachtvertrage überhaupt nicht gelten, fo 
müſſen ſie auch im übrigen davon abhängen, wie ſich die Benutzung 
der Räume im Verhältnis zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter 
darſtellt. Nach dieſer Art der Betrachtung iſt aber auch die Woh⸗ 
nung des Angeſtellten, die ihm ſein Arbeitgeber überläßt, weil es 


einzelnen Vorſchriften der VO. ift, was nicht i. S. des jeweils zur 
Anwendung ſtehenden Geſetzes (WohnmangG., RMieteg., MietShV.) 
Wohnraum iſt.“ Das KG. hat aber auch im vorl. RE. früher 
von ihm aufgeſtellte Rechtsſäge aufgegeben. In den RE. v. 7. Nov. 
1924, 17 Y 71/24 und 79/24 (Hertel, Mieterſchutz Bd. III Nr. 71 
und 72) hat das KG. unzweideutig und ohne jede Einſchränkung 
ausgeführt, daß wirtſchaftlich zuſammenhängende Räume auch woh⸗ 
nungswirtſchaftlich nur einheitlich beurteilt werden können und daß 
daher, je nachdem der Wohnzweck oder der Geſchäftszweck überwiegt, 
die einheitlichen Räume in ihrer Geſamtheit als Wohn⸗ oder als 
gewerbliche Räume i. S. des WohnmangG. und der dazu ergangenen 
Ausf Beſt. anzuſehen find. Dieſer Rechtsgrundſatz bildete das Fun⸗ 
dament für die damaligen RE. des KG., und es iſt dabei ganz 
gleichgültig, um welche Auswirkung dieſer Rechtsſätze es ſich in 
den damaligen Fällen handelte. Von dieſen Rechtsſätzen abzuweichen, 
wie es das KG. jetzt tut, liegt m. E. kein Anlaß vor; im Gegenteil 
werden dieſe Rechtsſätze allein den wirtſchaftlichen Verhältniſſen und 
den praktiſchen Bedürfniſſen, gerecht. Wie ſoll beiſpielsweiſe eine 
Wohnſtube beſchlagnahmt werden, die an einen Laden anſtößt und 
lediglich durch den Laden zu erreichen iſt? Zudem bedeutet die Zer⸗ 
reißung des natürlichen wirtſchaftlichen Zuſammenhanges eine Schä⸗ 
digung und if mit dem Sinn und Zweck der Lock VO. unvereinbar. 
Dem Geſetzgeber war bei Schaffung der LockV O. die Rſpr. des KG. 
über die wohnungswirtſchaftliche Behandlung zuſammenhängender ge⸗ 
miſchter Räume bekannt, und es iſt anzunehmen, daß er mit dieſer 
Rſpr. bei der Formulierung feiner Vorſchriften gerechnet hat. Das 
KG. ſelbſt hat dieſen Geſichtspunkt bereits mehrfach bei der Aus⸗ 
legung von Verordnungen herangezogen (ſo zuletzt im RE. v. 22. Dez. 
1928, 17 Y 91/28; Hertel, Bd. Y Nr. 470). 


OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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ſeinem Geſchäft förderlich erſcheint, ein Geſchäftsraum, denn eben⸗ 
ſogut wie den Laden, das Büro oder die Fabrik hat der Mieter 
dieſe Wohnung vom Vermieter nur zu geſchäftlichen Zwecken ge⸗ 
mietet. Der Mieter verfolgt mit der Begründung ſeines Anſpruchs 
auf den Beſitz der Mieträume in ſolchem Falle überhaupt keinen 
Wohnzweck, ſondern nur Geſchäftszwecke. 

Daß 5 6 als einzige Beſtimmung in einem einheitlichen Satze 
die Begriffserklärung des Geſchäftsraums für die ganze VO. gibt, 
ſteht der hier ausgeführten Spaltung des Begriffs nicht entgegen. 
Vielmehr bleibt in 8 6 durchaus offen, nach welchen Merkmalen 
der Begriff Wohnraum zu faſſen iſt. Inſoweit muß alſo auf den 
Inhalt der einzelnen Lockerungsvorſchriften und ihren Zweck zurück⸗ 
gegangen werden. Dabei nötigt dann die Verſchiedenheit der in 
der VO. berührten Rechtsgebiete zu der dargelegten Unterſcheidung 
des Begriffs Wohnraum einmal nach der objektiven Art der Raum⸗ 
benutzung, das andere Mal nach dem mit dem Mietvertrage und der 
Überlaſſung an einen Dritten verfolgten Zwecke. 

Ein Raum, der zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes, ſei es 
des Mieters oder eines anderen, verwendet wird, iſt bei dieſer 
Rechtslage für 8 2 BD. ein Wohnraum, mag er auch mit einem 
Laden oder ſonſtigen Geſchäftsraum wirtſchaftlich oder ſogar räum⸗ 
lich in Zuſammenhang ſtehen. Deshalb ſteht 8 2 Abſ. 1 Berl. Wohn⸗ 
NotRechts mit 8 2 Lock VO. nicht in Widerſpruch und iſt rechtsgültig. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 80/28.) D.] 
* 


19. 87 Abſ. 1 BerlWohnNoiR.v. 21. Mai 1927. Iſt eine 
Wohnung in Anſpruch genommen worden, weilfeſtſtehe, daß 
ſie demnächſt unbenußt werde, ſo verliert dieſe Verfü⸗ 
gung ihre Wirkſamkeit nicht ſchon dadurch, daß bis zum 
Unbenutztwerden der Wohnung längere Zeit vergeht, als 
zunächſt angenommen werden konnte. f) 


Nach dem BerlWohnNotgt. beſteht die Möglichkeit, Räume in 
Anſpruch zu nehmen, auf Grund eines zur Zeit der Verfügung voll⸗ 
endeten Tatbeſtandes. Daneben iſt aber auch vorgeſehen, daß Woh⸗ 
nungen in Anſpruch genommen werden können, von denen feſtſteht, 
daß ſie demnächſt unbenutzt werden. In dieſen Fällen liegt kein 
Tatbeſtand vor, der eine ſofortige Verwendung der Wohnung für 
die Bedürfniſſe der Allgemeinheit durch Unterbringung Wohnung⸗ 
ſuchender geſtattet, ſondern es ſeht nur feſt, iſt alſo mit ausreichen⸗ 
der Sicherheit zu erwarten, daß dieſe Möglichkeit in naher Zu⸗ 
kunft gegeben ſein wird. Da feſtſtehen muß, daß die Wohnung 
demnächſt unbenutzt wird, ſo kann die Inanſpruchnahme nicht 
ſchlechthin zuläſſig ſein, ſondern iſt nur geſtattet, wenn im Einzel⸗ 
falle beſondere Gründe erkennen laſſen, daß in der Benutzung der 
Wohnung demnächſt eine Veränderung eintreten wird, die ſie un⸗ 
benutzt i. ©. des BerlWohnNotR. werden läßt. Es muß alſo ſtets 
eine beſtimmte, durch Tatſachen geſchaffene Unterlage für die Er⸗ 
wartung des Unbenutztwerdens gegeben ſein, damit die Inanſpruch⸗ 
nahme erfolgen darf. 

Aus dieſer Rechtslage erfolgt notwendig, daß die Wirkung 
der Inanſpruchnahme nicht unter allen Umſtänden für den Fall er⸗ 
halten bleibt, daß in der Zukunft einmal die Wohnung unbenutzt 
wird, ſondern daß ihre Wirkung in irgendeiner Weiſe von dem 
Eintritt der Erwartung abhängig ſein muß, die die Zuläſſigkeit der 
Inanſpruchnahme begründete. Ob es ihm möglich iſt, für dieſe Ab⸗ 
hängigkeit der Verfügung von dem Tatbeſtande, der ſich zum Teil 
erſt in der Zukunft verwirklichen ſoll, allgemeine Grundſätze auf⸗ 
zuſtellen, oder ob die Entſch. ſtets dem Einzelfalle überlaſſen 


Zu 19. Dem RE. iſt zuzuſtimmen. In Fällen, in welchen die 
in Erwartung des Freiwerdens erfolgte Beſchlagnahme bis zum tat⸗ 
ſächlichen Freiwerden ihre Wirkung verloren hat, iſt auch eine er 
neute Freimeldung für erforderlich zu erachten; denn die Frei⸗ 
meldung iſt ja alsdann nicht wegen des tatſächlich eingetretenen Er⸗ 
eigniſſes, ſondern in Erwartung eines anderen Ereigniſſes 
erfolgt. Iſt ſonach in Fällen, in welchen eine erneute Be⸗ 
ſchlagnahme erforderlich ut, auch eine erneute Anzeige erforderlich, 
ſo ſetzt doch nicht umgekehrt in jedem Falle eine erneute Freimeldung 
die Beſchlagnahmefriſt von neuem in Lauf und beraubt die frühere 
Beſchlagnahme ihrer Wirkfamkeit. Wenn z. B. im vorliegenden Fall 
beim tatſächlichen Auszuge des Mieters der Verfügungsberechtigte 
erneut eine Freimeldung erſtattet hätte, würde es keiner erneuten 
Verfügung des Wohn A. zur Wahrung ſeines Beſchlagnahmerechts 
bedurft haben. OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


Zu 20. 1. Der RE. entſpricht der ſtändigen Rſpr. des KG. 
Während des Heizjahres hat der Mieter ohne Rückſicht auf den 
jeweiligen Verbrauch für die Sammelheizung Vorſchüſſe auf die 
Heizkoſten zu entrichten. Nach Ablauf des Heizjahres findet die 
endgültige Verrechnung ſtatt. Dieſer kann nur der tatſächliche 
Verbrauch an Heizſtoffen zugrunde gelegt werden, da der Mieter nur 
hierfür anteilig zahlungspflichtig ift. Dies folgt aus der Rechtsnatur 
des auf den einzelnen Mieter entfallenden Koſtenbetrages für Heiz⸗ 
ſtoffe, der zwar nach 8 12 AMiet®. getrennt von der geſetzlichen 
Miete zu berechnen iſt, aber einen Teil der letzteren bildet. Es gibt 
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bleiben muß, bedarf zur Zeit keiner Prüfung, weil die Rechtsfrage 
nicht ſo allgemein geſtellt iſt, ihre allgemeine Faſſung auch durch 
den Sachverhalt nicht bedingt war. Hier genügt die Unterſuchung, 
inwiefern die Wirkſamkeit der Inanſpruchnahme davon abhängt, 
daß die erwartete Entwicklung zwar eingetreten iſt, jedoch weſent⸗ 
lich ſpäter, als man zur Zeit der Verfügung annahm und annehmen 
mußte. 

Für die Beantwortung dieſer Einzelfrage iſt es von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung, daß die Inanſpruchnahme der Wohnung zu⸗ 
gelaſſen iſt, wenn feſtſteht, daß ſie demnächſt unbenutzt wird. Mit 
dem Worte „demnächſt“ wird auf einen künftigen Zeitpunkt hin⸗ 
gewieſen, doch läßt das Wort dieſen Zeitpunkt ungewiß. Er ergibt 
ſich lediglich aus der Schlußfolgerung, die ſich an den bei der In⸗ 
anſpruchnahme vorl. Tatbeſtand für deſſen weitere Entwicklung 
knüpft. Es unterliegt alſo allein der Schätzung, in welcher Zeit 
vorausſichtlich die Wohnung unbenutzt werden wird. Da es genügt, 
daß ſie demnächſt frei wird, ſo ſtellt das Berliner Notrecht auch 
nicht etwa das Erfordernis eines alsbaldigen Unbenutztwerdens 
auf, ſondern es genügt, daß die Wohnung für die anderweitige 
Verwendung überhaupt in einem in naher Zukunft liegenden Zeit⸗ 
punkt verfügbar ſein wird. Erfordert iſt natürlich, daß dieſe Er⸗ 
wartung nicht aus der Erwägung erwächſt, daß eine jede Wohnung 
irgendwann einmal unbenutzt ſein wird, ſondern daß die beſonderen 
Tatſachen vorliegen, deren ausreichend geſicherte Weiterentwicklung 
in naher Zukunft zu dem erwähnten Erfolge erfahrungsgemäß 
führen wird. 

War hiernach die Inanſpruchnahme zuläſſig, ſo wird ſie da⸗ 
durch nicht berührt, daß das Freiwerden ſpäter als erwartet ein⸗ 
tritt, wenn nur der Grund des Freiwerdens derſelbe geblieben iſt. 
Der bei der Inanſpruchnahme beſtehenden und nach den damaligen 
Umſtänden berechtigten Schätzung bezüglich des Zeitpunktes, in 
dem die Wohnung unbenutzt werden wird, darf hiernach eine maß⸗ 
gebliche Bedeutung für die Fortwirkung der Verfügung nicht bei⸗ 
gemeſſen werden. Vielmehr muß die Wirkung auch beſtehen bleiben, 
wenn die Entwicklung der bei der Inanſpruchnahme beurteilten 
Tatſachen ſich langſamer vollzieht, als man annehmen konnte. 

(Ach., 17. Zid Sen., RE. v. 1. Dez. 1928, 17 X 94/28.) D.] 
* 

20. 8 12 BerlMietz det Bei der Abrechnung über 
die Heizkoſten im abgelaufenen Heizjahre find die Koſten 
ber tatfächlich verbrauchten, nicht der angeſchafften Heiz⸗ 
ſtoffe zugrunde zu legen. 1) 

Schon im Rechtsentſcheid v. 1. Dez. 1928, 17 Y 90/28 — EA. 
1929, 773; Mieter. 1929, 14; GW. 1929, 33 — ift ausge⸗ 
ſprochen, daß das MEN. bei der Abrechnung über die Heizkoſten 
vom tatſächlichen Verbrauch und den dafür entſtandenen Koſten aus⸗ 
zugehen hat. Dabei war aber nur die Rechtsfrage zu entſcheiden, 
ob es auf die tatſächlich entſtandenen Koſten ankomme oder ob 
das MEN. zu berücklichtigen habe, daß der Verbrauch übermäßig 
oder der Einkauf unwirtſchaftlich geweſen ſei. Weder die VO. über 
die Mietzinsbildung in Preußen (8 19 Abſ. 4) noch die Berliner 
Bekanntmachung über die Mietzinsbildung v. 26. März 1926 (8 12) 
enthält eine Beſtimmung über die Art und Weiſe der Abrechnung. 
Dies iſt aber auch nicht nötig. Denn aus dem Begriff der Vor⸗ 
ſchußleiſtung und der Abrechnung ergibt ſich, daß die Vertragsteile 
für den Zeitpunkt, der der Abrechnung zugrunde liegt, alſo den Ab⸗ 
lauf des Heizjahres, bei der Verrechnung ſo geſtellt werden müſſen, 
als ſeien zu jenem Zeitpunkt ihre gegenſeitigen Beziehungen beendet. 


bei Häuſern mit Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung während 
des Heizjahres entſprechend der Vorſchußpflicht des Mieters für die 
Heizſtoffe eine geſetzliche Miete von einſtweiliger Höhe, die 
nach dem Ergebnis der Schlußrechnung in die geſetzliche Miete von 
endgültiger Höhe übergeht (jo RE.: JW. 1929, 200). Dieſe 
endgültige Abrechnung am Schluß des Heizjahres kann nur die tak⸗ 
ſächlich verwendeten Heizſtoffe umfaſſen, ſo daß die für die au⸗ 
geſchafften, aber noch nicht verbrauchten Heizſtoffe aufgewendeten und 
bon Mieter im Wege des Vorſchuſſes eingezogenen Koſten unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. Der vorhandene Beſtand an Heizſtoffen iſt auf das 
neue Heizjahr zu übernehmen. Ein vom Mieter über ſeinen Anteil 
ant tatſächlichen Verbrauch im verfloſſenen Heizjahr vorſchußweiſe 
eingezogener Betrag iſt dem Mieter auf die Vorſchüſſe des neuen 
Jahres gutzuſchreiben. Nach Ablauf der Heizperiode kann der 
Vermieter für dieſe keine Heizkoſten vorſchüſſe mehr fordern. Viel⸗ 
mehr iſt er nur noch berechtigt, vom Mieter Nachzahlung des Be⸗ 
trages zu beanſpruchen, der an Heizkoſten nach der Abrechnung ge⸗ 
mäß der Größe der Räume und gemäß dem katſächlichen Verbrauch 
im verfloſſenen Heizjahr anteilig auf den Mieter entfiel (ſo KG. 
im Urt. v. 7. Nov. 1929, 17 U 2075/27, nach welchem aber dem 
Vermieter Verzugszinſen für eingeforderte und nicht rechtzeitig ge⸗ 
zahlte Vorſchüſſe zugebilligt werden). Bei Vorſchußüberhebung hat 
der Mieter einen entſprechenden Rückforderungsanſpruch. 

2. Die Zuſtändigkeit des MEA. war im vorliegenden Fall 
deshalb gegeben, weil es ſich nur um die Höhe der geſetzlichen 
Miete, nämlich des Anteils des Mieters an den tatſächlichen im 
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Daraus folgt zwingend, daß es für die Abrechnung nur auf den 
tatſächlichen Verbrauch von Heizſtoffen, nicht aber auf die Koſten 
von im voraus beſchafften Heizſtoffen, wenn auch dieſe Beſchaffung 
im Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erfolgt iſt, ankommen 
kann. Wollte man die Aufwendung der Koſten im abgelaufenen 
Heizjahre berückſichtigen, ſo hätte dies auch zur Folge, daß der 
Vermieter einen doppelten Vorſchuß erhielte, ſowohl in Natur 
durch Übernahme der nicht verbrauchten Heizſtoffe als auch in Geld. 
Dies widerſpräche aber der Begrenzung des Vorſchuſſes in 8 12 der 
Berliner Bekanntmachung. Bei der Abrechnung über die Heizkoſten 
im abgelaufenen Heizjahre ſind daher die Koſten der tatſächlich ver⸗ 
brauchten, nicht der angeſchafften Heizkoſten zugrunde zu legen. 
(GG., 17. ZivSen., RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 116/28.) [D.] 
* 


21. 815 Berliner Wohn Not R. v. 21. Mai 1927 ordnet 
nicht an, daß für jedes neue Mietverhältnis über ſelb⸗ 
ſtändige Wohnungen eine Vertragsurkunde errichtet 
werden muß. f) 


815 des Berliner Wohnungsnotrechts v. 21. Mai 1927 beſtimmt 
unter der Überſchrift „Anzeige und Genehmigung von Mietverträgen“ 
folgendes: 

„Jeder neue Mietvertrag (auch Untermietvertrag) über ſelb⸗ 
ſtändige ... Wohnungen bedarf zu feiner Wirkſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung des Wohn A. und if daher vom Mieter binnen einer 
Woche nach Abſchluß dem Wohn A. zur Genehmigung vorzu⸗ 
Ml esa, 

Daß durch eine Anordnung auf Grund des 86 Wohnmang®. die 
Schriftform für ſämtliche Mietverträge vorgeſchrieben werden könnte, 
iſt jedenfalls nicht ausgeſchloſſen. Es bedarf deshalb einer Prüfung, 
ob dieſe Formvorſchrift in dem Berliner WohnNotgt. zu finden iſt. 
Sie würde einen erheblichen Eingriff in das bürgerliche Recht be⸗ 
deuten, den Grundſatz der Formfreiheit der Rechtsgeſchafte durch⸗ 
brechen und auch die Formvorſchriften des BGB. für Mietverträge 
weſentlich abändern. Die Verwendung des Wortes „vorlegen“ ſcheint 
allerdings darauf hinzudeuten, daß über das Mietverhältnis eine 
Urkunde vorhanden ſein muß, weil man nur Sachen vorlegen kann. 
Beachtet man, wie bedeutſam die Anordnung des Formerforderniſſes 
ſein würde, ſo genügt jedoch die Faſſ. des § 15 als Grundlage ihres 
Beſtehens nicht. Eine ſolche Vorſchrift wäre klar und unzweideutig 
geieät worden, denn den Verfaſſern des Notrechts hätte ihre Wichtig. 

it und ihr Weſen als Ausnahmeregel nicht entgehen können. Außer 
der Wendung, daß der Vertrag vorzulegen ſei, findet ſich in § 15 keine 
Stütze für ſeine Bedeutung als Formvorſchrift. Der eigentliche Zweck 


Heizjahr verbrauchten Heizſtoffen handelte, und dieſe Frage gemäß 
81 Abſ. 2 Miet. ausſchließlich vom MEN. zu entſcheiden iſt. 
Das MEN. hat ſich auf die Prüfung des tatſächlichen Verbrauchs 
an Heizſtoffen und des Maßſtabes für die Umlegung der Heizſtoff⸗ 
Roften zu beſchränken. Oft iſt es ſtreitig, ob der Verbrauch an 
Heizſtoffen übermäßig oder der Ankauf wirtſchaftlich vorgenommen 
war. Hierzu wird auf die Denkſchrift des Landesverbandes 
Preußen im Reichsbund Deutſcher Mieter über Fragen der Boden⸗, 
Wohnungs⸗ und Mietzinspolitik v. 25. Jan. 1928 (DMieterztg. 
1929 Nr. 4 und 5) verwieſen, welche das Umlageſyſtem für reform⸗ 
bedürftig bezeichnet und eine Anderung der PrAusBD. zum AMietG. 
für erforderlich erachtet, weil der Hausbeſitzer, insbeſ. bei den Heiz⸗ 
ſtoffkoſten, infolge der Umlegung nicht mehr ein hinreichendes Inter⸗ 
eſſe an einem ſparſamen Verbrauch der Heizſtoffe habe; ſelbſt wenn 
der Vermieter im Hauſe wohne, ſei ſein Intereſſe an der ihm vom 
Kohlenhändler regelmäßig zufließenden Auftragsproviſion größer als 
ſein Intereſſe am geringeren Kohlenverbrauch. Für Streitigkeiten 
wegen Übermäßigkeit des Heizſtoffverbrauchs und unwirtſchaftlichen 
Ankaufs ift das ordentliche Gericht zuſtändig (fo RE. 1. Dez. 1928, 
17 Y 90/28). Aktiv legitimiert für dieſen Anſpruch ift aber nicht 
der einzelne Mieter, ſondern lediglich die Mietervertretung. 
Nach § 19 Abſ. 3 der VO. über die Mietzinsbildung in Preußen 
v. 17. April 1924, GS. 474, hat die Mietervertretung bei Be⸗ 
ſchaffung, Lagerung und Verwendung der Heizſtoffe ein Mitwir⸗ 
kungs⸗ und Aufſichtsrecht. Nach der Tendenz dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt anzunehmen, daß es ſich bei der Kontrolle der allen 
Mietsparteien zugute kommenden Einrichtung der Sammelheizung 
und Warmwaſſerverſorgung um eine ausſchließliche Befugnis der 
Mietervertretung handelt, neben welcher der einzelne Mieter nicht 
als ſelbſtändig berechtigt erſcheint. Sinn und Zweck der getroffenen 
Regelung iſt, Einwirkungen der einzelnen Mieter in dieſer Beziehung 
auszuſchließen (jo RG. im Urt. 16 U 6142/28 [. u. S. 2893 5: Eil⸗ 
dienſt DSt . 1929, 134, welches hervorhebt, daß einzelnen Mietern, 
die ihr Intereſſe bei der Art der Heizſtoffbeſchaffung verletzt glauben, 
anheimzugeben iſt, ſich an die Mietervertretung des Hauſes zu 
wenden oder, falls dieſe nicht exiſtiert, die Wahl einer ſolchen zu 
betreiben. Daß auch der Aunſpruch gegen den Vermieter auf Rech⸗ 
nungslegung über die Verwendung der Heizvorſchüſſe im ver⸗ 
floſſenen Heizjahr lediglich der Mietervertretung (als Ausfluß des 
ausſchließlichen Mitwirkungs⸗ und Aufſichtsrechts) zuſteht, muß ver⸗ 
neint werden. Man wird hier auch die Aktivlegitimation der ein⸗ 
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des 8 15 ift nach feinem Wortlaut, die Mietverträge der Genehmigung 
durch das Wohn A. zu unterwerfen. Die Verpflichkung zur Einholung 
dieſer Genehmigung wird klar und unzweideutig ausgeſprochen. Daß 
man gleichzeitig die Geltung von Mietverhältniſſen an die Schrift⸗ 
form als rechtliches Erfordernis knüpfen wollte, iſt in der Vorſchrift 
nicht geſagt. Man könnte zu einem ſolchen Gedanken nur mittelbar 
gelangen, indem man annimmt, es müſſe ſtets eine Urkunde vorgelegt 
werden, und ſich dabei bewußt iſt, daß die urkundliche Niederlegung 
des Vertragsinhalts nach dem BGB. für die Gültigkeit des Ver⸗ 
einbarten nicht erforderlich iſt. Auch die überſchrift des § 15 ſpricht 
nur von der Anzeige und Genehmigung der Mietverträge, erwähnt 
alſo die Form der Verträge nicht. Dieſe Auslaſſung iſt mit der Auf⸗ 
faſſung, § 15 ſei zugleich eine Formvorſchrift, nahezu unvereinbar. 
Es muß deshalb angenommen werden, daß 8 15 die Formerforderniſſe 
des bürgerlichen Rechts nicht abändern ſoll, und daß ſeine Faſſung 
nur auf der Erfahrung beruht, daß über Mietverhältniſſe ſolcher Art 
in der Regel Vertragsurkunden ausgeſtellt werden. 

Auch eine Betrachtung der vorausgehenden Notrechte beſtätigt 
dieſe Annahme. Der entſprechende § 16 der Berliner Notrechte 
v. 18. Aug. und v. 30. Dez. 1924 lautet: 

„Jeder Abſchluß eines neuen Mietvertrages .. iſt vom Mieter 
unter Vorlegung des Originalvertrages dem Magiſtrat (Wohn A.) 
zur Genehmigung mitzuteilen ...“ 

Dieſe Faſſung, die unter der Überſchrift „Anzeigepflicht von Miet⸗ 
verträgen“ und „Anzeige und Genehmigung von Mietverträgen“ er» 
ſcheint, hatte die Bedeutung einer Formvorſchrift beſtimmt nicht, kann 
vielmehr nur dahin aufgefaßt werden, daß bei der Mitteilung der 
Originalvertrag vorzulegen iſt, ſofern eine Urkunde vorhanden iſt. 
Dieſe Faſſung lehnt Hd an 83 Abſ. 1 des Berliner WohnNotht. 
v. 12. Mai 1921 an, wo es heißt: 

„Jeder Abſchluß eines neuen Mietvertrages über Mieträume ... 
iſt vom Vermieter ... unter Vorlegung des Originalvertrages an⸗ 
zuzeigen ...“ 

Hier aber iſt die Anzeigepflicht nicht auf Grund des WohnmangG., 
ſondern, wie die Einleitung des Notrechts hervorhebt, auf Grund der 
Miet Sch O. angeordnet worden; fie ſollte auch nur der Aufſicht über 
die Mietzinsregelung dienen. Die Miet SchVO. aber gab den Landes⸗ 
behörden überhaupt keine Ermächtigung zu Abänderungen der Form⸗ 
vorſchriften des bürgerlichen Rechts. In 8 3 des Notrechts von 1921 
hat dieſe Faſſung alſo nicht die Bedeutung eines Formerforderniſſes. 
Da fie in 8 16 der beiden ſpäteren Notrechte wörtlich, wenn auch auf 
Grund des 86 WohnmangR. übernommen worden if, darf ihr beim 
völligen Fehlen anderer Anhaltspunkte die Bedeutung einer Form⸗ 
vorſchrift ebenfalls nicht beigelegt werden. Allerdings iſt die Faſſung 


zelnen Mieter inſoweit anzunehmen haben, als es ſich um deren 
eigene Rechte, insbeſ. um die Vorbereitung und Begründung von 
Rückforderungsanſprüchen bei Vorſchußüberhebung handelt (fo auch 


Stern 8 12 4 6). 
RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 


Zu 21. I. Von den beiden Fragen, welche die Beſchwerdeſtelle 
vorgelegt hatte, ift nur die eine nach der Tragweite des 8 15 des Ber⸗ 
liner WohnNotR. vom KG. in dem RE. entſchieden worden, fo daß 
ſich ſeine formelle Bedeutung auf Berlin beſchränkt. Kein not» 
wendiges Element der Entſcheidung iſt der Ausſpruch in den 
Gründen: „Daß durch eine Anordnung auf Grund des 86 Wohn⸗ 
mangG. die Schriftform für ſämtliche Mietverträge vorgeſchrieben 
werden könnte, iſt jedenfalls nicht ausgeſchloſſen“. Für die Bindung 
der Beſchwerdeſtellen durch den RE. ift es alſo ebenſo, als hätte 
das KG. dieſen Punkt dahingeſtellt gelaſſen. Keine Beſchwerdeſtelle 
braucht das KG. anzurufen, falls ſie eine Schriftformanordnung in 
einem örtlichen Wohnungsnotrecht für unwirkſam nach 86 Wohn⸗ 
mang®. erklären will; inſoweit handelt es ſich eben um eine „vom 
KG. noch nicht entſchiedene Rechtsfrage“ i. S. des 81 der Allg Vfg. 
v. 1. Juni 1923 (GS. 485). Sicherlich würde aber eine Beſchwerde⸗ 
ſtelle freiwillig nach 8 1 Sat 2 a. a. O. die Sache dem KG. pore 
legen, wenn fie $6 anders als die Gründe des NE. auffaßt. 

II. Während allſeitig die Auslegung des 8 15 des Berliner 
WohnNotR. gebilligt wird — insbeſ. auch von der Berliner Ge⸗ 
miſchten Kommiſſion für Mietrechtsfragen —, beſtehen doch einige 
Zweifel, ob wirklich eine zur Bekämpfung der Wohnungsnot dien⸗ 
liche und i. S. des $ 6 Wohnmangc. „dringend erforderliche“ 
Maßnahme in der Anordnung der Schriftform für alle Mietverträge 
erblickt werden kann. Jedenfalls üt ſchwer erſichtlich, wieſo hiervon 
ein weſentlicher Nutzen für die Raumbewirtſchaftung zu erwarten 
wäre. 

III. Daß auch mündliche Verträge von einer Behörde ge⸗ 
nehmigt werden können, mag auf den erſten Blick befremden, iſt 
aber im BGB. längſt anerkannt hinſichtlich der vormundſchafts⸗ 
i Genehmigung (88 1828, 1822 36 B.). Praktiſch frei⸗ 
ich ſind ſolche Fälle ſelten. Ein Aktenvermerk zu den Vormund⸗ 
ſchaftsakten oder den Wohnungsamtsakten über den Inhalt des 
behördlich genehmigten mündlichen Vertrages reicht aus, um die 
Verkehrsſicherheit zu gewährleiſten. 

AR. Dr. Schubart, Berlin. 
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in 815 des Berliner WohnNotR. von 1927 eine andere. Aber wenn 
man durch dieſe Anderung des Wortlauts neben der Pflicht zur An⸗ 
zeige und zur Einholung der behördlichen Genehmigung den wichtigen 
Formzwang hätte einführen wollen, ſo würde dieſe Abſicht klar zum 
Ausdruck gebracht worden ſein. Da ſie in der Überſchrift gar nicht, 
im Wortlaut des 815 jedenfalls nicht mit ausreichender Sicherheit 
erkennbar ift, darf in § 15 die Formvorſchrift nicht gefunden werden. 


(KG., 17. Ziv Sen., R. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 99/28) [@.] 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 81 RMietG. In dem Antrage an das ME A. auf Er⸗ 
mittlung der Friedensmiete iſt in der Regel keine Er⸗ 
klärung der Wahl der geſetzlichen Miete zu erblicken. +) 

Die Erklärung aus 81 RM. verlangt eine beſtimmte, in 
ſchriftlicher Form abgegebene Erklärung gegenüber dem Vermieter. 

Der Antrag eines Vertragsteils an das MEA. auf Feſtſtellung 
oder Feſtſetzung der Friedens miete hat als ſolcher nicht die Wirkung 
der Erklärung aus 81 RM., denn er if mit feinen Erklärungen 
au das ME., nicht an den anderen Vertragsteil gerichtet. Daß das 
MEAN. Abſchrift dieſer Erklärung dem anderen Teil zuſtellt, genügt 
noch nicht, um dieſe Erklärung als zugangsbedürftiges Rechtsgeſchäft 
nach § 130 Abſ. 1 BGB. wirkſam zu machen, erforderlich iſt viel⸗ 
mehr, daß dieſe Zuſtellung mit dem Willen des Erklärenden erfolgt 
und dieſer Wille dem Empfänger der Erklärung erkennbar iſt. Weiter 
muß die Erklärung ſchriftlich ſein, ſie muß alſo vom Erklarenden 
ſelbſt oder von feinem Vertreter eigenhändig unterſchrieben fein (8 126 
Abſ. 1 BGB.), die Zuſtellung einer einfachen oder beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift genügt aber dieſem Erforderniſſe nicht. Vor allem aber muß 
die Erklärung den Willen des Erklärenden unzweifelhaft erkennen 
laſſen, daß nunmehr die geſetzliche Miete für das Mietverhältnis 
gelten ſolle, daß dieſe Wahl alſo Beſtand haben ſolle, wie auch immer 
die Entſcheidung des MEA. ausgehen ſolle. Dies iſt aber bei einem 
Antrag an das MEA. auf Ermittlung der Friedensmiete nicht ohne 
weiteres anzunehmen. Die Anrufung des MEN. erfolgt auch zu dem 
Zweck, zu ermitteln, ob die Vertragsmiete oder die geſetzliche Miete 
für den Anrufenden wirtſchaftlich günſtiger iſt, ſie kann weiter zu 
Steuerzwecken und zu vertraglicher Laſtenumlage erfolgen. Es iſt in 
einem Antrage an das MEU. auf Ermittlung der Friedens miete in 
der Regel keine Erklärung aus SI RM. zu erblicken (ebenſo 
LG. 1 Berlin: GW. 1927, 317; Günther: Mietb. 1926, 26; ab⸗ 
weichend L. Hamburg: EA. 1925, 370; LG. Hannover: JW. 1925, 
2385; LG. Breslau: Da. 1926 Nr. 395; OLG. Frankfurt a. M.: 
EA. 1927, 586; Schor: EA. 1927, 539 und Bahlmann — nicht 
Linz, wie OLG. Frankfurt angibt — SW. 1925, 2311; Referate 
der Dresdner Tagung, Berlin 1925, S. 7) 

(KGG, 17. 8@., Urt. v. 5. März 1928, 17 U 13890/27.) 
* 


2. 85 NMiet®.; 8 16 VPrMietzVD. v. 17. April 1924. 
Die Koſten der Erneuerung der Heizanlage bei Sammel- 
heizung ſind vom Hauseigentümer zu tragen. T) 

Die Behl. iſt Mieterin in dem der Kl. gehörigen Haufe. Die in 
dieſem Hauſe betriebene Sammelheizung wurde auf Wunſch der Mieter 
i. J. 1922 infolge der Geldentwertung aus Koſtenerſparnisgründen 
abgeſtellt. Infolge der angeblich nicht genügenden Erwärmung der 
Räume haben ſeit Anfang September 1927 einige Mieter beim 
Wohnungsamt Vorſtellungen gemacht und um Abhilfe gebeten. Durch 
Vfg. v. 4. Nov. 1927 hat das Bezirkswohnungsamt N. die Kl. unter 
Androhung von Zwangsmitteln erſucht, entweder die fehlenden 
17 Ofen aufſtellen zu laſſen oder die im Haufe vorhandene Zentral⸗ 


5. 


Zu 1. Der vom KG. in obigem Urt. ausgeſprochenen Anſicht 
iſt beizupflichten. Auch das LG. Düſſeldorf hat in dem von mir 
im Komm. z. RMietch., 3. Aufl., S. 30, erwähnten Urt. den gleichen 
Standpunkt eingenommen. Das KG. bezeichnet im obigen Urt. auch 
die Zuſtellung einer einfachen oder beglaubigten Abſchrift als nicht 
genügend. Das KG. meint hier offenbar eine nicht vom Antrag⸗ 
ſteller eigenhändig unterzeichnete (einfache oder beglaubigte) Ab⸗ 
ſchrift, und hat im übrigen nur eine Eingabe im Sinne, bei der 
nicht einmal ausdrücklich die geſetzliche Mietzinsberechnung begehrt 
wird. Wie ich im Komm. z. AMiet®. S. 31 gejagt habe, wird 
man aber die Zuſtellung eines vom Antragſteller eigenhändig unter⸗ 
ſchriebenen, von ihm dem MEN. miteingereichten Duplikats, 
auch wenn die Zuſtellung vom MEN. erfolgt, ohne daß dieſe aus⸗ 
drücklich gewünſcht iſt (denn ſtillſchweigend liegt ſie in der Mit⸗ 
einſendung des Duplikats), für ausreichend halten müſſen, ſofern 
darin in genügender Deutlichkeit die geſetzliche Mietzinsberechnung 


gewählt (begehrt) wird. 
RA. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 
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heizung in Betrieb zu ſetzen. Im Januar 1928 ij alsdann die 
Sammelheizung wieder in Betrieb genommen worden, nachdem mit 
ihrer Wiederherſtellung Ende Dezember 1927 begonnen worden war. 

Die Kl. hat von der Bekl. die Zahlung eines Anteils an den 
Koſten der Wiederinbetriebſetzung der Sammelheizung verlangt. 

Zur Begründung des Urt. hat das LG. ausgeführt, daß ſich die 
Erneuerung der Heizanlage bei Sammelheizung als „große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeit“ darſtelle, und daß die großen Inſtandſetzungsarbeiten 
bei der Feſtſetzung der geſetzlichen Miete auf 1200 der Friedensmiete 
berückſichtigt worden ſeien. Es hat weiter ausgeführt, daß 8 16 der 
VO. über die Mietzinsbildung in Preußen v. 17. April 1924 
(GS. 474) wegen Nichtvorliegens ſeiner Vorausſetzungen nicht zur 
Anwendung komme, und auf Grund des $ 536 BOB. die Kl. als zur 
Tragung der Koſten verpflichtet erklärt. 

Ob die Kl. früher weitergehende Rechte hatte, kann hier außer 
Betracht bleiben, da für die Frage des Koſteuerſatzes für die Ende 
des Jahres 1927 erfolgte Erneuerung der Heizanlage der Sammel⸗ 
heizung entſcheidend iſt, welche Rechte ihr zu dieſer Zeit zur 
Seite ſtanden. 

Nach dem Ende des Jahres 1927 und noch heute geltenden 
Wohnungsnotrecht ift gem. 85 NMiet®. die Erneuerung der Heiz⸗ 
anlage bei Sammelheizung als große Inſtandſetzungsarbeit anzu⸗ 
ſehen. Der Vorderrichter hat zutreffend ausgeführt, daß urſprünglich 
derartige große Inſtandſetzungsarbeiten aus Mitteln bezahlt werden 
ſollten, für die gem. 87 Abf. 1 NMiet®. ein weiterer Zuſchlag in 
einem Hundertſatze der Grundmiete zu zahlen war, der von der 
oberſten Landesbehörde feſtgeſetzt wurde. Dieſe Zuſchlage waren auf 
ein von dem Vermieter einzurichtendes Hauskonto einzuzahlen. 8 14 
der VO. über die Mietzinsbildung in Preußen v. 17. April 1924 
(GS. 474) beſtimmte alsdann: „Etwaige Mittel für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten, die nach 87 Abſ. 1 und 2 Mieth. auf ein Haus⸗ 
Konto eingezahlt find, ſind dem Vermieter auf ſein Verlangen heraus⸗ 
zugeben. Einer Zuſtimmung der Mieter oder Mietervertretung bedarf 
es nicht.“ 87 AMiet®. üt jedoch in Preußen ſeit der VO. über die 
Regelung der geſetzlichen Miete v. 25. Juni 1924 (GS. 570) für die 
Zeit v. 1. Juli 1924 ab nicht mehr praktiſch. Vom 1. Juli 1924 ab 
Können in Preußen Reine beſonderen Zujchläge für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten mehr feſtgeſetzt werden. Denn die VO. v. 25. Juni 
1924 beſtimmte in ihrem 3. Abſatze: „In der Feſtſetzung der geſetz⸗ 
lichen Miete auf 629 find die großen Inſtandſetzungsarbeiten berück⸗ 
fihtigt worden.“ Gemäß der WO. über die geſetzliche Miete v. 
26. März 1927 (GS. 36) beträgt die geſetzliche Miete v. 1. Okt. 
1927 an 120% der reinen Friedensmiete und behält im übrigen die 
VD. v. 25. Juni 1924 Gültigkeit. 8 3 Abſ. 3 der Bekanntmachung des 
Magiſtrats Berlin über die Mietzinsbildung v. 26. März, 26. Nov. 
1926 und 24. Sept. 1927 (abgedruckt bei Krüger ⸗Herbot, 
Mietnotrecht, 1928) beſagt ausdrücklich: „Bei der Feſtſetzung der 
geſetzlichen Miete auf 120% find die großen Inſtandſetzungsarbeiten 
berückſichtigt worden.“ 

Gegen die erſt im Laufe längerer Zeiträume einen Ausgleich 
gewährenden monatlichen Zuſchläge für große Inſtandſetzungsarbeiten 
hat ſomit ſeit der VO. v. 25. Juni 1924 der Grundeigentümer die 
ganze Gefahr ſolcher Schäden zu tragen. Die Koſten der Wiederher⸗ 
ſtellung der durch die Stillegung betriebsunfähig gewordenen Anlage 
fallen der Kl. daher auch dann zur Laſt, wenn der in der geſetzlichen 
Miete für große Inſtandſetzungsarbeiten enthaltene Betrag nicht aus⸗ 
reicht (Ebel-Lilienthal, NMiet®., zu 816 VO. v. 17. Mai 
1924, 180). Das führt zu Härten, ſolange ſich eben noch kein aus⸗ 
reichender Grundſtock gebildet hat. 

Ein Ausgleich auf der Grundlage einer Auslegung des Miet⸗ 
vertrages nach Treu und Glauben iſt nur möglich, ſoweit nicht 
zwingendes Geſetz entgegenſteht. Die Höhe der Miete iſt immer noch 
zwangswirtſchaftlich geregelt. Dabei wird ſtets die Tragbarkeit für 


Zu 2. Inhaltlich des Urt. und insbeſ. angeſichts des hohen 
ſeitens des Kl. als Anteil an den Koſten geforderten Betrags von 
zirka 745 RM üt davon auszugehen, daß eine „Erneuerung der 
Heizungsanlage“ erfolgt it, welche laut 8 5 NMiet®. zu den „großen 
Inſtandſetzungsarbeiten“ gehören. 

Nun ſind aber ſowohl die Koſten für große wie auch diejenigen 
für laufende Juſtandſetzungsarbeiten im allgemeinen im geſetzlichen 
Mietzins enthalten und waren es auch bereits in der hier in Rede 
ſtehenden Zeit (Ende 1927). Daneben beſonders umlegbar ſind und 
waren damals nur ausdrücklich beſtimmte Kategorien von Koſten. In 
dieſer Hinſicht iſt im vorliegenden Falle an die Beſtimmung in 8 16 
der preuß. VO. v. 17. April 1924 zu denken. Aber 816 a. a. O. 
ſetzt eine entſprechende Entſch. des ME A., die im Zuſammenhang 
mit einer durch eine Vertragspartei beantragten Eutſch. über An⸗ 
ordnung der Wiederinbetriebſetzung ergehen kann, voraus. Eine ſolche 
iſt aber im vorliegenden Falle nicht ergangen. Die Zuläſſigkeit einer 
analogen Anwendung des 816 ift mit Recht von beiden Inſtanzen 
verneint worden. Eine analoge Anwendung verbietet ſich ſchon des⸗ 
halb, weil eben nur das MEN. entſcheidungsbefugt iſt und keine 
andere Stelle ſich an die Stelle des MEA. ſetzen darf. 

Dem Urt. iſt daher beizupflichten. 

RA. Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. 
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den normalen Mieter und die Rückwirkung einer Erhöhung auf die 
Geſamtwirtſchaft gegen das Erfordernis der Erhaltung des Grund⸗ 
eigentums abgewogen. Eine Erhöhung der geſetzlichen Miete ohne 
beſonderen Rechtsgrund aus dem Geſichtspunkte eines billigen Aus⸗ 
gleichs, der bei der Beſtimmung jener Miete nicht ſchon berückſichtigt 
iſt, widerſpricht zwingendem Recht, da gerade dieſe Miete ein billig 
abwägender Ausgleich zu ſein beanſprucht. Auf eine Erhöhung der 
Miete würde aber die Auferlegung von Inſtandſetzungskoſten neben 
den Zuſchlägen wirtſchaftlich hinauskommen. (So Rä'entſch. v. 
5. Jan. 1926 in „Mietgericht“ 1926, 14; OLG. Hamburg v. 1. Mai 
1925 in ROLG. 44, 279.) 

Eine analoge Anwendung des § 16 der VO. v. 17. April 1924 
§ 14 der Berliner Bek. v. 26. März, 26. Nov. 1926 und 
24. Sept. 1927 iſt weder ſtatthaft, noch führt ſie weiter. Denn 8 16 
a. a. O. begründet nur die Zuſtändigkeit des Mieteinigungsamts und 
damit allerdings die Möglichkeit der Entſch. nach billigem Ermeſſen, 
nicht aber eine Koſtenpflicht der Mieter (vgl. Gbel⸗Lilienthal, 
RMietGG., zu 8 16 VO. v. 17. Mai 1924, 183). Die Kl. hat noch 
nach Empfang der Verfügung des Wohnungsamts v. 4. Nov. 1927 
die Möglichkeit gehabt, gem. 8 13 NMiet®. einen Einſtellungs⸗ 
beſchluß des Mieteinigungsamts zu erwirken. Alsdann wäre die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Mieteinigungsamts und damit die Möglichkeit einer 
Verteilung der Koſten der Wiederinbetriebſetzung nach billigem Er⸗ 
meſſen gegeben geweſen. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, auf die ſich die Entſch. des KG. 
ſtützt, laſſen eine Anwendung billigen Ermeſſens im entgegengeſetzten 
Sinne nicht zu. 

(KG., 16. ZivSen., Urt. v. 25. Jan. 1929, 16 U 12528/28.) 
* 


3. 8 31 MietSchG. Iſt unter der Geltung der Woh- 


nungsmangelbekanntmachung für Groß-Berlin vom 6. Okt. 
1919 ein Untermietverhältnis umgewandelt worden, fo be- 
durfte es keiner Mitwirkung des Wohnungsamtes. +) 


Der Bekl. hat am 1. Okt. 1914 eine Wohnung von N. ge⸗ 
mietet. Dieſer hat eine Wohnung, die die Wohnung des Bekl. mit⸗ 
umfaßt, vom Grundſtückseigentümer gemietet. N. iſt geſtorben. 
Seine Wohnung hat der Grundſtückseigentümer durch Vertrag v. 
1. April 1927 mit Genehmigung des Wohn A. an den Kl. vermietet. 
Der Kl. hat behauptet, daß der Bekl. ſein Untermieter ſei, und von 
ihm Zahlung der Miete und Erſatz der Koſten des Räumungs⸗ 
prozeſſes im Wege der Klage gefordert. 

Der Bekl. iſt nach Klageantrag verurteilt worden. Er macht 
geltend, daß er Hauptmieter des Grundſtückseigentümers geworden ſei 
und ſtets an dieſen Miete gezahlt habe, und bittet um Bewilligung 
des Armenrechts für die Berufungsinſtanz. Das LG. hat dies ab⸗ 
gelehnt, da die beabſichtigte Rechtsverteidigung ausſichtslos ſei. 
Dies erſcheint nicht zutreffend. 

Zunächſt läßt des angefochtene Urteil die Angabe vermiſſen, 
wodurch und wie ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen dem Kl. 
und dem Bekl. entſtanden find. Die Behauptung des Behl., daß er 
Hauptmieter der Wohnung geworden und nicht Untermieter von N. 
geblieben ſei, iſt ſchlüſſig und nicht ohne Beweisantritt. Dafür 


Zu 3. Die Entſch. deckt die Entwicklung auf, die das örtliche 
Wohnungsmangelrecht in bezug auf die Vorausſetzungen zur Raum⸗ 
beſchlagnahme gegangen if. Während das BerlWohnNotR. ans 
fangs den Begriff des Unbenutztſeins lediglich unter Wiederholung 
der Definition des 8 3 Abſ. 2 RWohnmangG. erklärte, die ſich be⸗ 
reits in 8 3 Abſ. 2 WohnmangBO. v. 23. Sept. 1918 fand, haben 
die Erfahrungen der Praxis und die zunehmende Wohnungsnot eine 
Erweiterung dieſes Begriffs, nämlich eine Ausdehnung deſſen ver⸗ 
anlaßt, was als unbenutzt zu gelten hat. Entſprechend der Ausdeh⸗ 
nung dieſer Fiktion (vgl. 8 4 Berl WohnNotgt. v. 21. Mai 1927) ift 
die au ſie anknüpfende Anzeigepflicht des Verfügungsberechtigten 
und ebenſo das Beſchlagnahmerecht des Wohn A. erweitert. 

So war es zwar damals, iſt es aber nicht heute möglich, daß 
der Untermieter lediglich mit Zuſtimmung des Vermieters über die 
Dauer des Hauptmietverhältuiſſes den Raum in Beſitz behält, denn 
damals war auf das „Leerſtehen“ und auf das „Verlaſſen“ des 
Raumes abgeſtellt, während jetzt ſchon die Aufgabe oder der Tod 
des Hauptmieters die wohnungsmangelrechtlichen Tatbeſtände aus⸗ 
löſt. Für den Fall des Fortzuges oder des Todes des Hauptmieters 
ift überdies im 8 14 BerlWohnNotgt. ein Anſpruch des Wohn A. 
auf Räumung unmittelbar gegen den Untermieter und ein Recht des 
Wohn A. auf feine Zwangsentfernung vorgeſehen, fo daß das Wohn A. 
gleichzeitig dem Vermieter die Beſchlagnahme eines fiktiv unbenutzt 
gewordenen Raumes zuſtellen und den weiter benutzenden Dritten 
zur Räumung auffordern kann. 

Mit Recht ſtellt das KG. die Entſch. über die Rechtskraftwir⸗ 
kung des Hauptmietvertrages des ehemaligen Untermieters auf das 
frühere Wohnungsnotrecht ab, denn 8 31 MietSchG. ſchaltet eine 
Rechtskraftwirkung nur derjenigen Verträge für die Dauer der 
Zwangswirtſchaft aus, die im Zeitpunkt des Abſchluſſes anzeige⸗ 
oder genehmigungsbedürftig waren. 

NA. Brumby, Berlin. 


ſpricht zunächſt, daß er die Miete jahrelang nicht an N., ſondern an 
den Verwalter des Eigentümers gezahlt hat, vor allem aber, daß 
dieſer mit dem Bekl. wie der überreichte Mietvertrag ergibt, 1920 
und 1921 Vereinbarungen über die Höhe des Mietzinſes getroffen 
hat, und daß die Wohnung des Bell. eine abgeſchloſſene Einheit mit 
beſonderem Zugang bildet, die nur eine Verbindungstür zur Woh⸗ 
nung des Kl. hat. Dieſe Umſtände ſprechen dafür, daß der Bekl. 
ſpäteſtens 1920 Hauptmieter des Eigentümers geworden iſt. Iſt 
dieſe Umwandlung des Untermietverhaltniſſes in ein Hauptmietver⸗ 
hältnis vor dem 1. Okt. 1919 erfolgt, ſo bedurfte es hierzu keiner 
Mitwirkung des Wohn A., da dieſe überhaupt erſt ſeit Inkrafttreten 
der Bek. des Wohnungsverbandes Groß-Berlin v. 6. Okt. 1919 
(Gemeindeblatt 1919, 428) in Frage kommt. Aber auch wenn die 
Umwandlung erſt nach dem 1. Okt. 1919 erfolgte, kommt nach der 
genannten Beſtimmung (Abſ. 2) eine Mitwirkung des Wohn. nicht 
in Frage, da nach dieſer Beſtimmung nur ſolche Wohnungen oder 
anderen Räume dem Zugriff des Wohn A. unterliegen, die von dem 
bisherigen Inhaber verlaſſen werden. Die Umänderung des ſchuld⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes iſt hiernach, zum mindeſten für jene Be⸗ 
ſtimmung, wohnungsrechtlich bedeutungslos. Die Außerung des 
Wohn., auf die ſich das AG. ftüßt, iſt daher unmaßgeblich. Der 
Kl. kann deshalb auch auf 8 31 Abſ. 2 MietSchGG. keine Anſprüche 
ſtützen. 

Die Rechtsverfolgung der Bekl. ift danach nicht ausſichtslos. 

(KG., 17. ZivSen., Beſchl. v. 1. März 1929, 17 W 1928/29.) [D.] 

* 


4. PrO. v. 4. Aug. 1923; 88 1, 20 RMietG. Wirkung 
der für gewiſſe Räume verfügten Aufhebung des RMietG. 
auf die kraft geſetzlicher Fiktion zum Vertragsbeſtandteil 
gewordene geſetzliche Miete. f) 

Nach der herrſchenden Auffaſſung iſt mit der Aufhebung der 
Gültigkeit des RMG. für einzelne Raumarten ohne weiteres für 
dieſe Raumarten die — auf dem RM. beruhende — „Hemmung der 
vertraglichen Regelung“ beſeitigt, ſo daß hier die Vertragsbeſtimmungen 
wieder voll in Wirkſamkeit kreten, die geſetzliche Miete ſomit durch 
die vertragliche Miete abgelöſt wird (vgl. bel. KGG. v. 17. Okt. 1927, 
17 U 6915/7 mit weiteren Nachweiſen: Miet&. 1927, 171 f.). Der 
entſcheidende Geſichtspunkt für dieſe Auffaſſung geht dahin, daß das 
RM. nur ein zeitlich beſchränktes Notgeſetz if, das in beſtehende 
Verträge nur inſoweit eingreifen wollte, als es die Herbeiführung 
erträglicher Zuſtände verlangte. Gegenüber dieſer Auffaſſung wird 
insbeſ. darauf hingewieſen, daß der Charakter eines Geſetzes als 
eines zeitlich beſchränkten Notgeſetzes an ſich in keiner Weiſe zu 
dem Schluß zwinge, es gelte hier nicht die „Hauptregel“ des inter⸗ 
temporalen Privatrechts, nach der die formell aufgehobene alte Rechts⸗ 
ordnung „für ihre Geſchöpfe“ fortwirke (vgl. Affolter, Syſtem 
des deutſchen bürgerlichen Übergangsrechts S. 25 ff.; Gierke, Deut⸗ 
ſches Privatrecht I S. 200; RG. 99, 221 ff.; 114, 235 1)). Ferner wird 


t) JW. 1926, 2617. 


Zu 4. Das Urteil behandelt die Streitfrage, ob eine für ge⸗ 
wiſſe Räume verfügte Aufhebung des RMB. die nach 88 113, 20 
kraft geſetzlicher Fiktion zum Vertragsbeſtandteil gewordene geſetzliche 
Miete beſeitigt oder ob dieſe Miete trotz der Aufhebung in Kraft 
bleibt. Das KG. neigt offenbar zu der bejahenden Anſicht, für die 
es in einem Bandwurmſatz alle Gründe zuſammenſtellt. Bleibt die 
geſetzliche Miete in Kraft, ſo iſt der Klageanſpruch, mit dem für die 
Zeit nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft ein Aufwertungsbetrag 
gefordert wird, unbegründet, weil die geſetzliche Miete gezahlt und 
angenommen wurde. Das KG. will aber die dargelegte Anſicht 
nicht zugrunde legen, weil es glaubt, auch vom Standpunkt der als 
herrſchend bezeichneten Gegenmeinung zur Abweiſung gelangen zu 
müſſen. Nach bewährter Urteilstechnik hätte in ſolchem Falle das 
Urteil, anſtatt breite Exzerpte über die verſchiedenen Anſichten zu 
bringen, ſich der Formel bedienen müſſen, daß die Streitfrage dahin⸗ 
geſtellt bleiben konne. Nun reicht freilich die herrſchende Anſicht zur 
Abweiſung nur aus, wenn man ſie weſentlich einſchränkt. Man muß 
ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß die geſetzliche Miete fo lange in 
Kraft bleibt, als nicht der Vermieter i. S. des urſprünglichen Ver⸗ 
trages einen anderweitigen Mietzinsanſpruch erhebt. Dieſe vom RG. 
gebildete Mittelanſicht wird vom KG. für den vorl. Fall akzeptiert. 
Als Begründung enthält die Entſch. eigentlich nur eine Zeile mit dem 
Hinweis auf 8 242 BGB.; denn die Wiedergabe der reichsgerichtlichen 
Mittelanſicht erfolgt unter Bedenken gegen die Schlüſſigkeit der Be⸗ 
gründung. Die Konſtruktion, daß an Stelle der geſetzlichen Miete 
durch Parteierklärung die Vertragsmiete geſetzt werden kann, halte 
auch ich für richtig. Dieſer Hauptpunkt wird aber in dem Urteil 
unter dem gelehrten Beiwerk kaum für den Juriſten, ſicher aber nicht 
für die Parteien, erkennbar. — Stiliſtiſcher Verfall — ge⸗ 
dankliche Schwerfälligkeit kennzeichnen das Urteil, 
dem die Mahnung Daubenſpecks entgegengeſetzt werden mag: 
Das Urteil iſt ein Staatsakt, deſſen Sprache würdig, edel und vor⸗ 
nehm gehalten fein muß; die Begründung darf nicht in den Lehrſtil 
verfallen, ſondern ſie muß beſtimmt und befehlend ſein. 

Prof. Dr. Hein, Halle. 
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geltend gemacht, daß auch die Beſonderheit des RM. nichts 
dafür ergebe, daß dies Geſetz jene „Hauptregel“ durchbrechen wolle, 
daß vielmehr umgekehrt Entſtehungsgeſchichte, Zweck und Faſſung des 
Geſetzes, insbe. der 88 113, 15, 20 dazu nötigten, die „Hauptregel“ 
auch hier anzuwenden. Es wird in dieſem Zuſammenhange hervor⸗ 
gehoben, das Geſetz ſei insbeſ. auch geſchaffen worden, um die Mieten 
der dauernd fortſchreitenden Geldentwertung in gewiſſen Grenzen an⸗ 
zupaſſen, weil man damals davon ausgegangen ſei, daß hierzu 
die Rechtſprechung — nach dem Satze Mark gleich Mark — nicht 
in der Lage ſei; ſei dies aber eine der Tendenzen des Geſetzes, 
ſo müſſe es als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß dasſelbe Geſetz 
die Möglichkeit vorgeſehen habe, beſtimmte Arten von Mieträumen 
vom RMG. mit der Wirkung auszunehmen, daß inſoweit die 
Anpaſſung fortfallen und die vertragliche Miete wieder in Gel⸗ 
tung treten ſolle; denn dies hätte nach der dem RM G. zu⸗ 
grunde liegenden und daher für ſeine Auslegung in dem hier 
intereſſierenden Punkte maßgeblichen Auffaſſung zur Folge ge⸗ 
habt, daß die alten Papiermarkmieten wieder in Kraft getreten wären, 
ohne daß die Gerichte in der Lage geweſen wären, von ſich aus 
an Stelle des Geſetzes eine Anpaſſung an die Geldentwertung vor⸗ 
zunehmen; das „Ausnehmen“ i. S. des 822 RM. könne daher 
hinſichtlich laufender Mietverhältniſſe, für die die geſetzliche Miete 
„an die Stelle (J) des vereinbarten Mietzinſes“ getreten und ſämtliche 
im 820 RM. bezeichneten übergeſetzlichen Verpflichtungen „er⸗ 
loſchen“ (1 nicht „gehemmt“ !) ſeien, nicht die von der herrſchenden 
Auffaſſung bezeichneten Rechtsfolgen zeitigen; ſelbſt beim Erlaß der 
Novelle v. 10. Juli 1926 müſſe dies der Standpunkt des Geſetzes ge⸗ 
weſen ſein, ſonſt hätte der Geſetzgeber die neu geſchaffene Wirkung 
des die geſetzliche Miete herbeiführenden Geſtaltungsaktes — „daß der 
Vertrag als auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen gilt“ — geſetzestechniſch 
nicht genau ſo behandeln können wie die nur für die Anwendbarkeits⸗ 
dauer des Geſetzes vorgeſehenen Wirkungen des gleichen Geſtaltungs⸗ 
aktes; denn es müſſe einerſeits als ausgeſchloſſen gelten, daß auch die 
— gerade für die Zeit nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft — neu 
geſchaffene Wirkung dieſes Geſtaltungsaktes — die zeitliche Un⸗ 
beſtimmtheit des Vertragsverhältniſſes an Stelle ſeiner vereinbarten 
Dauer — nur im Rahmen der Anwendbarkeit des RM. gelten 
ſollte (vgl. hierzu insbeſ. Ebel⸗Lilienthal, MShS., (r= 
gänzungsheft S. 120—121), audererſeits könne nicht angenommen 
werden, daß zwei im Geſetz — in einem Satz! — als völlig gleich⸗ 
artig behandelte Wirkungen eines und desſelben Geſtaltungsaktes 
in Wahrheit rechtlich völlig verſchiedenartig feier (vgl. hierzu beſ. 
Günther: DWohn A. 1927,97; Hertel, Geſetzl. Miete II, 321 f.; 
Caro: MietG. 1927, 100). 

In einer Entſch. v. 23. Sept. 1927 (MietG. 1927, 148 f.) hat 
das RG. der herrſchenden Auffaſſung eine Einſchränkung gegeben, 
die dahin führt, daß im vorl. Falle der Kl. auch nach der herrſchen⸗ 
den Auffaſſung hinſichtlich derjenigen Monate, auf die ſich ſein Klage⸗ 
anſpruch bezieht, auf die geſetzliche Miete beſchränkt iſt. Nach dieſer 
Entſch. des RG. iſt nämlich der Vermieter — wie den erſten Sätzen 
auf S. 149 a. a. O. entnommen werden muß — zwar befugt, als⸗ 
bald nach dem Inkrafttreten einer auf Grund des 8 22 Satz 3 9926. 
erlaſſenen Anordnung an Stelle der geſetzlichen Miete die freie Miete 
zu verlangen; will er jedoch hiervon Gebrauch machen, ſo iſt nach 
Treu und Glauben erforderlich, daß er dem Mieter eine entſprechende 
Erklärung zugehen läßt, da die Anderung des Mietzinſes nicht von 
Geſetzes wegen eintritt, das Vertragsverhältuis alſo zunächſt mit dem 
bisherigen Inhalt fortbeſteht. Es iſt zwar nicht ganz klar zu erkennen, 
wie mit dieſen Sätzen die vorausgehenden, im dritten Abſatz der Entſch. 
enthaltenen Ausführungen in Einklang zu bringen ſind, nach denen 
vom Tage des Inkrafttretens der VO. v. 4. Aug. 1923 ab für die 
Miethöhe der zwiſchen den Parteien beſtehende Vertrag wieder maß⸗ 
gebend geworden und die vereinbarte Miete wieder an die Stelle der 
bisher gezahlten geſetzlichen Miete getreten war; es muß jedoch aus 
einem Zuſammenhalt dieſer und der oben wiedergegebenen weiteren 
Ausführungen geſchloſſen werden, daß der ipso iure erfolgende Ein⸗ 
tritt der vereinbarten Miete an Stelle der geſetzlichen Miete erſt durch 
ein Verlangen des Vermieters — und zwar ex nunc — die Kraft 
eines rechtlich verfolgbaren Anſpruchs erlangt, wobei dahingeſtellt 
bleiben mag, inwieweit etwa die Gedanken übr das Weſen des „ver⸗ 
haltenen“ Anſpruchs oder andere konſtruktive Ideen dem RG bei 
ſeinen Ausführungen vorgeſchwebt haben mögen. 

Der Senat läßt die Frage offen, ob der herrſchenden Anſchauung 
mit der ihr vom RG. gegebenen Einſchränkung oder der entgegen⸗ 
geſetzten Auffaſſung zuzuſtimmen iſt; jedenfalls erſcheint dem Senat 
im Geltungsbereich der VO. des preuß. WohlfMin. v. 4. Aug. 1923 
ein Auſpruch auf Zahlung vereinbarter Miete für eine Zeitſpanne, 
für die nicht zuvor ein „Verlangen“ i. S. der Entſch. v. 23. Sept. 
1927 ausgeſprochen, die geſetzliche Miete vielmehr vorbehaltlos an⸗ 
genommen worden ift, mit dem Grundſatze des 8242 BGB. nicht 
vereinbar (vgl. RG.: Grunde. 1926, 1615). 


(RG., 16. 38, Urt. v. 7. März 1928, 16 U 9710/27.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dullien, Berlin. 


5. 8 19 PrMietzV O. Dem einzelnen Mieter ſteht 
kein Mitbeſtimmungs⸗ oder Aufſichtsrecht bezüglich des 
für Sammelheizung verwendeten Brennmaterials zu. f) 

Da zwiſchen den Parteien die geſetzliche Miete gilt, fo findet auf 
das Mietverhältnis der Parteien die preuß. MietzBO. v. 17. April 
1924 Anwendung. Nach 8 19 dieſer VO. liegt dem Vermieter die 
Beſchaffung des erforderlichen Heizmaterials ob. Zu dieſer Beſchaffung 
gehört auch die Auswahl des zu verwendenden Brennmaterials. Ein 
Mitwirkungs⸗ und Aufſichtsrecht bezüglich der Beſchaffung, Lage⸗ 
rung und Verwendung von Heizmaterial ſteht nur der Mieterver⸗ 
tretung zu (Abſ. 3 d. VO.). Ein darüber hinausgehendes Mitwir⸗ 
Rungs⸗ und Aufſichtsrecht für die einzelnen Mieter ift nicht anzu⸗ 
erkennen. Dies folgt einmal aus dem Wortlaut des Geſetzes, das 
ausdrücklich nur der Mietervertretung die genannten Befugniſſe 
zuſpricht und zu dieſem Zweck die Bildung einer Mietervertretung 
für Mieträume mit Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung vor⸗ 
ſchreibt (Abſ. 2 u. 3 d. VO.). Andererſeits iſt es Sinn und Zweck 
dieſer Geſetzesbeſtimmung, Einwirkung der einzelnen Mieter in dieſer 
Beziehung auszuschließen. Einrichtungen, wie Warmwaſſerver⸗ 
ſorgung und Sammelheizung, die ihrer Natur nach allen Mietern 
gleichmäßig zugute kommen, müſſen ſo eingerichtet und benutzt wer⸗ 
den, daß ſie vernünftigerweiſe den normalen, durchſchnittlichen Er⸗ 
forderniſſen der Geſamtheit der Hausbewohner entſprechen; auf 
Sonderwünſche einzelner kann es hierbei nicht ankommen. Um aber 
doch die Intereſſen der Mieter hinſichtlich der Heizſtoffbeſchaffung 
zu wahren, hat deshalb das Geſetz der Mietervertretung ein Mit⸗ 
beſtimmungsrecht — gegebenenfalls durch Anrufung des MEA. — 
gegeben. Falls alſo einzelne Mieter ihre Intereſſen bei der Art und 
Weiſe der Kohlenbeſchaffung verletzt glauben, mögen ſie ſich an die 
Mietervertretung wenden und, falls dieſe nicht vorhanden ſein 
ſollte, deren Wahl nach 8 19 Abſ. 1 d. VO. betreiben, 


(KG., 16. 3 S., Urt. v. 10. Okt. 1928, 16 U 6142/28.) 
* 


6. 8 535 BGB. Der von einem Schwarzkäufer durch 
ſeinen Beauftragten geſchloſſene Mietvertrag wirkt gegen 
den wirklichen Eigentümer. f) 

Das Vorbringen der Bekl., die vom Schwarzkäufer beauftragte 
Verwaltungsgeſellſchaft habe den Kl. gegenüber als Geſchäfts⸗ 
führerin ohne Auftrag gehandelt, kann nicht durchgreifen. Die 
88 677 f. BGB. behandeln die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Ge⸗ 
ſchäftsführer und dem Geſchäftsherrn, nicht aber ſind ſie maßgebend 
für Anſprüche Dritter gegen den Geſchäftsherrn aus dem Geſchäft. 
Für die Frage, ob der Mietvertrag den Kl. gegenüber wirkſam 
iſt, können die genannten Beſtimmungen nicht herangezogen werden. 
Ebenſowenig kann die von den Behl. behauptete Genehmigung des 


Zu 5. Anders als nach 8 10 PrMietzV O. (8 5 Berl. Bek.), 
wo das Reparaturkontrollrecht der Mietervertretung neben den 
Mietern („oder ihren Bevollmächtigten“: $ 11 Abſ. 2 Bay O. v. 
29. März 1928) gewährt if, Dat die Heizſtoffkontrolle (Mit⸗ 
wirkund und Aufſicht bei Beſchaffung, Lagerung und Verwendung) 
nur „die Mietervertretung“ (8 19 Abſ. 3 PrMietzVO.; 8 13 Abf. 8 
Berl. Bek.), wahrend auch „den Mietern“ das Recht auf Kenntnis⸗ 
nahme von den Heizſtoffkoſten und den Belegen (88 Berl. 
Bek.) zuſteht. — Das Intereſſe der Mieter, auf die ſparſame Be⸗ 
wirtſchaftung der Heizſtoffe Einfluß zu nehmen, iſt daher ein ge⸗ 
wiſſer Anreiz zur Vertreterwahl; dieſe hat gegenüber ſäumigen 
Hauseigentümern oder Hausverwaltern eine beſondere Bedeutung, 
da die Mietervertretung bei Verzug des Vermieters nach Friſt⸗ 
Beg die Heizſtoffe ſelbſt einkaufen kann (8 13 Abf. 5 Berl. 

ek 


Mit dem KG. iſt eine Ausdehnung dieſer Heizſtoffkontrolle 
auch auf den einzelnen Mieter wort- und ſinngemäß abzulehnen. 
Das ſchließt nicht aus, daß ſich nicht auch der einzelne Mieter 
gegen eine ihn benachteiligende ſchuldhafte Heizſtoffmißwirtſchaft 
des Vermieters (poſitive Vertragsverletzung) mit gerichtlichen Maß⸗ 
nahmen wehrt (vgl. Lilienthal: EA. 8, 758 Anm.). 

Ra. Brum by, Berlin. 


Zu 6. Die Entſch. gibt zu Bedenken Anlaß, ebenſo ihre Be⸗ 
gründung. Sie führt den Schutz des gutgläubigen Erwerbs von 
Forderungen und Rechten von einem Nichtberechtigten im Obli⸗ 
gationenrecht ein. Das KG. will denjenigen, der gutgläubig mit 
dem Schwarzkäufer einen Mietvertrag abgeſchloſſen hat, ſchützen, 
weil der wahre Eigentümer dem Schwarzkäufer nach außen hin eine 
Rechtsſtellung eingeräumt hat, die ihn Dritten gegenüber als Be⸗ 
rechtigten in Anſehung der Verwaltung des Hauſes erſcheinen ließ. 
Dieſe Schlußfolgerung trifft m. E. nur zu, wenn der Berechtigte ge⸗ 
wußt hat, daß der andere die Rechtsſtellung, die er ihm verſchaffen 
wollte, nicht erlangt hat, der Schwarzverkäufer alſo beiſpielsweiſe, 
daß der Schwarzkäufer trotz der Auflaſſung und Eintragung im 
Grundbuche nicht Eigentümer geworden iſt. Denn nur in dieſem 
Falle kann man davon reden, daß der wahre Berechtigte dem Nicht⸗ 
berechtigten die Verwaltung des Hauſes überlaſſen hat und daher 
auch die von dem Nichtberechtigten getätigten Rechtsgeſchäfte gegen 
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Vertrages durch das Wohn A. einen an ſich unwirkſamen Miet⸗ 
vertrag den Kl. gegenüber rechtsverbindlich geſtalten. Die Genehmi⸗ 
gung des Wohn A. ſtellt die Erklärung der Behörde dar, daß Be⸗ 
denken gegen die Überlaſſung der Räume aus wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten heraus nicht vorliegen. Irgendwelche 
bürgerlich⸗rechtlichen Vertragsbeziehungen zwiſchen den Mietparteien 
kann die Genehmigung nicht ſchaffen. 

Ein gutgläubiger Erwerb von Rechten aus einem Mietvertrage 
auf Grund des § 892 BGB. if ausgeſchloſſen, da das Anwendungs⸗ 
gebiet dieſer Vorſchrift auf dingliche Rechte beſchränkt iſt. 

Entſcheidend iſt vielmehr der Umſtand, daß die frühere Eigen⸗ 
tümerin das Grundſtück an den H. verkauft, aufgelaſſen und ihm 
den Beſitz eingeräumt hat, dieſer dann auf dem gleichen Wege dem 
K. das Grundſtück überlaſſen hat, der etwa fünf Jahre lang im 
Beſitz geblieben und von der Erblaſſerin und den Kl. geduldet wor⸗ 
den iſt. Dadurch iſt dem K. und ſeinem Bevollmächtigten, der Ver⸗ 
waltungsgeſellſchaft nach außen hin eine Rechtsſtellung eingeräumt 
worden, die ſie Dritten gegenüber als Berechtigte hinſichtlich der 
Verwaltung des Hausgrundſtücks, insbeſ. in bezug auf den Abſchluß 
von Verträgen über die in dem Hauſe befindlichen Räume, erſcheinen 
ließ. Daß den Beſitzern des Grundſtücks eine derartige Verwaltungs⸗ 
befugnis erteilt worden iſt, geht aus dem Verhalten der früheren 
Eigentümerin klar hervor. Wollten die Kl. eine Veränderung dieſes 
Zuſtandes herbeiführen, ſo mußten ſie Maßnahmen ergreifen, die ge⸗ 
eignet waren, ihren Willen auch Dritten gegenüber unzweideutig zum 
Ausdruck zu bringen. Dies war im Intereſſe der Verkehrsſicherheit 
erforderlich. 

Es war um jo mehr erforderlich, als infolge der Wohnungs- 
zwangswirtſchaft ein Haus nicht ohne Verwalter bleiben kann. Frei⸗ 
werdende Räume ſind möglichſt bald einer Benutzung wieder zuzu⸗ 
führen. Laſten und Abgaben ſind abzuführen, zu dieſem Zwecke 
Mieten einzuziehen. Das Haus muß zur Erhaltung des verfügbaren 
Raumes in einem guten baulichen Zuſtande erhalten bleiben. Alles 
dies kann aber nur getan werden, wenn eine Verwaltung des 
Hauſes ſtattfindet. Läßt der wahre Eigentümer eines Hauſes dieſe 
notwendigen Maßnahmen durch einen Dritten ausführen, ſo muß er 
dieſe ſo lange gegen ſich gelten laſſen, bis er ſeinen entgegenſtehenden 
Willen für alle, die mit dem Verwalter zu tun haben, deutlich er⸗ 
kennbar gemacht hat. Dies hätte leicht durch eine EinſtwVerf. ge⸗ 
ſchehen können. Es kann daher nicht von Bedeutung ſein, daß die 


ſich gelten laſſen muß. Die Rechtsgeſchäfte des Schwarzkäufers 
binden ihn, weil er demſelben trotz Kenntnis des Umſtandes, daß 
ihm ſelbſt noch das Verfügungsrecht zuſtand, freie Hand gelaſſen 
und damit gewiſſermaßen von vornherein ſein Einverſtändnis mit 
den Rechtshandlungen des Nichtberechtigten erklärt hat. Solange 
jedoch der Schwarzverkäufer den Eigentumserwerb des Schwarz⸗ 
käufers für wirkſam erachtete, ſich ſelbſt alſo nicht für den Be⸗ 
rechtigten anſah, konnte er auch nicht den Willen haben, als Be⸗ 
rechtigter die Rechtshandlungen des Nichtberechtigten zu genehmi⸗ 


gen. Auf den guten oder ſchlechten Glauben desjenigen, der 
mit dem Schwarzkäufer ſich in Rechtsgeſchäfte einläßt, kommt 
es nicht an. Der Dritte wird in dem obigen Falle nicht 


wegen ſeines guten Glaubens geſchützt, ſondern wegen der aus dem 
Verhalten des Berechtigten zu entnehmenden Genehmigung der 
Rechtshandlungen des Schwarzkäufers. Die Befugnis des Schwarz⸗ 
käufers, Verwaltungshandlungen mit Wirkung gegenüber dem wah⸗ 
ren Eigentümer vorzunehmen, hört aber auf, ſobald der wahre 
Eigentümer dem Schwarzkäufer die Verfügungsbefugnis entzieht. 
Dies geſchieht ſchon dadurch, daß er ſein Recht gegenüber dem 
Schwarzkäufer geltend macht. Der Eintragung eines Widerſpruchs 
oder Erwirkung einer EinſtwVerf. bedarf es hierzu aber nicht. 
Sobald der Schwarzverkäufer die wahre Rechtslage erkennt, 
wird man ihn auch im Intereſſe der Verkehrsſicherheit für ver⸗ 
pflichtet halten muͤſſen, nach Kräften dem Schwarzkäufer auch den 
äußeren Schein der Rechtsſtellung, die er ihm verſchafft hat, wieder 
zu entziehen, damit nicht gutgläubige Dritte, die ſich mit dem 
Schwarzkäufer einlaſſen, Schaden erleiden. Wer dies unterläßt, ver⸗ 
ſtößt gegen die guten Sitten und macht ſich daher gutgläubigen 
Dritten gegenüber nach 8 826 BGB. ſchadenserſatzpflichtig. Welche 
Maßnahmen der Schwarzverkäufer ergreifen muß, hängt von den 
Umſtänden des Einzelfalles ab. Er wird in erſter Linie die Mieter 
des Hauſes, ſowie diejenigen, von denen ihm bekannt geworden 
iſt, daß ſie in Rechtsbeziehungen zum Schwarzkäuſer in Anſehung 
des Grundſtücks treten wollen, von der Rechtslage in Kenntnis ſetzen 
müſſen. Hat er aber in dieſer Beziehung alles getan, was man 
billigerweiſe verlangen kann, jo entfällt die Haftung aus 8 826 
BGB., und wenn trotzdem ein Dritter gutgläubig mit dem Schwarz⸗ 
käufer noch einen Mietvertrag abſchließt, jo kaun er daraus dem 
wahren Eigentümer gegenüber keine Rechte herleiten. Nur zur Be- 
gründung der Haftung aus § 826 BOB. ¿ift m. E. die Rückſicht⸗ 
nahme auf die Verkehrsſicherheit heranzuziehen, nicht aber kann 
dies dazu führen, Rechtshandlungen eines Nichtberechtigten dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber für wirkſam zu erklären. Andernfalls müßte 
man gutgläubige Dritte im Obligationenrecht auch dann ſchützen, 
wenn die Veräußerung eines Grundſtücks wegen der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit einer Vertragspartei nichtig iſt. Ebenſo iſt m. E. der 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrif 


Kl. zunächſt das Grundſtück von H. und ſpäter, und zwar noch vor 
Abſchluß des hier in Frage ſtehenden Vertrages, von K. heraus⸗ 
verlangt haben, und dieſes Vorgehen dem Geſchäftsführer der Ver⸗ 
waltungsgeſellſchaft bekannt war. Denn dieſes lediglich das Innen⸗ 
verhältnis von Eigentümer und Beſitzer betreffende Verfahren diente 
nicht der Aufklärung Dritter, die mit der Hausverwaltung in ſchuld⸗ 
rechtliche Beziehungen treten wollten oder mußten. Für dieſe beſtand 
vielmehr der Schein der Rechtsſtellung des in Wahrheit nicht berech⸗ 
tigten Vertragsgegners fort, zumal es ſich um eine im Beſitz des 
Grundſtücks befindliche Grundſtücks⸗Verwaltungsgeſellſchaft handelte. 
Die Eintragungen in das Grundbuch ſind hierbei ohne Bedeutung, 
da durch ſie nur dingliche Rechte geſchützt werden. Es iſt nicht an⸗ 
gängig, in einem ſolchen Falle die Folgen der Unkenntnis der wah⸗ 
ren Rechtslage auf den unwiſſenden Vertragsteil abzuwälzen. Nicht 
die BeRl., ſondern die Kl. traf die Verpflichtung, klare Verhältniſſe 
zu ſchaffen. Da fie dies verſäumt haben, müſſen fie den Mietvertrag 
gegen ſich gelten laſſen. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 28. Jan. 1929, 17 U 7196/29.) [D.) 
* 


7. 58 586, 533 BGB. Inſtandſetzungspflicht des Ver- 
nmieters trotz entgegenſtehender Vertragsbeſtimmungen. +) 

Der Kl. hat fett Jahren im Haufe der Bekl. in Z. Wohn⸗ und 
Bäckereiräume als Mieter inne. In bent fet dem 1. Juli 1927 
geltenden formularmäßigen Mietvertrage heißt es in 8 6 Abſ. 2: 

Die Erhaltung der Mieträume nebſt Zubehör in brauchbarem 
Zuſtande und die Ausführung aller hierzu erforderlichen Ausbeſſe⸗ 
rungen oder Erneuerungen während der Mietzeit übernimmt Mieter 
auf ſeine Koſten. Hierzu gehört insbeſ. auch die Ernenerung der durch 
Hagel oder ſonſtwie zerſtörten Fenſterſcheiben. 

Auch vorher ſoll eine ähnliche Beſtimmung gegolten haben. Der 
Backofen war ſchadhaft. Der Kl. forderte die Behl. zur Beſeitigung 
des Schadens auf und ſetzte ihr durch ein zweites Schreiben eine Friſt 
von drei Tagen unter Androhung der Erſatzvornahme. Die Bekl. 
lehnte die Beſeitigung des Schadens ab. 

Der Kl. (Mieter) ließ darauf den Backofen ausbeſſern, die Er⸗ 
ſtattung der Koſten lehnte die Bekl. ab. Der Kl. fordert Erſtattung 
der Koſten. LG. und KG. haben nach Klagantrag erkannt. 

Wollte man die Vertragsbeſtimmung 8 6 Abſ. 2 dahin auslegen, 
daß der Mieter ſämtliche Reparaturen, ſowohl die durch gewöhnliche 


Hinweis des KG. darauf, daß ein Haus in der jetzigen Zeit nicht 
ohne Verwalter bleiben könne, nicht geeignet, die daraus vom KG. 
gezogene Schlußfolgerung zu ſtützen, daß die Rechtshandlungen 
des Schwarzkäufers für den Schwarzverkäufer verbindlich ſind. Es 
handelt ſich ja gar nicht darum, daß ſich niemand um das Grund- 
ſtück kümmert, ſondern darum, ob die Rechtshandlungen, die ein 
Nichtberechtigter in der Annahme, Berechtigter zu ſein, vornimmt, 
für den Berechtigten bindend ſind. Es ſcheint faſt, als ob das KG. 
hier den in 8 679 BGB. niedergelegten Rechtsgedanken entſprechend 
anwenden wollte, wonach bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag ein 
entgegengeſetzter Wille des Geſchäftsherrn unbeachtlich iſt, wenn die 
Geſchaftsführung zur Erfüllung einer im öffentlichen Intereſſe lie⸗ 
genden Verpflichtung des Eigentümers geboten erſcheint. Allein der 
Schwarzkäufer will gar nicht die Geſchäfte des Schwarzverkäufers, 
ſondern eine eigenen führen, und 8 679 BGB. regelt nur einen 
einzelnen Fall, bringt aber keinen allgemeinen Rechtsgedanken zum 
Ausdruck, der auch ohne weiteres für andere Fälle anwendbar iſt. 
OL GR. Hertel, Breslau. 


Zu 7. Die vertragliche Überbürdung der nach dem 
BGB. den Vermieter treffenden Inſtandſetzungs⸗ 
und Inſtandhaltungspflicht auf den Mieter bedeutet 
eine Abänderung des — von den Schranken der 88 540, 544 
BGB. abgeſehen — abänderlichen Rechts des BGB. 

Ob und inwieweit eine ſolche vertragliche Überbürdung 
vorliegt, iſt im Einzelfall unter Anwendung der Auslegungsgrund⸗ 
ſätze der 88 133, 157 zu entſcheiden. Bei formularmäßig bere 
traglicher Überbürdung iſt beſonders ſorgfältige Erforſchung des 
wahren Vertragswillens geboten (RGR Komm., 6. Aufl., S. 149 
oben). Vielfach wird die Heranziehung der vorvertraglichen Verhand⸗ 
lungen und der bisherigen Vertragshandhabung, manchmal auch jene 
des Briefwechſels der Beteiligten — wie im vorliegenden Fall — 
dem Richter den richtigen Weg weiſen. 

Denkbar iſt ſchließlich die Herabſetzung einer als über⸗ 
mäßige Vergütung erſcheinenden Überbürdung der Inſtandſetzungs⸗ und 
Inſtandhaltungslaſt auf das angemeſſene Maß (S 49 a Miet Sch.). 

Die Überbürdung kommt nicht nur bei Unanwendbarkeit des 
RMietGG. (insbeſ. bei Neubauten und im Gebiete der Lockerung der 
Zwangswirtſchaft) in Betracht, ſondern auch da, wo die Berufung 
auf die geſezliche Miete (8 1 NMiet®.) unterblieben und darum 
trotz Geltung des NMiet6. die vereinbarte Miete zu zahlen 
iſt. Denn nur dann, wenn die geſetzliche Miete an die Stelle des 
vereinbarten oder zu vereinbarenden Mietzinſes tritt, verliert die ver⸗ 
tragliche Überbürdung der Inſtandſetzungs⸗ und Juſtandhaltungs⸗ 
laſt ihre fernere Wirkſamkeit (8 20 R Mieth.) 

IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
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Abnutzung wie die auf ſonſtige Weiſe entſtandenen, ſelbſt auszuführen 
habe, ſo würde dies eine Abwälzung jeglicher Fürſorge für die 
Mietfache von der Übergabe ab auf den Mieter bedeuten. Die Beni. 
würde für die ganze Dauer des Mietverhältniſſes den Mietzins er⸗ 
halten, aber ihre Leiſtung würde mit fortſchreitender Zeit immer 
geringer werden. Eine ſo weitgehende Freizeichnung des Vermieters 
müßte in klaren, jeden Zweifel und jedes Mißverſtändnis aus⸗ 
schließenden Worten ausgedrückt fein. Das if durch den oben wieder⸗ 
gegebenen Satz in den gedruckten Beſtimmungen des Formular⸗ 
vertrages nicht geſchehen. Dieſe Vertragsbeſtimmung kann auch dahin 
ausgelegt werden, daß ſie nicht die Folgen ordnungsmäßigen Ge⸗ 
brauchs und ordnungsmäßiger Abnutzung der Mietſache, ſondern nur 
die Beeinträchtigungen infolge anderer Einwirkungen betrifft. Der 
Sen. hat in ſeinem Urt. v. 24. Nov. 1924, 17 U 9406/24, bereits 
eine ganz ähnliche formularmäßige Vertragsbeſtimmung in dieſem 
Sinne ausgelegt. Für die Richtigkeit dieſer Auslegung ſprechen hier 
auch die ablehnenden Briefe der Bekl., in denen He ſelbſt zwiſchen 
normaler Abnutzung und den Folgen übermäßiger Inanſpruchnahme 
unterſcheidet. Der Schlußſatz des § 6 Abſ. 2 des Vertrages ſpricht 
eher für die Auslegung des Kl. als für die der Bekl., wenn er hervor⸗ 
hebt, daß der Mieter „insbeſ.“ auch die Erneuerung der durch Hagel 
oder ſonſtwie zerſtörten Fenſterſcheiben übernimmt, über die Folgen 
ordnungsmäßigen Gebrauchs aber nichts beſagt. 

Die Behauptung, der Kl. habe bisher immer die Reparaturen 
ſelbſt getragen, kann nicht zu einer anderen Auffaſſung vom Inhalt 
des Vertrages vom 1. Juli 1927 führen, da nicht erſichtlich ift, 
welcher Art die vom Kl. vorgenommenen Reparaturen geweſen ſein 
ſollen. Überdies iſt die Behauptung auch durch die Beweisaufnahme 
nicht erwieſen worden. 

Eine übermäßige Abnutzung des Backofens iſt nicht feſtgeſtellt. 
Die Benutzung in zwei Arbeitsſchichten kann bei einer in X. in guter 
Wohn⸗ und Geſchäftsgegend liegenden Bäckerei nicht als übermäßig 
angeſehen werden. Die Behauptung der Bekl. über beſondere Zu⸗ 
ſicherungen des Kl. hinſichtlich der Oſenbenutzung iſt von keinem 
Zeugen beſtätigt worden. Die Bekl. hat auch nicht beweiſen können, 
daß eine ſahrläſſige Handhabung des Ofens als Schadeusurſache in 
Frage käme. Der Zeuge 9. hat vielmehr glaubhaft bekundet, daß 
der Ofen ſehr pfleglich behandelt worden ſei, und daß es ſich um 
Reparaturen gehandelt hat, wie ſie an jedem Backofen in beſtimmten 
Abſtänden immer wieder vorgenommen werden müßten; nur der 
eine der beiden erneuerten Dampfkäſten, der durchlöchert und an⸗ 
geſchmort geweſen ſei, könne „möglicherweiſe“ durch Verzögerung der 
Reparatur des Feuerſchachts schadhaft geworden ſein. Das letztere reicht 
zunt Nachweis eines Verſchuldens des Kl. nicht aus. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 6. Dez. 1928, 17 U 10806/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. v. d. Treuck, Berlin. 
Breslau. * 

8. 8589 BOB. iſt bei Fortſetzung eines kündbaren 

Mietverhältniſſes anwendbar. f) 


Der Antragſteller, welcher im Juli 1927 eine Wohnung in 
einem nicht dem MSchG. unterliegenden Neubau bezogen hat, will 
ſeine Vermieterin, die Antragsgegnerin, auf Schadenserſatz von 
4444 % verklagen, weil er und ſeine Angehörigen Geſundheits⸗ 
ſchaden dadurch erlitten hätten, daß unter ſeiner Wohnung eine 


Zu 8. Die Entſch. kann in ihrer Begründung nicht gebilligt 
werden. Iſt ein Mietvertrag auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen und 
eine Kündigung vertraglich dahin vereinbart, daß jede Partei bis 
zum 15. d. Mon. zum Schluſſe desſelben kündigen kann, ſo endet 
das Mietverhältnis nur durch Kündigung und Ablauf der Kündi⸗ 
gungsfriſt. Ein neuer Mietvertrag zwiſchen denſelben Parteien über 
dasſelbe Mietobjekt iſt nur möglich, wenn der alte Mietvertrag ab- 
gelaufen iſt. Dieſer Ablauf tritt nach 8 564 BOB. mit dem Ende 
der vereinbarten Mietzeit ein oder durch Kündigung, wenn, wie 
hier, der Mietvertrag auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen iſt. Dieſe 
Kündigung iſt hier zwar vom Vermieter ausgeſprochen, wirkt aber 
erſt zum 31. Aug. 1927, wie vom DLG. anerkannt wird. Es kann 
natürlich durch die Parteien nach Abſchluß des Vertrages vereinbart 
werden, daß ein auf unbeſtimmte Zeit laufendes Mietverhältnis zu 
einer beſtimmten Zeit enden ſoll. Eine ſolche Vereinbarung liegt 
aber nicht darin, daß keine Partei von einer ihr zuſtehenden Kün⸗ 
digungsmöglichkeit Gebrauch macht; am wenigſten kann ein ſolches 
übereinſtimmendes Verhalten als Vereinbarung der Aufhebung des 
Mietverhältuiſſes zu dem Zeitpunkte gelten, an dem die Kündigung 
letztzeitig möglich war. Will man überhaupt in einem ſolchen Ver⸗ 
halten eine Vereinbarung erblicken, ſo kann dieſe nur den Inhalt 
haben, daß beide Parteien das Mietverhältnis mindeſtens bis zu dem 
Zeitpunkte fortgeſezt haben wollen, zu dem die mögliche Kündi⸗ 
gung Wirkung hätte. Man kann aber überhaupt nicht in jedem 
übereinſtimmenden Verhalten der Vertragsparteien einen Vertrag 
ſehen. Ein ſolcher liegt bei einer wechſelſeitig erklärten übereinſtim⸗ 
menden Willenserklärung vor. Dieſe bedeutet die Erklärung eines 
auf Herbeiführung eines beſtimmten rechtlichen Erfolges gerichteten 
Willens. Soll die Erklärung nicht einen Rechtserfolg herbeiführen, 
ſondern beſtätigt ſie nur einen Rechtserfolg, der ſchon auf Grund 


Großwaſchanſtalt ſich befinde, deren Betrieb mit erheblichen Ge⸗ 
räuſchen und Dampfentwichlung verbunden ſei und die Bekl. ihm 
dies bei Abſchluß des Mietvertrages verſchwiegen und ſeine Auf⸗ 
forderung zur Beſeitigung des Mangels unbeachtet gelaſſen habe. Das 
LG. hat ihm das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsver⸗ 
folgung verweigert, weil der Antragſteller wegen des gleichen Mangels 
in einem Vorprozeß Minderung des Mietzinſes geltend gemacht hat 
und an die einmal getroffene Wahl gebunden ſei und daher jetzt nicht 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen könne. Auch könne der 
Antragſteller nur ſeinen eigenen Schaden geltend machen, da er nicht 
dargetan habe, daß auch ſeine Angehörigen Mieter der Wohnung 
ſeien. Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde iſt un⸗ 
begründet. Mieter der Wohnung ſind allerdings nach dem bei den 
Vorprozeßakten befindlichen Mietvertrage der Antragſteller und 
feine Schweſter, und nach der herrſchenden Rſpr. beſtehen vertrag⸗ 
liche Beziehungen nicht bloß zwiſchen dem Mieter und Vermieter, 
ſondern auch ziwifhen den in Gemäßheit des Mietvertrages in die 
Wohnung aufgenommenen Augehörigen des Mieters und dem Ver⸗ 
mieter. Auch wird der Mieter in der Regel dadurch, daß er zunächſt 
Minderungsanſprüche geltend macht, nicht gehindert, nachträglich 
einen darüber hinausgehenden Schadenserſatzanſpruch zu verfolgen 
(Staudinger, Amn. 1a zu 8 538 BGB.). Allein der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch iſt unbegründet. Der Vertrag war auf unbeſtimmte 
Zeit geſchloſſen und konnte nach 8 14 von jeder Partei am 15. 
jeden Monats für den Schluß desſelben gekündigt werden. Die je⸗ 
weilige Nichtkündigung ſtellt daher den Abſchluß eines neuen Miet⸗ 
vertrages dar, und es entfallen daher nach 8 539 BGB., wenn dem 
Mieter am 15. des Monats die Mängel bekannt ſind und er das Miet⸗ 
verhältnis fortſetzt, für die Folgezeit alle Anſprüche auf Minderung oder 
Schadenserſatz. Daß geſundheikliche Schädigung des Antragſtelers und 
ſeiner Angehörigen durch den mit ſtörenden Geräuſchen und Dampf⸗ 
entwicklung verbundenen Betrieb der Großwaſchanſtalt innerhalb eines 
Monats entſtanden ſein könne, iſt ausgeſchloſſen. Der Antragſteller 
ſelbſt hat zwar alsbald Minderungsanſprüche geltend gemacht, iſt 
aber bis zum heutigen Tage, alſo noch länger als 15 Monate 
nachdem er von dem Mangel Kenntnis hatte, wohnen geblieben. 
Im vorl. Falle kommt noch hinzu, daß die Antragsgegnerin mit 
Schreiben v. 20. Juli 1927 dem Antragſteller das Mietverhältnis 
für den 31. Aug. 1927 gekündigt hat und daß dieſe Kündigung 
vom Ac. für zuläſſig und begründet erklärt worden iſt und dieſe 
Anſicht die Billigung des OLG. im Beſchl. v. 24. März 1928, 
5 W 70/28 gefunden hat. Seit dem 1. Sept. 1927 beſtehen daher 
keine vertraglichen Beziehungen zwiſchen den Parteien und entfällt 
daher auch eine vertragliche Haftung der Antragsgegnerin. 

Der Anſpruch auf Erſtattung der Umzugskoſten wäre nur 
begründet, wenn die Antragsgegnerin den Mangel argliſtig ver⸗ 
ſchwiegen hat, wovon keine Rede ſein kann. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 25. Okt. 1928, 17 W 66/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


* 


9. Miete oder Pacht. Kündigung durcheinen einzelnen 
Miterben des Vermieters. 7) 


5 Hermann B. hatte in der von ihm im 3. Stock gemieteten, aus 
zwei Zimmern und Küche beſtehenden Wohnung eine Damenſchnei⸗ 


anderer Tatſachen eingetreten iſt oder eintreten wird, ſo iſt ſie keine 
Willenserklärung und kein Rechtsgeſchäft. Eine übereinſtimmende 
Kundgebung einer Rechtsmeinung durch die Parteien iſt kein 
Vertrag. 

Außerdem iſt der Begriff der ſtillſchweigenden Willenserklärung 
verkannt. Dieſe iſt bei einem untätigen Verhalten nur anzunehmen, 
wenn die Unterlaſſung mit der Abſicht erfolgte, hierdurch einen 
Geſchäftswillen zu erkennen zu geben (RGRKomm., Anm. 2 vor 
8 116). Eine ſolche Abſicht lag den Parteien fern. Wenn ſie den 
Vertrag nicht am 15. d. M. kündigten, ſo fehlte ihnen gerade die 
Abſicht, irgendeinen auf Aenderung ihrer Rechtsbeziehungen hin⸗ 
wirkenden Willen zu bekunden. 

Die Nichtkündigung des Vertrages trotz Kenntnis des Mangels 
kaun aber nach anderer Richtung für den Schädenserſatzanſpruch von 
Bedeutung ſein; denn kannte der Mieter den Mangel, fo wirkte 
ein Verſchulden ſeinerſeits bei Entſtehung des Schadens mit, wenn 
ihm zugemutet werden konnte, ſich durch Verſchaffung anderer Miet⸗ 
räume den Wirkungen des Mangels zu entziehen. Die stindigung 
war auf Grund der Art des Mangels gem. 8 544 BGB. ohne Kün⸗ 
digungsfriſt möglich. Der Mieter wird alſo dartun müſſen, daß er 
trotz dieſer Möglichkeit das Mietverhältnis nicht beendigen konnte, 
weil er Neuräume gleicher Art zu gleichen Bedingungen an gleichen 
Orte nicht hätte mieten können, bevor der Mangel ſeine geſund⸗ 
heitsſchädliche Wirkung äußern konnte. 


RA. Max Müller, Berlin. 


Zu 9. I. Das OLG. betrachtet zutreffend das Rechtsverhält⸗ 
nis der Beteiligten uls Pacht eines gewerblichen Unter⸗ 
nehmens und würde von dieſem Standpunkt aus zweifellos die 
Berl. auch zur Räumung der im 3. Stock belegenen Wohnräume ver⸗ 
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derei betrieben, während er ſelbſt eine Wohnung im zweiten Stock 
bewohnte. Vom 1. Febr. 1925 hatte er den Gewerbebetrieb mit dem 
Inventar nebſt den Räumen, in denen das Gewerbe betrieben 
wurde, an ſeine Tochter, die Bekl. zu 1, verpachtet. Anfang 1926 
iſt die Bekl. zu 1, die bis dahin mit ihrem Ehemanne, dem Bekl. 
zu 2, in der Wohnung des Hermann B. gewohnt hatte, in die 
Wohnung im dritten Stock übergeſiedelt und hat fortan die Küche 
und das kleinere Zimmer zu Wohnzwecken und nur noch das 
größere Zimmer als Schneiderwerkſtatt benutzt. Streitig iſt unter 
den Parteien, ob die überſiedlung der bekl. Eheleute nach dem 
3. Stock im Einverſtändnis mit Hermann B. oder heimlich in deſſen 
Abweſenheit erfolgte und Hermann B. alsbald gegen die Benutzung 
eines Teiles der Räume zu Wohnzwecken Einſpruch erhoben hat. 

Hermann B. iſt im März 1927 geſtorben und von ſeinen 
vier Kindern, darunter der Kl. und der bekl. Ehefrau, beerbt worden. 
In ſeinem Teſtament hatte er beſtimmt, daß die Kl. die Wohnung 
im 3. Stock nebſt dem geſamten Schneidereiinventar zwecks Fort⸗ 
führung des Gewerbes durch ſie vorweg erhalten ſolle. Die Bekl. 
haben zwar das Schneidereiinventar der Kl. herausgegeben, ver⸗ 
weigerten aber die Herausgabe der Wohnung an die Kl., indem ſie 
die Anſicht vertreten, daß das Vertragsverhältnis ſich, ſeitdem ſie 
die Räume zum Teil zu Wohnzwecken benutzen, nur noch als Miet⸗ 
verhältnis darſtelle und daher Mieterſchutz genieße. 

Da die übrigen Erben mit der Herausgabe der Wohnung an 
die Kl. einverſtanden ſind, hat dieſe nur gegen die Bekl. auf Heraus⸗ 
gabe der Räume geklagt. Das LG. hat zwar angenommen, daß 
ein Mietverhältnis vorliege, die Bekl. aber zur Räumung des als 
Werkſtatt benutzten Zimmers verurteilt, weil dieſes als gewerblicher 
Raum keinen Mieterſchutz mehr genieße, im übrigen aber die Klage 
abgewieſen. Hiergegen haben nur die Behl. Berufung eingelegt. Diefe 
wurde aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

Der Vertrag, den Hermann B. mit der bekl. Ehefrau i. J. 
1925 geſchloſſen hat, iſt nicht nur als Pachtvertrag bezeichnet, ſon⸗ 
dern ſtellt ſich auch ſeinem Inhalt nach als ſolcher dar. Denn Gegen⸗ 
ſtand der Überlaſſung ſind nicht nur die dem Schneidereibetriebe die⸗ 
nenden Räume, ſondern das bisher in den Räumen betriebene Ge⸗ 
ſchäft jelbft nebſt dem zum Betriebe des Geſchüfts erforderlichen In⸗ 
ventar. Die rechtliche Natur hat auch dadurch keine Anderung er⸗ 


urteilt haben, wenn es ſich hieran nicht durch die fehlende Berufung 
der Kl. gehindert geſehen hätte. Verſteht man unter „Unternehmen“ 
mit Pis ko (Ehrenbergs Handb. II S. 198 ff.) die „Organiſation des 
Betriebes und geſicherte Abſatzgelegenheit“ oder richtiger mit Oppi⸗ 
Rofert) eine „durch ſubjektive wirtſchaftliche Zuordnung geſchaffene 
Organiſation von Gütern und Arbeitskräften, die unabhängig von 
der Perſönlichkeit des Organiſierenden dauernd demſelben Zweck zu 
dienen beſtimmt iſt“, ſo iſt einleuchtend, daß nicht die Räume den 
zum Gebrauch oder zur Nutzung überlaſſenen Gegenſtand des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes ausmachen. Vielmehr betrifft die Überlaſſung ein 
weit umfaſſenderes Objekt, innerhalb deſſen die Räume bzw. das Ge⸗ 
brauchsrecht hieran einen ganz untergeordneten, aus der Geſamtheit 
nicht lösbaren Beſtandteil bilden. Daß unter ſolchen Umſtänden Mieter⸗ 
ſchutzvorſchriften nicht durchgreifen können, ſelbſt wenn die Pächter die 
vertraglich mit dem Unternehmen überlaſſenen Räume zu Wohnzwecken 
benutzen, iſt ſelbſtverſtandlich. Die Rechtslage würde keine andere ſein, 
wenn ſchon bei Vertragsſchluß eine ſolche Verwendungsart vorgeſehen⸗ 
oder in nachträglicher Vertragsabänderung geſtattet worden wäre. 
Auch die Überlaſſung einer Wohnung im Rahmen der Veräußerung 
oder Verpachtung eines Unternehmens, ſei es durch Vermietung, ſei 
es durch Abtretung des Mietrechts unter Einwilligung des Vermieters, 
dient nur der Erfüllung des Vertragszwecks, ſoll dem Geſchäfts⸗ 
erwerber die beſſere Ausnutzung des Pachtobjekts ermöglichen und er⸗ 
höht inſofern den Wert des Unternehmens, das bei Beendigung des 
Pachtverhältniſſes in vollem Umfang ohne Zurückbehaltung einzelner 
Beſtandteile zurückzugewähren iſt. 

II. Durch die verfehlte und inſoweit unangefochten gebliebene 
Entſch. des LG. iſt nun ein für die Kl. höchſt unbefriedigen⸗ 
der Zuſtand hervorgerufen, deſſen Beurteilung intereſſante Rechts⸗ 
fragen anzuſchneiden nötigt. Da die Behl., die bisherigen Betriebs⸗ 
inhaber, die Wohnung, in der das Geſchäft betrieben wird, zum Teil 
noch weiter behalten, ſo repräſentiert das der Kl. vermachte Unter⸗ 
nehmen kaum mehr als den Wert des zurückgegebenen Inventars. 
Die Bekl. werden ſicherlich bei den, durch den Prozeß verſchärften, 
geſpannten Beziehungen der Parteien alles tun, was in ihrer recht⸗ 
lichen Macht ſteht, um das Unternehmen der Kl. nicht aufkommen zu 
laſſen. Sie ſind dazu vorzüglich in der Lage auf Grund ihrer engen 
örtlichen Nachbarſchaft. Sie könnten auch wohl kaum rechtlich ge⸗ 
hindert werden, einen Konkurrenzbetrieb aufzumachen, was allerdings 
in den ihnen verbliebenen Räumen tatſächlich kaum durchführbar fein 
wird. Selbſtverſtändlich verſtößt dies gegen ihre Pflicht zur Rückgabe 
des Unternehmens, worin auch Organiſation und Kundenkreis 
einbegriffen ſind. Denn die bei Rückgabe des Unternehmens erforder⸗ 


) Das Unternehmensrecht ... 1927, Tübingen, Verlag Mohr. 
Vgl. hierzu die Beſprechungen von H. Meyer: Ztſchr. d. Sav.⸗Stift. 
f. Rechtsgeſch., Germ. Abt. 48, 540 ff. und Ruth: ArhBivBrar. N. F. 
9, 106 ff, 


fahren, daß nach etwa einem Jahre die Bekl. auch ihre Wohnung 
in dieſe Räume verlegten und daß die Räume ſeitdem nur noch teil⸗ 
weiſe zum Weiterbetriebe des Gewerbes, im übrigen zu Wohnzwecken 
benutzt wurden. Den Hauptgegenſtand des Vertrages bildete nach 
wie vor die Überlaſſung des Schneidereibetriebes nebſt Inventar 
zur gewerblichen Ausnutzung, und die Bekl. blieben auch berechtigt, 
jederzeit wieder die Räume in ihrem vollen Umfange für Schneiderei⸗ 
betrieb zu verwenden und anderwärts Wohnung zu nehmen. Es 
iſt daher unerheblich, ob die Überſiedlung der Bekl. in die Wohnung 
im 3. Stock im Einverſtändnis mit Hermann B. erfolgt iſt oder nicht. 

Dafür, daß etwa Anfang 1926 unter Aufhebung des bisherigen 
Pachtvertrages ein völlig neuer Vertrag zwiſchen Hermann B. und 
den Bekl. geſchloſſen worden iſt, der nur die Überlaſſung der leeren 
Räume zu Wohn⸗ bzw. gewerblichen Zwecken zum Gegenſtand hatte, 
tft von den Bekl. ſelbſt nichts vorgebracht worden. Die einzige 
Anderung beſtand vielmehr nach ihrem eigenen Vortrage nur darin, 
daß ſie fortan berechtigt waren, in dieſen Räumen auch ihre Woh⸗ 
nung zu nehmen. Der Vertrag blieb daher in ſeinem ganzen Um⸗ 
fange Pachtvertrag und konnte ſomit zum Ablauf der Vertragszeit 
gekündigt werden. 

Das Vermächtnis in 8 4 des Teſtaments ift dahin aufzufaſſen, 
daß der Kl. das den Bekl. verpachtete Schneidereiinventar ſowie 
die dem Hermann B. an der Wohnung im 3. Stock zuſtehenden 
Rechte zufallen und ihr auch die Anſprüche aus dem Vertrage v. 
7. Febr. 1925 von ſeinem Tode an zuſtehen ſollten. Die Kl. kann 
daher von den übrigen Erben die Übertragung des Beſitzes an der 
Wohnung und die Abtretung des Mietrechts und der Rechte aus dem 
Pachtvertrage verlangen. Die Bekl. können ihrem Anſpruche auf 
Herausgabe der Räume nur die Einwendungen entgegenſetzen, die 
ihnen gegenüber dem Erblaſſer zuſtanden, insbeſ. daß ſie auf 
Grund des Pachtvertrages zum Beſitz der Räume berechtigt ſeien. 
Nach dem Pachtvertrage konnte das Pachtverhältnis jeweils für den 
1. Febr. jeden Jahres mit Friſt von drei Monaten gekündigt wer⸗ 
den. Die Kündigung gehört zu den Maßnahmen betr. Verwaltung des 
Nachlaſſes und kann daher in der Regel nach 8 2038 BGB. nur von 
allen Erben gemeinſchaftlich erklärt werden, es ſei denn, daß im 
einzelnen Falle die Kündigung zur Erhaltung des Nachlaſſes er⸗ 
forderlich iſt. Denn die zur Verwaltung des Nachlaſſes notwendigen 


liche Übertragung if nur in der Weiſe reſtlos zu bewerkſtelligen, daß 
der bisherige Betriebsinhaber den Übergang des Unternehmens auf 
den Verpächter unterſtützt, zum mindeſten jede Handlung unterläßt, 
die den Beſtand des Unternehmens unmittelbar zu beeinträchtigen 
geeignet iſt. Da aber das LG. irrrümlich von der Annahme eines 
Mietverhältniſſes ausgegangen iſt, ſo iſt es der Kl. nach Rechtskraft 
der Entſch. trotz der abweichenden Rechtsauffaſſung des BG. — dieſes 
hat ja die Entſch. erſter Inſtanz nicht aufgehoben — verſchloſſen, 
auf die tatſächlich beſtandene Unternehmenspacht zurückzugreifen und 
daraus weitergehende Anſprüche herzuleiten, als ſie ihr im Urteil 
erſter Inſtanz zugebilligt wurden (vgl. Stein⸗Jonas, 3P0O., 
8322 Bem. VIII, 5). Ich glaube kaum, daß etwa ein erneut an» 
gegangenes Gericht auf Grund einer wiederholten Kündigung der Kl. 
ſich an die Auffaſſung des erſten Gerichts bez. des Pachtverhältniſſes 
der Parteien als nicht mehr gebunden erachten würde und erachten 
darf. Die Identität der zu vergleichenden Tatbeſtände wird durch 
Wiederholung der Kündigung nicht beſeitigt, da eben das erſte Gericht 
die Zuläſſigkeit einer freien Kündigung mit Rückſicht auf die Be⸗ 
ſchränkungen des MSHG. verneint hat. 


Unklar bleibt auch die Qualifikation des nunmehr 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsverhält⸗ 
niſſes. Die Kl. wird durch Abtretung des Mietrechts an ſie und 
Einverſtändnis des Vermieters zur Hauptmieterin der geſamten Räume. 
Stehen nun die Bekl. zu ihr in einem Untermietverhältnis? Dazu 
bedürfte es der Annahme eines beſonderen Vertragsſchluſſes. Der un⸗ 
richtige Spruch des Gerichts vermag dieſes Erfordernis nicht zu er⸗ 
ſetzen. Man könnte in der Nichteinlegung der Berufung das Ein⸗ 
verſtändnis der Kl. mit der mietweiſen Belaſſung der Räume ſehen. 
Dieſen Willen darf man aber bei ihr kaum unterſtellen. Sie hat 
ſicherlich nur deshalb von Berufungseinlegung abgeſehen, weil ſie die 
Ausſichten einer Berufung ungünſtig beurteilte. Eine Billigung der 
Rechtsauffaſſung des erſtinſtanzlichen Gerichts liegt darin noch nicht. 
Selbſt wenn aber letzteres der Fall wäre, ſo würde das nur die irr⸗ 
tümliche Anerkennung eines in Wirklichkeit nicht beſtehenden Miet⸗ 
verhältniſſes, alſo keinerlei rechtliche Bindung erzeugend, dagegen nicht 
das ſtillſchweigende Einverſtändnis zur Eingehung eines neuen Miet- 
verhältniſſes bedeuten. Bleibt alſo nur die Annahme eines vertrags⸗ 
loſen Verhältniſſes zwiſchen den Parteien. Mieter⸗ und Vermieter⸗ 
verpflichtungen beſtehen nicht. Doch hat der Wohnungsinhaber eine 
Entſchädigung für den Gebrauch der Wohnräume nach den Grund⸗ 
ſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zu entrichten. Verlangt aller⸗ 
dings die Kl. erneut die Rückgabe der vorenthaltenen Räume, ſo muß 
ſie ſich mit Rückſicht auf die Rechtskraft des früheren Urteils als 
Vermieterin behandeln laſſen, kann alſo die Rückgabeverpflichtung 
der Bekl. nur auf einen beſonderen Tatbeſtand des Mietrechts ſtützen. 


III. Daß das OLG. der Kl. die Berechtigung zuſpricht, die 
Kündigung des Pachtverhältniſſes ohne Mitwirkung 
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Maßnahmen kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung des anderen 
vornehmen. Im vorl. Falle war die Kündigung zur Erhaltung des 
Nachlaſſes des Hermann B. erforderlich, denn die Kl. konnte von 
den Erben auf Grund des Vermächtniſſes die Herausgabe der Woh⸗ 
nung verlangen, und bei Verzug mit Erfüllung dieſer Verpflichtung 
drohten dem Nachlaß Erſatzanſprüche, welche die Subſtanz des 
Nachlaſſes gefährden konnten. In Verzug gerieten aber die Erben, 
wenn ſie die Kündigung zum nächſt zuläſſigen Kündigungstermin 
unterließen. Die Kl. konnte daher allein ohne die übrigen Erben 
die Kündigung ausſprechen, und fie iſt nicht darauf beſchränkt, 
allein oder zufammen mit den anderen Erben die bekl. Ehefrau auf 
Mitwirkung bei der Kündigung zu verklagen. Die Kl. hat bald 
nach dem Tode des Erblaſſers die Herausgabe der Räume verlangt. 
Hierin if eine Kündigung des Pachtverhälkniſſes zu erblicken. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 21. Ang. 1928, 5 U 291/28.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


10. Auf Wohnungstauſchverträge zwiſchen Grund⸗ 
ſtückseigentümern ift 8 31 Miet SchG. nicht anwendbar. Die 
Vertragſchließenden ſind einander zur Erwirkung der 
Genehmigung des Wohnungsamtes verpflichtet und im 
Weigerungsfalle ſchadenerſatzpflichtig. f) 

k Kl. wohnt in dem Grundſtück des Bekl. zur Miete und hat 
in demſelben eine Wohnung ſowie einen Laden inne. Kl. wollte 
ſein Geſchäft vergrößern und zu dieſem Zweck die an den Laden 
anſtoßende Wohnung ſeines Vermieters, des Bekl., hinzunehmen. 
Die Parteien ſchloſſen am 12. Dez. 1926 miteinander einen Ver⸗ 
trag. In dieſem erklärte ſich der Kl. bereit, auf einem ihm ge⸗ 
hörigen Grundſtück nach den Wünſchen des Bekl. ein Wohnhaus, 
beſtehend aus zwei Stuben, Küche, Keller und Boden, bis zum 
1. Okt. 1926 zu errichten und dem Bell. zur Benutzung zu über⸗ 
laſſen. Der Bekl. verpflichtete ſich, in den Neubau zu ziehen und 
die bisher in ſeinem eigenen Hauſe bewohnten Räume dem Kl. 
zur Verfügung zu ſtellen. Der Vertrag wurde auf die Dauer von 
fünf Jahren geſchloſſen. Als der Neubau vom Kl. fertiggeſtellt war, 
weigerte ſich der Bekl, den Vertrag zu erfüllen und denſelben 
zur Genehmigung beim Wohn A. einzureichen. Kl. verlangte mit der 
Klage Feſtſtellung, daß der Bekl. ihm zum Erſatz des aus ſeiner 
Erfüllungsverweigerung entſtehenden Schadens verpflichtet ſei. Das 
LG. hat die Klage abgewieſen. Es nahm an, daß der Vertrag gem. 
831 Mech. der Gültigkeit entbehre, da er vom Wohn A. nicht 
genehmigt worden ſei. Das OLG. hat der Klage ſtattgegeben. Es 
führt zunächſt aus, daß in der betreffenden Gemeinde Miet⸗ 
verträge der Genehmigung durch das Wohn A. nicht bedurft hätten, 
weil die eine ſolche Genehmigung vorſchreibende BD. aus dem 
Jahre 1919 lediglich auf Grund der Bekanntmachung zum Schutze 
der Mieter ergangen ſei, und daher mit dem Inkrafttreten des 
MSHS. am 1. Okt. 1923 ihre Gültigkeit verloren habe. Das 
OL. Hält aber das MEHG. und insbeſ. den 8 31 auf Verträge 
der vorliegenden Art überhaupt nicht für anwendbar und führt aus: 
Wenn die Eigentümer von Gebäuden ſich dieſe gegenſeitig im Wege 


aller Miterb en auszuſprechen, ift nicht zu beanſtanden. Bedenk- 
lich könnte freilich ſtimmen, daß die Kl. von dem ihr zugeſtandenen 
Recht offenſichtlich nur im eigenen Intereſſe, nicht, wie § 2038 BGB. 
vorausſetzt, im Intereſſe des Geſamtnachlaſſes bzw. der Erbengemein⸗ 
ſchaft Gebrauch gemacht hat, daß ferner die zu befürchtenden Erſatz⸗ 
anſprüche nur in der Perſon eines Miterben zur Entſtehung zu ge⸗ 
langen vermochten und aus dem Verhalten eines anderen Miterben 
erwuchſen. Es werden alſo gewiſſermaßen durch den Intereſſenſtreit 
zweier Miterben die Mitverwaltungsrechte der übrigen verkürzt. Aber 
da das Mitverfügungsrecht der Gemeinſchaftsteilnehmer — ebenſo⸗ 
wenig übrigens das Stimmrecht eines Geſellſchafters — leider im 
Fall der Intereſſenkolliſion nicht geſetzlich ausgeſchaltet worden iſt, 
ſo bleibt nichts anderes übrig, als auf dem von dem OLG. be⸗ 
gangenen etwas gewundenen Weg durch Ausweitung des 8 2038 zu 
einem befriedigenden, praktiſch brauchbaren Ergebnis zu kommen. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 


Zu 10. Der Tanſch unter Eigentümern ſtellt einen contractus 
sui generis dar, der eine gegenſeitige Überlaſſungs⸗ und Er⸗ 
haltungspflicht erzeugt und ſich darin erſchöpft. Ein ſolches Rechts⸗ 
geſchäft als Rechtsgrund für die Raumnutzung iſt nicht den Miet⸗ 
normen zu unterſtellen, gleichgültig, ob bürgerliches oder Woh⸗ 
nungszwangsrecht in Frage kommt. Seiner Gültigkeit ſtehen Be⸗ 
denken aus dem allgemeinen bürgerlichen Recht nicht im Wege. Es 
kann ſich nur darum handeln, ob Sondernormen der Zwangs⸗ 
wirtſchaft den Vertrag wegen Umgehung der Verfügungsrechte des 
Wohn A. als nichtig erſcheinen laſſen. Da § 31 MSchch. nur Miet- 
verträge betrifft, ſo konnte ein Gültigkeitszweifel höchſtens aus 
88 Wohn Mang. hergeleitet werden. Das OLG. erörtert zunächſt, 
welche Bedeutung die im 8 8 Wohn Mangch. für Wohmmgstauſch⸗ 
verträge vorgeſchriebene Genehnnigung des Wohn A. für die Ver⸗ 
tragswirkſamkeit hat und unterſucht dann, ob 88 über den Rahmen 
der Zwangswirtſchaft hinaus und auch beim Tauſch von anderen 


des Tauſches auf beſtimmte Zeit zur Benutzung überlaſſen, ſo ent⸗ 
ſteht zwar ein mietähnliches Verhältnis zwiſchen ihnen, welches die 
entſprechende Anwendung der für die Miete gegebenen Vorſchriften 
des BGB. auf ihre gegenſeitigen Rechte und Pflichten rechtfertigt. 
Immerhin handelt es ſich aber nicht um ein reines Mietverhältnis, 
ſondern um einen Vertrag eigener Art, ganz ebenſo, wie wenn aus 
Anlaß eines zwiſchen den Parteien beſtehenden Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhaltniſſes dem einen Teile als völliges oder teflweiſes 
Entgelt für die von ihm geleiſteten Dienſte von dem anderen Teile 
eine Wohnung überlaſſen wird. Auf einen Wohnungstauſchvertrag 
der vorbezeichneten Art können daher die MSHG. keine Anwen⸗ 
dung finden. In einem ſolchen Falle iſt weder Raum für das Ver⸗ 
langen nach geſetzlicher Miete noch für eine Aufhebungsklage, da 
dieſes Vertragsverhältnis nicht einſeitig hinſichtlich der Über⸗ 
laſſungspflicht des einen Vertragsteiles, ſondern immer nur im 
ganzen zur Auflöſung gebracht werden kann. Es geht nicht an, in 
einem ſolchen Falle eine Partei, welche nach Ablauf der Vertrags⸗ 
dauer die Rückgewähr ihres Grundſtücks verlangt, auf den Weg 
der Aufhebungsklage zu verweiſen (vgl. Hertel, MSchcg., Bd. 1 
4 Aufl. S. 20). Der gegenteiligen Anſicht des NG. in Urt. v. 
30. Okt. 1925 (Rſpr. der Jurgk. 1926 Nr. 456) kann nicht bei⸗ 
getreten werden. 

8 31 MSHG. iſt auf den vorliegenden Vertrag aber auch des⸗ 
halb nicht anwendbar, weil für Tauſchverträge die Spezial⸗ 
vorſchrift des 88 WohnMangcz. gilt, welches erſt nach dem Er⸗ 
laſſe des MSHG. verabſchiedet worden üt. 8 8 WohnMangb. räumt 
allen Perſonen, welche ſelbſtändig benutzte Wohnungen innehaben, 
ein Tauſchrecht ein und begünſtigt den Wohnungstauſch noch da⸗ 
durch, daß es die Möglichkeit gewährt, die zum Tauſch zweier 
Mietwohnungen nach bürgerlichem Recht erforderliche Zuſtimmung 
der Vermieter durch das MEN. erſetzen zu laſſen. Allerdings be⸗ 
darf auch ein ſolcher Tauſchvertrag, ſoweit die zu tauſchenden 
Wohnungen den Vorſchriften des WohnMangcG. unterliegen, der 
Genehmigung der Gemeindebehörde. Allein die Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung darf nach der Faſſung des Geſetzes nur aus hinreichen⸗ 
den Gründen verweigert werden. Die ausnahmsweise erfolgte Ver⸗ 
weigerung ſtellt ſich als ein Eingriff in die vom Geſetz geſtattete 
Rechtsbetätigung der Tauſchparteien dar und eröffnet dieſen den 
Beſchwerdeweg an das MEI, welches die Genehmigung der Ge⸗ 
meindebehörde nach billigem Ermeſſen erſetzen kann (RE. v. 
23. Juli 1924, 17 Y 74/24, bei Hertel, Mech. III Nr. 49). 
Das Erfordernis der Genehmigung ſoll dem Wohn A. lediglich die 
Möglichkeit einer Kontrolle darüber gewähren, ob die materiellen 
Vorausſetzungen für das Tauſchrecht gegeben ſind, um Wohnungs⸗ 
ſchiebungen vorzubeugen. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn 
das Wohn A. die Genehmigung nicht innerhalb von 14 Tagen nach 
Stellung des Antrags verweigert. Während gem. 8 81 Sch. 
ein Mietvertrag, welcher der Genehmigung durch das Wohn A. bez 
darf, bis zur Erteilung dieſer Genehmigung die Parteien in keiner 
Weiſe bindet und vor der Erteilung der Genehmigung von keiner 
Partei aus dem Vertrage Rechte hergeleitet werden können, ſind 
bei einem unter 8 8 WohnMangb. fallenden Tauſchvertrag die 


als Mietwohnungen gilt. Der zweite Punkt war der primäre und 
hätte deshalb vorangeſtellt werden müffen. Beſchränkt man den 
88 auf Zwangswohnungen — was dem techniſchen Zweck des 
Wohn Mang. entſpricht und zur Verhütung von Wohnungs⸗ 
ſchiebungen unbedingt erforderlich iſt (ool. Hein: JW. 1926, 
977 ff. und DWohnA. 1928, 405 f.) —, jo kommt die zivilrecht⸗ 
liche Bedeutung der Genehmigung aus 8 8 nicht weiter in Betracht. 
Es konnte ſich dann nur darum handeln, ob die überlafjurg der 
Altwohnung des Bekl. an den Kl. der Genehmigung des Wohn A. 
auf Grund ſeines allgemeinen Verfügungsrechts über freiwerdende 
Räume bedurft hätte. Die Bedeutung dieſer Genehmigung für 
die privatrechtliche Behandlung des Tauſchvertrages ergibt ſich aus 
8 323 ff. BB. Wird nämlich die Genehmigung zum Einzuge des 
Reubauberechtigten in die Altwohnung endgültig verſagt, ſo ſtellt 
dieſe Verſagung einen Umſtand dar, der die Erfüllung des Tauſch⸗ 
vertrages dem einen Partner nachträglich unmöglich macht. La un 
vorl. Falle eine Verſagung nicht ſtattfand, ſo wäre das rechtliche 
Ergebnis das gleiche wie nach der auf 8 8 Wohn Mang. ruhen⸗ 
den Konſtruktion des OLG. Zu bemerken ift aber, daß auch bei 
Anwendung des $ 8 die Verſagung der Genehmigung durch das 
Wohn A. privatrechtlich nicht anders wirkt als bei der hier dar⸗ 
gelegten Auffaſſung des Tatbeſtandes. Die Eutſch. des Wohn A. 
bedeutet nicht, wie das OLG. meint, daß ein Schwebezuſtand be⸗ 
endet wird, währenddeſſen die Parteien gebunden find. Durch Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung hört die Bindung nicht auf, ſondern die 
Erfüllung der vertraglichen Pflichten wird beiden Teilen unmöglich. 
Die Unmöglichkeit als ſolche iſt, da ſie durch einen amtlichen Akt 
berbeigeführt wird, als unverſchuldet anzuſehen. Man kann aber 
aus dem Vertrage eine Nebenpflicht für die Parteien ableiten, daß 
ſie zur Herbeiführung der Genehmigung tätig ſein müſſen und ges 
langt bei Vernachläſſigung dieſer Pflicht zu einer Schadenserſatz⸗ 
pflicht wegen poſitiver Vertragsverletzung. 
Prof. Dr. Hein, Halle. 
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Parteien bis zur Entſcheidung über die Genehmigung des Wohn. 
an den Vertrag gebunden und einander verpflichtet zur Herbei⸗ 
führung der Genehmigung mitzuwirken (vgl. Hertel, Bd. III 
Nachtr. 4 S. 307; Ruth: JW. 1924, 1921). Es tritt, ähnlich wie 
bei Grundſtückskaufverträgen, welche nach dem Geſetz über den 
Verkehr mit ländlichen Grundſtücken v. 15. März 1918 (RGBl. 
123) oder nach dem preuß. Gef. v. 10. Febr. 1923 (GS. 25) einer 
Genehmigung bedürfen, ein Schwebezuſtand ein, währenddeſſen die 
Parteien an den Vertrag gebunden find (vgl. Hertel, Mieter⸗ 
ſchutznovelle 613 und KG. v. 27. Jan. 1925: JW. 1925, 1137). 
Die Weigerung einer Partei, zur Erreichung der Genehmigung mit⸗ 
zuwirken, begründet eine Schadenserſatzpflicht gegenüber der an⸗ 
deren Partei. Nach der ſtändigen Rſpr. des zur Erteilung von RE. 
zuſtändigen 17. 36. des KG. findet 88 WohnMangG. nicht nur 
Anwendung auf den Tauſch vermieteter Wohnungen, welche ſämt⸗ 
lich dem WohnMangcß. unterliegen, ſondern auch dann, wenn eine 
Wohnung in einem Altbau mit einer ſolchen in einem Neubau ge⸗ 
tauſcht wird (RE. v. 22. April 1926: Hertel Nr. 250 IV), oder 
wenn Tauſchparteien ihre Wohnungen nicht auf Grund eines Miet⸗ 
verhältniſſes, ſondern z. B. als Werkwohnung auf Grund eines 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes (RE. v. 3. Okt. 1927: Hertel 
Nr. 358 U) oder als Eigentümer des Hauſes innehaben (RE. v. 
20. Febr. 1928: Hertel Nr. 395 V). Es iſt ferner unerheblich, 
ob die vom Verfügungsberechtigten zu tauſchende Wohnung von 
ihm bereits bezogen war (RE. v. 22. April 1926, 17 Y 31/26: 
Hertel Nr. 250 IV 9). Es genügt, daß ihm wohnungsrechtlich 
die Verfügungsbefugnis über die Wohnung zuſteht, was im vorl. 
Falle in Auſehung der Neubaueigenſchaft des vom Kl. errichteten 
Gebäudes keinen Bedenken unterliegt. 

§ 31 MEHG. findet demnach auf den vorliegenden Tauſch⸗ 
vertrag keine Anwendung. Die Bekl. waren daher verpflichtet, 
falls der Vertrag einer Genehmigung durch das Wohn. bedurft 
hätte, dieſelbe zu beantragen und, wie die Auskunft des Wohn. 
ergibt, wäre dieſe Genehmigung auch erteilt worden. Die Behl. 
haben aber, nachdem das vom Kl. errichtete Haus nahezu fertig⸗ 
geſtellt war, die Erfüllung des Vertrages entſchieden und part 
näckig verweigert. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 23. Mai 1928, 5 U 5007.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 


* 


II. Rechtsſtellung von Genoſſen als Juhaber von 
Genoſſenſchaftsneubauten. +) 

Der Bell. war Mitglied der klagenden gemeinnützigen Flücht⸗ 
lingsbau- und Spargenoſſenſchaft, deren Zweck auf den Erwerb von 
Grundſtücken und die Erbauung von Kleinhäuſern auf denſelben zur 
Vermietung und zum Verhauf gerichtet iſt, um den oberſchleſiſchen 
Flüchtlingen und ihren Familien geſunde und zweckmäßig eingerichtete 
Wohnungen zu verſchaffen. Er hatte ſeit einigen Jahren in einem 
Grundſtück der Kl. eine Wohnung gegen einen monatlichen Mietzins 
von 21,60 % inne. Durch Beſchl. des Vorſtandes und Nufſichtsrates 
der Kl. iſt der Bekl. aus der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen und ſein 
Ausſcheiden aus derſelben für den 31. Dez. 1926 am 2. Aug. 1926 
in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen worden. Die Kl. hat dem 
Bekl. die Wohnung für den 1. Sept. 1926 gekündigt und hat, da 
der Bekl. nicht auszog, auf Räumung geklagt. Der Bell. wandte ein, 
daß das betr. Haus mit Zuſchüſſen aus öffentlichen Mitteln errichtet 
worden ſei und er daher Mieterſchutz genieße, falls überhaupt ein 
Mietverhältnis vorliege. Nach ſeiner Anſicht beſtehen zwiſchen ihm 
und der Kl. nur genoſſenſchaftliche Beziehungen, und es ſtehe ihm 
ein genoſſenſchaftliches Recht an der Wohnung zu, da ihm dieſe von 
der Genoſſenſchaft auf Grund ſeiner Zugehörigkeit zu derſelben zu⸗ 
gewieſen worden ſei. Der Ausſchluß ſei unbeachtlich, weil er nur 
durch die Mitgliederverſammlung habe erfolgen können und auch von 


Zu 11. Dent Beſchluß iſt zuzuſtimmen. 

833 bj. 3 MietSchcß. kann entſprechend der Pp. v. 
16. März 1928 (PrSS. 30) auf die mit Zuſchüſſen aus öffentlichen 
Mitteln errichteten Neubauten gemeinnütziger Baugeſellſchaften nicht 
angewendet werden. Infolgedeſſen kommt nicht etwa die Mietauf⸗ 
hebungsklage nach den Vorſchriften des Miet Schcß. in Frage, wenn 
ein in einem ſolchen Genoſſenſchaftsneubau wohnender Genoſſe ſeine 
Wohnung zugunſten der Genoſſenſchaft freimachen ſoll. Es fragt ſich, 
ob hier ein reines Mietverhältnis zwiſchen der Genoſſenſchaft und 
dem Genoſſen vorliegt oder ob man es mit einem gemiſchten Rechts⸗ 
verhältnis zu tun hat, in dem genoſſenſchaftliche und mietrechtliche 
Geſichtspunkte nebeneinander zu beachten ſind. Int erſteren Falle 
wäre die Räumungsklage das Gegebene. Handelt es ſich aber um 
einen gemiſchten Vertrag, ſo kommt es weſentlich darauf an, ob der 
bisherige Wohnungsinhaber berechtigt iſt, ſich noch auf ſeine Zu⸗ 
gehörigkeit zur Genoſſenſchaft und daraus hergeleitete Rechte zu be⸗ 
rufen. 

Das OLG. ſtellt mit Recht auf 9 8 des Statuts der hier be⸗ 
teiligten Genoſſenſchaft ab und leitet aus ihm ein genoſſenſchaftliches 
Recht auf Belaſſung des Genoſſen in der ihm überlaſſenen Wohnung 


ihm mittels Beſchwerde angefochten ſei. Das AG. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Es hat dem Bell. Mieterſchutz verſagt, weil 8 33 Abſ 3 
MSHS. auf Neubauten gemeinnütziger Genoſſenſchaften keine An⸗ 
wendung findet. Es hält weiter ein genoſſenſchaftliches Recht des 
Berl. anf Benutzung der Wohnung mit feinem Ausſchluß aus der 
Genoſſenſchaft für beendet. 

Der Bekl. beabſichtigt, Berufung einzulegen, und macht geltend, 
daß er bei ſeinem Eintritt in die Genoſſenſchaft i. J. 1922 ſeine 
geſamten Erſparniſſe und die Verdrängungsentſchädigung gegeben 
und 800 Stunden Arbeit beim Bau der Häuſer geleiſtet habe, und daß 
fein Ausſchluß nur erfolgt ſei, weil er wegen der Mißwirtſchaft des 
Vorſtandes in Oppoſition zu demſelben getreten ſei. Das LG. hat 
dem Bekl. das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der Berufung 
verſagt. Seine Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. Das zwi⸗ 
ſchen den Parteien in Anſehung der Wohnung beſtehende Rechtsver⸗ 
hältnis ſtellt ſich als Miete dar, auch wenn die Überlaſſung der Woh⸗ 
nung auf Grund der Zugehörigkeit des Bekl. zu der Genoſſenſchaft 
erfolgt iſt und die Genoſſen einen Anſpruch auf mietweiſe Überlaſſung 
von Wohnungen haben mögen. Die Nichtanwendbarkeit des 8 33 
Abſ. 3 MSHG. auf die mit Zuſchüſſen aus öffentlichen Mitteln er⸗ 
richteten Neubauten gemeinnütziger Baugeſellſchaften iſt durch die 
preuß. VO. v. 16. März 1928 (GS. 30) außer Zweifel geſtellt 
worden. Der Bekl. kann auch der Kündigung nicht unter Berufung 
auf ein auf der Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft beruhendes Recht 
zur Benutzung der Wohnung widerſprechen. Nach 8 8 des Statuts 
iſt zwar jeder Genoſſe berechtigt, ſich um eine Mietwohnung oder 
den Kauf eines Grundſtücks nach den hierüber vom Vorſtand ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem Auffichtsrat zu erlaſſenden beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen zu bewerben, und es iſt anzunehmen, daß ihm, wenn die 
Zuteilung einer Mietwohnung an ihn erfolgt iſt, auch ein genoſſen⸗ 
ſchaftliches Recht auf Belaſſung der Wohnung zuſteht, ſofern er die 
mit der Überlaſſung übernommenen Verpflichtungen erfüllt. Allein 
dieſes genoſſenſchaftliche Recht endet mit der Mitgliedſchaft. Nach 
S 11 des Statuts kann ein Genoſſe aus beſtimmten Gründen durch 
gemeinſchaftlichen Beſchl. des Vorſtandes und des Aufſichtsrates aus 
der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden. Aus 8 28 ergibt ſich, daß 
der Genoſſe gegen dieſen Beſchl. Beſchwerde erheben kann, über welche 
die Mitgliederverſammlung entſcheidet. Der Genoſſe kann auch nach 
Erſchöpfung dieſes im Statut vorgeſehenen Inſtanzenzuges ſeine Aus⸗ 
ſchließung im Klagewege anfechten, und die Erhebung dieſer Klage 
iſt weder an die im 8 51 Genz. vorgeſehene Friſt, noch an ſonſtige 
formale Vorausſetzuugen geknüpft (Pariſius⸗Crüger, 1926, 
Anm. 7 zu 8 68). Das Gericht hat alsdann auch die fachliche Be⸗ 
rechtigung der Ausſchließung nachzuprüfen (Seuff Arch. 64, 469). 

Selbſt wenn aber der Genoſſe mit ſeiner Beſchwerde an die 
Mitgliederverſammlung Erfolg hat oder die Genoſſenſchaft verurteilt 
wird, wieder ſeine Eintragung als Genoſſe zu bewirken, jo wird da- 
mit doch das im Regiſter eingetragene Ausſcheiden des Genoſſen nicht 
mit rückwirkender Kraft hinfällig, und ſeine Wiedereintragung als 
Genoſſe bewirkt nicht, daß er auch in der Zeit zwiſchen dem in der 
Liſte der Genoſſen eingetragenen Zeitpunkt ſeines Ausſcheidens und 
ſeiner Wiedereintragung Genoſſe geblieben iſt und ihm für dieſe Zeit 
die genoſſenſchaftlichen Rechte zuſtehen. Er muß während der Zwi⸗ 
ſchenzeit die Wirkungen ſeines Ausſchluſſes tragen und kann ſich 
daher auch der Räumungsklage gegenüber nicht auf ein genoſſenſchaft⸗ 
liches Recht zur Benutzung der Wohnung und zur Weiterbelaſſung des 
Mietbeſitzes ſtützen. Er kann lediglich die Genoſſenſchaft, wenn ſein 
Ausſchluß für unberechtigt erklärt wird, für den ihm durch den Aus⸗ 
ſchluß entſtandenen Schaden haftbar machen, falls der Genoſſenſchaft 
oder ihrem Vorſtand ein ſchuldhaftes Verhalten bei der Ausſchließung 
zur Saft fällt (Pariſius⸗Crüger, Anm. 13—15). Es ¿ift da⸗ 
her für den vorliegenden Rechtsſtreit unerheblich, ob der Bekl. gegen 
den Ausſchließungsbeſchluß Beſchwerde erhoben hat oder eine Klage 
auf Feſtſtellung, daß der Beſchl. zu Unrecht ergangen iſt und er wieder 


her, ſofern er die mit der Überlaſſung übernommenen Verpflichtungen 
erfüllt hat. Dieſes genoſſenſchaftliche Recht beſteht aber nur ſo lange, 
als der betreffende Wohnungsinhaber noch Genoſſe iſt. Sit feine Aus⸗ 
ſchließung aus der Genoſſenſchaft in ordnungsmäßiger Form erfolgt 
und ſein Ausſcheiden int Geuoſſenſchaftsregiſter eingetragen, ſo iſt er 
nicht mehr Genoſſe (8 70 Abſ. 2 Genc.) und kann genoſſeuſchaftliche 
Rechte ebenſowenig mehr in Anſpruch nehmen, wie er wegen künf⸗ 
tiger genoſſenſchaftlicher Pflichten in Anſpruch genommen werden 
könnte. Selbſt wenn die Ausſchließung des Genoſſen ungerechtfertigt 
wäre, könnte der Ausgeſchloſſene nicht etwa Klage auf Ungültigkeits⸗ 
erklärung ſeines Ausſchluſſes mit der Wirkung erheben, daß bei 
feinem Obfiegen der Ausſchluß ex tune unwirkſam würde. Seine 
Klage kann vielmehr nur darauf gerichtet ſein, daß die Genoſſenſchaft 
bzw. deren Vorſtand verurteilt wird, ſeine Eintragung in der Ge⸗ 
noſſenſchaftsliſte erneut zu bewirken. Die auf Grund eines ſolchen 
Urteils erfolgende Eintragung hat ebenfalls keine rückwirkende Kraft, 
fo daß ein auch unzuläſſigerweiſe aus der Genoſſenſchaftsliſte ge⸗ 
ſtrichener Genoſſe ſo lange beine genoſſenſchaftlichen Rechte und 
Pflichten hat, als er in der Genoſſenſchaftsliſte nicht verzeichnet iſt. 
NA. Prof. Dr. Saenger, Frankfurt a. M. 
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als Genoſſe einzutragen iſt, Ausſicht auf Erfolg hat. Jedenfalls 
ſtehen dem Bekl. zur Zeit genoſſenſchaftliche Rechte nicht zu. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. I. Nov. 1928, 17 W 22/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


* 
Frankfurt a. M. 


12. 8 559 BGB. Sicherungsübereignung und Ver⸗ 
mieterpfandrecht. +) 

Die Bekl. vermieteten im Juli 1926 Räume im Erdgeſchoß und 
erſten Stock ihres Hauſes an eine Ehefrau L. zum Betrieb einer 
Konditorei und eines Cafes. Zu den eingebrachten Sachen der 
Mieterin gehörten zwei Kaffeemaſchinen „Expreſſo“ Typ Mignon. 
Dieſe wurden im April 1927 durch Beſitzkonſtitut an den Kl. zur 
Sicherheit für eine Forderung von 10 000 AM übereignet. 

Gegen Anfang des Jahres 1928 entſtanden zwiſchen den Bell. 
und der Ehefrau L. Streitigkeiten, die zu einem Räumungsprozeß 
führten. Es kam zu einem Vergleich, durch den die Bekl. die Kün⸗ 
digung zurüchnahmen, während die Ehefrau L. und ihr mitverklagter 
Ehemann ſich verpflichteten, die Prozeßkoſten zu tragen. Da die Ehe⸗ 
leute L. dieſer Verpflichtung nicht nachkamen, ließen die Berl. auf 
Grund eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes am 24. Juli 1928 durch 
den Obergerichtsvollzieher Sch. die beiden oben erwähnten Kaffee⸗ 
maſchinen in Höhe von 794 2460 pfänden. 

Der Kl. verlangt auf Grund ſeines Eigentums Freigabe. 

I. Das LG. hat der Klage ftattgegeben, weil den Bekl. für ihre 
Koſtenforderung ein dem Eigentum des Kl. vorgehendes Vermieter⸗ 
pfandrecht nicht zuſtehe. Dieſer Anſicht kann nicht gefolgt werden. 

Freilich hat der Vermieter für ſeine Forderungen aus dem 
Mietverhältnis, zu denen die Koſtenforderung aus einem gegen den 
Mieter geführten Räumungsprozeß unzweifelhaft gehört (ſ. Stau⸗ 
dinger, Komm. zum BGB. Bd. II 2. Teil, 9. Aufl. 1928, Bem. VI, 
2a zu 8 559, S. 511) ein Pfandrecht nur an den eingebrachten Sachen 
des Mieters, nicht an denen eines Dritten. Da die beiden ge⸗ 
pfändeten Kaffeemaſchinen am 20. April 1927 Eigentum des Kl. 
geworden ſind und ſomit von dieſem Zeitpunkt an nicht mehr zu den 
eingebrachten Sachen der Mieterin gehörten, ſteht den Bekl. für ihre 
Koſtenforderung ein Vermieterpfandrecht nur dann zu, wenn es in 
dem fraglichen Zeitpunkt bereits beſtand und ſeitdem nicht unter⸗ 
gegangen iſt. Beides iſt zu bejahen. 

Der Vermieter erwirbt das Pfandrecht an den eingebrachten 
Sachen des Mieters von vornherein für alle Forderungen aus dem 
Mietverhältnis, mögen ſie entſtehen wann ſie wollen (8559 Satz 1 
BGB. Die Einſchränkung, die 8559 Satz 2 BGB. macht, betrifft nicht 
die Entſtehung des Pfandrechts, ſondern nur ſeine Geltend⸗ 
machung. Das iſt faſt allgemein anerkannt (Staudinger a. a. O., 
Bem VI, 3 zu 8559, S. 511; Warneyer, Komm. zum BGB. 
35.1 1923, Bem. III zu 8559, S. 338; Dertmann, Komm. zum 
BGB., 3. Aufl. 1910, 2. Buch, Bem. 4 zu 8559, S. 584; Mittel⸗ 
ſtein, Die Miete, 3. Aufl. 1913, $ 79,2, S. 497; RG.: SW. 1909, 
424 30; OLG. Hamburg, Urt. v. 5. April 1909: Rſpr. 20, 110. — 
A. M. lediglich Ruth, Das Mietrecht der Wohn⸗ und Geſchäfts⸗ 
rüume 1926, 8 17 11 1 S. 230; ähnlich auch RG.: RG. 54, 301). Das 
umſtrittene Vermieterpfandrecht der Bekl. beſtand daher ſchon vor 
dem Eigentumserwerb des Kl. 

Das Pfandrecht iſt auch nicht durch den Wechſel im Eigentum unter⸗ 
gegangen. Abgeſehen davon, daß demjenigen, der eine Sache von einem 
Mieter aus deſſen Mietraum erwirbt, regelmäßig der gute Glaube 
fehlt (jo NENKomm., 6. Aufl. 1928, Bd. II Bem. 4 zu 8 560, 
S. 194; N®.: JW. 1907, 672), beſtimmt 89361 Satz 3 BGB. 
für den hier gegebenen Fall einer Eigentumsübertragung durch Be⸗ 
ſitzkonſtitut (8 930 BGB.) ausdrücklich, daß das Recht an der Sache 
erſt mit dem Zeitpunkt erliſcht, in dem der Erwerber auf Grund der 
Veräußerung den unmittelbaren Beſitz erlangt. 


Zu 12. Die Eutſch. if für die Frage des Verhältniſſes von 
Sicherungsübereignung und Vermieterpfandrecht ſehr 
wichtig. Sie ſcheint mir durchaus richtig. 

J. a) Die bei Beginn des Mietverhältniſſes im Eigentum des 
Mieters befindlichen ſowie die ſpäter in ſein Eigentum kommenden 
Sachen find für Vermieterforderungen jeder Art — auch der künftig 
erſt entſtehenden — Kraft Geſetzes verpfändet. Das Ausmaß der 
Forderungen, für welche das Vermieterpfandrecht geltend gemacht 
werden kann, iſt durch 8 559 Satz 2 umgrenzt. Die Verhandlungen 
der II. Kommiſſion (vgl. Protokoll II S. 199 f) ergeben dies Klar. 
Aus den Verhandlungen der II. Kommiſſion üt 8501 des Entw. II 
erwachſen. Dieſer iſt unverändert in das BGB. übergegangen. Seine 
Wortfaſſung deckt den gewollten Inhalt. Vgl. auch Denkiſchrift S. 85 
die zutreffend von dem Umfang der Haftung in Anſehung der For⸗ 
derung ſpricht und die vom Geſetz gegebenen Beſchränkungen der 
Geltendmachung hervorhebt. Die herrſchende Meinung, auf die 
das Urteil mit entſprechenden Nachweiſen abhebt, wird durch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte dieſer Beſtimmung beftärkt. 

b) Die nach der Einbringung getätigte Siche⸗ 
rungsübereignung von Sachen läßt das Vermieter⸗ 
pfandrecht für Forderungen im Umfange des 8 559 


Somit ſteht den Bekl. für ihre Koſtenforderung ein dem Eigen⸗ 
tum des Kl. vorgehendes Vermieterpfandrecht an den beiden ge⸗ 
pfändeten Kaffeemaſchinen zu. Sie können es auch geltend machen. 
Denn ihre Koſtenforderung iſt jetzt keine künftige mehr, ſondern 
längſt entſtanden und fällig. Das gleiche war im Zeitpunkt ver 
Pfändung der Fall, ſo daß eine verfrühte Geltendmachung nicht in 
Frage kommt. 


II. Die Feſtſtellung, daß den Bekl. für ihre Koſtenforderung 
ein Vermieterpfandrecht an den beiden gepfändeten Kaffeemaſchinen 
zuſteht, reicht hin, um den Klaganſpruch hinfällig zu machen. 


1. Formell iſt die vom Obergerichtsvollzieher Sch. am 24. Juli 
1928 vorgenommene Pfändung allerdings unzuläſſig. Denn ſie ſtellt 
keine Verwirklichung des Vermieterpfandrechts dar. Auf das ge⸗ 
ſetzliche Pfandrecht finden gem. 8 1257 BGB. die Vorſchriften über 
das vertragsmäßige Pfandrecht entſprechende Anwendung. Danach 
ſtehen dem Vermieter zur Verwirklichung ſeines Pfandrechts zwei 
Wege offen. Er kann auf Grund des 81223 BGB. das Pfandſtück 
ohne Vollſtreckungstitel in den dort vorgeſehenen Formen verkaufen; 
er kann auch gem. 8 1233 II BGB. einen vollſtreckbaren Titel gegen 
den Eigentümer für ſein Recht zum Verkauf erwirken und das 
Pfandſtück dann nach den Vorſchriften der ZPO. über den Verkauf 
einer gepfändeten Sache verwerten. 


Beide Wege haben die Bell. nicht beſchritten. Sie haben für 
ihren perſönlichen Anſpruch einen Titel erwirkt und auf Grund dieſes 
Titels die beiden ihrem Vermieterpfandrecht unterliegenden Kaffee⸗ 
maſchinen nach den Vorſchriften der 3PO. pfänden laſſen. Das iſt 
keine Verwirklichung ihres Vermieterpfandrechts, ſondern eine Pfän⸗ 
dung wie jede andere. Es iſt dies zwar beſtritten worden (ſo von 
Emmerich, Pfandrechtskonkurrenzen 1909, Aum. 426 zu 8 67, 
S. 462; Niendorff, Mietrecht, 10. Aufl. 1914, Bem. 9 zu 8 56, 
S. 417; Stein⸗Jonas, Komm. zur ZRO., 12.13. Aufl. 1926, 
Bd. II Aum. II, 1 zu 8 804, S. 619; KG.: Rſpr. 11, 311; 14, 385), 
aber mit Unrecht. Denn es erſcheint willkürlich, den zwei vom Geſetz 
offengelaſſenen und dem pralttiſchen Bedürfnis genügenden Wegen 
noch einen dritten zuzufügen. 

Die von dem Obergerichtsvollzieher Sch. am 24. Juli 1928 vor⸗ 
genommene Pfändung der beiden Kaffeemaſchinen ſtellt daher keine 
Verwirklichung des den Bekl. zuſtehenden Vermieterpfandrechts dar 
und bleibt mit Rückſicht auf das Eigentum des Kl. formell un⸗ 
zuläſſig (jo die herrſchende Meinung, insbeſ. Mittelſtein a. a. O. 
885,3, S. 546 u. 886, S. 552; Staudinger a. a. O. Bd. III, 
9. Aufl. 1926, Anm. II b zu 8 1233, S. 1434; Planck, Komm. zum 
BGB. Bd. III, 4. Aufl. 1920, Bem. 2a zu 8 1233, S. 1212; 
RGR Kom m. Bd. III, 6. Aufl. 1928, Bem. 2 zu 8 1233, S. 714; 
Warneyer a. a. O., Bem. I zu 8 559, S. 936; Hein: SW. 1928, 
760 Anm. 4; KG.: Rſpr. 22, 250; OLG. Frankfurt a. M.: 
Recht 1920 Nr. 3746; OLG. Hamburg: Rſpr. 18, 167; OLG. 
Düſſeldorf: Rſpr. 17, 5; ähnlich auch R G.: LZ. 1916, 1427; 
endlich neuerdings mit ausführlicher Begründung Jacuſ iel: JW. 
1928, 2689 ff.). 

2. Dem mit der Klage geltendgemachten Anſpruch des Kl. ſteht 
jedoch die Einrede der Argliſt entgegen („Dolo facit, qui petit, 
quod redditurus est“). Es verſtieße wider Treu und Glauben und 
würde einen Mißbrauch formeller Rechte darſtellen, wenn der Wider⸗ 
ſpruchkläger die Freigabe von Sachen erzwingen wollte, die er als⸗ 
bald dem Zugriffe des Vermieters wieder zur Verfügung ſtellen müßte. 
Dieſe früher vielfach abgelehnte Auffaſſung (ſiehe RG. 68, 425 ff.; 
JW. 1908, 47; 1905, 89; OL G. Colmar, Urt. v. 4. Juli 1905; 
Rſpr. 13, 186) entſpricht dem ſich in der neueren Rſpr. immer mehr 
durchſezenden Vorrang des materiellen Rechts (RG.: JW. 1912, 
34712; 1921, 1246 2; OLG. Karlsruhe: JW. 1928, 2735/86; 
ferner Niendorff a. a. O., Anm. 9 zu 856, S. 417 mit Hinweis 


Satz 2 unberührt. Die gegenteilige Meinung müßte dahin for⸗ 
muliert werden: Sicherungsübereignung ſchließt das Pfandrecht des 
Vermieters für alle zur Zeit dieſer Übereignung noch nicht ent⸗ 
ſtandenen Entſchädigungsforderungen und für die Mietzinſen vom 
dritten darauffolgenden Mietjahre aus. Dieſe Auffaſſung würde zu 
unhaltbaren Folgerungen führen. Der Mieter kann das Vermieter⸗ 
pfandrecht nicht ohne weiteres durch Entfernung der Sachen be⸗ 
feitigen. Hier hat der Vermieter Widerſpruchs⸗ und ſogar Selbſt⸗ 
hilferecht. Durch heimliche Übereignung mittels constitutuum pos. 
Sessorium ſollte er aber das Pfandrecht für die Zukunft außer Kraft 
ſetzen können. Müßte dann nicht wenigſtens nach Analogie des 8 560 
BGB. dem Vermieter ein Widerſpruchsrecht zuſtehen? Wenn ja, fo 
muß doch der Vermieter von dieſer heimlich ſich vollziehenden 
Sicherungsübereignung wiſſen. Man müßte dem Mieter dann un⸗ 
bedingt die Mitteilungspflicht an den Vermieter von dieſer Siche⸗ 
rungsübereignung auferlegen. 


II. Den Ausführungen über die unzuläſſige Pfändung und die 
Einrede der Argliſt gegen die Geltendmachung dieſer Unzuläffigkeit 
iſt nichts hinzuzufügen. Ein ſchöner Schulfall der exceptio doli. 
Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 
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auf die underöffentlichte Entſch. des RG. VII, 457/10; Hein: ZW. 
1928, 760 Anm. — A. M.: Stein⸗Jonas a. a. O., Bem. II, 4 
zu 8 771, S. 548; Jacuſiel a. a. O.: JW. 1928, 2689). 
(OLG. Frankfurt a. M., 2. Ziv Sen., Urt. v. 7. Febr. 1928, 2 U 334/28.) 
Mitgeteilt von RA. Heyum, Frankfurt a. M. 


* 


Naumburg. 

13. 81 R Miet. Sind ſich die Parteien darüber einig, 
daß die geſetzliche Miete an Stelle eines vereinbarten Miet⸗ 
zinſes treten ſoll, ſo bedarf es keiner ſchriftlichen Er⸗ 
klärung gemäß § 1 RMietG. Ein eine frühere Mietfeſt⸗ 
Lung a rk Beſchluß des ME A. hat rückwirkende 

raft. T 

Die Kl. hat [et mehreren Jahren im Haufe der Bell. in E. 
einen Laden inne. Sie verlangt von ihnen den Urteilsbetrag als 
von ihr in der Zeit v. 1. Febr. 1924 bis einſchließlich Oktober 1925 
und im März 1927 zu viel gezahlte geſetzliche Miete. 

Das MEN. hatte anläßlich eines von den Bekl. betriebenen 
Verfahrens auf Genehmigung der Kündigung des Mietverhältniſſes 
die Friedensmiete durch Beſchl. v. 2. März 1923 auf jährlich 3000 % 
feſtgeſetzt. 

Die Kl. hat daraufhin in der Folgezeit an die Bekl. den dem⸗ 
entſprechenden Mietzins gezahlt. 

Durch rechtskräftig gewordenen Beſchl. des MEU. v. 1. Juni 
1926 ſetzte das MEA. die Friedensmiete unter Aufhebung ſeines 
früheren Beſchl. v. 2. März 1925 auf jährlich 1100 % feſt. 

Die Kl. behauptet: Sie habe ſchon vor ihrem unſtreitig den 
Bell. zugegangenen Schreiben v. 1. Okt. 1925 und insbeſ. durch ein 
Schreiben vom Anfang März 1924 den Bekl. mitgeteilt, daß fie 
die Miete nach den Beſtimmungen des RMietG. zahlen wolle. Sie 
habe die Miete demgemäß auch immer nur unter ausdrücklichem Vor⸗ 
behalt anderweiter Berechnung des Mietzinſes von der feſtgeſtellten 
Friedensmiete von 3000 % gezahlt. Die Bekl. hätten infolgedeſſen 
2203,90 RA in der Zeit vom Februar 1924 bis Oktober 1925 und 
im März 1927 laut Aufſtellung der Klageſchrift (Bl. 7 d. A.) ohne 
Rechtsgrund von ihr erhalten. 

Die Bekl. beſtreiten, daß die Kl. ihnen vor dem Schreiben v 
1. Okt. 1925 ſchriftlich mitgeteilt habe, ſie wolle die geſetzliche Miete 
zahlen und daß die Zahlungen unter Vorbehalt erfolgt ſeien. Sie 
halten den Klageanſpruch auch deshalb für unbegründet, weil dem 
MEABEH. v. 1. Juni 1926 keine rückwirkende Kraft zukomme. 

Die Berechtigung des Klageanſpruchs hängt in erſter Linie von 
der Entſcheidung darüber ab, ob die von der Kl. zu zahlende Miete 
auf Grund des Mé'ABeſchl. v. 1. Juni 1926 auch ſchon für die 
Zeit bis dahin nach der Friedensmiete von 1100 % zu berechnen iſt. 
Ob die Friedensmiete vom MEX. „feſtgeſtellt“ oder — wie im 
Beſchl. v. 1. Juni 1926 gefagt — „ſeſtgeſetzt“ iſt, iſt dabei belang⸗ 
los; der Unterſchied in beiden Fallen betrifft lediglich die Art und 
Weiſe, in der das MEA. je nach Lage der Umſtände (§ 2 Abf. 1 
und 2 oder Abi. 3 ff. RMietG.) die Höhe der Friedensmiete ermit⸗ 
telt und beſtimmt. 

Unter den Parteien beſteht kein Streit und kann nach dem 
Beſchl. des MEN. v. 2. März 1923 auch Kein Streit darüber fein, 
daß die ſeit dieſem Beſchluſſe gezahlte Miete als geſetzliche Miete 
gezahlt iſt, berechnet nach der vom MEA. beſtimmten Höhe der 
Friedensmiete. Die Behl. haben fie demgemäß auch ſtets ihrerſeits 
unbeanſtandet angenommen. Die Parteien ſind ſich demnach darüber 
einig geweſen, daß jedenfalls ſeit dem MEABEH. v. 2. März 
1923 die geſetzliche Miete an die Stelle des früheren, offenbar 
anderweit vereinbart geweſenen Mietzinſes trat. In ſolchen Fällen 


Zu 13. Da zwiſchen den Parteien kein Streit darüber be⸗ 
ſtand, daß für ihr Vertragsverhältnis die geſetzliche Miele maßgebend 
fel, fo bedurfte es keiner erneuten Erklärung aus 8 1 RMietG., um 
die geſetzliche Miete in Kraft treten zu laſſen. Dieſe Erklärung wäre 
nur dann erforderlich geweſen, wenn die Parteien bewußt eine 
von der wirklichen abweichende Friedensmiete als Berechnungsgrund⸗ 
lage vereinbart hatten, denn dann hätten ja die Parteien nicht unter 
einer geſetzlichen, ſondern unter einer vereinbarten Miete ge⸗ 
lebt. Im vorliegenden Falle nun war die höhere Miete nur zufolge 
des Beſchl. v. 2. März 1923 gezahlt worden, der ſchon vor In⸗ 
krafttreten des Miet Schcß. ergangen und deshalb ohne jede Bedeu⸗ 
tung war (vgl. RG. 119, 373, 374 JW. 1928, 2521; 103, 314 
JW. 1922, 581). Wenn dieſer frühere Beſchl. des MEA. dem⸗ 
nach auch nicht die Wirkung haben konnte, daß ſein Inhalt gemäß 
8 15 RMietG. als vereinbarte Beſtimmung des Mietvertrages kraft 
Geſetzes galt, ſo iſt doch in dem jahrelangen Geben und Nehmen 
des Mietzinſes auf der Grundlage dieſes Beſchluſſes eine ſtillſchwei⸗ 
gende tatſächliche Vereinbarung der Parteien zu erblicken, die Be⸗ 
rechnungsgrundlage dieſes Beſchluſſes als maßgebend zu betrachten, 
und es erſcheint im Intereſſe der Verkehrsſicherheit nicht angängig, 
die im gegenſeitigen Einvernehmen vorgenommenen Mietberechnungen 
mit rückwirkender Kraft als unwirkſam aufzuheben, nur deshalb, 
weil ſpäter eine andere Mietberechnung als die richtigere feſtgeſtellt 
worden iſt. Die Parteien ſind daher an ihre Mietberechnungen bis 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 
aber bedarf es der (ſchriftlichen) Erklärung aus 8 1 RMietch., daß 
der Mietzins nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes berechnet werden 
ſoll, nicht erſt noch. Durch die Erklärung ſoll nach der Begründung 
des Geſetzes die Ungewißheit der Beteiligten darüber beſeitigt werden, 
welcher Mietzins, ob der vereinbarte oder der nach der Friedensmiete 
zu berechnende, d. i. alſo die geſetzliche Miete, zu zahlen if. Sind 
ſich aber — wie vorliegendenfalls — die Beteiligten darüber bereits 
einig, daß die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, beſteht alſo gar Keine 
Ungewißheit darüber, daß nicht (oder nicht mehr) der vereinbarte 
Mietzins zu zahlen tt, jo erübrigt ſich auch ſelbſtverſtändlich die ſonſt 
nach § 1 a. a. O. erforderliche Erklärung. Die Vorſchrift des 8 1 
bezieht ſich lediglich auf die einſeitige Erklärung eines der 
Mietteile, ſchließt aber eine beiderſeitige und dann nicht an den 
Zwang der Schriftform gebundene, ſei es ausdrückliche oder, wie im 
vorliegenden Falle, ſtillſchweigende Einigung der Mietparteien nicht 
aus. Die Schriftform auch in dieſem Falle zu verlangen, würde ſo⸗ 
wohl dem Inhalt des § 1 wie auch dem mit ihm erfolgten Zwecke 
des Geſetzes nicht entſprechen. Hiernach kann es im jetzigen Rechts⸗ 
ftreit dahingeſtellt bleiben, ob die Kl. den Bekl. ſchon vor dem Briefe 
v. 1. Okt. 1925 ſchriftlich mitgeteilt habe, daß fie die geſetzliche 
Miete zahlen wolle, weil eben dieſer Zuſtand zwiſchen den Parteien 
q aur 2 ſchon feit dem MEABEH. v. 2. März 1923 

eſtand. 

Hieran ändert es auch nichts, daß nach 8 15 R Miet. die 
Entſch. des MEA. als vereinbarte Beſtimmung des Mietver⸗ 
trages gilt. Die Auffaſſung (OLG. München in Jurgidſch. 1928 
Nr. 1886), die eine neue ſchriftliche Erklärung aus 8 1 NRMietG. 
bei veränderter Feſtſetzung der Friedensmiete durch das MEA. von 
der Mietpartei erfordert, überſieht, daß die feſtgeſetzte Friedensmiete 
immer lediglich eine Berechnungsgrundlage für die geſetz⸗ 
liche Miete bildet und daß auch bei Veränderung der Höhe der 
Friedensmiete die Tatſache unverändert beſtehen bleibt, daß nach 
wie vor die geſetzliche Miete als vereinbart zu gelten hat, es 
darum alſo der Erklärung aus § 1 a. a. O. überhaupt nicht bedarf. 

Die andere Frage, wie hoch zeitlich die geſetzliche Miete zu 
berechnen if, wenn das MEN. feine frühere Entſcheidung über die 
Höhe der Friedensmiete abändert, alſo ob der neuen Feſtſetzung rück⸗ 
wirkende Kraft zukommt, hat mit der Frage nichts zu tun, ob eine 
ſchriftliche Erklärung aus § 1 a. a. O. erfolgen muß, daß die geſetz⸗ 
liche Miete als Mietzins berechnet werden ſoll. 

Bedurfte es hiernach keiner weiteren Erklärung der Kl., dann 
war fie zur Zahlung nur eines nach einer Friedensmiete von 1100 % 
ſich berechnenden (geſetzlichen) Mietzinſes verpflichtet, da der Beſchl. 
des MEA. v. 1. Juni 1926 rückwirkende Kraft hatte (RG. 119, 
372 und 377). Sie kann alſo die mehrgezahlten Beträge, wie ſie 
ſich aus ihrer von den Bekl. nicht weiter bemängelten Aufſtellung 
ergeben, nach 8 812 BGB. zurückerſtattet verlangen. Ob fie die 
Miete ſeinerzeit mit oder ohne Vorbehalt gezahlt hat, iſt ohne Be⸗ 
lang; denn es iſt gänzlich ausgeſchloſſen, daß ſie gewußt hat, die Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete durch das MEA. auf 3000 % fe zu hoch, 
daß ſie alſo ($ 814 BGB.) in Kenntnis ihrer Nichtſchuld die höhere 
Miete gezahlt hat. 

OLG. Naumburg, Urt. v. 5. Febr. 1929, 7 U 164/28.) 

Mitgeteilt von RU. Konrad Landsberg, Naumburg. 


Berlin. II. Verfahren. 
14. 5 865 3PO. Pfändbarkeit der Mietforderungen. 
(KG., 8. 3. Beſchl. v. 8. Nov. 1927, 8 W 8704/27.) 
Abgedr. JW. 1928, 7368, 


zu demjenigen Zeitpunkte gebunden, wo der eine Vertragsteil dem 
anderen unzweideutig zu erkennen gegeben hat, daß er den alten 
Beſchluß als maßgebend nicht mehr anerkennen wolle (ebenſo KG.: 
MietGGer. 1927, 7; Graetzer, Komm. z. AMiet®., § 1 Anm. 2; 
Hertel, Geſetzliche Miete II, 202). Das vom OLG, herangezogene 
Urt. des RG. 119, 372 ff. — ZW. 1928, 2521 wird zu Unrecht für 
ſeine abweichende Entſcheidung verwertet, denn nach dem Schlußſatze 
dieſer Entſcheidung beruht es auf der tatſächlichen Feſtſtellung, „daß 
eine Einigung der Parteien über einen beſtimmten Betrag der 
Friedensmiete in keinem Zeitpunkte vorgelegen hat“, eine Feſtſtel⸗ 
lung, die das OLG. im vorliegenden Falle nicht getroffen hat. Ich 
vermag der Entſcheidung daher nicht beizutreten. 
RA. Dr. Franz Graetzer, Berlin. 


Zu 14. Haftung bedeutet Einſtehenmüſſen mit dem geſamten 
Vermögen oder mit einzelnen Vermögensſtücken für einen Anſpruch. 
Hypothekariſche Haftung iſt Vorzugshaftung kraft immobiliarrecht⸗ 
licher Verpfändung. Haftung und Zwangsvollſtreckung ſtehen in 
Wechſelbeziehung, inſofern der Zwangszugriff ſeinem Zwecke nach 
Haftungsberwirklichung if (vgl. Hein, Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung S. 102, 135 f., 141). Die hypothekariſche Haftung wird 
durchgeführt durch Immobiliarzugriff nach 8 866 I Zw GG. oder — 
bei den Mobiliarbeſtandteilen des Grundvermögens — auch durch 
Mobiliarzugriff nach § 865 II ZPO. Betrachtet man dieſes Syſtem 


58. Jahrg. 1929 Heft 41] 
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Breslau. b) Strafſachen. 


15. 8 136 StGB. Befugnis des Wohnungs amtes zum 
Verſiegeln von Wohnungen zum Zwecke der Beſchlagnahme.f) 

Nach den Feſtſtellungen der Str. hat das Wohn A. beim Magiſtrat 
in H. eine im Haufe des Angekl. freigewordene Wohnung beſchlagnahmt 
und noch am ſelben Tage durch einen ſeiner Beamten ein amtliches Siegel, 
eine Siegelmarke der Stadt H., an der zum Hausflur führenden 
Wohnungstür anlegen laſſen, um die Wohnung zu verſchließen und 
als vom Wohn A. in Beſchlag genommen zu bezeichnen. Die Angekl. 
bat, obwohl fie von dem Beamten über die Bedeutung des Vor⸗ 
gangs belehrt worden war, das Siegel demnächſt abgelöft, die 
Tür geöffnet und einen Teil ihrer Möbel in die Wohnung ein⸗ 
geſtellt. Die Rev. wurde verworfen. 

Die Str. läßt unerörtert, ob das Wohn A. in H. eine Be⸗ 
hörde ift, die örtlich und fachlich zuſtändig war, durch ein amtliches 
Siegel die Wohnung im Hauſe der Angekl. zu verſchließen und 
als in Beſchlag genommen zu bezeichnen. 

Die Frage iſt zu bejahen. Durch das WohnmangöG. find den 
Gemeinden Verrichtungen öffentlich⸗rechtlicher Natur übertragen, die 
aus dem Staatszweck herzuleiten ſind und der Verwirklichung ſtaat⸗ 
licher Zwecke dienen. Die von den Gemeinden mit dieſen Verrichtungen 
betrauten Stellen, die Wohnel., find deshalb öffentliche Behörden 
(val. RGSt. 57, 366). 

Grundlage für das Eingreifen des Wohn A. nach Freiwerden 
einer Wohnung ſind, falls nicht noch weitere Vorausſetzungen 
vorliegen, die 88 3, 4 Wohnmangch. Danach hat der Verfügungs⸗ 
berechtigte der Gemeindebehörde unbenutzte Wohnungen anzuzeigen 
und deren Beſichtigung zu geſtatten, und das Wohn A. der Ge⸗ 
meinde kann von dem Verfügungsberechtigten den Abſchluß eines 
Mietvertrages mit einem ihm zugewieſenen Wohnungſuchenden ver⸗ 
langen. Dieſes Recht zur Inauſpruchnahme der Wohnung wird in 
8 4 Abſ. 3 Wohnmangd. als Beſchlagnahme bezeichnet. Sie iſt ein 
Hoheitsakt, durch den dem Inhaber der unbenutzten Wohnung die 
bürgerlich⸗rechtliche Verfügung über die Wohnung für Zwecke der 
Allgemeinheit entzogen wird, alſo eine Verfügungsbeſchränkung, die 
gegen jedermann wirkt (vgl. RE. des KG. bei Hertel III Nr. 17). 

Grundſätzlich erfolgt die Beſchlagnahme unter gleichzeitiger 
Zuweiſung eines Wohnungſuchenden. Aber auch eine abſtrakte Be⸗ 
ſchlagnahme, nämlich eine ſolche, bei der die ſpätere Benennung 
des Zuweiſenden vorbehalten iſt, muß als die mildere Maßnahme 
für zuläſſig erachtet werden (KG. a. a. O.). Zur Wirkſamkeit der 
Beſchlagnahme bedarf es nach 8 11 Mohnmangb. einer ſchrift⸗ 
lichen, mit tatſächlicher und rechtlicher Begründung verſehenen, an 
den Betroffenen zuzuſtellenden Verfügung, die der Rechtskraft und 
zwangsweiſen Durchführung fähig iſt. Ausgeübt wird der Zwang 
vom Wohne. als Organ der Wohnungspolizei (Kru er⸗Her⸗ 
bot S. 65). Daneben muß aber das Wohn A. für befugt erachtet 
werden, die Durchführung ſeiner Beſchlagnahmeverfügung durch 
tatſächlichen Zugriff zu ſichern. Denn es kann nicht im Zwecke 
des Geſetzes liegen, daß jene Zwangsrechte erſt durchführbar ſein 


ſollten, wenn der Beſchlagnahmeverfügung zuwidergehandelt iſt, daß 


des Geſetzes, fo ük klar, daß der Zugriff nach 8865 II, da er 
Amangsvollftrekung in das bewegliche Vermögen iſt, denſelben 
Vollſtreckungsbeſchrankungen unterliegen muß, die für ſonſtige Mo⸗ 
biliarvollſtrechung gelten. Wenn der Gläubiger im Wege des Mo⸗ 
biliarzwanges vorgeht, ſo hat er eben den Vorteil, den das KG. 
hervorhebt, daß gewiſſe im Immobiliarverfahren bevorzugte Gläu⸗ 
biger hier nicht beachtet werden. Keineswegs aber hat die Tatſache 
der materiellrechtlichen Haftung einen Einfluß auf den Bereich des 
Mobiliarzwanges. Die materielle Haftung beſteht in bezug auf den 
Notbedarfskreis der 88 811 f., 850 f. ZPO. auch zugunſten gewöhn⸗ 
licher Gläubiger. Das Geſetz hat den Notbedarfskreis als allgemeine 
Grenze für die Verwirklichung jeder Haftung geſchaffen, ſofern die 
Verwirklichung durch das Mobiliarzwangsverfahren erfolgen ſoll. 
Will der Hypothekengläubiger dieſe Schranke vermeiden, ſo 
ſo muß er den im Mobiliarzwangsverfahren gegebenen Weg 
der Zwangsverwaltung beſchreiten. — Eine andere Frage iſt, ob 
die teilweiſe Unpfändbarkeit der Mietzinſen heute noch als geltendes 
Recht betrachtet werden kann. Der 16. Sen. des KG. hat neuerdings 
den in der vorliegenden Entſch. noch gebilligten Standpunkt des 
8. Sen., nach welchem die Miete im Rahmen ihrer durch das RM. 
gegebenen ſog. Zweckgebundenheit unabtretbar und folgeweiſe un⸗ 
pfändbar fein ſollte, abgelehnt (vgl. Miet. 1928, 70). Ich halte 
demgegenüber daran feſt, daß zwar nicht in dem weiten Rahmen 
der früheren Anſicht des KG., aber doch hinſichtlich des Hauszins⸗ 
ſteueranteils der Mietzins für unpfändbar erachtet werden muß 
(vgl. JW. 1928, 528). Prof. Dr. Hein, Halle. 


Zu 15. Der Beweisführung per argum. a maiori ad minus 
wird man beizupflichten haben: War das Wohnfl. zur Beſchlag⸗ 
nahme der Wohnung befugt, ſo iſt auch die dieſe Beſchlagnahme 
vorbereitende und ſichernde Maßnahme durch die Befugnis ge⸗ 
deckt. Das Wohne, iſt hier als Organ der Wohnungspolizei tätig 
geworden. Auch die allgemeine Wohlfahrtspolizei iſt u. U. zur 


alſo das Wohne. das Beziehen der Wohnung durch einen Un⸗ 
befugten dulden müßte, um ihn dann im Zwangswege wiever aus⸗ 
zuſetzen. Erforderlich ferner für die ſelbſtändige Vornahme bau⸗ 
licher Veränderungen, zu denen das Wohn A. unter Umſtänden be⸗ 
fugt iſt, iſt die Möglichkeit der Inbeſitznahme der unbezogenen 
Wohnung. Die Inbeſitznahme fußt jedoch in der Beſchlagnahme. Es 
ift daher der Auffaſſung Hertels (Bd. II S. 37) beizutreten, daß 
das Wohne. die beſchlagnahmte Wohnung im Wege der Wegnahme 
der Wohnungsſchlüſſel oder der Verſiegelung mit dem von ihm als 
Behörde geführten Siegel in Beſitz nehmen darf, und zwar in 
dringenden Fällen auch durch eine vorläufige, von den ſonſtigen 
Vorausſetzungen wirkſamer Beſchlagnahme unabhängige polizerliche 
Maßnahme. Iſt eine ſolche aber zuläſſig, ſo iſt es für die hier 
zu entſcheidende Frage ohne Belang, ob der Siegelung eine Be⸗ 
ſchlagnahme in den Formen des 8 11 WohnmangG. voraus⸗ 
gegangen oder nachgefolgt iſt, da die Angekl. auch eine rechtmäßig 
vorgenommene vorläufige Maßnahme zu beachten hatte. Deswegen 
bedurfte es keiner weiteren Klärung durch den Tatrichter, in 
welchen Formen ſich die der vom Wohn A. in H. als der örtlich 
zuſtändigen Behörde vorgenommenen Sieglung vorausgegangene 
Beſchlagnahme vollzogen hat, insbeſ. auch nicht, ob ſie unter 
gleichzeitiger Zuweiſung eines Wohnungſuchenden erfolgt iſt. Die 
Rev. wendet ſich gegen die Anwendung des 8 136 StGB., weil 
er nur bewegliche Sachen zum Gegenſtande habe. Daß § 136 auch 
unbewegliche Sachen und auch Teile einer ſolchen, wie etwa Woh⸗ 
nungen, zum Gegenſtande hat, kann nicht in Zweifel gezogen wer⸗ 
den. Irrte die Angekl. in dieſer Hinſicht, ſo befand ſie ſich in 
einem unbeachtlichen ſtrafrechtlichen Irrtum. 

(Os G. Breslau, 2. StrSen., Urt. v. 23. Okt. 1928, 18a 3 8 359/28.) 

Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Breslau. 


Berlin. Zandgeriähte. 


1. 8 27 MietSchG. findet auf die Herausgabeklage des 
Hauptvermieters gegen den Untermieter grundſätzlich An⸗ 
wendung. f) 

Nach der herrſch. Auffaſſung, die ſich insbeſ. auf die Entſch. 
des RG. v. 27. Jan. 1925 (RS. 110, 1241) ſtützt, findet 8 27 
MSHS. auf die Klage des Hauptvermieters gegen den Untermieter 
keine Anwendung. Dieſe Auffaſſung wird der beſonderen Be⸗ 
deutung des 8 27 MSchch. nicht gerecht. Faßt man die ſämtlichen 
beſonderen Vorteile, die das MSchcö. den Inhabern von Räumen 
gewährt, als „Mieterſchutz“ auf, ſo ſind denjenigen, die den „vollen 
Mieterſchutz“, alſo insbeſondere die aus den 88 1—19, 28-30, 49a 
ſich ergebenden Vergünſtigungen uneingeſchränkt genießen, diejenigen 
gegenüberzuſtellen, denen nur ein mehr oder weniger großer Aus⸗ 
ſchnitt aus dieſen Vergünſtigungen zuteil wird. Auch der Neubau 
und Umbauraum ſteht ſomit unter einem geminderten, Mieterſchutz, 
denn die „Mieterſchutz beſtimmung“ des 8 49 a findet auch hier 


1) JW. 1925, 1107. 


Beſchlagnahme von Wohnungen berechtigt, wenn es ſich nämlich 
um die Unterbringung Obdachloſer handelt. Die Polizei muß aber, 
ehe ſie zur Beſchlagnahme ſchreitet, ihrerſeits alles getan haben, 
um dem Obdachloſen ein notdürftiges Unterkommen zu verſchaffen 
(vgl. OVG. v. 28. Okt. 1926: PrVerwBl. 1927, 356). 

Im letzten Satz behandelt das Urteil des OLG. Breslau den 
inneren Tatbeſtand des Siegelbruchs. Würde die Eutſch. auch nach 
dem Entwurf ſo ausfallen? Das hängt davon ab, ob der Irrtum 
des Täters entſchuldbar war oder nicht. Solchem rein begrifflichen 
Verbotsirrtum (Subſumtionsirrtum) gegenüber muß aber dieſer 
Maßſtab völlig verſagen. Es wird, ſoll anders die Praxis nicht 
willkürliche Feſtſtellungen treffen oder der Rechtsſchus nicht leiden, 
in ſolchen Fällen bei dem Satz error juris nocet bewenden müſſen. 
Es ſei auch an dieſer Stelle auf die Schrift Weinbergs „Der 
Verbotsirrtum“, Bonn 1928, die in GoltdAcch. 73, 1 beſprochen 
wird, hingewieſen, ſie trägt weſentlich zur Klärung des Irrrums⸗ 
problems bei. Kgl. Prof. Dr. Klee, Berlin, 


Zu 1. Mit dieſem Urteil hat ſich das SG. III Berlin in 
Gegenſatz zu dem im Schrifttum und in der Apr. herrſchend ge⸗ 
wordenen Standpunkt geſetzt. Nur einige Schriftſteller und nur 
wenige Entſch. hatten ſich ſeiner Zeit auf den Standpunkt geſtellt, 
daß 8 27 MieSchE. auch im Verhältnis zwiſchen dem Haupt⸗ 
vermieter und dem Untermieter Anwendung zu finden habe. Die 
überwiegende Mehrheit vertrat aber — und m. E. mit Recht — 
die Anſicht, daß 8 27 nur für die Beziehungen zwiſchen dem Ver⸗ 
mieter und ſeinem Mieter (aljo zwiſchen dem Hauptvermieter und 
dem Hauptmieter oder dem Hauptmieter und dem Untermieter) gelte 
(ogl. hierzu Stern, Miet Schch., 9. Aufl., S. 197/98). Mit der 
dieſer Anſicht beitretenden Entſch. des RG. III 516/24 v. 27. Jan. 
1925 (JW. 1925, 1107) hat man wohl die Streitfrage im all⸗ 
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Anwendung. Jubel. aber iſt auch dort von Mieterſchutz zu ſprechen, 
wo die Beſtimmung des § 27 MSHG. anwendbar iſt. Es trifft da⸗ 
her nicht zu, daß etwa ein Mieter, der ſelbſt gekündigt oder die 
Aufhebung des Mietverhältniffes mit dem Vermieter vereinbart 
hat, oder ein Mieter, der einen Raum „für beſondere Zwecke zu 
vorübergehendem Gebrauch“ gemietet hat (8 25 9060) „des 
Mieterſchutzes“ entbehrt oder daß im Falle des Konkurſes in den 
Grenzen des $ 19 NO. nach $ 26 MSchG. „der Mieterſchutz“ auf⸗ 
hört; denn überall hier gilt insbeſ. 8 27, es beſteht ſomit ſchon aus 
dieſem Grunde auch hier ein geminderter Mieterſchutz. Schon hiernach 
iſt es unrichtig, aus dem Umſtande, daß unter irgendwelchen Voraus⸗ 
ſetzungen nicht voller, ſondern nur geminderter Mieterſchutz be⸗ 
ſteht, zu folgern, daß § 27 nicht anwendbar ift, denn 8 27 gilt 

erade in den Fällen des geminderten Mieter⸗ 
ſchutzes, wie die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung auf die ſoeben 
bezeichneten Fälle zwingend beweiſt. Es iſt hiernach unmöglich, aus 
dem Fehlen des vollen Mieterſchutzes in der Perſon des Unter⸗ 
mieters irgendwelche Schlüſſe hinſichtlich der Anwendbarkeit 
des § 27 zu ziehen. Vielmehr muß grundſätzlich aus 8 27 
ſelbſt entnommen werden, ob der geminderte Mieterſchutz dieſer 
Beſtimmung vom Geſetz gewährt iſt, wobei beſonders zu beachten iſt, 
daß 8 27 nicht etwa ein Ausnahmegeſetz ift, ſondern einen ganz all⸗ 
gemeinen Grundſatz ausſpricht; gewiſſen Beſtimmungen des 
MSchch. wird hier vom Geſetzgeber eine jo grundlegende Bedeutung 
beigemeſſen, daß fie ſelbſt dort gelten, wo nicht der volle Mieter⸗ 
ſchutz der 88 1—19 beſteht: fie ſollen grundſätzlich feta gelten, 
wenn die Herausgabe eines „Mietraums“ verlangt wird. 

Es kann hiernach nicht als zutreffend angeſehen werden, wenn 
das RG. in feiner Entſch. v. 27. Jan. 1925 aus der im 8 24 ent⸗ 
haltenen „Einſchränkung“ des Mieterſchutzes des Untermieters 
im Verhältnis zum Untervermieter folgert, daß 8 27 auf 
das Verhältnis zwiſchen Hauptvermieter und Untermieter nicht anwend⸗ 
bar fel. Die vom NG. zit. Sätze der amtl. Begründung ergeben für 
dies Verhältnis nichts; Sinn und Wortlaut des 8 24 ergeben in⸗ 
ſoweit gleichfalls nichts. Es iſt daher nicht überzeugend, wenn das 
RG. im Anſchluß an die Erörterung des § 24, der nur das Ver⸗ 
hältnis des Untermieters zum Unterbermieter zum 
Gegenſtande hat, den Satz ausſpricht: „Hiernach iſt die Rechts⸗ 
lage zwiſchen Hauptvermieter und Untermieter durch das MSch. 
b. 1. Juni 1923 gegen früher in keiner Weiſe geändert.“ Bei 
dieſem Satz iſt der Bedeutung des im früheren Recht überhaupt 
nicht enthalten geweſenen § 27, auf den es nach der Auffaſſung 
der Kammer entſcheidend ankommt, nicht Rechnung getragen; 
eine Erörterung über den beſonderen Sinn und die Tragweite des 
„von dem Bu. angezogenen § 27“ if im Urteil des RG. nicht 
enthalten. 

Dieſe Erörterung iſt um ſo dringender geboten, als ſchon die 
Faſſung dieſer Beſtimmung gegen die herſchende Auffaſſung 
ſpricht. 8 27 betrifft feiner Faſſung nach ſämtliche Rechtsſtreitigkeiten, 
die „Die Herausgabe eines Mietraums zum Gegen⸗ 
ſtande“ haben. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß mit dieſer Faf- 
ſung nicht nur ſolche Klagen gemeint ſein können, die auf ein 
Mietverhältnis geſtützt werden, bei denen das Mietverhältnis den 
Klagegrund i. S. § 253 D. bildet. Denn dann hätte es ein 
Grundſtückseigentümer in der Hand, die Anwendbarkeit des 8 27 
dadurch auszuſchalten, daß er die Herausgabeklage ausdrücklich 
und ausſchließlich auf ſein Eigentum ſtützt ($ 985 BGB.). Hat 
etwa der Grundſtückseigentümer einen Raum für beſondere Zwecke 
zu vorübergehendem Gebrauch vermietet und verlangt er ausſchließ⸗ 
lich auf Grund ſeines Eigentums Herausgabe, beruft id) der Behl. 
jedoch auf das Mietverhältnis, ſo hat zwar vielleicht nicht die 
Klage, wohl aber der Rechtsſtreit“ (i. S. § 27) die Herausgabe 
des Mietraumes zum Gegenſtande. Ob Entſprechendes bei anderen 
prozeſſualen Beſtimmungen, die mietrechtliche Beziehungen betreffen, 
zu gelten hat (etwa im Rahmen des 8 709 SD. und des 8 23 
GG.) braucht hier nicht geprüft zu werden (gegen die auch inſoweit 
ſehr formale, insbeſondere auf die Entſch. JW. 1891, 245 ſich 
ſtützende herrſchende Auffaſſung vgl. beſ. Hellwig, Lehrbuch 2, 
204); denn bei jenen anderen Beſtimmungen mag deren Wortlaut 
der herrſchenden Auffaſſung eine gewiſſe Stütze gaben; im Rahmen 
des 8 27 ſpricht ſchon der Wortlaut durchaus gegen die Annahme, 
daß es allein auf die vom Kl. gegebene Begründung des Anſpruchs 
ankommt; insbeſ. aber zwingt der Umſtand, daß es ſich um eine 
Mieterſchutzbeſtimmung handelt, zu der Folgerung, daß die den 


gemeinen als endgültig entſchieden betrachtet. Gegen die abweichende 
Anſicht ſpricht das Motiv zu der Vorſchrift, ihre Entſtehung und die 
amtliche Begründung zu § 20 des Entwurfs (vgl. Stern, Miet⸗ 
Sch., 9. Aufl., S. 407/08). Es ergibt ſich daraus, daß die Vor⸗ 
ſchrift nicht in dem Sinne gemeint iſt, auch den Untermieter gegenüber 
dem Hauptvermieter zu ſchützen, ſondern nur in dem Sinne, dem 
Mieter gegenüber ſeinem Vermieter auch in ſolchen Fällen einen 
gewiſſen Schutz zu gewähren, in denen eine Aufhebungsklage nicht 
erforderlich iſt. 

Dieſem Willen ſucht das Geſetz durch das Wort „Mie traum“ 
Ausdruck zu verleihen, da ein Mietraum im Rechtsſinne ja nur 
vorliegt, wenn zwiſchen denſelben Parteien ein Mietverhältnis beſteht. 


Schutz des Mieters bezweckende Beſtimmung nicht durch einen 
juriſtiſchen Trick des Vermieters, der zugleich Grundſtückseigentümer 
iſt, umgangen werden darf. Dieſe Erörterungen zeigen aber zu⸗ 
gleich zwingend, daß es für 8 27 überhaupt nicht entſchei⸗ 
dend auf das Rechtsverhältnis ankommt, auf das der Kl. 
ſein Klagebegehren ſtützt; maßgebend iſt vielmehr — ähnlich wie im 
Falle des § 721 3PO. (vgl. JW. 1922, 8179; Stein, 8%O., 
872111) — ausſchließlich das Ziel dieſes Begehrens: die Her⸗ 
ausgabe eines Mietraums. Es muß alſo geprüft werden, 
was das Geſez an dieſer Stelle mit dem Ausdruck „Miet⸗ 
raum“ meint. Hier iſt zunächſt ſicher, daß nicht der „in einem 
Mietverhältnis ſtehende Raum“ gemeint fein kann (vgl. hierzu 
Ebel⸗Lilienthal, MSchG., 8 52 Anm. 2); vielmehr hat 8 27 
offenſichtlich ſolche Fälle im Auge, bei denen die Herausgabe gerade 
mit Rückſicht auf die bereits erfolgte Beendigung des Miet⸗ 
verhältniſſes in Frage kommt (vgl. Ebel⸗Lilienthal, 
§ 27 Anm. II Abſ. 1), bei denen alſo der Bekl. einen ihm miet⸗ 
weiſe überlaſſenen Raum nach der Darſtellung des 
Kl. deshalb herausgeben muß, weil er ſich dem Her⸗ 
ausgabeanſpruch gegenüber nicht mehr auf das Mict- 
verhältnis berufen kann, auf Grund deſſen er den 
Raum als „Mietraum“ erlangt hat. 

Hiernach iſt es nicht entſcheidend, worauf die Klage geſtützt 
it, 8 27 kommt insbeſ. auch für den Herausgabeanſpruch des Eigen⸗ 
tümers in Frage; maßgebend iſt vielmehr ausſchließlich, daß 
der Rechtsſtreit einen Raum betrifft, deſſen Beſitz der Bekl. auf 
Grund eines Mietverhältniſſes erlangt hat und deſſen Herausgabe 
der Bekl. ſo lange verweigern darf, als das Mietverhältnis dauert, 
und daß es ſich in dem Rechtsſtreit um das Nicht-mehr⸗ver⸗ 
weigern⸗Dürfen des Bekl. handelt, gleichgültig, ob die 
Klage ſich formalrechtlich lediglich als eine ſolche i. S. 8985 BGB. 
darſtellt, oder ob ſie auf mietrechtliche Beſtimmungen geſtützt ift. 
Das Verweigerndürfen des Untermieters gegenüber dem Haupt⸗ 
vermieter iſt aber dem Verweigerndürfen eines Hauptmieters mit 
gemindertem Mieterſchutz rechtlich gleichartig oder zum mindeſten 
nahe verwandt, mag es ſich darum handeln, daß ihnen eine Ein⸗ 
rede i. S. Š 986 BGB. zuſteht (gegenüber dem Herausgabeverlangen 
des als Eigentümer auftretenden Kl.), oder darum, daß ſie mit 
Rückſicht auf den Fortbeſtand des Hauptmietverhältniſſes die Ent⸗ 
ſtehung des Herausgabeanſpruchs i. S. 8 556 Abſ. 1 u. 3 BGB. 
leugnen (gegenüber dem Herausgabeverlangen des als Haupt⸗ 
vermieter auftretenden Kl.). Iſt aber das Verweigerndürfen und 
das Nicht⸗mehr⸗verweigern⸗Dürfen beim Mieter mit gemindertem 
Mieterſchutz und beim Untermieter rechtlich gleichartig oder nahe 
miteinander verwandt, ſo ſpricht ſchon aus dieſem Grunde alles 
dafür, daß 8 27 hier ebenſo wie dort gilt. Entſcheidend ift jedoch 
ganz allgemein, daß es im Falle des § 27 grundſätzlich nicht auf 
die Form des Angriffs ankommt, ſondern auf die Rechtsſtel⸗ 
lung des Bekl. im Verhältnis zum heraus verlangten 
Raum, nämlich darauf, daß dieſer Raum ſich im Ver⸗ 
hältnis zum Bekl. als „Mietraum“ in dem ſoeben um⸗ 
ſchriebenen Sinne darſtellt, und dies iſt beim Untermieter 
der Fall, wie die 89 986, 556 III deutlich zeigen. 

Auch bei Berückſichtigung der vom MSchc. verfolgten „Zwecke“ 
erſcheint es durchaus ſinnvoll, den Inhaber eines untergemieteten 
Raumes einem Mieter, der ſelbſt gekündigt hat, und den anderen 
Perſonengruppen mit gemindertem Mieterſchutz, die unter 8 27 
fallen, im Rahmen dieſer Beſtimmung gleichzuſtellen, ſo daß insbeſ. 
auch eine Herausgabeanordnung im Wege einer einſtw. Verf. zugunſten 
des Hauptvermieters gegenüber dem Untermieter nicht erfolgen darf. 

Unerheblich erſcheint es, daß bei den Verhandlungen im Woh⸗ 
nungsausſchuß (anläßlich der Novelle) die Auffaſſung des RG. ge⸗ 
billigt worden iſt und daß dies vielleicht auf die Novelle ſelbſt Ein⸗ 
fluß ausgeübt hat; die geſetzlichen Beſtimmungen ſelbſt enthalten 
keine Beſtätigung der herrſchenden Auffaſſung. 

(26. III Berlin, 4. Fer K., Urt. v. 4. Aug. 1928, 25 0 121/28.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Caro, Berlin. 
* 


Dortmund. 

2. 88 13 Abſ. 4, 22, 4 Miet Sch. Anfechtung der Ent- 
ſcheidungen der Mietſchöffengerichte im Koſtenpunkt. Zur 
Auslegung der 88 22 und 4 Miet Sch. J) ; 


Der Bell. bewohnt eine Werkswohnung der Kl. Durch das 
angeſochtene Urt. iſt das zwiſchen den Parteien beſtehende Miets⸗ 


Der ganze Aufbau des Geſetzes läßt erkennen, daß ein Schutz 
in irgendwelchem Umfange nur gewährt ſein ſoll, wenn zwiſchen 
den Streitteilen ein Verkragsverhältnis beſteht oder beſtand. 

RA. Dr. Car! Stern, Düſſeldorf. 


Zu 2. I. In prozeſſualer Hinſicht will mir nicht cine 
leuchten, daß die Einlegung einer ſofortigen Beſchwerde gegen die 
Koſtenentſcheidung auch dann von einer 30 AA überſteigenden Be⸗ 
ſchwerdeſumme abhängig ſein ſoll, wenn ſich das Rechtsmittel nicht 
allein auf den Koſtenpunkt beſchränkt. Das Wort „ſelbſtändig“ in 
§ 13 Abſ. 4 MietSchG. läßt ſich ungezwungen dahin deuten, daß 
die Anfechtung des Urt. im Koſtenpunkt entgegen 8 99 Abſ. 3 ZPO. 
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verhältnis gem. 88 20, 22 MietSh®. aufgehoben und der Bekl. zur 
Räumung der Wohnung verurteilt worden. Die Zwangsvollſtreckung 
iſt von der Sicherung ausreichenden Erſatzraums abhängig gemacht. 
Die Koſten des Rechtsſtreits ſind der Kl. auferlegt. Auf Antrag des 
Bekl. ift die Kl. ferner verurteilt worden, dem Bell. die Umzugs⸗ 
Roften innerhalb der Stadt D. in ortsüblicher Höhe zu erſetzen. 

Die Kl. hat gegen das Urt., ſoweit ihr darin die Prozeßkoſten 
auferlegt ſind, ſofortige Beſchwerde eingelegt. Soweit die Beſchwerde 
ſich gegen die Koſtenentſcheidung des Mietſchöffengerichts richtet, iſt 
ſie unzuläſſig. Die Koſtenentſcheidung des Mietſchöffengerichts beruht 
auf der Beſtimmung des 8 13 Abſ. 4 Miet Sch., kann alſo nur dann 
ſelbſtändig angefochten werden, wenn der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes die Summe von 30 AA überſteigt. Die Anfechtung der 
Koſtenentſcheidung iſt im Falle des § 13 Abſ. 4 MietShö. ſtets eine 
„ſelbſtändige Anfechtung“, da 8 13 Abſ. 4 ein Obſiegen des Vermieters 
in der Hauptſache vorausſetzt. Die gleichzeitige Anfechtung der Auf⸗ 
erlegung der Umzugskoſten hat nur eine Nebenentſcheidung zum 
Gegenſtande und beſeitigt den ſelbſtändigen Charakter der Anfechtung 
der Koſtenentſcheidung daher nicht. Da die der Kl. auferlegten 
Koſten keine 30 RA betragen, iſt die Beſchwerde gegen die Koſten⸗ 
entſcheidung als unzuläffig zu verwerfen. 

Zu dem gleichen Ergebnis würde man übrigens, wenn man die 
Beſtimmung des $ 13 Abſ. 4 MietSchGG. im Falle des 8 22 Miet⸗ 
SH®. nicht für anwendbar erachten wollte, auf Grund der allgemeinen 
Beſtimmung des 8 567 Abi. 2 ZPO. L Verb. m. der Bekanntmachung 
des Reichsjuſtizminiſters v. 13. Mai 1924 (RGBl. I, 437) gelangen. 

Im übrigen ift die Beſchwerde nach 8 4 Abſ. 5 i. Verb mit Š 22 
MietSchch. zuläffig, ſachlich jedoch nicht begründet. $ 22 MietSh®. 
it, wie nach Sinn und Wortlaut keinem Zweifel unterliegen kann, 
nur ein Unterfall des 8 4 MietSchch., der fi dadurch von der 
allgemeinen Regelung des 8 4 unterſcheidet, daß er die Voraus⸗ 
ſetzungen der Aufhebung des Mietverhältniſſes und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Aufhebungsurteil zugunſten der Vermieter von 
Werkswohnungen erleichtert. Daraus ergibt ſich nach allgemeinen 
Auslegungsgrundſätzen, daß die in 8 4 enthaltenen Beſtimmungen 
Anwendung finden, ſoweit ſie nicht durch Sonderbeſtimmungen des 
8 22 ausgeſchloſſen oder abgeändert find. Als ſolche Sonderbeſtim⸗ 
mung kommt der zweite Satz des 8 22 MietSh®. in Frage, wonach 
ſowohl der Vermieter als auch der Mieter verlangen kann, daß die 
Zwangsvollſtreckung ſtatt von der in 8 6 vorgeſchriebenen Sicherung 
eines ausreichenden Erſatzraums davon abhängig gemacht wird, daß 
der Vermieter an den Mieter einen angemeſſenen Geldbetrag für den 
Umzug und die Unterkunftsbeſchaffung zahlt. Von dieſer Beſtimmung 
haben jedoch im vorliegenden Falle weder die Kl. noch der Bekl. 
Gebrauch gemacht. Da es ſomit hinſichtlich des Erſatzraums bei der 


auch dann zuläffig ift, wenn eine Entſch. zur Hauptſache ergangen 
iſt, und daß ſich die Anfechtung auf den Koſtenpunkt beſchränken 
kann, ohne im übrigen den Inhalt des Urt. anzugreifen. Die Be⸗ 
ſtimmung einer Mindeſtbeſchwerdeſumme ſollte offenbar gerade den 
Fall treffen, daß lediglich um dieſen Nebenpunkt unter An⸗ 
erkenntnis des ſonſtigen Urteilsinhalts weiter prozeſſiert wird, die 
Höhe der Koſten aber die nochmalige Angehung einer höheren Inſtanz 
nicht lohnt. Wird jedoch die höhere Inſtanz auch noch aus einem 
anderen Grunde zuläſſigerweiſe bemüht, wird das Urt. auch in anderer 
Beziehung angefochten, ſo erſcheint es mir doch bedenklich und dem 
mit 8 13 Abſ. 4 verfolgten Zweck nicht eutſprechend, gleichfalls zu 
verlangen, daß die Höhe der auferlegten Koſten 30 RA überſteigt. 
Das MietSchch. geſtattet im Gegenſatz zur ZPO., das Aufhebungs⸗ 
urteil in einer größeren Zahl einzelner Angriffspunkte zum Gegen⸗ 
ſtand einer ſofortigen Beſchwerde zu machen (vgl. die Überſicht bei 
Ebel⸗Lilienthal, MietSch®., 3. Aufl., Vorbem. zu 8 14). Macht 
eine Partei von dieſen Befugniſſen in vollem oder wenigſtens in 
mehrfacher Hinſicht Gebrauch, ſo liegt doch wohl kaum eine Mehrzahl 
ſelbſtändiger, voneinander getrennt zu behandelnder Beſchwerden vor, 
ſondern eine einzige ſofortige Beſchwerde mit Anführung mehrerer 
Beſchwerdepunkte. Man kann alsdann die Koſtenbeſchwerde nicht 
mehr für ſich allein würdigen und i. S. des LG. noch von einer 
„ſelbſtändigen“ Beſchwerde reden. Die Zuläſſigkeit einer unbeſchränk⸗ 
ten Anfechtbarkeit der Koſtenentſcheidung in dieſem Fall wird auch 
dadurch gerechtfertigt, daß die Entſch. über die übrigen Beſchwerde⸗ 
punkte (3. B. Zuerkennung eines Erſatzraums, Umzugs hkoſten, Geld⸗ 
entſchädigung) ſehr oft infolge der hierbei neu hervorgetretenen 
Geſichtspunkte auch Anlaß zu einer Abänderung der Koſtenentſcheidung 
bieten kann. Man ſollte ſich alſo den Weg zu einer die Geſamt⸗ 
umſtände billig berückſichtigenden Beſchwerdeentſcheidung nicht durch 
formaliſtiſche Auslegung des § 13 Abf. 4 verbauen. 

Zu dem gleichen Ergebnis, wenn auch mit einer aus 8 99 Abſ. 1 
ZPO. entnommenen Begründung (bei gleichzeitiger Anfechtung der 
Entſch. über die Erſatzraumzubilligung iſt die letztere als Entſch. zur 
Hauptſache i. S. des 8 99 Abi. 1 anzusehen) gelangt das Sch. 
Berlin (Entſch. v. 2. März 1927: EA. 1927, 561; v. 22. Juni 1927: 
Mieter. 1927, 121). Günther (MietGer. 1927, 121 Anm.) be⸗ 
kämpft dieſe Anſicht mit der Erwägung, daß, wenn über einen der 
im MietShG. vorgeſehenen Fälle einer Beſchwerde hinaus die An⸗ 
fechtung gegen weitere Teile der Entſch. gerichtet wird, dann nur 
Berufung in Frage komme. Ich vermag nicht einzuſehen, warum die 


allgemeinen Beſtimmung des 8 6 MietSch G. verbleibt, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warun hinſichtlich der Umzugskoſten nicht ebenfalls die 
allgemeine Beſrimmung des $ 4 Abſ. 4 MietSchcZ. Platz greifen ſoll. 

Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß ſich der Mieter hierbei 
in der Regel beſſer ſteht als in dem Falle, in dem der Vermieter 
von der Befugnis des 8 22 Satz 2 Gebrauch macht. Jedoch beſteht 
ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen beiden Fällen darin, daß im 
Falle des 8 22 Satz 2 a) der Vermieter nicht nur die Koſten für den 
Umzug, ſondern auch die in der Regel weit höheren Koſten der Unter⸗ 
kunftsbeſchaffung dem Mieter zu erſtatten hat, b) nicht nur ein „die 
Umzugskoſten mutmaßlich deckender“ (8 4 Abſ. 4), ſondern ein „an⸗ 
gemeſſener“ Betrag für die Umzugskoſten zu zahlen iſt. 

Inſofern ift alſo der Mieter im Falle des 8 22 Satz 2 günſtiger 
geſtellt. Da ſomit beide Fälle (8 22 Satz 2 einerſeits, 8 4 Ubi. 4 
andererſeits) Vorteile und Nachteile für beide Parteien mit ſich 
bringen, ſchließt die Sonderbeſtimmung des § 22 Satz 2 die allgemeine 
Beſtimmung des 8 4 Abſ. 4 nicht aus. Dieſes Ergebnis ſteht auch 
mit dem allgemeinen Rechtsgrundſatz in Einklang, daß Ausnahme⸗ 
beſtimmungen eng auszulegen ſind. Auch entſpricht es durchaus der 
Billigkeit, daß die den Vermietern von Werkswohnungen im Gegen⸗ 
ſatz zu anderen Vermietern ſehr weitgehende Rechte einräumende Vor⸗ 
ſchrift des § 22 MietSch&. nicht noch weiter ausgedehnt wird, als 
es ihr Wortlaut erfordert. 

Der von der Kammer in einer Entſch. v. 19. Okt. 1928 (ll 
1b T 629/28) vertretene entgegengeſetzte Rechtsſtandpunkt, der auf 
einer mißverſtandenen Bemerkung des Komm. von Ebel⸗Lilien⸗ 
thal beruht, wird aufgegeben. 

(LG. Dortmund, 1. 8%., Beſchl. v. 21. Dez. 1928, IIIb T 704/28.) 
Mitgeteilt von Landrichter Buchthal, Dortmund. 
* 
Stettin. 

3. 8565 BGB. Kündigung von Mietverträgen durch 

den Vermieter. +) 


Die Bekl. wohnen in dem Haufe der Kl. zur Miete. Dieſes 
Haus iſt i. J. 1926 unter Zuhilfenahme öffentlicher Mittel erbaut 
worden. Die Bekl. haben mit der Kl. vereinbart, daß ſie die geſetz⸗ 
liche Miete nach Maßgabe der Beſtimmungen des RMietG. zu ente 
richten haben, und zwar die Bekl. zu 1 bis 3 unter Zugrundelegung 
einer Friedensmiete von 61,50 4, die Bekl. zu 4 unter Zugrunde⸗ 
legung einer Friedensmiete von 40 4 monatlich. 

Mit der vorliegenden Klage verlangt die Kl. Verurteilung der 
Bekl. zur Zahlung einer erhöhten Miete. Sie hat die ſämtlichen Miet⸗ 
verträge zum 30. Juni 1928 gekündigt. Sie meint, dieſe Kündi⸗ 
gungen haben die Wirkung, daß die Bekl. fortan nicht mehr die 


in mehreren Fällen zugelaſſene ſofortige Beſchwerde ſtets nur auf den 
einen Beſchwerdepunkt beſchränkt bleiben und eine Kombinierung 
dieſer Einzelangriffe nicht zuläſſig ſein ſoll. Auch das vorliegende 
Urt. ſtellt id) nicht auf dieſen Standpunkt. Es beanſtandet die gleich⸗ 
zeitige Einlegung ſofortiger Beſchwerde gegen die Entſch. über die 
Koſten des Rechtsſtreits und des Umzugs an ſich nicht, verlangt 
nur, daß auch in dieſem Fall die Beſchwerdeſumme erreicht wird. 

Beſtreiten möchte ich auch die Anwendbarkeit des 8 567 BRD. 
im vorliegenden Fall. $ 567 Abſ. 2 bezieht ſich ausſchließlich auf 
8 99 Abſ. 3 ZPO. Dort wird aber für die fofortige Beſchwerde vor⸗ 
ausgeſetzt, daß eine Entſch. zur Hauptſache nicht ergangen iſt. Hier 
liegt eine ſolche Entſch. vor. Das LG. hätte alſo aus dieſem Grunde, 
nicht wegen Nichterreichung der Beſchwerdeſumme die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde als unzuläſſig verwerfen müſſen. 

II. In der Sache ſcheint mir die Entſch. des LG. zutreffend. 
Es iſt in der Literatur (vgl. Hertel, Mieterſchutz I, 4. Aufl., S. 203; 
Ebel⸗Lilienthal 180; Stern zu 8 22) anerkannt, daß 8 22 
nur einen Unterfall des 8 4 darſtellt, daß alſo, ſoweit die Parteien 
nicht ein dem 8 22 S. 2 entſprechendes Verlangen ſtellen, eine Zu⸗ 
billigung der Ümzugskoſten an den Mieter auch nach 8 4 Abſ. 3 
(nicht Abſ. 4, wie im Urt. verſehentlich angegeben) ſtattfinden darf. 
Aus der alleinigen Erwähnung des ſich nur auf die Zubilligung von 
Erſatzraum beziehenden 86 in 8 22 S. 2 kann nicht geſchloſſen werden, 
daß ohne eine dem 8 22 S. 2 entſprechende Erklärung lediglich Erſatz⸗ 
raum, aber keine Umzugskoſten dem Mieter zugeſprochen werden 
dürften. § 22 S. 2 enthält in Wirklichkeit wie auch S. 1 eine Modi» 
fikation der 88 4 und 6, da ja auch 8 6 ſeinem Inhalt nach nur 
eine Erweiterung des 8 4 darſtellt. 


Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 


Zu 3. I. Die im Urteil zitierte Rſpr. des Ach. gipfelt in 
dem Satz, daß durch das MietSchGG. die Kündigung des Vermieters 
grundſätzlich nicht völlig der Bedeutung entkleidet worden ſei, ſon⸗ 
dern lediglich eine Einſchränkung erlitten habe, inſofern als der 
Vermieter gegen den Willen des Mieters keine wirleſame Kündi⸗ 
gung ausſprechen könne. Deshalb kann nach Anſicht des NO. über 
dieſe geſetzliche Einſchränkung des Vermieterkündigungsrechts hin⸗ 
aus der Inhalt des Mietverhältniſſes durch eine Kündigung des Ver⸗ 
mieters erfaßt werden. Dieſer allgemeine Ausſpruch des RG. hat 
eine erheblich größere Tragweite als die Tatbeſtände der zit. RG⸗ 
Entſch. erkennen laſſen und als fie das LG. Stettin, das hieraus nur 
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bisherige Miete, ſondern die angemeſſene Miete zu zahlen hätten. 
Die Unkoſten des Grundſtücks ſeien derartig hoch, daß ſich kein Ver⸗ 
dienſt aus den Mietverträgen ergeben hätten. Sie hätten vielmehr 
Monat für Monat erhebliche Beträge bei dem Grundſtück zuſetzen 
müſſen, namentlich deshalb, weil die Entleerung der Senkgrube un⸗ 
erwartet hohe Koſten verurſacht hätte. Sie will daher ihre geſamten 
Unkoſten zuzüglich einer 9% igen Verzinſung für ihr eigenes Kapital, 
das ſie mit 10 855,97 RA berechnet, auf die Bekl. umlegen und ver⸗ 
langt mit der Klage von den Bekl. zu 1 bis 3 Zahlung von je 
61,07 Kat, von den Bekl. zu 4 Zahlung von 79,44 AM nebſt 7% 
Zinſen ſeit dem 1. Juli 1928 außer den bereits nach Maßgabe der 
Mietverträge zu leiſtenden Zahlungen. 

AG. und LG. haben die Klage abgewieſen. 

Hinſichtlich der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte zur 
Entſch. des vorliegenden Rechtsſtreits beſtehen keine Bedenken. Die 
in ſämtlichen Mietverträgen enthaltene Schiedsgerichtsklauſel bezieht 
ſich lediglich auf den Fall, daß das RMietG. aufgehoben wird. 

Es iſt allerdings richtig, daß das Haus, das erſt i. J. 1926 
fertiggeſtellt iſt, an ſich nicht den Beſtimmungen des Miet. 
unterliegt, da eine dem $ 33 MietSchch. entſprechende Beſtimmung 
im AMiet®. nicht enthalten if. Es fragt ſich, ob hieraus zu fol⸗ 
gern iſt, daß die Kl. berechtigt iſt, die Beſtimmungen der Miet⸗ 
verträge über die Höhe der Mieten zu kündigen. Dieſe Frage iſt 
zu verneinen. Die Entſch. RG. 107, 3004) und 114, 1352) ſowie 
RGWarn. 1922, 146 ergeben nichts für die Anſicht der Kl. Die 
Entſch. RG. 107, 3003) behandelt die Frage, ob der Vermieter trotz 
beſtehenden Mieterſchutzes berechtigt iſt, ein in dem Mietvertrage vor⸗ 
geſehenes Ankaufsrecht des Mieters durch Kündigung zu beſeitigen. 
In dem in RG. 114, 135%) entſchiedenen Falle if die Frage, ob der 
Mieter, der eine Kündigung erhalten hat, auf Feſtſtellung der Un⸗ 
zuläſſigkeit dieſer Kündigung klagen kann, verneint worden, da die 
Kündigung des Vermieters in demſelben Augenblicke in volle Wirk⸗ 
famkeit tritt, in welchem die Mieterſchutzgeſetzgebung, die vom Ge⸗ 
ſetzgeber nur als vorübergehende Notmaßnahme gedacht iſt, auf⸗ 


gehoben wird. Wenn auch eine Kündigung von Neben⸗ 
abreden trotz des Mieterſchutzes allgemein zuläſſig gehalten. 
wird (vgl. Hertel, I, 33, 34; Ebel-Lilienthal S. 69), 


1) JW. 1924, 798. 2) JW. 1927, 577. 
3) JW. 1924, 798. JW. 1927, 577. 


die Kündbarkeit von Nebenabreden entnimmt, ſeinem Spruch 
zugrunde legt. In beiden NG. 107, 300 ff. JW. 1924, 798 und 
114, 135 ff. JW. 1927, 577 entſchiedenen Fällen handelt es ſich 
um eine feſtvereinbarte langere Mietdauer mit der Klauſel, daß, 
falls nicht beſtimmte Zeit vor Ablauf des Mietverhältniſſes „gekün⸗ 
digt“ werde, der Vertrag ſich jeweils um ein Jahr verlängere. Wenn 
hier dann der Vermieter, wie es tatſächlich geſchah, vertragsgemäß 
kündigte, fo bedeutete das, wie auch das RG. dort und in anderen 
Entf. feſtſtellt und allgemein anerkannt üt, keine echte Kündigung 
i. S. § 565 BGB. — denn der Vertrag ſollte ja ohne Kündigung 
bereits ſein Ende finden —, ſondern eine hiervon verſchiedene „Er⸗ 
klärung, daß die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes, der Abſchluß 
eines bereits in Ausſicht genommenen dahingehenden weiteren Ver⸗ 
trags abgelehnt werden“ (RG. 107, 301 — JW. 1924, 798). Über 
die Wirkung einer echten Kündigung wird alſo überhaupt nichts 
ausgeſagt. Dagegen ift in dieſer Hinſicht die Entſch. Warn. 1922, 
145 Nr. 119 von größerem Intereſſe. Hier ſtellt das RG. den Satz 
auf, die durch den Mieterſchutz gehemmte Kündigung des Vermieters 
habe immerhin die Wirkung, daß ein auf beſtimmte Zeit unkünd⸗ 
bares Mietverhältnis in ein ſolches von unbeſtimmter Dauer (ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur durch Kündigung aus wichtigem Grund) umgewandelt 
werde. Das i insbeſ. für die Feſtſetzung des Beendigungszeitpunkts 
im Aufhebungsurteil ($ 5 MietSh6.) von Wichtigkeit. Es iſt alfo 
keineswegs richtig, daß die Beſeitigung weſentlicher Beſtand⸗ 
teile des Vertrags weder in der Rechtslehre noch in der Rſpr. für 
zuläſſig erachtet werde. Die Mietdauervereinbarung dürfte doch wohl 
als „weſentlicher Beſtandteil“ des Vertrags in erſter Linie zu er⸗ 
achten ſein. Auch ich habe mich (Mietrecht S. 248 und JW. 1927, 
579 Anm., dort weitere Literaturangaben) für die Erhaltung der nicht 
durch das MSHG. ausdrücklich beſeitigten Kündigungswirkungen 
ausgeſprochen. Ausnahmebeſtimmungen ſind anerkanntermaßen ein⸗ 
ſchränkend zu interpretieren. Wie das RG. zutreffend ausführt (RG. 
114, 138 JW. 1927, 577), wollte das MietShG. den Mieter 
nur gegen eine tatſächliche Entfernung aus der Wohnung ſichern, 
nicht aber darüber hinaus den Beſtand des einzelnen Mietverhält⸗ 
niſſes auf längere Zeit feſtlegen. Mit einer ſog. Teilkündi⸗ 
gung, die auch ich grundsätzlich mit der herrſchenden Meinung für 
unzuläſſig halte, die aber gleichfalls in der Rſpr. des RG. aner⸗ 
kannt wird (vgl. die Angaben bei Ebel⸗Lilienthal, MietsSchG., 
3. Aufl., S. 44), hat das nichts zu tun. Man verſteht unter Teil⸗ 
kündigung den Verſuch, einen Teil der einheitlich vermieteten Räume 
zu entziehen, alſo quantitative Teilkündigung. Noch weniger 
kann bei der Einheitlichkeit des Vertragsverhältniſſes eine quali⸗ 
tative Teilkündigung denkbar ſein. Aber es iſt zu beachten, daß 
ja bei Tatbeſtänden der vorliegenden Art keine Teilkündigung, ſon⸗ 
dern eine Kündigung des geſamten Mietverhältniſſes ausgeſprochen 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


jo iſt ein Rechtssatz des Inhalts, daß der Vermieter durch die Küu⸗ 
digung trotz des Mieterſchutzes auch weſentliche Beſtandteile 
des Vertrages beſeitigen kann, weder in der Rechtslehre noch in der 
Rſpr. anerkannt. Er würde ſowohl mit dem Weſen des Mieter⸗ 
ſchutzes wie auch mit dem Weſen des Mietvertrages als eines gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages unvereinbar ſein. Die Kl. verkennt, daß zwiſchen 
der Höhe des Mietzinſes und dem Mieterſchutz nicht nur ein wirt⸗ 
ſchaftlicher, ſondern auch ein rechtlicher Zuſammenhang beſteht, 
wie das Vorhandenſein der Vorſchrift des 8 3 MietSchG. beweiſt. 
Wollte man dem Vermieter von Häuſern, die nicht dem RMietG. 
unterliegen, das Recht zugeſtehen, die Höhe der vereinbarten Miete 
auch gegen den Willen des Mieters abzuändern, ſo würde dies zu 
einer völligen Durchlöcherung des Mieterſchutzes führen; denn der 
Vermieter würde dadurch eine Handhabe haben, läſtige Mieter auch 
ohne Vorliegen der Vorausſetzungen der 88 2 u. 4 MietSchch. bae 
durch aus ihren Wohnungen herausbringen, daß er ihnen zunächſt 
die Miete ſteigert und ſodann, wenn ſie nicht in der Lage ſind, die 
geſteigerte Miete zu zahlen, auf Aufhebung des Mietverhältniſſes 
gem. 8 3 MietSch®. klagt. Gerade die wirtſchaftlich ſchwächſten Teile 
der Mieterſchaft würden, wenn die Anſicht der Kl. richtig wäre, auf 
das äußerſte gefährdet werden. Umgekehrt würde die von der Kl. 
vertretene Rechtsanſicht auch zu einer erheblichen Schädigung der 
Vermieter führen konnen. Denn, wenn es richtig wäre, daß der 
Mieterſchutz ſich bei Wohnungen, die nicht dem AMietG. unter⸗ 
liegen, nicht auch auf die Verabredungen der Parteien über die 
Höhe der Miete erſtreckt, wäre nicht einzuſehen, weshalb nicht auch 
der Mieter das Recht haben ſollte, eine ihm zu hoch erſcheinende 
Miete zu kündigen. Daß dies nicht in der Abſicht des Geſetzgebers 
liegen kann, liegt auf der Hand. Der Mieterſchutz erſtreckt ſich alſo 
bei ſolchen Wohnungen, die nicht dem NMietG. unterliegen, auch 
auf die Verabredungen der Parteien über die Höhe der Miete. Wenn 
die nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig gewordenen, mit Hilfe 
öffentlicher Mittel erbauten Wohnungen zwar dem MietschG., aber 
nicht dem NMiet®. unterliegen, fo bedeutet dies in der Hauptſache 
zweierlei: einmal ſind die Parteien bei der Vereinbarung der Miete 
an die Beſtimmungen des RMiet. nicht verbunden, ſodann ift keine 
Partei nach Abſchluß des Vertrages in der Lage, von der einmal 


wird und daß lediglich das Geſetz den Eintritt aller Kündi⸗ 
gungswirkungen nicht geſtattet. 

II. Von dieſer Rechtsgrundlage aus muß die Entſch. des LG. 
als verfehlt bezeichnet werden. Noch weitere Erwägungen ſprechen 
für die gegenteilige Anſicht. Daß Neubauten, für die Hauszinsſteuer⸗ 
darlehen gegeben wurden, nach landesrechtlicher VO. dem Mie Sch. 
unterſtellt find, hat erſt eine Nov. zum MietSch®. v. 24. Dez. 1923 
durch ausdrückliche Beſtimmung Klargeftellt. Man ging in jener 
Einſchränkung des früheren Neubauprivilegs mit Vorbedacht nicht 
weiter als unbedingt erforderlich. Die Kündigungsfreiheit blieb alſo 
bei dieſer geſetzlichen Anderung gleichfalls ſo weit erhalten, als ſie 
nicht ausdrücklich eingeſchränkt wurde. Wenn man andererſeits da⸗ 
von abſah, auch das RMietG. für ſolche Neubauten wieder in Gel⸗ 
tung zu ſetzen, ſo beabſichtigte man damit — abgeſehen von der 
ſpäter eingeführten Miet WuchBeſt. des $ 49a MietSchc h. — der 
Mietpreisbildung völlig freien Raum zu gewähren. Die Freiheit 
der Mietpreisbildung ſollte ſich ſicherlich nicht bloß auf die erſte Ver⸗ 
einbarung beziehen, ſondern auch die Möglichkeit zu entſprechender 
Steigerung unter den allgemeinen im BG. hierfür beſtehenden Vor⸗ 
ausſetzungen eröffnen. Es iſt eine gründliche Verkennung der Grund⸗ 
gedanken des Mieterſchutzes, wenn das LG. dem Vermieter jede 
Steigerung des einmal vereinbarten Mietzinſes verſagen will. Da⸗ 
mit wird alſo die Rechtsſtellung des Vermieters bei Neubauten weit 
unter die des Altraumvermieters herabgedrückt; denn der Neubau⸗ 
vermieter nimmt ja nicht an den Erhöhungen der geſetzlichen Miete 
teil, und es iſt reiner Zufall, daß im vorliegenden Fall die Par⸗ 
teien nicht einen feſten, ſondern einen dem RMietG. angepaßten 
gleitenden Mietzins vereinbart haben. Ein ganz unhaltbares Er⸗ 
gebnis! 

III. Die Einwendungen, die das LG. gegen eine ſolche Folge⸗ 
rung erhebt, ſind belanglos. Es iſt nicht richtig, daß der Vermieter 
durch Mietzinsſteigerungen den dem Mieter zugeſtandenen Mieterſchutz 
illuſoriſch zu machen vermöchte. Einmal ſchützt gegen übermäßige 
Mietſteigerung der 8 49 a MietSch cf., und es iſt bekannt, daß die 
Gerichte Mietſätze über 150% der Friedensmiete in der Regel als 
wucheriſch anſehen. Dann aber hat die Beſeitigung der Mietzins⸗ 
vereinbarung durch Kündigung doch lediglich zur Folge, daß — 
ähnlich wie bei der Aufhebung des RMietGG. für Geſchäftsräume — 
eine nach 88 315, 316 BGB. auszufüllende Vertragslücke entſteht, 
die angemeſſene Miete alſo durch Richterſpruch feſtgeſetzt wird. 
Daß auch der Mieter das Recht hat, eine ihm zu hoch erſcheinende 
Miete zu kündigen, iſt durchaus richtig, verkehrt aber die Folge⸗ 
rung des LG., daß der Mieter trotzdem weiter wohnen bleiben könne. 
Denn die Kündigung des Mieters bann natürlich nicht bloß die 
Beſeitigung einzelner Vertragsbeſtimmungen auslöſen, ſondern, da 
für ſeine Kündigung keine geſetzlichen Beſchränkungen beſtehen, nur 
das Geſamtmietverhältnis zur Auflöſung bringen. 

Prof. Dr. Ruth, Halle. 
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vereinbarten Miete in der Weiſe abzugehen, daß ſie ſich auf die ge⸗ 
ſetzliche Miete beruft. Es bedeutet aber nicht, daß der Vermieter 
oder der Mieter berechtigt iſt, gegen den Willen der anderen Partei 
die vereinbarte Miete zu beſeitigen. Darauf, ob der Magiſtrat ſein 
Einverſtändnis mit einer Anderung der Miete erklärt hat oder nicht, 
Rommt es nicht an; denn die zwiſchen der Kl. und dem Magiſtrat 
eden Vereinbarungen ſind nicht Gegenſtand der Mietverträge 
geworden. 

Die Kl. iſt alſo an die Beſtimmungen der Mietverträge bezüglich 
der Höhe der Miete gebunden. 

(LG. Stettin, Urt. v. 4. März 1929, 3 1 8 736/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kroemer, Stettin. 
* 

Wiesbaden. 


4. In dem Nachverfahren gemäß 8 6 Miet Sch G. er⸗ 
gehenden, die Aufhebung der „Erſatzraumklauſel“ als 
Zwangsvollſtreckungsbeſchränkung ausſprechenden Urteil 
kann eine im Räumungsurteil ſelbſt nicht enthaltene 
„Räumungsfriſtklauſel“ als neue Beſchränkung der 
Zwangsvollſtreckung aufgenommen werden. T) 

Die BeſchwF. hatte gegen den Bekl. unter dem 12. Juli 1928 
ein Mietaufhebungsurteil gemäß § 3 MietSchc. erwirkt, in dem 
die Zwangsvollſtreckung von der Zuſicherung ausreichenden Erſatz⸗ 
raums abhängig gemacht worden war. Nach Rechtskraft dieſes Urt. 
hat fie durch Urt. v. 18. Okt. 1928 gem. 8 6 Abſ. 5 MietSchch. die 
Aufhebung dieſer Beſchränkung mit der Maßgabe erlangt, daß dem 
Bekl. eine Räumungsfriſt bis zum 1. Jan. 1929 gewährt worden iſt. 
Auf den Inhalt dieſer beiden Urt. wird Bezug genommen. 

Nunmehr verlangt die Kl. im Wege der an ſich zuläſſigen, auch 
friſtgemäß eingelegten ſofortigen Beſchwerde die Beſeitigung der 
Räumungsfriſtklauſel, da das zweite Urt. durch dieſe Klauſel „völlig 
illuſoriſch“ werde; auch ſei die Zubilligung einer Räumungsfriſt in 
dem Nachverfahren unzuläſſig, da ſich dieſes Verfahren lediglich mit 
der Erſatzraumklauſel zu befaſſen gehabt habe, weil in dem erſten 
11 109 Ausſpruch über eine Räumungsfriſt überhaupt nicht er⸗ 
folgt ſei. 

Der verfahrensrechtliche Einwand der Beſchw§. geht fehl. 

Der Bell. hat in der ſtreitigen Verhandlung v. 5. Juli aus⸗ 
weislich des Sitzungsprotokolls „die möglichen Schutzanträge“ ge⸗ 
ſtellt, mithin auch den Antrag auf etwaige Gewähr einer Räumungs⸗ 
friſt aus 8721 9989. Sollte er nicht ausdrücklich geſtellt wor⸗ 
den fein, jo war er doch ſtillſchweigend zugleich mit dem Antrag 
auf Bewilligung der Erjagraumklaufel als dem Mehr gegenüber 
dem Weniger geſtellt. Denn bei der herrſchenden Wohnungsnot und 
den beſonderen Bedürfniſſen des Bell. iſt anzunehmen, daß die Er⸗ 
ſatzraumklauſel dem Bekl. eine Schutzfriſt ſichern würde, die an 
Länge eine etwa gewährte Räumungsfriſt zweifellos überſtiegen 
haben würde. 

Das Nachverfahren, das über die Erſatzraumhlauſel zu entſchei⸗ 
den hatte, hat aus dem gleichen Grunde daher mit Recht die Frage 
einer Räumungsfriſt geprüft; denn in dem Antrag des Bell. auf 
Abweiſung des klägeriſchen Anſpruchs liegt zugleich (wiederum nach 
dem obigen Geſichtspunkt) ein Antrag, miudeſtens eine Räumungsfriſt 
zu gewähren. Wenn das Miet Sch. in 8 6 Abf. 5 ſagt, der Vermieter 
„könne die Aufhebung der Beſchränkung verlangen“, fo iſt damit 
noch nicht zum Ausdruck gebracht, daß das Gericht bei Vorliegen 
der entſprechenden Vorausſetzungen des 83 MietSchc. unbedingt 


Zu 4. Die Entſch. beſagt, daß der Richter des Nachver⸗ 
fahrens gemäß 8 6 Schlußabſatz, ſtatt den Erſatzraumausſpruch ganz 
zu ſtreichen, auch eine geminderte Streichung bzw. eine Minderung 
des zuerkannten Erſaßraums vornehmen könne, und daß ein ſolches 
Minus in der Zubilligung einer Räumungsfriſt liege. 

Dieſe Entſch. enthält m. E. zwei Irrtümer. 

1. Einmal iſt unrichtig, daß der Richter des Nachverfahrens auf 
etwas anderes als auf Abweiſung des Antrages oder auf Streichung 
des a e erkennen könne. Der Erſatzraumausſpruch 
kann vielmehr nur bleiben oder fortfallen. Er muß fortfallen, wenn 
die in 8 6 Schlußabſaß genannte Vorausſetzung, nämlich eine neue 
Mietwidrigkeit des Mieters, nachträglich eingetreten iſt. Dann gibt 
es auch keine Berüchſichtigung der Verhältniſſe des Mieters mehr, 
wie im Hauptverfahren nach 8 6 Abſ. 1 (Prüfung, ob unbillige 
Härte), ſondern die Feſtſtellung der neuen Mietwidrigkeit hat auto⸗ 
matiſch die Streichung des Erſatzraumausſpruchs zur Folge. 

2. Unrichtig iſt aber auch, in der Zubilligung einer Räumungs⸗ 
friſt ein Minus gegenüber dem Erſatzraumausſpruch zu ſehen. Ob 
der Mieter durch Zubilligung eines Erſatzraumausſpruchs geſchützt 
wird oder durch Gewährung einer Raumungsfriſt, üt etwas weſentlich 
Verſchiedenes, die Friſt alſo ein aliud, kein minus. Es i aber auch 
gänzlich willkürlich) zu jagen, der Erſatzraumausſpruch wirke ſich 
als eine längere Räumungsfrist aus, als es die eigentliche Räumungs⸗ 
friſt nach 8 5 Abſ. 4 Miet Schch. i. Verb. m. 8 721 ZPO. iſt. Das 
Urt. denkt nur an den Fall, daß ein Erſatzraum vom Wohn A. in Er⸗ 
füllung feiner Pflicht gemäß 8 36 Miet Schch. „zugewieſen“ wird. 
Nach 8 16 Abſ. 1 Saß 3 MietShG. kann aber auch der Voll⸗ 


dem Verlangen nachkommen müſſe; es iſt vielmehr genau ſo in der 
Lage, die Verhältniſſe des Mieters mitzuberückſichtigen, wie in dem 
erſten Verfahren. Allerdings wird in den meiſten Fällen der Mieter 
wegen der Wiederholung ſeines Zahlungsverzugs eine ungünſtige 
Stellung haben, ſo daß dem Vermieter die Fortſetzung des Miet⸗ 
verhältniſſes auf eine völlig unbeſtimmt lange Zeit meiſtens nicht 
zuzumuten ſein wird. Dem Mieter aber eine Kurze Räumungsfriſt 
zu gewähren, iſt das Gericht rechtlich nicht gehindert. 

Im vorliegenden Fall war der Bekl. zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung nur mit einer Monatsrate im Rückſtand und im übrigen 
war er ſeinen Verpflichtungen nachgekommen, wenn auch mit ein⸗ 
monatlichem Verzug und wohl erſt auf Grund der Anhängigmachung 
des Nachverfahrens. Immerhin ift nicht erwieſen, daß in dem Bell. 
ein böswilliger Schuldner zu ſehen iſt, auf den eine Rückſichtnahme 
nicht angebracht erſchiene. Es kommt hinzu, daß im Laufe des erſten 
Verfahrens das Wohlfahrtsamt der BeſchwF. die rückſtändigen Miet⸗ 
beträge gegen Rücknahme der Aufhebungsklage angeboten hat, worauf 
ſich die BeſchwF. indes nicht eingelaſſen hat. Es darf angenommen 
werden, daß der Behl. ſeinen Verpflichtungen im vollen Umfang 
nachzukommen imſtande geweſen wäre, wenn er durch die Über⸗ 
nahme der früheren Schuld durch das Wohlfahrtsamt hätte entlaſtet 
werden können. Die BeſchwF. erſcheint daher nicht frei von eigener 
Schuld an ihrer derzeitigen Nichtbefriedigung. 

Da das Mietſchöffench. mit Recht auf die beſonderen Schwierig⸗ 
Reiten des Bekl., einen Erſatz für ſeine Wohnung, die ihm zugleich 
als Maleratelier dienen muß, hingewieſen hat, kann gegen die Ge⸗ 
währung einer Räumungsfriſt bis Ende des Jahres nichts eingewandt 
werden. 

Die Beſchwerde war daher mit Koſtenfolge aus 8 46 MietSchG., 
897 ZPO. zurückzuweiſen. 

(LG. Wiesbaden, Beſchl. v. 30. Nov. 1928, 5 T (C) 79/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dittmar, Wiesbaden. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
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Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 38, 44 Abſ. 1 Nr. 1, 58 EinkStG. Behandlung 
von Baukoſtenzuſchüſſen der Mieter von Neubauten. T) 

Der BeſchwF. iſt Architekt. Er hat auf einem ihm gehörigen 
Grundſtück zwei Wohnhäufer errichtet und die Wohnungen v. 1. Mai 
1925 an auf zehn Jahre vermietet. Sämtliche Mieter haben ihm 
Bauhoſtenvorſchüſſe geleiſtet. 

Die Vorinſtanz hat dieſen Betrag als Einnahmen aus Ver⸗ 
mielung behandelt. Der BeſchwF. hatte geltend gemacht, daß die 
Koſten von Umbauten, die er auf Wunſch einiger Mieter vorgenom⸗ 
men hat, als Werbungskoſten abzuziehen ſeien und 8 58 EinkSt®. 
anwendbar ſei. In ber Rechtsbeſchwerde hat er ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß die Bauhoſtenzuſchüſſe Darlehen darſtellten, die 


ſtreckungsgläubiger (Vermieter) ſelbſt einen Erſatzraum „anbieten“, 
alſo z. B. den Raum eines tauſchbereiten Mieters. Das kann ſofort 
geſchehen, ohne daß dem Mieter daraus eine Friſt erwächſt, während 
umgekehrt die eigentliche Räumungsfriſt nach der neuen Faſſung des 
95 Abf. 4 Miet Sch. durch eine Nachfriſt bis zu drei Monaten 
verlängert werden kann. 

Raul. Brumby, Berlin. 


Zu 1. Ein Baukoſtenzuſchuß kann bürgerlich⸗rechtlich einer 
verſchiedenen Beurteilung fähig fein. Der NZH. äußert ic darüber 
nicht, geht aber anſcheinend davon aus, daß es ſich um eine Art 
Mietevorauszahlung handelt. Allein damit wird man den Inter⸗ 
eſſen des Vorleiſtenden nicht gerecht. Er ſetzt ſich bei dieſer Auf⸗ 
faſſung nach 8 1124 BGB. der Gefahr der Doppelzahlung aus, 
wenn eine Mietepfändung erfolgt; wird das Haus durch Brand zer⸗ 
ſtört oder tritt ſonſt unverſchuldete Leiſtungsunmöglichkeit für den 
Vermieter ein, ſo beſchränkt ſich ſein Rückgabeanſpruch auf die Be⸗ 
reicherung (8 323 Abſ. 3 BGB.), Folgen, die beide nicht dem mut⸗ 
maßlichen Willen der Parteien entſprechen. Die Konſtruktion einer 
beſchränkt perſönlichen Dienſtbarkeit ſcheitert daran, daß ſie mit 
dem Tode des Berechtigten erliſcht. Man könnte an ein Woh⸗ 
nungsrecht (8 1093 BGB.) denken, allein die Einräumung einer 
vom Eigentümer inſtand zu haltenden Wohnung auf Zeit gegen 
jährliches Entgelt mit Übertragbarkeit der Ausübung auf andere iſt 
kein Wohnrecht, wenn im übrigen das Mietrecht zur Anwendung 
kommen foll (KJ. 27 A, 121). Nimmt man einen Vertrag eigener 
Gattung an — analog der Hingabe eines Kapitals zwecks Erwerbung 
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er im Falle vorzeitiger Löſung der Mietverhältniſſe zurückzahlen 
müſſe, und daß die Beträge deshalb auf zehn Jahre zu verteilen ſeien. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt aus anderen als in der Rechtsbeſchwerde 
angeführten Gründen begründet. 

Zunächſt iſt zweifelhaft, ob überhaupt Einkünfte aus Ver⸗ 
mietung vorliegen. Es iſt die Annahme nicht ausgeſchloſſen, daß die 
Errichtung der Häuſer zum Beruf oder Gewerbe des Steuerpflich⸗ 
tigen zu rechnen iſt. In dieſem Falle wäre er berechtigt, die lang⸗ 
jährigen Mietverträge als eine Laſt zu behandeln, da offenbar die 
Mietzinſen mit Rückſicht auf die Baukoſtenzuſchüſſe niedrig gehalten 
find. Die Laſt wäre entſpr. den Bauhoſtenzuſchüſſen zu bewerten und 
jedes Jahr um 100% zu erniedrigen, und auf dieſe Weiſe würde der 
BeſchwF. ohne weiteres das erreichen, was er in der Rechtsbeſchwerde 
erſtrebt. 

Aber auch wenn das Vorliegen gewerblichen oder beruflichen 
Einkommens abzulehnen iſt, kann die Steuerforderung nicht ganz 
aufrechterhalten werden. Zunächſt ſind Werbungskoſten inſoweit 
anzuerkennen, als der BeſchwF§. auf Verlangen der Mieter Ande⸗ 
rungen an dem fertiggeſtellten Hauſe vorgenommen hat, 
die objektiv eine Verbeſſerung nicht oder nicht in Höhe der Aus⸗ 
gaben darſtellen. Hierzu gehören z. B. die Koſten für Herſtellung einer 
Tür zwiſchen zwei Wohnungen. Dieſe Koſten werden aufgewendet, 
um die betreffenden Wohnungen an beſtimmte Perſonen vermieten 
zu können, ohne daß dem Vermieter ein Mehrwert an dem Haufe 
erwächſt. Denn von anderen ſpäteren Mietern iſt vorausſichtlich 
nicht zu erwarten, daß ſie mit Rückſicht auf die Verbindung zwiſchen 
den beiden Wohnungen einen höheren Mietzins zahlen werden; es 
iſt im Gegenteil wahrſcheinlicher, daß der Vermieter ſpäter gezwungen 
iſt, die Verbindung der Wohnungen zu beſeitigen. Auch ſoweit eine 
Verbeſſerung der Wohnungen verlangt wurde, müſſen Werbungskoften 
inſoweit anerkannt werden, als die Koſten der nachträglichen Ver⸗ 
beſſerung den Betrag überſteigen, der erforderlich geweſen wäre, 
wenn die Anlagen vor Fertigſtellung des Gebäudes gemacht wären. 
Es kommt nicht darauf an, welche Mehrkoſten infolge der Wünſche 
der Mieter gegenüber den urſprünglich in Ausſicht genommenen, 
in dem Vertrage mit der Baufirma feſtgelegten Baukoſten ent⸗ 
ſtanden ſind. Denn ſoweit derartige Koſten während des Baues ent⸗ 
ſtanden find, handelt es ſich lediglich darum, daß der BeſchwF. ein 
in gewiſſer Beziehung anderes Haus errichtete, als er urſprünglich 
beabſichtigte, und dieſe Koſten gehören daher zu den Herſtellungs⸗ 
kojten des tatſächlich aufgeführten Baues. Anders iſt es dagegen, wenn 
eine Anderung des bereits hergeſtellten Baues vorgenommen wurde. 
Es liegt dann nicht anders, als wenn ein Hausbeſitzer ſonſt, um eine 
Wohnung vermieten zu können, Anderungen vornehmen läßt und 
die Koſten ſolcher Anderungen ſind grundſätzlich zu den Werbungs⸗ 


einer zehnjährigen Rente, hier der Mietsminderung —, ſo würden 
ſich z. B. im Falle der Unmöglichkeit oder der Zwangsverſteigerung 
neue Schwierigkeiten ergeben; der Eigentümer würde je nachdem 
auf das den Vorſchuß evtl. erheblich überſteigende Erfüllungsinter⸗ 
eſſe haften oder gar nicht oder nur auf die Bereicherung, während 
doch die Meinung der Parteien dahin geht, daß er nur inſoweit, 
in dieſer Höhe aber auch unbedingt zur Rückzahlung verpflichtet iſt, 
als er den Gebrauch nicht gewährt (8 537 BGB.). Die nächſtliegende, 
auch vom Steuerpflichtigen vertretene Auffaſſung iſt daher die eines 
Darlehens, das alljährlich durch Aufrechnung mit der Minderung 
des Mietzinſes und nur auf dieſe Weiſe zurückzuzahlen iſt. Dann er⸗ 
gibt ſich ſteuerrechtlich das der unbefangenen Betrachtungsweiſe nächſt⸗ 
liegende und natürliche Reſultat: Der Eigentümer hat alljährlich 
nicht bloß die tatſächlich eingenommene geminderte Miete, ſondern 
auch die nicht durch Verrechnung gekürzte höhere Miete zu ver⸗ 
ſteuern, alſo jährlich 10% des Zuſchuſſes, wenn man die Zinſen 
für Vorauszahlung mit dem RF. wegläßt. Bei einem Gewerbe⸗ 
treibenden kommt dann auch der N5H9. zu dieſem Ergebnis, und 
zwar in Übereinſtimmung mit einer ordnungsmäßigen Buchführung. 
Bei Zahlung des Vorſchuſſes wird der Zahlende auf perſönlichem, 
nicht auf Sachkonto erkannt (Bankkonto an K.); alljährlich wird er 
mit 1/10 zugunſten des Mietekontos belaſtet (X. an Mietekonto). Der 
SUS. trägt Bedenken, dieſe Verrechnungsart bei einem Nichtgewerbe⸗ 
treibenden anzuwenden. Er gelangt zu einer Art Kompromißlöſung; 
die Heranziehung zur vollen Steuer empfindet er ofſenſichtlich — 
mit Recht — als ungerecht; er billigt daher die Begünſtigung aus 
§ 58 zu. Der Staat erhält die Steuer zwar ſofort, dafür aber auch 
gemindert. Das Urteil ſieht ſich an der Ausdehnung der für den 
Gewerbetreibenden geltenden Grundſätze durch den $ 11 gehindert. 
Selbſt wenn man aber die für den Steuerpflichtigen ungünſtigſte Aus⸗ 
legung zugrunde legt, alſo den Vorſchuß einfach als Mietsvoraus⸗ 
zahlung anſieht, gilt (Strutz, 8 11 Anm. 9) eine ſolche tatſächliche 
Einnahme nur dann als bezogen, wenn ihr nicht die Verpflichtung 
gegenüberſteht, ſie beim Eintritt oder Nichteintritt beſtimmter Um⸗ 
ſtände zurückzuerſtatten. Das iſt aber hier der Fall, denn der Eigen- 
tümer muß zurückzahlen, wenn die Gebrauchsüberlaſſung wegfällt. 
Dieſer Rechtsſatz if insbeſ. bei Angeſtelltenvorſchüſſen wiederholt an⸗ 
erkaunt; der dieſer Auffaſſung entſprechende $ 11 Abſ. 3 ift (RStBl. 
1928, 93) bereits, und zwar erweiternd auf Agentenvorſchüſſe an⸗ 
gewandt; er iſt eben der Ausdruck eines allgemeineren Prinzips. 
Wenn ein Mieter am 1. Okt. 1928 ein halbes Jahr im voraus be⸗ 
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koſten für die Mieten zu rechnen, ſoweit He nicht den Wert des 
Hauſes dauernd erhöhen. 

Was nun die Baukoſtenzuſchüſſe anlangt, fo kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß es Jb um Entgelt für Überlaffung der Mieträume 
handelt. Nach $ 11 Abſ. 1 werden Einnahmen in dem Steuer⸗ 
abſchnitte ſteuerpflichtig, in dem ſie dem Berechtigten tatſächlich 
zufließen. Es iſt grundſätzlich unerheblich, ob die Einnahmen das 
Entgelt auch für eine Überlaſſung der Mieträume für eine Zeit nach 
dem Ende des Steuerabſchnitts bilden. Es kann auch nicht anerkannt 
werden, daß Mietvorauszahlungen an ſich unter 8 58 EinkSt®. 
fallen. Dagegen iſt eine andere Behandlung geboten, wenn die Vor⸗ 
auszahlungen für einen derartig langen Zeitraum erfolgen, daß 
ſie den Charakter von Mietzahlungen als regelmäßig einlaufender 
Einkünfte verlieren. In einem Falle wie dem vorliegenden liegt 
wirtſchaftlich ein Entgelt dafür vor, daß die Mieter für die Dauer 
von zehn Jahren die Wohnungen zu einem verhältnismäßig ge⸗ 
ringen Mietzins bewohnen können und der Vermieter für zehn 
Jahre gehindert iſt, die Wohnungen durch Vermietung zu einem 
angemeſſenen Mietzins auszunutzen. Unter dieſen Umſtänden erſcheint 
es angemeſſen, in den Bauhoſtenzuſchüſſen Erſatz für entgehende 
Einnahmen zu ſehen und danach auf He 89 44 Nr. 1 und 58 Abſ. 3 
Nr. 2 EinkStG. anzuwenden. Andererſeits find die erwähnten ab⸗ 
zugsfähigen Koſten als Werbungskoſten gerade für dieſe Einkünfte 
zu betrachten, und ſie ſind daher in voller Höhe von ihnen abzu⸗ 
ziehen; eine Verteilung dieſer Koſten auf die Dauer der Mietzeit 
kommt nicht in Frage. 

(Ri., Urt. v. 14. Juni 1928, VI A 650/28.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. 55 Hauszinsſt VO. v. 2. Juli 1926. Wann iſt ein 
Gebäude als Einfamilienhaus und als ausſchließlich vom 
Eigentümer und [einer Familie bewohnt anzufehen? +) 

Es handelt ſich um ein Hausgrundſtück, das vor dem 1. Juli 
1918 bezugsfertig hergeſtellt und in deſſen Erdgeſchoß im Jahre 1924 


zahlt hat, ſo entſpricht es der wirtſchaftlichen Auffaſſung, daß die 
Einnahme nur zur Hälfte i. J. 1928, mit der andern für 1929 
verrechnet wird. Das muß aber auch für die Vorauszahlung durch 
einen Banzuſchuß ebenfalls gelten, ſogar im erhöhten Maßſtabe, 
denn daß die Gebrauchsüberlaſſung in einem halben Jahre wegfällt, 
iſt viel unwahrſcheinlicher als bei zehnjähriger Dauer. Anderer Mei⸗ 
nung it Becker (8 11 Anm. 4 S. 239), und zwar gerade bei Miets⸗ 
vorauszahlungen, trotzdem er anerkennt, daß das zu Härten führen Kann; 
er verweiſt auf § 58 und hält es für vielleicht möglich, die Werbungs⸗ 
koften (auch die Pflicht der Gebrauchsüberlaſſung ?) allerdings entgegen 
dem Wortlaute des § 16 Abſ. 2 für einen längeren Zeitraum als 
ein Jahr abzuziehen. Eine Verſchiebung der Verſteuerung würde feiner 
Anſicht nach z. B. beim Tode des Vermieters zu Schwierigkeiten 
führen. Dieſer Grund dürfte nicht durchſchlagend ſein. Selbſt wenn 
das Haus verkauft wird, würde nach der von mir vertretenen An⸗ 
ſchauung dem Erben alljährlich der Unterſchied zwiſchen der ivick- 
lichen höheren Miete und der vertraglich niedrigeren zufließen und 
zur Tilgung des Vorſchuſſes benutzt werden. Beim Gewerbetreibenden 
ergibt ſich ſogar zwangsläufig der ſteuerpflichtige Gewinn durch Ver⸗ 
minderung der Schuld; bei ihm iſt alſo die von Becker hervor⸗ 
gehobene Schwierigkeit bedeutungslos. Becker kann dann auch 
ſeinen Grundſatz nicht rein durchführen. An einer anderen Stelle 
(S. 236) hält auch er es für unangängig, bei einem nichtbuchführenden 
Landmanne in dem einen Jahre einen großen Gewinn, im folgen⸗ 
den einen großen Verluſt herauszurechnen, wenn er bis zum 30. Juni 
eine Scheune errichtete, die er erſt ſpäter zu bezahlen hatte; er 
verweiſt — allerdings unter Verwahrung gegen eine Verallgemeine⸗ 
rung — auf die eutſprechende Behandlung bei buchführenden Pflich⸗ 
tigen, alſo auf das auch in dieſen Zeilen verfochtene Prinzip. Ein 
Bauzuſchuß kann übrigens auch einen ganz anderen Charakter 
tragen; er wird vor Baubeginn geleiſtet, um Spezialeinrichtungen 
für einen Mieter zu ſchaffen (Laboratorium, Atelier), von denen nicht 
feſtſteht, ob ſie den Wert des Grundſtücks dauernd erhöhen. Dann 
iſt die ſteuerliche Behandlung wieder eine andere. 
Dr. Ernſt Fleck, Hannover. 


Zu 1. Im Rechtsmittelverfahren für die Hauszinsſteuer ſehen 
die unteren Inſtanzen unter dem Vorſitz eines Kataſterbeamten, bei 
denen kein Juriſt mitwirkt, einen Erlaß des Fin Min. faſt wie 
ein Geſetz an. Demgegenüber betont das OVG. fortdauernd, daß 
die Steuergerichte an einen ſolchen Erlaß des Fin Min. nicht ges 
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ein Schaufenſter eingebaut worden iſt. Der durch dieſe Veränderung 
betroffene 17,80 qm große Raum wird von dem BeſchwF. für ein 
Ladengeſchäft benutzt. Im übrigen dient das Haus nur dem Beſchw . 
und feiner Familie als Wohnung. Zur Entſch. ſteht die Frage, ob 
das Haus gem. § 5 HauszinsſtVO. b. 2. Juli 1926 (GS. 213) als 
Einfamilienhaus zu gelten hat, das „ausſchließlich vom Eigen⸗ 
tümer und ſeiner Familie bewohnt“ wird. Das Rechtsmittelverfahren 
bezieht ſich nur auf diejenige Rechtslage, welche durch die Hauszinsſt⸗ 
VO. v. 2. Juli 1926 geſchaffen worden ift. In dieſer hier maß⸗ 
geblichen 1. Faſſung der HauszinsſtVO. findet ſich keine ſolche geſetz⸗ 
liche Auslegungsregel wie im AbGel. v. 27. April 1927 (GS. 61) 
Ziff. 8. Auch ſonſt enthält die HauszinsſtVoO. keinerlei Vorſchrift 
darüber, unter welchen Umſtänden im einzelnen ein Gebäude als 
Einfamilienhaus und als ausſchließlich vom Eigentümer und ſeiner 
Familie bewohnt zu betrachten iſt. Die Materialien zu dieſem Geſetze 
laſſen ebenfalls den Willen des Geſetzgebers in dieſer Hinſicht nicht 
erkennen. Amtlich veröffentlichte Materialien fehlen zur 3. StNotVO. 
v. 28. März 1925 (GS. 42), welche erſtmalig eine Steuervergünſtigung 
für „Wohngrundſtücke, welche ausſchließlich vom Eigentümer bewohnt 
werden“, vorſah. Unter dieſen Umſtänden iſt der § 5 a. a. O. nach 
Wortlaut, erkennbarem Zweck und ſeinem Zuſammenhange mit ande⸗ 
ren Vorschriften, insbeſ. mit dem Grundcharakter der Hauszinsſteuer 
auszulegen. In erſter Linie ſetzt die Steuervergünſtigung voraus, daß 
es ſich um ein Einfamilienhaus handelt, d. h. um ein Gebäude, 
welches nach ſeiner Bauart zur Benutzung nur durch eine Familie 
dauernd beſtimmt iſt. Weitere Voraussetzung für die Ermäßigung iſt, 
daß dieſes Einfamilienhaus ausſchließlich vom Eigentümer 
und ſeiner Familie bewohnt wird. 


Das Wort „ausſchließlich“ bezieht ſich nur auf die Worte „vom 
Eigentümer und ſeiner Familie“, nicht auf „bewohnt“, und hat 
ſomit lediglich den Zweck, die Herabſetzung der Hauszinsſteuer in 
den Fällen nicht zuzulaſſen, in denen außer den genannten noch andere 
Perſonen das Haus bewohnen. Aus dem geſamten Inhalte des 85 
a. a. O. ergibt Yd) aber, daß der Charakter des Hauſes als Wohn⸗ 
haus weſentliche Vorausſetzung für die Herabſetzung der Hauszins⸗ 
ſteuer fein ſoll. Die Vergünſtigung des 9 5 a. a. D. ift daher grund⸗ 
ſätzlich den Eigentümern von Häuſern, welche in der Hauptſache ge⸗ 
werblichen Zwecken dienen, verſagt, und zwar auch dann, wenn ſie 
und ihre Familie die einzigen Bewohner des Hauſes find. Indeſſen 
ſchließt nicht jede gewerbliche Betätigung in einem Gebäude deſſen 
Charakter als Wohnhaus aus. Vielmehr wird ein Einfamilienhaus 
dieſes Charakters nicht entkleidet, wenn der Zweck, dem Eigentümer 
als Wohngelegenheit für ſich und ſeine Familie zu dienen, der über⸗ 
wiegende ift. Dieſe Auslegung entſpricht einer ſtändigen Rſpr. 
des Gerichtshofs, welche bei der Anwendung anderer Vorſchriften, in 
denen eine Steuervergünſtigung von dem Nutzungszwecke des Grund⸗ 
ſtücks abhängig gemacht iſt, dieſen Zweck im Einzelfall als gegeben 
betrachtet, wenn er der überwiegende if. Der Erlaß des Fin Min. 
v. 1. Juli 1925 (KV 2/2919; Fin Min Bl. 103), auf den die Vor⸗ 
inſtanzen ſich ſtützten, und nach dem die Steuervergünſtigung nur 
dann zu gewähren iſt, wenn die von dem Eigentümer gewerblich 
genutzten Räume „im Verhältniſſe zu den Geſamträumen von nur 
untergeordneter Bedeutung“ ſind, bindet die Steuergerichte nicht, be⸗ 
ruht aber auf dem gleichen Gedanken, wenngleich die Faſſung ein 
dem Eigentümer ungünſtiges Ergebnis zu zeitigen geeignet iſt. Der 
Eigenark der Hauszinsſteuer als Realſteuer entſprechend, iſt bei 
Prüfung der Frage, ob der überwiegende Zweck eines zugleich auch 
gewerblich genutzten Wohnhauſes darin beſteht, als Wohnung zu 
dienen, nicht von den perſönlichen Vorteilen auszugehen, die die 
einzelnen verſchiedenen Zwecken dienenden Teile des Gebäudes dem 
gerade in Frage kommenden Eigentümer im Hinblick auf ſeinen per⸗ 
ſönlichen Erwerb und die Wohnbedürfniſſe ſeiner Familie bieten, 
ſondern von dem objektiven Nutzungswerte dieſer Gebäudeteile. Daß 
es, der Realſteuer (Objektſteuer) entſprechend, auch in § 5 a. a. O. 
weſentlich auf objektive Merkmale ankommt, ergeben auch die 


bunden ſind. In unſerem Falle ſagt der Erlaß des Fin Min., daß 
ein Einfamilienhaus nur dann vorliegt, wenn vom Eigentümer 
gewerblich genutzte Räume im Verhältnis zu den Geſamträumen 
von nur untergeordneter Bedeutung ſind. Das OVG. findet dieſe 
Beſtimmung zu eng und entſcheidet nach allgemeinen Rechrsgrund⸗ 
ſätzen die Frage dahin, ob der Wohnzweck oder der gewerbliche 
Zweck der überwiegende iſt. Es liegt nun hier der Fall vor, daß 
ein verhältnismäßig kleiner Laden in einer Villa dem Beſitzer 
derſelben wegen perſönlicher Umſtande außergewöhnliche Vorteile 
bringt. Trotzdem iſt die gewerbliche Benutzung i. S. der Hauszins⸗ 
ſteuer keine überwiegende. Denn dieſe Steuer iſt eine Realſteuer und 
auch die ſonſtigen Vorſchriften über das Einfamilienhaus beruhen 
auf objektiven Merkmalen. Deshalb kommt es hier nicht auf die 
wirtſchaftliche (ſubjektive) Bedeutung des gewerblichen Raumes für 
den jetzigen Eigentümer an, ſondern auf den objektiven Nutzungs⸗ 
wert des kleinen Ladens, der im Verhältnis zu den anderen 
Räumen gering iſt. Man wird dieſer ſcharfſinnigen Erwägung und 
dem Ergebnis der Entſcheidung durchaus zuſtimmen können. 


IR. Dr. Schlichting, Berlin. 


ſonſtigen Beſtimmungen dieſer Befreiungsvorſchrift. Objektiv iſt der 
Begriff des Einfamilienhauſes, ſeine Begrenzung nach der Wohn⸗ 
fläche, die Bedeutung der Zwangseinmietung in § 5 Abſ. 2. Auch die 
durch die GeſNRov. v. 27 April 1927 ſpäter eingefügten Worte („oder 
einzelne Räume.. für gewerbliche Zwecke genutzt“) weiſen auf 
das objektive Raumverhältnis. 


Da der Berufungsausſchuß bei ſeiner ablehnenden Entſch. ledig⸗ 
lich den genannten Miniſterialerlaß und nicht das Geſetz zugrunde 
legte, auch von der wirtſchaftlichen (ſubjektiven) Bedeutung des ge⸗ 
werblichen Raumes für den jetzigen Eigentümer ausging, ſo iſt ſeine 
Entſch. durch rechtsirrige Auffaſſung beeinflußt. Die Vorentſcheidung 
iſt daher aufzuheben und die nicht ſpruchreife Sache zur erneuten 
Entf. an den Berufungsausſchuß zurückzuverweiſen. 


(Pro BGh., 6. Sen., Entſch. v. 27. Nov. 1928, VID 171/28.) 


Bayern. 
gayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 


2. 8 14 Fürs. Es iſt unzuläſſig, von dem Miet⸗ 
aufwand, der durch Kinder in den erſten Lebensjahren 
nicht beeinflußt iſt, einen Teil auf dieſe Kinder behufs 
Geltendmachung eines Erſatzanſpruchs auszuſcheiden. f) 


Der fortlaufende Unterſtützungsaufwand des klagenden Fürſorge⸗ 
verbands beſchränkt ſich auf die Zahlung der Miete für die aus 
1 Zimmer und 1 Küche beſtehenden Wohnung für die hilfsbedürftige 
Familie H. (Vater, Mutter und 2 Kinder im Alter von 1 und 
3 Jahren). Die Hälfte dieſes Mietbetrags wurde als auf die Kinder 
fallend zum Erſaß verlangt. Vorausſetzung für dieſe Erſatzforderung 
iſt, daß tatſächlich ein Aufwand dem Erſatz fordernden Fürſorge⸗ 
verband erwachſen iſt. Das iſt hier bezüglich der beiden Kinder nicht 
der Fall. Die Höhe des Mietpreiſes richtet ſich regelmäßig nicht nach 
der Größe der Familie, ſondern nach der Größe und Beſchaffenheit 
der Wohnung, die mit 1 Zimmer und 1 Küche regelmäßig an der 
unterſten Grenze des Bedürfniſſes für ein Ehepaar ſteht. Es geht 
daher nicht an, von dem Mietaufwande, der durch die in den erſten 
Lebensjahren ſtehenden Kinder nicht beeinflußt iſt und nach der Lage 
der Verhältniſſe nicht beeinflußt ſein Konnte, einen Teil auf dieſe 
Kinder auszuſcheiden (vgl. auch BAY. 62, 30). Die Kinder hatten 
Unterkunft bei ihrem Vater. Für ſie hätte die öffentliche Fürſorge 
weder mittelbar noch unmittelbar Fürſorge zu gewähren oder hier⸗ 
wegen Mittel aufzuwenden. Ein Erſatzanſpruch wegen eines ſonach 
nicht entſtandenen Aufwands für die Kinder kann deshalb auch nicht 
geltend gemacht werden. 


(Bay Gp., 3. Sen., Entſch. v. 12. Nov. 1928, Nr. 189/27.) 


Zu 2. Während das frühere Armenfürſorgerecht nach dem 
UWG. auf dem Grundſatz der ſog. Familieneinheit aufgebaut 
war, wonach ſtets das Familienhaupt und nur dieſes als unterſtützt 
galt, wenn tatſächlich auch nur ein Familienmitglied hilfsbedürftig 
geworden und unterſtützt worden war, hat das jetzige Fürſorgerecht 
dieſen Grundſatz bewußt aufgegeben bzw. in 87 Abf. 3 RFürſVO. 
nur in ganz beſchränktem Umfang beibehalten. Die Folge iſt 
davon, daß, wenn ein nur vorläufig unterſtützungspflichtiger 
Fürſorgeverband eine ganze Familie unterſtützt und dann vom 
endgültig verpflichteten Verband gemäß 814 RFürſso. Erfah 
der Koſten verlangen will, er für jedes einzelne Familienglied be⸗ 
ſonders feſtſtellen und nachweiſen muß, welcher Teil der Koſten auf 
jedes einzelne Familienglied fällt, das wenigſtens dann, wenn für 
die verſchiedenen Familienmitglieder verſchiedene Bezirksfürſorge⸗ 
verbände als endgültig verpflichtete Verbande zum Koſtenerſatz heran⸗ 
gezogen werden ſollen. Ein ſolcher Fall war hier gegeben. Eine aus 
den beiden Eltern und zwei Kindern beſtehende Familie war hilfs⸗ 
bedürftig geworden und durch Zahlung der Miete für die kleine 
Familienwohnung unterſtützt worden. Der unterſtützende Verband 
war nur bezüglich der Eltern endgültig unterſtützungspflichtig ge⸗ 
weſen, bezüglich der Kinder war es ein anderer Verband — 
vielleicht auf Grund der 888 oder 9 RFürſ Vo. Von letzterem 
wurde darum der auf die Kinder entfallende Anteil an der ge⸗ 
währten Mietunterſtützung, und zwar grundſätzlich mit Recht, als 
Erſatz gefordert. Der klagende Verband rechnete die Hälfte der 
Mietunkerſtützung als für die Kinder geleiſtet an und forderte dieſe 
zurück. Der VGH. hielt das nicht für begründet. Er erwog, daß 
die Eltern, auch wenn die Kinder nicht bei ihnen gewohnt hätten, 
die gleiche kleine Wohnung für ſich ſelbſt nötig gehabt hätten, daß 
alſo durch die Aufnahme der Kinder in die Wohnung dem klagenden 
Verbande gar keine beſonderen Koſten entſtanden ſeien, und er des⸗ 
halb, obwohl er den au ſich hilfsbedürftigen Kindern Unterkunft 
(nach 8 6 Reichsgrundſätze) gewährt habe, tatſächlich doch Reinen 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Horch, Mainz. 


3. Die Länder ſind bei der Erhebung der Hauszins⸗ 
ſteuer nicht ſtreng an die Sätze des $ 3 Abſ. 3 GeldEntw- 
AusglG. gebunden. Sie können namentlich auch die Be- 
ſteuerung nach dem Friedenswert des Grundſtücks ſelbſt 
vornehmen. +T 


Kl. hat gegen ſeine Heranziehung zur Sonderſteuer vom be⸗ 
bauten Grundbeſitz (Hauszinsſteuer) auf Grund der HeſſoO. v. 
10. März 1926 (RegBl. 675 ff.) Einſpruch mit der Begründung er⸗ 
hoben, daß die VO. gegen das Reichsrecht verſtoße. Nachdem der 
BGH. zunächſt dargelegt hat, daß die VO. als ſolche aus den in 
feinem Urt. v. 22. Okt. 1927 (JW. 1928, 10119) dargelegten 
Gründen rechtsgültig ſei, fahren die Urteilsgründe fort: ä 

Unabhängig hiervon bedarf die materielle Rechtsgültigkeit der 
einzelnen Beſtimmung der BD. einer Nachprüfung, die in der 
früheren Entſch. mit Rückſicht darauf nicht notwendig war, daß es 
ſich dort um belaſteten Grundbeſitz handelt, während die Kl. in 
erſter Linie rügt, daß unbelaſtete Grundſtücke nur nach den Sätzen 
des RG. zu belaſten ſeien. 

Die Ausführungen der Kl. zur Frage der Bevorzugung unbelaſteter 
Grundſtücke und der Beſchränkung der Belaſtung auf nicht mehr als 
20% der Friedensmiete ſind zweifellos wichtige geſetzgeberiſche Ge⸗ 
danken, die auch in 84 Abſ. III RGeſ. v. 10. Aug. 1925/1. Juni 
1926 (RG Bl. 1926, 253) als grundſätzliche Beſtimmungen ihren ge⸗ 
ſetzlichen Niederſchlag gefunden haben. Aber dieſe Vorſchriften haben 
eine ſehr erhebliche Abſchwächung am Schluſſe der Vorſchrift gefunden. 


Mehraufwand gehabt habe, der ihn zur Erſatzforderung nach 8 14 
RFürſVoO. berechtige. Gegen dieſe, mehr auf tatſächlicher Würdigung 
der Verhältniſſe beruhende, Entſch. wird ſich auch auf Grund der 
dargelegten neuen Rechtslage bezüglich der Familienunterſtützung 


nichts einwenden laſſen. 
Geh. IR. Diefenbach, Heidelberg. 


Zu 3. Die rechtlichen Ausführungen der Entſch. ſind zutreffend. 
Denn das RGeſ. v. 1. Juni 1926 läßt den Landern bei der Be⸗ 
ſtimmung der Hauszinsſteuer einen ſo weiten Spielraum, daß einem 
Landesgeſetz ein Verſtoß gegen die reichsgeſetzliche Beſtimmung nie⸗ 
mals nachzuweiſen ſein wird. 


Daß das heſſ. Geſ. hier zu einer ganz ungerechten und über⸗ 


Das Ref. ſchreibt zwar vor, daß die Sondergebäudeſteuer bei 
unbelaſtetem Grundbeſitz nicht mehr als 10% der Friedensmiete be⸗ 
tragen ſoll, und ſteigert die Steuerſätze bis zu 25%0 bei einer Be⸗ 
laſtung bis zu 30%, aber es läßt zu, daß die Länder dieſe Sätze 
zum Zwecke der Ausgleichung aueinander oder an die allgemeinen 
Sätze erhöhen oder herabſetzen konnen. Damit iſt den Geſetzgebern der 
Länder ein ſehr weiter Spielraum gegeben, dem Grenzen zu ziehen 
ſehr ſchwer ſein dürfte. Sicher iſt aber ſo viel, daß die Zuſammen⸗ 
fe der Stufen von 0—200% keinen Widerſpruch gegen das Geſ. 
enthält. 

Ebenſo läßt das RGeſ. a. a. O. zu, daß die Steuer nicht 
von der Friedensmiete berechnet zu werden braucht, ſondern daß 
an Stelle des Hundertſatzes der Friedensmiete ein entſprechen⸗ 
der, von dem Lande zu beſtimmender Teil des nach dem Landes⸗ 
geſetz für die Beſteuerung maßgebenden Wertes treten kann. Heſſen 
beſteuert nach dem Friedenswert des Grundſtücks und erhebt 10% 
davon. 

Bei Beurteilung der Frage, was „enkſprechend“ i. S. der Vo. 
iſt, dürfen natürlich nur die Normalfälle herangezogen werden, nicht 
ſolche, wie der hier vorliegende. Das Haus ſelbſt hat nur ein Miet⸗ 
erträgnis von 3500 ZA zum Anweſen gehört aber ein großer 
Ziergarten, der mit dem Hauſe ein wirtſchaftliches Ganzes bildet 
und deshalb die Steuerlaſt mittragen muß. Hätte das Haus einen 
normalen Mietertrag mit rund 7000 AM bei 5% Verzinſung, dann 
würde loo mit 1450 AM etwa 2000 der Friedensmiete betragen, 
alſo im Rahmen des NGef. bleiben. Aber die hier ſchon vorliegende 
kleine Überſchreitung, wie auch andere werden wieder gedeckt durch 
die oben erwähnte Beſtimmung, wonach Erhöhungen zum Zwecke 
der Angleichung an die allgemeinen Sätze (der Sonderſteuer) zu⸗ 
läffig find. 

(Heſſ§GH., Urt. v. 17. Nov. 1928, Nr. VGH 32/28.) 


mäßigen Beſteuerung führt, will das OLG. mit dem Vorliegen eines 
außergewöhnlichen Falles erklären. Dies iſt nicht zutreffend, wie 
ein Vergleich mit dem Preuß. Geſ. zeigt. Dort iſt dem Grund⸗ 
gedanken, daß nur der bebaute Grundbeſitz zu den Koſten der Neu⸗ 
bauten beitragen ſoll, dadurch Rechnung getragen, daß nur Haus 
und Hof, nicht aber der Garten Gegenſtand der Hauszinsſteuer 
iſt. Selbſt wenn man aber den Garten hinzurechnete, würde bei einer 
Beſteuerung auf der Grundlage der Miete ein richtigeres Ergebnis 
erzielt werden, weil der Mietzins einer Villa ſich nur wenig erhöht, 
wenn ſie ſtatt in einem kleinen in einem großen Ziergarten liegt. 
Der Fall zeigt die Notwendigkeit des jetzt geplanten Ref., 
das aber dann auch Sicherheit für eine gleichmäßige Beſteuerung 


bieten muß. 
IR. Schlichting, Berlin, 


Kechtsentſcheide in Altenteils⸗, Miet⸗ und Pachtſchutzſachen. 


Bearbeitet von Kammergerichtsrat Dr. Günther, Berlin. 
(Fortſetzung von IW. 1924, 877, 2100; 1925, 857, 1178, 2293; 1926, 1080; 1927, 612, 1962; 1928, 2582. Abgeſchloſſen am 18. Juni 1929.) 


Vorbemerkung. 


I. Es ſind die Abkürzungen des Abkürzungsverzeichniſſes von 
Magnus und Maas, insbeſ. folgende verwendet: 


Agrar. = Zeitſchrift für Agrar⸗ und Waſſerrecht. 

A ˖DMietg. = Allgemeine Deutſche Mieterzeitung. 

DMietSch. — Deutſcher Mieterſchutz, Organ des Reichsverbandes 
der Mieter gewerblicher Räume. 

DHausbg. = Deutſche Hausbeſitzerzeitung. 

DWohnArch. = Veutihes Wohnungsarchiv. 

EA. = Einigungsanıt (Deutſches Mietrecht). 

GrundE. = Grundeigentum. 

GrundſtWarte = Grundſtückswarte. 

Hertel = Hertel, Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft. 

Heiifipr. = Heffiiche Rechtſprechung, 

er = Höchſtrichterliche Rechtſprechung (Beilage der Jur⸗ 

dſch.). 


Jurgdſch. = Juriſtiſche Rundſchau. 

KOE. — Entſcheidungen des Kammergerichts in Miet⸗ und Pacht⸗ 
ſchutzſachen uſw., Ergänzungsband zum Jahrb. für Entſch. in 
be u oq der freiw. Gerichtsbarkeit und des Grundbuch⸗ 
rechts. 

MietBeiſ. = Der Mietbeiſitzer. Monatsbeilage des MitteilBl. 

MietGer. = Das Mietgericht. 

8 — Mitteilungsblatt des Reichsbundes Deutſcher Mieter 
e. V. 


Pächtg. = Der landwirtſchaftliche Pachtbetrieb. 

NE. —Rechtsentſcheid. 

RVerwBl. — Reichsverwaltungsblatt. 

Salzmg. = Allgemeine Deutſche Haus⸗ und Grundbeſitzerzeitung 
(Salzmannſche Zeitung). 

StaatsusVerw. — Staats- und Selbstverwaltung. 

VDW. — Kommunale Vereinigung für Wohnungsweſen (Ver⸗ 
einigung Deutſcher Wohnungsämter). Hefte 5, 7, 9. Gut⸗ 
Stümper⸗Zormaier, Sammlung wichtiger Entſcheidungen 
zum Wohnungs⸗ und Mietweſen. 

Verp. = Der Verpächter, Zeitſchrift des Reichsſchutzbundes land⸗ 
wirtſchaftlicher Verpächter und Grundeigentümer. 

Wagemann⸗Marwitz, Die Preußiſche Pachtſchußordnung, 4. Aufl. 


II. Die in der Zuſammenſtellung bisher berückſichtigten 
RE. uſw. find auch an folgenden Stellen abgedruckt (hier ge⸗ 
ordnet nach der laufenden Nummer der Zufammenftellung): 
318. Wagemann⸗Marwitz 339. 
458. Wagemann⸗Marwitz 340. 
462. Wagemann⸗Marwißz 340. 
464. Wagemann⸗Marwitz 343. 
466. Wagemann⸗Marwitz 343. 
467. Wagemann⸗Marwitz 340. 
470. VDW. 9, 2397. 
473. VDW. 9, 2470. 
483. Wagemann⸗Marwitz 347. 
508. VDW. 9, 2098. 


58. 


547. 
548. 
580. 
612, 
617. 
618. 
621, 
623. 
626. 
627. 
629. 
630. 
632. 
636. 
637. 
638. 
639. 
641. 
647. 
648. 
649. 
650. 
651. 
652. 
654. 
655. 
656. 
657. 
658. 
660. 
661. 
662. 
665. 
668. 
669. 
670. 
672. 
675. 
676. 
678. 
681. 
682. 
683. 


687. 


688. 
691. 
692. 
694. 
696, 
699. 
703 
709. 
710. 
713. 
718. 
719. 
720. 
721. 
722. 
723. 
724. 


S 


725. 
726. 


727. 
728. 


729. 
730. 
731. 


732. 
733. 


734. 


735. 
736. 
737. 


738, 
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VDW. 9, 2520. 

VW. 9, 2466. 

VDW. 9, 1748. 

613. Wagemann⸗Marwitz 346. 
Wagemann⸗Marwitz 345. 
Wagemann⸗Marwiß 345. 

622. Wagemann⸗Marwitz 344. 
Wagemann⸗Marwitz 344. 
Wagemann⸗Marwitz 347. 
Wagemann⸗Marwitz 344. 
Wagemann⸗Marwitz 345. 
Wagemann⸗Marwitz 347. 
BTW. 9, 2498. 

VDW. 9, 2419. 

VDW. 9, 2189, 2461. 

VDW. 9, 2488. 

VW. 9, 2433. 

VDW. 9, 2436, 2474, 2576. 
VDW. 9, 2160. 

VDW. 9, 2157, 2212. 

VDW. 9, 2146. 

VDW. 9, 2158. 

VDW. 9, 2160. 

Grund®. 1928, 935; VDW. 9, 2133. 
VDW. 9, 2188. 

VDW. 9, 2193. 

VDW. 9, 2200. 

VBDW. 9, 2157, 2212. 

VDW. 9, 2232; JW. 1928, 2787. 
VDW. 9, 2326. 

VDW. 9, 2222. 

JW. 1928, 2553; VDW. 9, 1985, 2218. 
VW. 9, 2238. 

VDW. 9, 2276. 

VDW. 9, 2225. 


9, 1978. 

9, 2377, 2394, 2584. 

9, 2436, 2474, 2576. 

9, 1783, 2543. 

9, 2528. 

W. 9, 1805. 

698. VDW. 9, 1777, 1782, 2290. 

VDW. 9, 2285, 2286, 2298. 

704. VDW. 9, 1777, 1782, 2290. 

VDW. 9, 1794. 

VDW. 9, 1833, 1834. 

VDW. 9, 1808. 

Wagemann⸗Marwitz 349. 

Wagemann⸗Marwitz 348. 

GW. 1928, 301; VDW. 9, 2372. 

HefiNfpr. 1928, 143; VDW. 9, 2381. 

JW. 1928, 2562; VDW. 9, 2388. 

VDW. 9, 2497. 

KE. 8, 45; Heſſaſpr. 1928, 279; JW. 1928, 2543; DWohn⸗ 
Arch. 1928, 428; Grunde. 1928, 1092; VDW. 9, 2415. 
VDW. 9, 2229, 2421. 

KG. 8, 80; JW. 1928, 2150; MietGer. 1928, 137; EA. 
1928, 732; VDW. 9, 2450; Jurgtdſch. 1928, 1985. 

VDW. 9, 2452. 

KGE. 8, 83; JW. 1928, 1815; Jurgdſch. 1928, 1815; Heſſ⸗ 
Rſpr. 1928, 145; VDW. 9, 2418. 
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828. VDW. 9, 2305. 

829. VDW. 9, 2298. 

831. JW. 1928, 2566; KGBl. 1928, 106; BDW. 9, 2589. 

832. GW. 1928, 364; VDW. 9, 2585. 

833. VDW. 9, 2587. 

834. JW. 1928, 2566; VDW. 9, 2588. 

835. VDW. 9, 1784, 2295. 

836. KG. 8, 43; JW. 1928, 2558; Grunde. 1928, 1094; Jur⸗ 
Roſch 1928, 1988; VDW. 9, 1774, 2313. 

839. s 21; KGBl. 1929, 45; JurRdſch. 1928, 1599; VDW. 
840. &@@&.8, 13; JW. 1928, 2559; PrVeriwBdl. 49, 854; DWohn⸗ 
Arch. 1928, 429; Jurgdſch. 1928, 1889; VDW. 9, 1820. 

841. Agrar. 10, 261; Wagemann⸗Marwitz 351. 

842. Agrar. 11, 169; DHausbg. 1928, 222; Wagemann⸗Mar⸗ 
witz 350. 

844. Agrarg. 10, 258; DHausbg. 1928, 221; PrVerwBl. 49, 1015; 
Wagemann⸗Marwitz 349. 

845. Agrarg. 10, 260; DHausbg. 1928, 222; 

witz 349. 
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Bl. 49, 1029, 
I. Altenteilsſachen. 


Neue RE. in Altenteilsſachen find ſeit der letzten Veröffent⸗ 
lichung nicht ergangen. 


II. Mietſachen. 


A. Reichsrecht. 


1. Reichsmietengeſetz. 

848. 88 1, 19 NMietb. 

Haben die Beteiligten einen Mietzins nicht nur unmittelbar als 
Entgelt für die überlaſſung der Mieträume, ſondern zu einem er⸗ 
heblichen Teil als Entſchädigung für die Aufgabe des Gewerbe⸗ 
betriebes vereinbart, den der Vermieter bisher ſelbſt in den 
Räumen unterhielt, alſo für die Freimachung der Räume, ſo be⸗ 
ſteht trotzdem nach Einführung der geſetzlichen Miete für den 
Mieter nur die Verpflichtung zur Zahlung der geſetzlichen Miete. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 20. Dez. 1928, 17 U 1028/28 
(KGBl. 1929, 33; CA. 1929, 792; Mieter. 1929, 32; Salzmg. 
1929, 267; GrundſtWarte 1929, 83; Grunde. 1929, 315). 

849. 8 1 RMietG.; 8 7 PrMietszVO. 

Die Entſch. darüber, ob der Mieter ſeiner Pflicht zur Aus⸗ 
führung von Schönheitsreparaturen nachgekommen iſt, hat das 
ordentliche Gericht zu treffen. Das MEN. iſt nur zuſtändig für 
den Streit, ob der Mieter weiterhin 4% von der geſetzlichen 
Miete kürzen darf. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 17. Okt. 1927, 17 U 6484/27 (JW. 
1928, 732; VDW. 9, 2505). 

850. 8 1 NMiet®. 

Für den Streit, ob der Vermieter das Waſſergeld umzulegen 
berechtigt iſt, iſt nicht das ordentliche Gericht, ſondern das MEN. 
zuſtändig. 

Beſchl. des 17. ZivSen. v. 31. Okt. 1928, 17 W 9791/28 
(Miet®er. 1929, 16; EA. 1929, 778; Grunde. 1929, 97, 374). 

851. 8 1 Miet. 

Das MEN. iſt zur Entſch. darüber zuſtändig, ob die geſetzliche 
Miete zu ermäßigen iſt, weil der Vermieter zur Hauszinsſteuer 
nicht zu veranlagen iſt. 

RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 75/28 (EA. 1928, 766; Mieter. 
1928, 210; DWohnArch. 1929, 77; Grunde. 1929, 212; KE. 8, 
77; Höchſthigſpr. 1929 Nr. 503; RVerwpl. 50, 340: Salzmz. 1929, 
588; Hertel 5 A, 451). 

852. 88 1, 12 RMiet. 

Hat während des Heizjahres ein Wechſel in der Perſon des 
Mieters ſtattgefunden, fo hat das MEN. darüber zu entſcheiden, 
welcher Teil der Koſten für Heizſtoffe auf die Mietzeit des ein⸗ 
zelnen Mieters entfällt. Dieſer Teil iſt nach dem tatſächlichen Ver⸗ 
brauch zu berechnen. 

RE. v. 3. Nov. 1928, 17 J 73/28 (KGE. 8, 132; Mietcger. 
1928, 191; EA. 1928, 754; Grund. 1929, 121; K Bl. 1929, 21; 
HöchſthRſpr. 1929 Nr. 504; Hertel 5 A, 450). 

853. 8 1 NMiet®. 

Vgl. unten Nr. 869, 873, 961. 


Wagemann⸗Mar⸗ 


847. 


854. 8 2 Miet. 

Die Vereinbarung einer höheren Friedensmiete kann darin 
liegen, daß der Mieter, dem der Vermieter eine höhere Friedens⸗ 
miete als künftige Zahlungsgrundlage vorſchlägt, den Vorſchlag 
durch vorbehaltloſe Zahlung annimmt. Vorausſetzung iſt jedoch, 
daß der Mieter den Vorſchlag als ſolchen erkennt oder hätte er⸗ 
kennen müſſen. Keine Vereinbarung liegt vor, wenn der Mieter 
die höhere Friedensmiete irrtümlich für die wahre hält. 

Urt. des 16. ZivSen. v. 30. April 1927, 16 U 13119/26 (JW. 
1928, 524; VDW. 9, 2369; Hertel 5 C, 105). 


855. 82 MietG.; § 44 MietSchG. 

Hat das MEN. in einem Verfahren auf Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete die Friedensmiete endgültig feſtgeſtellt, ſo kann ein 
Antrag auf Feſtſetzung nicht auf Gründe geſtützt werden, die der 
Antragſteller im früheren Verfahren vorgebracht hat oder vor⸗ 
bringen konnte. 


NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 66/28 (RIES, 170; Mieter. 
1928, 171; EA. 1928, 745; DWohnArch. 1928, 522; HöchſtR⸗ 
Rſpr. 1928 Nr. 2285; Grunde. 1928, 1507; MietBeif. 1925, 5; 
KGB. 1929, 68; VDW. 9, 2471; Hertel 5A, 442). 


856. § 2 Miet. 

Iſt während des Verfahrens zur Feſtſtellung oder Feſtſetzung 
der Friedensmiete das vermietete Grundſtück veräußert worden 
und der Erwerber gem. 8 571 Abſ. 1 BGB. in die Rechte und 
Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis eingetreten, ſo wird die 
Parteiſtellung des Veräußerers und ſeine Befugnis zur Rechts⸗ 
beſchwerde nicht ſchon durch den Eintritt des Erwerbers in das 
Verfahren beſeitigt. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 1 56/28 (KGE. 8, 84; Mieter. 
1928, 171; EA. 1928, 746; DWohnArch. 1928, 521; HöchſtRqgſpr. 
1928 Nr. 2284; Grund. 1928, 1506; &@[ 1929, 67; VDW. 9, 
2216; Hertel 5A, 437). 

857. 8 2 Miet. 

Die RE. v. 8. Mai 1924, 17 1 19/24 (oben Nr. 2), und v. 
3. Okt. 1927, 171 62/27 (oben Nr. 725), betr. die Bedeutung 
eines Hausgartens für die Friedensmiete, werden aufrechterhalten. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 91/28 (KGE. 8, 101; Mieter. 
1929, 13; EA. 1929, 773; DWohnArch. 1929, 174; Grunde. 1929, 
612; HöchſtaiRſpr. 1929, 914; Hertel 5A, 470). 

858. 8 2 NMiet®. 

Als Friedensmiete für eine Wohnung, die am 1. Juli 1914 zu⸗ 
ſammen mit einem Garten vermietet war, iſt der ortsübliche Miet⸗ 
zins feſtzuſetzen, auch wenn er höher ift als der Mietzins, der 
am 1. Juli 1914 für die Wohnung mit Garten vereinbart war. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 6/29 (EA. 1929, 800; Mieter. 
1929, 48; Grund. 1929, 376; Hertel 6A, 497). 

859. 88 2, 16 Miet. 

Bezieht ſich ein Mietverhältnis nach dem Sachvortrag des An⸗ 
tragſtellers auf Räume, die teils vor, teils nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden find, jo hat das MEN. die Friedensmiete 
für das ganze Mietverhältnis feſtzuſetzen und auf einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag auch die Friedensmiete für die vor dem 1. Juli 
1918 bezugsfertig gewordenen Räume allein feſtzuſtellen oder feſt⸗ 
zuſetzen. 

NE. v. 1. Dez. 1918, 17 Y 76/28 (KE. 8, 98; Mietcher. 
1929, 13; EA. 1929, 774; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 613; Grunde. 
1929, 610; Hertel 5 A, 462). 

860. $ 2 MietG.; 8 4 Prock VO. I. 

Sind Wohn⸗ und Geſchäftsräume nach der Rechtsauffaſſung des 
Antragſtellers wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges zu⸗ 
gleich vermietet (8 4 Abſ. 2 PrLockV O. v. 11. Nov. 1926), ſo hat 
das MEA. die Friedensmiete für beide Raumarten zuſammen und 
auf einen entſprechenden Antrag auch für jede Raumart geſondert 
feſtzuſtellen oder feſtzuſetzen. 

RE. v. 16. März 1929, 17 Y 14/29 (Mietcher. 1929, 80; EA. 
1929, 833; MietBeif. 1929, 7; GW. 1929, 163; Hertel 6 A, 505). 

861. 8 2 Miet. 

Sind mehrere Gebäude durch einen einheitlichen Vertrag ver⸗ 
mietet, fo ift bei Feſtſetzung der Friedensmiete der ortsübliche Miet⸗ 
zins für die Geſamtheit der Gebäude zu ermitteln. 

RE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 71/28 (KGE. 8, 89; KGB. 1929, 
20; Mietßer. 1928, 190; EA. 1928, 753; Grunde. 1928, 1481; 
DWohnArch. 1929, 77; Höchſtgigſpr. 1929 Nr. 505; VDW. 9, 2422; 
Hertel 5 A, 445). 


862. 8 2 Mieth. 


Der Umſtand allein, daß die Räume des Mieters am 1. Juli 
1914 an den damaligen Mieter zwar in demſelben Umfange, aber 
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auf Grund mehrerer Verträge von demſelben Vermieter ver⸗ 
mietet waren, rechtfertigt nicht die Feſtſetzung der Friedensmiete. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 32/29. 

863. 82 Miet. 

Ein Grund zur Feſtſetzung der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 4 
RMietch. kann ſchon dadurch gegeben fein, daß ein einziges m= 
duſtrielles Unternehmen errichtet worden iſt und das Beſtehen 
dieſes Unternehmens am 1. Juli 1914 die Höhe des Miet⸗ 
zinles beeinflußt haben würde. Dabei ift es ohne Bedeutung, ob 
die Entwicklung der Gegend von der in entſprechenden Stadt⸗ 
bezirken abweicht. 

NE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 49/28 (KG. 8, 95; JW. 1928, 
2540; MietGer. 1928, 138; EA. 1928, 717; HöhtNNIpr. 1928 
Nr. 2094; VDW. 9, 2481; Hertel 5A, 430). 

864. 8 2 NMiet®. 

Liegen die Vorausſetzungen für die Neufeſtſetzung der Friedens⸗ 
miete vor, jo kann das MEN. die Friedensmiete, obwohl der 
Antrag vom Vermieter geſtellt iſt, niedriger feſtſetzen, als ſie 
bisher war. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 104/28 (KE. 8, 109; MietGer. 
1929, 13; EA. 1929, 773; MietBeif. 1929, 1; Grunde. 1929, 
612; HöchſtaRſpr. 1929, 915; Hertel 5 A, 477). 

865. 8 2 Miet. 

Erfolgt die Feſtſetzung der Friedensmiete aus einem nach dem 
1. Juli 1922 eingetretenen Grunde, fo hat das MEN. den Zeit⸗ 
punkt anzugeben, in dem dieſer Grund eingetreten iſt. 

NE. v. 3. Juli 1928, 17Y 59/28 (KGE. 8, 105; Mieter. 
1928, 138; EA. 1928, 717; GrundſtWarte 1928, 383; Höchſtot⸗ 
Rſpr. 1928 Nr. 2093; VDW. 9, 2459; Hertel 5A, 436). 

866. 82 NMietb. 

1. Bei Feſtſetzung der Friedensmiete für Räume, an denen 
nach der Feſtigung der deutſchen Währung bauliche Veränderungen 
vorgenommen worden find (8 2 Abſ. 4 NMietb.), ſind die gegen 
die Vorkriegszeit erhöhten Baukoſten dieſer Veränderungen in 
Höhe ihres Reichsmarkbetrages gegenüber dem Markbetrage der 
Vorkriegszeit zu berückſichtigen. 

2. Die Berückſichtigung erhöhter Baukoſten (8 2 Abſ. 4 NMietb.) 
kann nur zur Erhöhung der Friedensmiete, nicht zur Feſtſetzung 
unveränderlicher Zuſchläge zur Friedensmiete führen. 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 39/29. 

867. 8 2 Miet. 

Hat das MEN. auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften den 
ortsüblichen Mietzins feſtgeſetzt (8 2 Abſ. 6 Miet. ), ſo iſt 
auf Antrag die Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 3 NMietch. feſt⸗ 
zuftellen, wenn nicht ein Grund zur Feſtſetzung nach 8 2 Abſ. 4 
vorliegt. 

NE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 112/28 (MietGer. 1929, 68; 
eu. 480 800; Salzmg. 1929, 492; Grunde. 1929, 638; Hertel 
6 A, 484). 


868. 8 2 Miet. 
Vgl. unten Nr. 889, 966. 


869. 88 12, 1 Miet. 

Bei der Berechnung der von den Mietern zu tragenden Koſten 
der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung hat 
das MEN. nur zu prüfen, welche Menge von Heizſtoffen fate 
ſächlich verbraucht und welche Koſten dafür entſtanden ſind. Es 
hat nicht zu entſcheiden, ob der Verbrauch übermäßig oder der 
Einkauf mik alii vorgenommen iſt. 

RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 90/28 (KG. 8, 136; MietGer. 
1929, 14; EA. 1929, 773; GrundſtWarte 1929, 33; HöchſtgRſpr. 
1929 Nr. 308; DWohnArch. 1929, 78; Grunde. 1929, 611; Hertel 
5 A, 465). 

870. 812 Miet. 

Vgl. oben Nr. 852, unten Nr. 961, 972, 976. 


871. 8 13 PMietG. 

Die Vorſchrift des 8 13 RMietG., wonach das MEA. über Ein⸗ 
ſtellung der Sammelheizung oder Warmwaſſerverſorgung ent⸗ 
ſcheiden kann, iſt auch jetzt noch anwendbar. 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 42/29. 
872. 8 13 RMietc. 

Die in § 13 Abſ. 2 NMiet®. vorgeſehene Minderung tritt auch 
dann ein, wenn die Einſtellung der Sammelheizung ohne Mit⸗ 
wirkung des MEN. auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen dem 
Vermieter und einem Mieter oder für Räume des Vermieters 
erfolgt iſt. 

RE. v. 13. April 1929, 171 17/9 (MietGer. 1929, 83; 
EA. 1929, 834; Hertel 6A, 511). 


873. 88 13, 1 Miet. 

Bei der Verteilung der Heizkoſten hat das MEA. nach Maßgabe 
des § 13 Abſ. 2 Miet. eine Einſtellung der Sammelheizung 
zu berückſichtigen. 

RE. v. 13. April 1929, 17 1 17/9 (Mieter. 1929, 83; 
EA. 1929, 834; Hertel 6A, 511). 
874. 8 13 Miet. 
Vgl. unten Nr. 974. 
875. § 13a Miet. 

Für die Feſtſetzung einer Zuſatzmiete (8 13a NMiet®.) genügt 
es, daß der Mieter oder die Mehrheit der beteiligten Mieter der 
baulichen Veränderung nachträglich zugeſtimmt hat. 

NE. v. 16. März 1929, 17 Y 16/29 (Grund. 1929, 474; 
EA. 1929, 821; Mieter. 1929, 83; Hertel 6 A, 506). 
876. § 13 a Miet. 

Die vom MEA. feſtzuſetzende Zuſatzmiete darf die nach 8 13a 
RMietG. umzulegenden Beträge nicht überſteigen. Die Verpflich⸗ 
tung der Mieter zur Zahlung der Zuſatzmiete iſt entſprechend 
zeitlich zu begrenzen. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 26/29. 


877. 8 13a Miet. 

Eine auf Grund des § 13a Abſ. 3 RMietG. erlaſſene VO. 
iſt nicht deshalb ungültig, weil ſie die Feſtſetzung der Höhe der 
Zuſatzmiete nicht ſelbſt vornimmt, ſondern dem MEA. überläßt. 

NE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 54/28 (KGE. 8, 148; JW. 1928, 
2544; MietGer. 1928, 137; EA. 1928, 718; Höchſtgigtſpr. 1928 
Nr. 2177; RVerwBl. 50, 197; VW. 9, 2563; Hertel 5A, 435). 

878. 8 14 MMietG.; § 17 PrMietzVoO. 

Bei der Beſtimmung der geſetzlichen Untermiete hat das ME A., 
wenn ſtreitig iſt, ob und welche Einrichtungsgegenſtände überlaſſen 
find, ſeiner Entſch. den Sachvortrag des Antragſtellers zugrunde 
zu legen. 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 40/29. 


879. 8 14 RMietG.; 8 17 PrMietzVO.; 8 16 BerlMietz Bek. 

Bei der Berechnung der geſetzlichen Untermiete dürfen Un⸗ 

bequemlichkeiten, die dem Untervermieter aus der Untervermietung 

an ſich oder aus der Art des Untermieters entſtehen, nicht bes 
rückſichtigt werden. 


NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 87/28 (KGE. 8, 146; EA. 1928, 
767; Mieter. 1928, 211; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 309; Miet⸗ 
Beiſ. 1929, 2; KGBl. 1929, 32; Hertel 5 A, 459). 

880. 8 14 Miet. 

Vgl. unten Nr. 1000. 

881. 8 16 MMietG. 

Vgl. oben Nr. 859. 


882. 8 19 Miet. 
Vgl. oben Nr. 848. 


883. 8 22 AMietb. 
Andere Stelle i. S. des 8 22 Satz 1 MMietG. kann auch eine 
Gemeindebehörde ſein. 
RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 54/28 (KE. 8, 148; JW. 1928, 
2544; Mieter. 1928, 137; EA. 1928, 718; HöchſtRRſpr. 1928 
Nr. 2177; RVerwBl. 50, 197; VDW. 9, 2583; Hertel 5 A, 435). 


2. Mieterſchutzgeſetz. 


884. 8 1 MietsSchch. 

Die Klage mit dem Antrage auf Feſtſtellung, ob für ein Miet⸗ 
verhältnis der Mieterſchutz beſteht oder nicht, iſt zuläſſig. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 30. April 1928, 17 U 1928/28 (EA. 
1928, 709; VDW. 9, 2023). 

885. 8 1 MietSchG. 

Endigt das Untermietverhältnis dadurch, daß der Unterver⸗ 
mieter mit dem Hauptvermieter die Aufhebung ſeines Miet⸗ 
verhältniſſes vereinbart, fo kann der Untermieter daraus keinen 
Schadenserſatzanſpruch herleiten. 

Beſchl. des 17. ZivSen. v. 4. Jan. 1929, 17 W 11671/28 
(JW. 1929, 595; EA. 1929, 777; MietGer. 1929, 15; KGBl. 
1929, 19; Grunde. 1929, 559; Hertel 6C, 192). 

886. § 4 MietsSchG. 

Vgl. unten Nr. 890. 


887. 8 7 MietSch®. 
Vgl. unten Nr. 904 — 906. 
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888. 8 16 MietSch®. 
Vgl. unten Nr. 892. 
889. § 21 MietShb.; 8 2 NMiet®. 


Der NE. v. 12. Okt. 1925, 17 Y 101/25 (oben Nr. 407), wo⸗ 
nach das MEA. im Falle des 8 21 MietSchGG. das Entgelt für 


die weitere Überlaſſung des Raumes in Höhe der geſetzlichen 


Miete unter Beachtung des § 2 Miet. feſtzuſetzen hat, wird 
aufrechterhalten. Eine abweichende Feſtſetzung iſt auch nicht im 
Einzelfalle nach billigem Ermeſſen zuläſſig. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 1 100/28 (MietGer. 1929, 48; 
Hertel 5A, 474). 

890. 88 22, 4 MietSchc. 

Der Anſpruch auf Zahlung der Geldſumme für Umzugskoſten 
und Unterkunftsbeſchaffung, von der die Vollſtreckung des Urteils 
abhängig gemacht iſt, ſteht dem Mieter auch zu, wenn er frei⸗ 
willig räumt; der Vermieter kann den Anſpruch nicht dadurch be⸗ 
ſeitigen, daß er auf die Rechte aus dem Urteil verzichtet. 


Urt. des 16. ZivSen. v. 27. Okt. 1928, 16 U 6257/8 (KG⸗ 
Bl. 1929, 43). 


891. 8 24 MietSchG. 
Der Mieterſchutz ift dem Untermieter nicht deshalb verſagt, 
weil er in der Wohnung die ärztliche Praxis ausübt. 
Urt. des 29. ZivSen. v. 28. Mai 1927, 29 U 3426/27 
(Grunde. 1928, 618). 


892. 88 27, 16 Miet Sch. 


Das MEN. if zur Entſch. über die Einwendungen des Mieters 
gegen den Erſatzraum auch dann zuſtändig (88 27 Abſ. 3, 16 
MietSchc.), wenn in dem Vergleich, deſſen Vollſtreckung von der 
Sicherung des Erſatzraums abhängig iſt, beſondere Anforderungen 
an den Erſatzraum geſtellt ſind. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 79/28 (KE. 8, 73; JW. 1929, 
117; Mieter. 1928, 190; EA. 1928, 755; MietBeif. 1929, 1; 
HöchſtgiRſpr. 1929 Nr. 617; Grund E. 1929, 412; Hertel 5 A, 453). 


893. 8 27 MietSchch. 


Kein Verzicht auf die Sicherung eines Erſatzraums, ſofern ein 
ſolcher Verzicht überhaupt zuläſſig ſein ſollte, liegt darin, daß eine 
allein auf 5 4 Abſ. 1 Miet SchG gegründete Klage durch Vergleich 
mit Räumungsfriſt erledigt worden iſt. 


Beſchl. des 17. ZivSen. v. 22. Febr. 1929, 17 W 1744/29 
(Mieter. 1929, 88; GrundſtWarte 1929, 171). 


894. § 29 MietShG.; 8 4 Wohnmangb. 


Die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung (8 29 
MietSshb.) kann das MEAN. auch auf Antrag eines Zwangs⸗ 
mieters erſetzen. Dies gilt auch dann, wenn das MENU. bei Feſt⸗ 
ſetzung des Zwangsmietvertrages gem. § 4 Abſ. 2 Wohnmang®. 
angeordnet hat, daß die Gemeinde an Stelle des Wohnung⸗ 
ſuchenden als Mieter gilt. 

NE. v. 13. April 1929, 17 Y 20/29 (MietGer. 1929, 84; 
EA. 1929, 84; Hertel 6 A, 508). 


895. 8 29 Miet Sch. 


Die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung von Wohn⸗ 
räumen (8 29 MietSchcz.) kann auch dann erſetzt werden, wenn 
dem Untermieter die ganze Wohnung überlaſſen werden ſoll. 


RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 111/28 (JW. 1929, 1060; Miet- 
Ger. 1929, 28; EA. 1929, 790; HöchſthiRſpr. 1929 Nr. 917; Her⸗ 
tel 5 A, 483). 


896. 88 29, 49 Miet Sch. 


Die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung (8 29 
MietSh®.) kann auch dann erſetzt werden, wenn der Mieter ſich 
in einem Vergleiche zur Herausgabe des Mietraumes verpflichtet 
hat, der Herausgabeanſpruch des Vermieters aber bei pünktlicher 
Zahlung des Mietrückſtandes und des laufenden Mietzinſes ge- 
hemmt ift und nach Tilgung des Rückſtandes erliſcht. 


RE. v. 16. März 1929, 17 Y 12/29 (MietGer. 1929, 64; EA. 
1929, 821; Hertel 6 A, 503). 


897. 8 29 MietSch®. 

Die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung kann vom 
MEN. nicht erſetzt werden, wenn die Untervermietung gegen die 
Beſtimmungen der Wohnungsordnung der Stadt Berlin b. 14. Aug. 
1928 verſtößt. 


RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 101/28 (KE. 8, 140; Grunde. 
1929, 213; EA. 1929, 790; Mieter. 1929, 28; DWohnArch. 
1929, 175: HöchſtüiRſpr. 1929 Nr. 916; Hertel 5A, 475). 
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898. 8 29 Miet Sch. 

Die Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur Untervermie⸗ 
tung (8 29 MietSchG.) kann nicht deshalb verſagt werden, weil 
der Mieter die Untervermietung an den Vermieter abgelehnt hat. 

RE. v. 19. Jan. 1929, 17 1 1098 (MietGer. 1929, 49; 
Hertel 6 A, 482). 


899. 8 29 Miet Sch. 

Die Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur Untervermie⸗ 
tung (8 29 MietSchG.) wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Mieter in der Wirtſchaft oder Haushaltung des Untermieters 
aufgenommen wird. 

RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 27/29. 


900. 8 29 MietSchG. 
Vgl. unten Nr. 913. 


901. 8 31 MietShb. 
Vgl. unten Nr. 902. 


902. 88 36, 31 MietSchG. 

Wer zur Räumung verurteilt iſt, weil der Abſchluß des Miet⸗ 
vertrages dem Wohn A. nicht angezeigt it (8 31 MietSchG.), darf 
von der Gemeindebehörde in denſelben Raum wieder eingewieſen 
werden. 

RE, v. 1. Dez. 1928, 17 1 95/28 (KGéE. 8, 75; Mieter. 
1929, 11; EA. 1929, 774; DWohnArch. 1929, 35; HöchſtdiRſpr. 
1929 Nr. 310; Grund®. 1929, 611; Hertel 5 A, 468). 

903. § 37 Mietschch. 

Vgl. unten Nr. 907. 


904. 88 38, 7 MietSchch. 

Vermieterbeiſitzer des MEN. kann auch der Ehemann einer 
Grundſtückseigentümerin ſein, mit der er im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung lebt. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 84/8 (KE. 8, 161; Mietcher. 
1928, 187; EA. 1928, 755; Salzmg. 1928, 1516; HöchſtRRſpr. 
1929 Nr. 616; GrundéE. 1929, 636; RVerwBl. 50, 404; VDW. 
9, 2195; Hertel 5 A, 458). 

905. 88 38, 7 MietSchcg. 

Perſonen, die mit dem Vollzuge der Maßnahmen gegen Woh⸗ 
nungsmangel betraut ſind, können niemals Mitglieder eines 
MEA. fein. 

NE. v. 19. Jan. 1929, 17 1 114%½8 (MietGer. 1929, 27; 
EA. 1929, 790; HöchſthiRſpr. 1929 Nr. 918; Hertel 5A, 485). 

906. 88 38, 7 MietSch®. 

Ein Beamter des MEAN. gehört nicht zu den mit dem Voll⸗ 
zuge von Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel betrauten 
Perſonen (88 7 Abſ. 3, 38 Abſ. 3 MietSchch.). 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 41/29. 

907. 88 40, 37 MietSchch. 

Wenn das MEN. die Beſchwerde gegen eine Räumungs⸗ 
verfügung des Wohn A. als unzuläſſig verwirft, kann es eine 
Räumungsfriſt nicht gewähren. 

RE. v. 1. Dez. 1928, 17 1 93/28 (KGE. 8, 71; Mieter. 
1928, 15; EA. 1929, 775; HöhfNNpr. 1929 Nr. 392; Grunde. 
1929, 473; Hertel 5A, 466). 

908. 8 40 MietSchG. 

Vgl. unten Nr. 936, 941. 

909. 88 41, 46 MietSchG. 

Eine Anfechtung der Koſtenentſcheidung des MEN. wird nicht 
dadurch zuläſſig, daß die mit den Koſten belaſtete Partei die 
Rechtsbeſchwerde auch in der Hauptſache einlegt, in der ſie ob⸗ 
geſiegt hat. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 83/28 (KGE. 8, 178; JW. 1929, 
118; MietGer. 1928, 188; EA. 1928, 756; Grund. 1929, 70; 
Höchſtatſpr. 1929 Nr. 1014; VDW. 9, 2234; Hertel 5A, 457). 

910. 8 41 MietSchG. 

Hat das MEAN. das Verfahren bis zur Erledigung eines an 
deren Verfahrens ausgeſetzt, ſo iſt gegen die Ausſetzung die Rechts⸗ 
beſchwerde zuläſſig. 

RE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 37/29. 

911. 8 41 MietSchcz.; 8 2 PrSchieds O. 

Hat das MEA. die in 8 2 PrVO. über ein Schiedsverfahren 
vor dem ME. v. 28. März 1927 vorgeſehene Beſcheinigung er⸗ 
teilt, hat es inäbef. feſtgeſtellt, daß der Mieter in dem Termin 
ausgeblieben iſt, ſo iſt dagegen die Rechtsbeſchwerde zuläſſig. 

RE. v. 22. Dez. 1928, 17 1 105/28 (KG. 8, 177; JW. 
1929, 594; Mieter. 1929, 14; EA. 1929, 775; MietBeil. 1929, 
8; Grunde. 1929, 668; HöchſthRſpr. 1929 Nr. 1019; Hertel 
5 A, 478). 
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912. 8 41 MietSchg.; 8 10 Verf. 

Dem Sachverſtändigen ſteht gegen die Entſch. des MEN. über 
ſeine Gebühren die Rechtsbeſchwerde nicht zu. 

RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 96/28 (KG. 8, 182; Mieter. 
1929, 14; EX. 1929, 775; HöchſtitRſpr. 1929 Nr. 393; Hertel 
5A, 469). 

913. 88 41, 29 MietSchG. 


Die Rechtsbeſchwerde kann darauf geſtützt werden, daß das 


MEN. die Beſtimmungen der Wohnungsordnung für die Stadt 
Berlin v. 14. Aug. 1928 nicht beachtet hat. Das MEA. kann Aus⸗ 
lasen. von den Beſtimmungen dieſer Wohnungsordnung nicht zu⸗ 
laſſen. 

RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 103/28 (KE. 8, 175; Mietcher. 
1929, 15; EA. 1929, 775; Grund. 1929, 96; DWohnarch. 1929, 
220; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 919; Hertel 5A, 476). 

914. 8 41 MietShb. 

Vgl. unten Nr. 915. 

915. 88 42, 41 MietSh6. 

Das MEN. hat der Rechtsbeſchwerde nicht abgeholfen, wenn 
es nach erneuter Sachprüfung, vielleicht auch nach neuen Er⸗ 
mittlungen eine mit dem angefochtenen Beſchluß übereinſtimmende 
Entſch. trifft. Einer neuen Rechtsbeſchwerde bedarf es in dieſem 
Falle nicht; vielmehr if die Sache zur Entſch. auf die Rechts⸗ 
beſchwerde der Beſchwerdeſtelle vorzulegen. 

NE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 51/28 (Koh. 8, 164; JW. 1928, 
2546; Mietcher. 1928, 136; EA. 1928, 732; HöchſtRRſpr. 1928 
Nr. 2180; RVerwBl. 50, 164; VDW. 9, 2227; Hertel 5A, 432). 

916. 8 43 MietSchG. 

Hat die Beſchwerdeſtelle den Beſchluß des MEA. aufgehoben 
und bei der Zurückverweiſung der Sache auch auf Rechtsverletzungen 
hingewieſen, die den aufgehobenen Beſchluß nur zuungunſten der⸗ 
jenigen Partei beeinflußt hatten, die keine Rechtsbeſchwerde ein⸗ 
gelegt hat, jo braucht das MEN. dieſe Hinweiſe feiner Entſch. 
nicht zugrunde zu legen. 

RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 69/28 (KGE. 8, 173; Mietcher. 
1928, 188; EA. 1928, 756; Grunde. 1929, 150; RVerwBl. 50, 
307; HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1015; Hertel 5A, 448). 

917. 8 44 MietsSchG. 

Vgl. oben Nr. 855. 

918. 8 46 MietSchG. 

Vgl. oben Nr. 909. 

919. 8 49 MietSh6. 

Vgl. oben Nr. 896. 


3. Wohnungsmangelgeſetz. 

920. 8 1 WohnmangG. 

Daß das Wohn. für die Zuweiſung einer Wohnung, die 
größer ift, als fie nach der Kopfzahl der Familie üblicherweise 
zugewieſen wird, eine Abſtandsſumme fordert, if, ſofern nicht be⸗ 
ſondere Ausführungsbeſtimmungen entgegenſtehen, weder geſetz⸗ 
noch ſittenwidrig. 

Urt. des 11. ZivSen. v. 22. Jan. 1929, 11 U 131088 (Miet⸗ 
Ger. 1929, 87). 

921. 8 1 Wohnmangb. 

Der RE. v. 19. Jan. 1925, 17 Y 85/24 (oben Nr. 208), wonach 
die Gemeindebehörde Räume, die an ſich der Inanſpruchnahme 
unterliegen, durch Vereinbarung freigeben kann, wird aufrecht⸗ 
erhalten. 

RE. v. 13. April 1929, 17 Y 23/29 (MietGer. 1929, 82; EA. 
1929, 835; Hertel 6 A, 510. 

922. 8 1 Wohnmangb. 

Vgl. unten Nr. 987. 

923. 82 Wohnmangg. 

Die Vereinigung zweier Wohnungen (8 2 WohnmangG.) liegt 
nicht darin, daß die Wohnungen ohne bauliche Veränderung von 
deuſelben Perſonen benutzt werden. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 89/28 (KGE. 8, 30; JW. 1929, 
445; Mieter. 1928, 188; EA. 1928, 756; HöchſtaRſpr. 1929 
Nr. 312; Grundck. 1929, 412; VDW. 9, 1769; Hertel 5 A, 460). 

924. 8 2 Wohnmangb. 

Vgl. unten Nr. 925, 1002, 1007. 

925. 88 4, 2 WohnmangG. 

Hat der Verfügungsberechtigte eine Wohnung in räumlich ſelb⸗ 
ſtändige Wohnungen geteilt, ſo kann jede der Teilwohnungen für 
ſich in Anſpruch genommen werden. 

NE. v. 5. Jan. 1929, 17 1 3/29 (Mieter. 1929, 47; EA. 
1929, 802; Hertel 6 A, 495). 


926. $ 4 Wohnmang®. 

Der Eigenbeſitzer eines Grundſtücks bleibt Verfügungsberech⸗ 
tigter i. S. des § 4 WohnmangG., auch wenn ihm ein anderer 
ſein Recht an dem Grundſtück ſtreitig macht und ihm durch Einſtw⸗ 
Verf. die Verwaltung des Grundſtücks entzogen iſt. Hat aber ein 
durch die EinſtwVerf. eingeſetzter Verwalter den Beſitz übernommen, 
ſo muß die Inanſpruchnahme von Räumen gegenüber dem Eigen⸗ 
beſitzer und dem Verwalter erfolgen. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 110/28 (MietGer. 1929, 46; 
EA. 1929, 836; Hertel 6 A, 490). 

927. 8 4 Wohnmang®. 

Wenn an dem Grundſtück ein Nießbrauch beſteht, ſo iſt Ver⸗ 
fügungsberechtigter i. S. des $ 4 Wohnmangb. der Nießbraucher. 
Die im RE. b. 3. Okt. 1927, 171 63/27 (oben Nr. 786), ver⸗ 
tretene abweichende Anſicht wird aufgegeben. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 1 115/28 (MietGer. 1929, 44; 
Hertel 6 A, 492). 

928. 8 4 Wohnmang®. 

Die Inanſpruchnahme von Räumen (8 4 WohnmangG.) muß 
auch dann gegenüber ſämtlichen Eigentümern des Hauſes erfolgen, 
wenn nur einem von ihnen die Verwaltung zuſteht. 

NE. v. 16. März 1929, 17 Y 5/29 (Mieter. 1929, 65; Her⸗ 
tel 6 A, 500). 

929. 8 4 Wohnmangd. 

Die Inanſpruchnahme der Wohnung gegenüber dem Erben des 
verſtorbenen Wohnungsinhabers iſt nicht mehr erforderlich, wenn 
der Erbe ſeine Rechte aus dem Mietverhältnis aufgegeben hat. 
Die Aufgabe dieſer Rechte liegt nicht in Erklärungen gegenüber 
dem Wohn A. 

RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 50/28 (KE. 8, 25; MietGer. 
1928, 140; EA. 1928, 719; HöchſtgtRſpr. 1928 Nr. 2182; Grunde. 
1928, 1384; VDW. 9, 1819; Hertel 5 A, 431). 

930. 8 4 Wohnmang®. 

Haben mehrere Perſonen eine Wohnung gemeinſchaftlich ge⸗ 
mietet, ſo muß die Inanſpruchnahme gegenüber allen Mietern 
erfolgen. Iſt eine Ehefrau, die im geſetzlichen Güterſtande der 
Verwaltung und Nutznießung lebt, Mikmieterin oder Allein⸗ 
mieterin, ſo muß die Inanſpruchnahme auch dem Ehemanne gegen⸗ 
über erfolgen, es ſei denn, daß das Mietrecht im Einzelfalle nicht 
zum eingebrachten Gut der Frau gehört. 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 1 34/29. 

931. 88 4, 11 Wohnmang®. 

Die Inanſpruchnahme von Räumen (8 4 WohnmangG.) ift nicht 
ſchon deshalb unwirkſam, weil die Verfügung den Verfügungs⸗ 
berechtigten nicht namentlich bezeichnet oder nicht erkennen läßt, 
ob ſie gegen den Eigentümer oder den Verwalter des Hauſes ge⸗ 
richtet iſt. 

RE. v. 16. März 1929, 17 Y 7/29 (MietGer. 1929, 64; EA. 
1929, 835; Hertel 6 A, 501). 

932. 88 4, 11 WohnmangG. 

Bei der Inanſpruchnahme von Räumen (9 4 Wohnmang$.) 
muß die Zuſtellung der Verfügung an den Verfügungsberechtigten 
erfolgen. Die Zuſtellung an eine andere Perſon genügt nur in den 
Fällen des 8 173 ZPO. Ein Mangel der Zuſtellung it nicht 
mehr zu beachten, wenn der Verfügungsberechtigte die fehlerhafte 
Zuſtellung ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

RE. v. 16. März 1929, 17 Y 11/29 (MietGer. 1929, 63; EA. 
1929, 835; Hertel 6A, 502). 

933. $ 4 WohnmangG. 

Perſonen, die nur gemeinſchaftlich verfügungsberechtigt i. S. des 
8 4 Wohnmangch. find, find im Verfahren zur Inanſpruchnahme 
der Räume notwendige Streitgenoſſen (8 62 ZPO.). 

NE. v. 8. Juni 1929, 17 Y 34/29. 

934. 8 4 Wohnmangb. 

Die Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages iſt nicht deshalb un⸗ 
zuläſſig, weil feſtſteht, daß der zugewieſene Wohnungſuchende mit 
Einverſtändnis der Gemeindebehörde die Wohnung nicht ſelbſt bes 
ziehen, ſondern zum Tauſch benutzen will. Das gilt auch, wenn 
die Perſon des Tauſchpartners noch nicht bekannt iſt. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 108/28 (KE. 8, 49; MietGer. 
1929, 10; EA. 1929, 776; DWohnArch. 1929, 176; GrundE. 1929, 
637; Hertel 5 A, 480). 

935. § 4 WohnmangG. A" 

Der RE. v. 4. Mai 1925, 17 Y 67/5 (oben Nr. 311), wo⸗ 
nach der Verfügungsberechtigte auch nach Rechtskraft der In⸗ 
anſpruchnahme im Verfahren auf Feſtſetzung des Zwangsmiet⸗ 
vertrages noch geltend machen kann, daß für ihn aus der Ver⸗ 
mietung an ſich oder aus der Art des Mieters ein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil zu beſorgen iſt, wird aufrechterhalten. 

NE. v. 19. Jan. 1929, 17 J 106/28 (Mieter. 1929, 65; 
EA. 1929, 801; Hertel 6 A, 481). 
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936. 88 4, 6 WohnmangG.; 8 40 MietSchG. 

Auch über die Inanſpruchnahme einer Wohnung wegen Vor⸗ 
liegens von Doppelwohnungen hat das MEA. nach billigem Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 10/29 (MietGer. 1929, 69; 
EA. 1929, 801; Grund. 1929, 377; Hertel 6 A, 499). 


937. $ 4 Wohnmangb. 

Ein unverhältnismäßiger Nachteil für den Verfügungsberech⸗ 
tigten liegt in der Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages über 
eine Wohnung nicht ohne weiteres darin, daß der Wohnung⸗ 
ſuchende auf dem Grundſtück ſchon Geſchüftsraum gemietet hat. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 70/28 (KGE. 8, 47; MietGer. 1928, 
172; EA. 1928, 746; DWohnArch. 1928, 524; Grunde. 1928, 
1481; HöchſtRütſpr. 1929 Nr. 13; MietBeif. 1929, 6; RVerwgl. 
50, 277; VDW. 9, 1859; Hertel 5A, 444). 

938. 8 4 WohnmangG. 

Auch im Falle des Zwangsmietvertrages findet 8 539 BGB. An⸗ 
wendung. 

Urt. des 16. Zivsen. ohne Datum, 16 U 8454/27 (Salzmg. 
1928, 558). 

939. 8 4 Wohnmangb. 

Die Gemeinde it entſchädigungspflichtig für den Mietausfall, 
der dem Verfügungsberechtigten dadurch entſteht, daß das Wohne. 
eine bisher möbliert vermietete Wohnung als leere Wohnung in 
Anſpruch nimmt und darüber einen Zwangsmietvertrag feſtſetzen 
läßt. Daß dem Wohne. die Art der Wohnung nicht bekannt war, 
und daß die Möbel herausgenommen waren, ebenſo, daß der Ver⸗ 
fügungsberechtigte die Wohnung als frei gemeldet hat, ohne die 
Vermietung als möblierte zu erwähnen, iſt unerheblich. 

Urt. des 2. ZivSen. v. 2. Okt. 1928, 2 U 4434/28 (Grunde. 
1929, 45). 

940. 8 4 Wohnmangg. 

Vgl. oben Nr. 894, unten Nr. 942. 

941. 8 5 Wohnmangd.; $ 5 WohnmangW O.; 8 40 MietSch®. 

1. Hat der Verfügungsberechtigte der Gemeindebehörde gem. 
85 Wohnmangd. ($ 5 Wohnmangꝰ O.) auf Anfordern Räume 
zur Herrichtung als Wohnräume überlaſſen, fo iſt das MEA. nur 
zur Beſtimmung der Vergütung für die überlaſſung der Räume zu⸗ 
ſtändig, nicht aber zur Feſtſetzung einer Entſchädigung für ſonſtige 
Nachteile, die dem Verfügungsberechtigten aus der Anforderung 
erwachſen. 

2. Das MEN. hat die Höhe der Vergütung nach billigem Er⸗ 
meſſen zu beſtimmen. Es iſt dabei an die Vorſchriften über die 
geſetzliche Miete oder die Neri nicht gebunden. 

3. Hat das MEN. die Vergütung endgültig (rechtskräftig) be⸗ 
ſtimmt, ſo kann es dieſe Beſtimmung nach billigem Ermeſſen än⸗ 
dern. Es beſtimmt auch nach billigem Ermeſſen, inwieweit ſeine 
neue Entf. für die Vergangenheit an die Stelle der früheren 
tritt. Für die Rückwirkung iſt der Eingang des Antrags auf 
Anderung der Vergütung oder ſeine Bekanntgabe an den Gegner 
nicht maßgebend. War die frühere Entſch. des MEA. erſt nach 
dem Inkrafttreten des MietSchcg. endgültig geworden, fo darf 
ſie nur wegen ſolcher Tatſachen geändert werden, die in dem da⸗ 
maligen Verfahren nicht geltend gemacht werden konnten. 

4. Hat das MEN. als Vergütung für die überlaſſung der 
Räume einen Betrag beſtimmt, den es nach der Höhe der zur Zeit 
feiner Entſch. geltenden geſetzlichen Miete berechnet hat, jo kann 
die ſeitdem eingetretene Anderung der geſetzlichen Miete die neue 
Beſtimmung der Vergütung rechtfertigen. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 102/28 (MietGer. 1929, 66; 
EA. 1929, 836; Hertel 6A, 489). 

942. 88 6, 4 Wohnmang®. 

Eine örtliche Anordnung, die außer der Inanſpruchnahme von 
Wohnungen auch die anderer Räume, die zu Wohnzwecken ge⸗ 
eignet find, zuläßt, ermächtigt nicht dazu, eine Wohnung gegen 
den Willen des Verfügungsberechtigten teilweiſe in Anſpruch zu 
nehmen. 

NE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 118/28 (MietGer. 1929, 81; 
Grunde. 1929, 375; Hertel 6 A, 493). 

943. 86 Wohnmangb. 

Vgl. oben Nr. 936, unten Nr. 985, 987, 1002, 1012. 

944. $ 8 WohnmangG. 

Soll ein vollzogener Wohnungstauſch wegen Nichtigkeit des 
Tauſchvertrages rückgängig gemacht werden, jo kann das MEX. 
die Genehmigung des Wohn A. und die Zuſtimmung des Ver⸗ 
mieters erſt dann erſetzen, wenn das Einverſtändnis der Tauſch⸗ 
partner mit der Rückgängigmachung erklärt oder durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil erſetzt iſt. 

RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 42/28 (KGE. 8, 55; JW. 1928, 
2250; MietGer. 1928, 140; EA. 1928, 719; Höchſtgegſpr. 1928, 
2183; 5 1928, 1383; VDW. 9, 1925, 1945, 1946; Hertel 
5A, 428). 


945. 8 8 Wohnmang®. 

Die Zuſtimmung des Vermieters zum Tauſch einer Wohnung 
(88 Wohnmang®.), die zum Teil durch Um⸗ oder Einbau neu 
geſchaffen ift, kann das MEN. nicht erſetzen. 

RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 107/28 (KGE. 8, 61; JW. 1929, 
868; Mieter. 1929, 10; Grund E. 1929, 96; DWohnArch. 1929, 
221; EA. 1929, 777; Hertel 5 A, 479). 


946. 8 8 Wohnmangb. 

Beim Tauſch einer Neubauwohnung gegen eine Altwohnung darf 
das MEN. die Genehmigung des Wohn A. oder die Zuſtimmung 
des Vermieters (8 8 WohnmangG.) nicht erſetzen, wenn ein Tauſch⸗ 
partner ſich die Verfügung über die Neubauwohnung nur zum 
Zwecke des Tauſches verſchafft hat und durch den Tauſch die Alt⸗ 
wohnung unter Verletzung wohnungsmangelrechtlicher Vorſchriften 
erlangen würde. Eine Verletzung ſolcher Vorſchriften liegt insbeſ. 
dann nicht vor, wenn der Tauſchpartner einen Anſpruch auf eine 
Altwohnung hat oder wenn ſeine bisherige Altwohnung in den 
Tauſch einbezogen wird oder infolge des Tauſches eine Altwohnung 
für das Wohn A. verfügbar wird. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 19 u. 29/29. 


947. $ 8 WohnmangG. 

Das MEN. darf die Erſetzung der Genehmigung der Ge⸗ 
meindebehörde zum Wohnungstauſche (8 8 MWohnmangG.) nicht 
deshalb ablehnen, weil ein Tauſchpartner den Rücktritt vom Tauſch⸗ 
vertrage erklärt hat. 

RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 72/28 (KGE. 8, 57; EA. 1928, 
767; Mieter. 1928, 210; DWohnArch. 1929, 35; HöchſtRſpr. 
1929 Nr. 715; RVerwBl. 50, 325; Grund. 1929, 558; Salzmg. 
1929, 523; Hertel 5 A, 449). 

948. 88 WohnmangG. 

Im Verfahren wegen Erſetzung der Zuſtimmung des Ver⸗ 
mieters zum Wohnungstauſch iſt bei der Prüfung des Eigen⸗ 
bedarfs des Vermieters unter dem Geſichtspunkte des billigen 
Ermeſſens auch die Frage zu berückſichtigen, ob bei Ablehnung 
der Erſetzung mit der Möglichkeit einer Befriedigung des Eigen⸗ 
bedarfs des Vermieters gerechnet werden kann. 

Beſchl. des 17. ZivSen. v. 15. Nov. 1928, 17 Y 92/23 (KE. 
8, 59; Hertel 5A, 461). 

949. 8 8 WohnmangG. 

Vgl. unten Nr. 1011. 

950. $ 11 Wohnmang®. 

Vgl. oben Nr. 981, 932, unten Nr. 1002, 1012. 


951. 8 15 Wohnmang®. 

8 15 Wohnmangch. findet auch dann Anwendung, wenn der jetzt 
wieder eröffnete Betrieb vor und nach dem 1. Juli 1918 zehn 
Jahre und länger ununterbrochen ſtillgelegen, der Betriebsinhaber 
aber die möglichſt baldige Wiedereröffnung erſtrebt hat. 

RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 117/28 (MietGer. 1929, 28; 
EA. 1929, 791; Grund. 1929, 668; Hertel 5A, 487). 

952. 8 8 WohnmangG.; 8 8 BerlWohnNotR. 1927. 

Die Wohnung des Hausverwalters kann eine Werkwohnung 
i. S. des 8 15 WohnmangG. und des $ 8 Abſ. 1 Berl WohnRothgt. 
v. 21. Mai 1927 ſein. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 1 60/28 (KE. 8, 63; Mieter. 
1928, 171; EA. 1928, 747; DWohnArch. 1928, 523; Grunde. 
1928, 1480; VDW. 9, 1966; Hertel 5A, 439). 

953. § 16 Wohnmangc. 

Eine örtliche Anordnung kann gegen die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung des Wohn A. zu Untermietverträgen die Beſchwerde 
an das MEN. zulaſſen. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 4/29 (Mieter. 1929, 50; 
Hertel 6 A, 496). 

954. 816 WohnmangG. 

Vgl. unten Nr. 1012. 


4 Notgeſetz vom 24. Februar 1923. 
955. V NotG. 

Wegen einer Wohnungsbeſchlagnahme nach dem NotG. v. 
24. Febr. 1923 kann der Betroffene unter Berufung auf die Ent⸗ 
eignung als Entſchädigung nur Erſatz des Wertes des enteigneten 
Gegenſtandes fordern, nicht aber Erſatz ſeines ſonſtigen Schadens. 

Urt. des 11. ZivSen. v. 11. März 1929, 11 U 1366/29 
(Grund. 1929, 586) 


5. Wohnungsmangelverordnung. 


956. 8 5 Wohnmang O. 
Vgl. oben Nr. 941 
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6. Anordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt 
und der Beſchwerdeſtelle. 


957. 8 10 Verf. 

Gegen die Entſch. der Beſchwerdeſtelle über die Ablehnung eines 

Sachverſtändigen iſt die weitere Beſchwerde an das OLG. gegeben. 
Beſchl. des 17. ZivSen. v. 16. Mai 1928, 17 W 4754/28 
(KE. 8, 162; GW. 1928, 244; MietGer. 1928, 116; EA. 1928, 
711; JW. 1928, 1946; Grund. 1928, 936; HöchſtRRſpr. 1928 
Nr. 1992; RVerwBl. 50, 77; VDW. 9, 2207; Hertel 5C, 136). 
958. 8 10 Verf AO. 
Vgl. oben Nr. 912. 
959. 8 12 Verf AO. 

Die Unrichtigkeit der Feſtſtellung in der Verhandlungsnieder⸗ 
ſchrift des MEAN, daß die Entſch. in Anweſenheit der Be⸗ 
teiligten verkündet iſt, kann geltend gemacht werden, ohne daß 
es des Nachweiſes der Fälſchung bedarf. 

NE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 2/29 (Mieter. 1929, 29; EA. 
1929, 790; HöchſtgiRſpr. 1929 Nr. 1017; Hertel 5 A, 488). 


B. Preußiſches Recht. 


1. VO. über die Mietszinsbildung in Preußen 
vom 17. April 1924. 


960. 87 MietszVo. 

Vgl. oben Nr. 849. 

961. 8 9 MietszVO.; 88 1, 12 NMict®. 

1. Die Zulaſſung einer anderweitigen Vereinbarung über die 
Umlegung der Fahrſtuhlkoſten im § 9 Mietsz VO. iſt gültig. 

2. Eine ſolche Vereinbarung macht geſetzliche Miete nicht zur 
Vertragsmiete und kann deshalb durch eine Erklärung aus 8 1 
RMietG. nicht beſeitigt werden. 

RE. v. 1. Okt. 1928, 17 1 63/28 (KE. 8, 114; MietGer. 
1928, 192; EA. 1928, 753; DWohnArch. 1928, 572; Grunde. 
1928, 1481; GrundſtWarte 1928, 514; RVerwBl. 50, 243; 
HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 808; VDW. 9, 2545; Hertel 5A, 441). 

962. 8 9 MietszVO. 

Beginnt der Fahrſtuhl eine halbe Treppe unterhalb des Hoch⸗ 
parterres, ſo iſt der Hochparterremieter einem Erdgeſchoßmieter 
i. S. des 8 9 Abſ. 5 MietszVO. ſelbſt dann nicht gleichzuſtellen, 
wenn der Fahrſtuhl ſeinen nächſten Haltepunkt erſt über dem 
erſten Stockwerk hat. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 81/28 (KE. 8, 118; Mieter. 
1928, 210; EA. 1928, 767; GrundſtWarte 1929, 18; DWohnArch. 
1929, 133; Grundck. 1929, 374; HöchſtgRRſpr. 1929 Nr. 810; 
Hertel 5 A, 455). 

963. 8 9 MietszVo. 

Beginnt der Fahrſtuhl im Erdgeſchoß, jo ift der Hochparterre⸗ 
mieter einem Erdgeſchoßmieter i. S. des 8 9 Abſ. 5 MietszVO. 
ſelbſt dann nicht gleichzſtuellen, wenn der Zugang zum Fahrſtuhl 
im Erdgeſchoß ſich auf dem Hofe des Hauſes befindet. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 31/29. 

964. 8 9 Mietsz Vo. 

Ein Mieter gilt nicht deshalb als au einen Fahrſtuhl ans 
geſchloſſen (8 9 Abſ. 4 Mietsz O.), weil dieſer Fahrſtuhl mit 
einem anderen, an den der Mieter angeſchloſſen iſt, eine gemein⸗ 
ſame Betriebsanlage hat. 

RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 53/28 (Keb. 8, 123; JW. 1928, 
2554; MietGer. 1928, 139; EA. 1928, 717; GrundſtWarte 1928, 
403; HöchſtkRſpr. 1928, 2096; Grunde. 1928, 1384; VDW. 9, 
2534; Hertel 5 4, 434). 

965. 8 9 Mietsz VO. 

Hat nur ein Mieter das Recht zur Fahrſtuhlbenutzung, ſo ge⸗ 
nügt ſein Verzicht auf die Benutzung, um ihn von Fahrſtuhl⸗ 
umlagen zu befreien. 

RE. v. 7. Mai 1929, 17 1 36/29. 

966. § 9 MietszVO.; 8 2 Mieth. 

Haben alle an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Mieter auf ſeine 
Benutzung verzichtet (8 I Abſ. 1 MietszVO.), fo ſind bei Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete für eine Wohnung des Hauſes die Ver⸗ 
gleichsräume trotzdem in der Regel Häuſern mit Fahrſtuhlbetrieb 
zu entnehmen. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 35/29. 

967. 8 I Mietsz VO. 

Iſt der Mieter an den Fahrſtuhl angeſchloſſen, ſo gehören die 
Koſten des Fahrſtuhlbetriebes auch dann zur geſetzlichen Miete, 
wenn der Mieter nach dem Mietvertrage den Fahrſtuhl nicht be⸗ 
nutzen darf. 

NE. v. 13. April 1929, 17 1 21/29 (MietGer. 1929, 84; 
GrundſtWarte 1929, 170; Grunde. 1929, 638; Hertel 6 A, 509). 

968. 8 9 Mietsz O. 

Die Koſten für Inſtandhaltung des Fahrſtuhls (§ 9 Abſ. 2 
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Mietsz VO.) find inſoweit auf die Mieter umzulegen, als die In⸗ 
ſtandhaltungsarbeiten während ihrer Mietzeit ausgeführt ſind. 

NE. v. 13. April 1929, 17 Y 22/29 (Mieter. 1929, 84; 
EA. 1929, 833; GrundſtWarte 1929, 178; Hertel 6 A, 512). 

969. 8 9 Mietsz VO. 

Die an die Berufsgenoſſenſchaft zu zahlenden Beiträge für den 

Fahrſtuhlführer können auf die Mieter nicht umgelegt werden. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 62/28 (KE. 8, 126; Mieter. 
1928, 193; EA. 1928, 753; DWohnArch. 1928, 574; Grunde. 
1928, 1479; GrundſtWarte 1928, 503; MietBeif. 1929, 4; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1929 Nr. 809; VDW. 9, 2536; Hertel 5 A, 440). 


970. § 9 Mietsz VO. 

Zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes, die nach $ 9 Abf. 1 
und 2 MietszVO. auf die Mieter umzulegen find, gehören auch 
die Koſten für Sicherungseinrichtungen, von deren Vorhandenſein 
die zuſtändige Stelle die Fortſetzung des Betriebes durch neue 
Vorſchriften abhängig macht. 

RE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 86/28 (KGE. 8, 113; Mieter. 
1929, 14; EA. 1929, 774; GrundſtWarte 1929, 50; KGBl. 1929, 
19; HöchſtüRſpr. 1929 Nr. 394; MietBeif. 1929, 8; Grunde. 1929, 
559; Hertel 5A, 464). 


971. 8 9 MietszBD. 

Zu den Koſten des Fahrſtuhlbetriebes, die nach § 9 Abf. 1 
und 2 MietszVO. auf die Mieter umzulegen find, gehören die 
Koſten für Erneuerung von Teilen der Anlage und für Neu⸗ 
einrichtungen, ſoweit ſie erforderlich ſind, um den bisherigen Be⸗ 
trieb des Fahrſtuhls aufrechtzuerhalten. 

RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 98/28 (Mieter. 1929, 29; EA. 
1929, 789; Grund. 1929, 213; GrundſtWarte 1929, 88; Salzmg. 
1929, 462; DWohn Arch. 1929, 221; HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1018; 
Hertel 5 A, 472). 


972. 8 15 MietszVO.; § 12 Miet. 
Beheizte Fläche (8 15 Mietsz VD.) iſt die Fläche der Räume, 
die mit Heizkörpern verſehen ſind. 
NE. v. 13. April 1929, 17 Y 17/29 (Mieter. 1929, 83; EA. 
1929, 834; Hertel 6 A, 511). 


973. 8 15 MietszVO.; 8 11 BerlMietsz Bek. 

Die Koſten der Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung für 
die Pförtnerwohnung dürfen auf die übrigen Rauminhaber nicht 
umgelegt werden. 

RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 52/28 (KE. 8, 138; JW. 1928, 
2556; Mietcger. 1928, 152; EA. 1928, 718; GrundſtWarte 1928, 
364; HöchſtgtRſpr. 1928 Nr. 2095; Grunde. 1928, 1385; VDW. 9, 
2531; Hertel 5 A, 433). 


974. 8 16 MietszVO.; 813 Miet. 

Die Wiederinbetriebſetzung der Warmwaſſerverſorgung (8 16 
MietszVO.) kann nicht von einem Mieter beantragt werden, in 
bezug auf den der Beſchluß des MEA. auf ihre Einſtellung (8 13 
RMietG.) nicht ergangen iſt. 

Ré. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 64/28 (KE. 8, 128; Mieter. 
1928, 192; EA. 1928, 755; GrundſtWarte 1928, 503; KGBl. 1929, 
11; Grunde. 1929, 179; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 811; VDW. 9, 
2560; Hertel 5 A, 446). 

975. 8 17 MietszVO. 

Vgl. oben Nr. 878, 879. 


976. 8 19 MietszVO.; 8 12 Miet. 

Das MEAN. kann den Anteil eines Mieters an den Koſten der 
Warmwaſſerverſorgung feſtſetzen, ohne die anderen Mieter des 
Hauſes zu dem Verfahren heranzuziehen. 

RE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 68/28 (KE. 8, 130; Mietber. 
1928, 192; EA. 1928, 754; GrundſtWarte 1928, 463; Grunde. 
1928, 1507; DWohnArch. 1929, 34; MietBeif. 1929, 4; Höchſt⸗ 
RRſpr. 1929 Nr. 812; VDW. 9, 2561; Hertel 5 A, 448). 


977. 8 19 MietzVO.; 8 12 BerlMietsz Bek. 

Bei der Abrechnung über die Heizkoſten im abgelaufenen Heiz⸗ 
jahre ſind die Koſten der tatſächlich verbrauchten, nicht der an⸗ 
geſchafften Heizſtoffe zugrunde zu legen. 

RE. v. 19. Jan. 1929, 17 Y 116/28 (MietGer. 1929, 49; 
EA. 1929, 801; Grunde. 1929, 697; GrundſtWarte 1929, 106; 
DWohnArch. 1929, 223; Hertel 6 A, 486). 

978. 8 19 MietszVO. 

Der einzelne Mieter hat kein Mitwirkungsrecht in bezug auf 
die Auswahl des Heizmaterials; er kann ſich nur an die Miet⸗ 
vertretung wenden. Deshalb kann er nicht auf Feſtſtellung klagen, 
daß der Vermieter durch falſche Auswahl ſeine Sorgfaltspflicht 
verletzt hat. 

Urt. des 16. ZivSen. v. 10. Okt. 1928, 16 U 6142/28 (EM. 
1928, 758). 
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2. VO. über die Regelung der geſetzlichen Miete in Preußen 
vom 25. Juni 1924. 


979. Abf. 7 GeſetzlMiete O.; § 9 BerlMietsz Bek. 


Auch für die Zeit vor dem Inkrafttreten der PrVoO. über die 
Betriebskoſten in der geſetzlichen Miete v. 14. April 1928 iſt die 
Umlegung des Waſſergeldes auf die Mieter nur zuläſſig, wenn der 
Vermieter vor dem Mietzahlungszeitpunkt die geſetzliche Miete für 
den betreffenden Mietzahlungsabſchnitt um 30% der reinen Frie⸗ 
densmiete gekürzt hat (BO. über die Regelung der geſetzlichen 
Miete in Preußen v. 25. Juni 1924 und § 9 Abſ. 2 BerlMietsz⸗ 
Bek. v. 26. März 1926). 


RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 30/29. 


3. AusfVO. zum Mieterſchutzgeſetz vom 15. Auguſt 1923. 


980. § 3 MietSchch Ausf O. 
Vgl. unten Nr. 981, 982. 


4. Ausf BO. zum Mieterſchutzgeſetz vom 25. September 1923. 


981. 8 4 MietSchcAusf VO. v. 25. Sept. 1923; 8 3 MietSch⸗ 
GAusf VO. v. 15. Aug. 1923. 

Das MEN. ift nicht vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn die im 8 4 
der VO. des preuß. Min. f. Volkswohlfahrt v. 25. Sept. 1923 
(8.3 Abſ. 1 der VO. des preuß. JuſtMin. v. 15. Aug. 1923) vor⸗ 
geſchriebene Aufforderung nicht öffentlich bekanntgemacht ift. 

NE. v. 30. Juni 1928, 17 Y 47/23 (KE. 8, 159; Mieter. 
1928, 135; EU. 1928, 733; Höchſtgigtſpr. 1928 Nr. 2178; Grunde. 
1928, 1447; MietBeiſ. 1929, 4; Hertel 5 A, 427). 

982. 8 4 MietSchcHAusfVO. v. 25. Sept. 1923; 8 3 MietSch⸗ 
GAusf VO. v. 15. Aug. 1923. 

Der NE. v. 30. Juni 1928, 17 Y 47/28 (oben Nr. 981) wird 
aufrechterhalten. Die öffentliche Bek. der Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorſchlägen kann nicht durch Mitteilungen an die 
vorhandenen Vereine erſetzt werden. 


NE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 1/29 (MietGer. 1929, 50; EA. 
1929, 835; Grunde. 1929, 412; Hertel 6 A, 494). 


5. VO. über ein Schiedsverfahren vor dem Mieteinigungsamt 
vom 28. März 1927. 


983. 82 Schieds O. 
Vgl. oben Nr. 911. 


6. BD. über die Bewirkſchaftung möblierter Zimmer uſw. 
vom 12. Dezember 1924. 
984. 8 2 Lock VO. 1924; 8 6 MWohnmang®. 

Der 8 2 der PrVO. v. 12. Dez. 1924 ſchließt die Inanſpruch⸗ 
nahme einer ſelbſtändigen, d. h. räumlich und wirtſchaftlich ge⸗ 
trennten Wohnung, die früher Teil einer übergroßen Wohnung 
war, auch dann nicht aus, wenn die Gemeindebehörde die räum⸗ 
liche Trennung der Wohnungsteile durch bauliche Veränderung auf 
Grund einer örtlichen Anordnung (86 WohnmangG.) bei der 
früheren Inanſpruchnahme vorgenommen hat. 

RE. v. 13. April 1929, 17 Y 15/29 (Mieter. 1929, 81; EN. 
1929, 837; Hertel 6A, 507). 


7. Erſte VO. über die Lockerung der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft vom 11. November 1926. 
986. 88 2, 3, 4 Lock VO. 

Räume ſind nicht deshalb Geſchäftsräume i. S. des 8 2 der 

SD. v. 11. Nov. 1926, weil fie von Angeſtellten bewohnt werden. 

RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 82/28 (KE. 8, 42; Mieter. 
1928, 194; EA. 1928, 757; Salzmg. 1928, 1516; DWohnarch. 
1929, 78; Grunde. 1929, 285; HöchſiRgiſpr. 1929 Nr. 717; 
MVerwel. 50, 373; Hertel 5A, 456). 

987. 8 2 LockV O.; 88 1, 6 Wohnmangb. 

1. Die VO. v. 11. Nov. 1926 hindert nicht, daß in einer 
ſpateren örtlichen Anordnung die Inanſpruchnahme von Geſchäfts⸗ 
räumen vorgeſehen wird. 

2. 8 7 der Altonaer MagiſtratsvO. über Maßnahmen gegen 
Wohnungsmangel v. 29. Aug. 1928 bezieht ſich auch auf Ge⸗ 
ſchäftsräume. 

RE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 8/29 (Mietcher. 1929, 68; EX. 
1929, 802; Hertel 6 A, 498). 
988. 8 2 Lock BO. 
Vgl. unten Nr. 1004. 
989. 8 3 Locks. 

Der wirtſchaftliche Zuſammenhang fordert mehr als einen ein⸗ 
fachen wirtſchaftlichen Vorteil, nämlich eine gewiſſe Abhängigkeit 
zwiſchen der nutzbringenden Innehabung der Räume und der 
gleichzeitigen Innehabung der Wohnung vom Standpunkt des 
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Mieters aus. Der wirtſchaftliche Zuſammenhang muß bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung der geſamten Sachlage gegeben ſein. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 19. Dez. 1927, 17 U 11520/27 
(GrundſtWarte 1928, 52; VDW. 9, 2298). 

990. § 3 Lock LO. 

Eine Filiale, zu der angrenzende Wohnräume gehören, die von 
der Filialleiterin bewohnt werden, fällt nicht mehr unter MMietG. 
und MietSchch. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 4. Juni 1928, 17 U 4573/28 (Grunde, 
192821201): 

991. 8 3 LockVO. 

Vgl. oben Nr. 986. 

992. 8 4 Lock VO. 

Iſt der Mieter in ein Mietverhältnis, für das geſetzliche Miete 
gilt, eingetreten und ein neuer Vertrag ohne Anderung des Miet⸗ 
zinſes abgeſchloſſen worden, fo iſt nach Herausnahme der Räume 
aus dem RMietch. der neue Mietzins nach 8 316 BGB. zu Des 
ſtimmen. Dabei ſind Vorteile, die der Vertrag einer Partei bot, 
zu erhalten. 

Urt. des 17. ZivSen. v. 7. Mai 1928, 17 U 981/28 (JW. 
1928, 2564; Grundſt Warte 1928, 253; MietGer. 1928, 116; EA. 
1928, 711; Grund®. 1928, 935; HöchſtgRſpr. 1928 Nr. 1711; 
Hertel 5 0, 135). 

993. § 4 LockVO. 

Vgl. oben Nr. 860, 986. 


8. Dritte VO. über die Lockerung der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft vom 13. Oktober 1927. 


994. 8 3 LockVO. 

Gemeinden i. S. der 3. Lock VO. v. 13. Okt. 1927 find Bauern⸗ 
ſchaften in Schleswig⸗Holſtein auch dann, wenn ſie zu einer Kirch⸗ 
ſpielgemeinde gehören. 

NE. v. 16. Febr. 1929, 17 Y 113/28 (JW. 1929, 1152; 
Mieter. 1929, 68; Hertel 6 A, 491). 
995. § 3 Lock VO. 

Aufſichtsbehörde i. S. der 3. LockVO. v. 13. Okt. 1927 ift 

bei nicht kreisfreien Gemeinden auch der Regierungspräſident. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 58/28 (KE. 8, 4; Mieter. 1928, 
193; EA. 1928, 758; DWohnArch. 1928, 574; Grunde. 1928, 
5 qa Sg 50, 276; HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 718; Hertel 
5 A, ; 


9. BO. über Bewirtſchaftung des Wohnraums für Beamte uſw. 
vom 29. Mai 1925. 


996. 8 4 BeamtuUnterbring VO. 

Die zuſtändige Behörde kann eine Wohnung, die von einem Be⸗ 
amten bewohnt war, aber unter den Vorausſetzungen des $ 5 der 
PrVO. über die Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs⸗ und 
unmittelbare Staatsbeamte und für Reichswehrangehörige v. 29. Mai 
1925 freigeworden iſt, auch für einen Angeſtellten oder Arbeiter 
des Reichs oder eines Landes verwenden und ebenſo eine ſolche 
Wohnung, die bisher von einem Angeſtellten oder Arbeiter be⸗ 
wohnt war, einem Beamten überlaſſen. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 97/28 (KGE. 8, 65; RArbBl. 
54, 470 111; MietGer. 1929, 12; Grund. 1929, 350; Hertel 
5 A, 5 


10. Berliner Bek. über die Mietszinsbildung vom 26. Mürz / 
26. November 1926. 

997. 8 9 BerlMietsz Bek. 

Vgl. oben Nr. 979. 

998. 8 11 BerlMietsz Bek. 

Vgl. oben Nr. 998. 

999. § 12 BerlMietszBek. 

Vgl. oben Nr. 977. 

1000. $ 16 BerlMietsz Bek.; $ 14 NMietd. 

Bei der Berechnung der geſetzlichen Untermiete ($ 16 Berl⸗ 
MietszBek. v. 26. März / 26. Nov. 1926) iſt die Befugnis des 
Untermieters zur Benutzung von Nebenräumen, z. B. Bad oder 
Küche, nur daun beſonders zu berückſichtigen, wenn der Umfang 
dieſer Befugnis dem Verhältnis ſeiner Räume zu den übrigen 
Räumen nicht entſpricht. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 65/28 (KGE. 8, 144; MietGer. 
1928, 190; EA. 1928, 755; KGBl. 1929, 10; HöchſtgiRſpr. 1929 
Nr. 614; VDW. 2569; Hertel 5 A, 447). 

1001. 8 16 BerlMietszBek. 

Vgl. oben Nr. 879. 


11. Berliner Wohnungsnotrecht vom 21. Mai 1927. 


1002. 88 1, 18 Berl WohnNotgt.; 88 6, 11 WohnmangG.; 
8 1 Lock O. v. 11. Nov. 1926. 
Benutzt der Verfügungsberechtigte eine teuere Wohnung ohne 
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die erforderliche Zuſtimmung des Wohn A. zu Geſchäftszwecken, 
jo kann nach 88 18 Abſ. 2, 1 Abſ. 4 BerlWohnNotR. 1927 das 
Wohne. die Unterlaſſung dieſer Benutzung verlangen. 

RE. v. 13. April 1929, 17 Y 24/29 (MietGer. 1929, 82; EA. 
1929, 837; Hertel 6 A, 513). 


1003. 8 1 BerlWohnNotg. 
Vgl. unten Nr. 1007. 


1004. 8 2 BerlWohnNotR.; 8 2 Lock VO. v. 11. Nov. 1926. 
8 2 Abf. 1 BerlWohnNotR. 1927 ſteht nicht in Widerſpruch zu 
82 Prock BO. v. 11. Nov. 1926. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 80/28 (KGE. 8, 37; Mieter. 
1928, 193; EA. 1928, 757; Salzmg. 1928, 1580; Grund. 1929, 
149; DWohnArch. 1929, 131; HöchſtRRſpr. 1929, 716; RVerwBl. 
50, 387; Hertel 5 A, 454). 


1005. 8 4 Berl WohnNotR. 
Vgl. unten Nr. 1006. 


1006. 88 5, 4 BerlWohnNotR. 

Die Freimeldung einer Wohnung ſetzt die Friſt des 8 5 Berl⸗ 
WohnNotgk. 1927 ſtets in Lauf, wenn die Wohnung nach 8 4 
als unbenutzt gilt. 

NE. v. 1. Dez. 1928, 17Y 85/28 (KE. 8, 23; MietGer. 
1929, 12; EA. 1929, 775; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 313; Grunde. 
1929, 610; Hertel 5 A, 463). 


1007. 88 6, 1 BerlWohnNotR.; § 2 0 
Doppelwohnungen (8 6 BerlWohnNotgt. 1927) liegen auch dann 
vor, wenn ſelbſtändige Wohnungen ohne die nach 8 2 Wohnmangg. 
(8 1 BerlWohrNotht. 1927) erforderliche Zuſtimmung der Ge⸗ 

meindebehörde zu einer Wohnung vereinigt worden ſind. 
NE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 48/28 (KGE. 8, 27; Mieter. 
1928, 140; EA. 1928, 718; JW. 1928, 2558; Höchſtginſpr. 1928 
Nr. 2181; Grunde. 1928, 1383; VDW. 9, 1769; Hertel 5A, 429). 


1008. 8 7 BerlWohnNotR. 

Iſt eine Wohnung in Anſpruch genommen worden, weil feſt⸗ 
ſtehe, daß fie demnächſt unbenutzt werde ($ 7 Abſ. 1 Berl Wohn⸗ 
Not. 1927), fo verliert dieſe Verfügung ihre Wirkſamkeit nicht 
ſchon dadurch, daß bis zum Unbenutztwerden der Wohnung längere 
Zeit vergeht, als zunächſt angenommen werden konnte. 

NE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 94/28 (KGE. 8, 19; Mietcher. 
1929, 11; EA. 1929, 776; DWohnArch. 1929, 79; Höchſtgigſpr. 
1929 Nr. 398; Grunde. 1929, 558; KGBl. 1929, 69; Hertel 
5 A, 467). 

1009. 8 7 BerlWohnNotR. 

Eine Wohnung kann nicht wegen Benutzung zu unſittlichen 
Zwecken gem. 8 7 Abſ. 1 zu c BerlWohnNotgt. 1927 in Anſpruch 
genommen werden, weil die Wohnungsinhaberin in der Wohnung 
auch der gewerbsmäßigen Unzucht nachgeht. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 33/29. 


1010. 8 8 Berl Wohn Notz. 
Vgl. oben Nr. 952. 


1011. 8 12 BerlWohnNotgt.; 88 WohnmangG. 

Auch nach 8 12 Berl WohnNotgt. 1927 kann das MEN. die Buz 
ſtimmung des Vermieters oder des Wohnel. zum Tauſch bei Ge⸗ 
ſchäftsräumen niemals, bei einer Wohnung, die ſowohl Wohn⸗ 
wie Geſchäftszwecken dient, nur dann erſetzen, wenn der Geſchäfts⸗ 
zweck hinter den Wohnzweck zurücktritt. 

RE. v. 16. März 1929, 17 Y 13/29 (MietGer. 1929, 85; EA. 
1929, 821; Grund. 1929, 474; GrundſtWarte 1929, 138; Hertel 
6 A, 504). 

1012. 8 14 Berl WohnNotR.; 88 6, 11, 16 WohnmangG. 

Die Räumungsaufforderung und die Zwangsräumung nach 8 14 
Berl WohnNotR. 1927 iſt nach dem Tode des Wohnungsinhabers 
gegenüber dem Untermieter zuläſſig, ohne daß eine Inanſpruch⸗ 
nahme der Wohnung gegenüber dem Erben erfolgt iſt. 

NE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 78/28 (KE. 8, 68; Mieter. 
1928, 189; EA. 1928, 756; HöchſtRheſpr. 1929 Nr. 714; RVerw⸗ 
Bl. 50, 356; Hertel 5 A, 425). 


1013. 8 15 Berl Wohn Not. 

815 Berl WohnNotgk. 1927 ordnet nicht an, daß für jedes neue 
Mietverhältnis über ſelbſtändige Wohnungen eine Vertragsurkunde 
errichtet werden muß. 

NE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 99/28 (Mieter. 1929, 27; EA. 
1929, ç Salzınz. 1929, 428; Grunde. 1929, 636; Hertel 
5 A, 473). 


Rechtſprechung 


2917 


1014. 8 15 Berl WohnNotR. 
Zur Umwandlung eines Untermietverhältniſſes in ein Haupt⸗ 
mietverhältnis bedarf es in Berlin Reiner Mitwirkung des Wohn A. 
Beſchl. des 17. ZivSen. v. 1. März 1929, 17 W 1928/29 
(Hertel 6 G, 195). 
1015. 8 18 Berl Wohn NotR. 
Vgl. oben Nr. 1002. 


III. Pachtſchutzſachen. 
A. Reichsrecht. 
Reichspachtſchutzordnung vom 12, Juli 1927. 


1016. 8 1 Rpachtſcho.; 8 2 Prpachtſchd. 

Bei der Prüfung der Vorausſetzungen für die Abänderung der 
Leiſtungen nach 8 2 PrpachtſchO. bleibt ein früherer Beſchluß des 
PEA. außer Betracht, wenn er die Leiſtungen nur für einen Teil 
der Pachtzeit abgeändert hat, auf den ſich das nunmehr beim 
PEA. anhängige Verfahren nicht bezieht. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 55/28 (KGE. 8, 184; Agrarg. 
11, 254; Verp. 1928, 117; Pächtg. 1928, 218; KGGBl. 1929, 9; 
RVerwBl. 50, 212). 

1017. 8 1 RpachtſchO.; $ 3 Prpachtſcho. 

Das PEN. kann die Fortſetzung eines gekündigten Pacht⸗ 
vertrages nicht unter einer aufſchiebenden Vedingung beſtimmen. 
Die bedingte Anordnung der Fortſetzung iſt aber nach Eintritt der 
Rechtskraft für die Beteiligten verbindlich. Dem PEN. ſteht die 
Entſch. über den Eintritt der Bedingung nicht zu. 

E. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 61/28 (JM Bl. 1928, 441; KG. 
8, 190; Agrar. 11, 256; Verp. 1928, 118; DHausbg. 1928, 753; 
HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 16; StaatsuS Verw. 1929, 34; JW. 1929, 
784; RVerwBl. 50, 227; Pächtg. 1928, 219; KGBl. 1929, 46). 
1018. 8 1 Rpachtſchd. 
Vgl. unten Nr. 1020. 


1019. 8 7 RPachtſchO.; 8 58 Prpachtſchd. 

Bei der Entf. auf die Berufung oder die Rechtsbeſchwerde iſt, 
wenn das PEN. nach dem Inkrafttreten der PrpachtſchO. 1925 
entſchieden hat, dieſe PachtſchO. i. d. Faſſ. v. 19. Sept. 1927 an⸗ 
zuwenden. 

NE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 1928/29. 


B. Preußiſches Recht. 
Pachtſchutzordnung vom 18. Auguſt 1927. 

1020. 8 2 PachtſchO.; 8 1 Rpachtſch D. 

Haben die Vertragsparteien den in der Zeit vom 1. März 1924 
bis 30. Sept. 1925 abgeſchloſſenen Pachtvertrag durch Vereinbarung 
vor dem Inkrafttreten der PrpPachtſchd. v. 18. Aug. /19. Sept. 
1927 dahin abgeändert, daß der Natural⸗ oder Naturalwertzins 
durch einen Geldpachtzins erſetzt wird, ſo iſt bei der Prüfung, ob 
die Vorausſetzungen des 8 2 Prpachtſchd. für die vom Pächter 
beantragte Abänderung der Leiſtungen vorliegen, von dem Nach⸗ 
tragsabkommen nur auszugehen, wenn es den Pachtzins erhöht hat. 

NE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 67/28 (JM Bl. 1928, 441; KG. 
8, 186; Agrarg. 11, 259; Verp. 1928, 119; PächtgZ. 1928, 218; 
DHausbg. 1928, 753; HöchſtaiRſpr. 1929 Nr. 15; JW. 1929, 785; 
RVerwBl. 50, 258). 

1021. 82 Pachtſchd. 

Vgl. oben Nr. 1016. 

1022. 8 3 PachtſchoO. 

Vgl. oben Nr. 1017. 

1023. 8 29 PachtſchO. 

Vgl. unten Nr. 1024. 

1024. 88 52, 29 Pachtſchd. 

Das PA. kann, wenn der bei ihm geſtellte Antrag zurück⸗ 
genommen worden iſt, die Erſtattung der der Gegenpartei er⸗ 
wachſenen Auslagen nicht mehr anordnen. 

RE. v. 1. Okt. 1928, 17 Y 77/28 (KGE. 8, 195; Agrarg. 11, 
263; Verp. 1928, 120; HöchſtRgſpr. 1929 Nr. 14; KGGBl. 1929, 8; 
PächtZ. 1929, 248; RVerwBl. 50, 291). 

1025. 8 58 PachtſchO. 

Vgl. oben Nr. 1019. 


2918 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dem Keichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Das dem RT. vorliegende Berufsausbildungsgeſetz 
ſtellt ſich als ein allgemeines Berufsausbildungsgeſetz, nicht etwa 
nur als ein Lehrlingsgeſetz dar. Der Geltungsbereich des künftigen 
Geſetzes will ſich nach dem Entwurf auf die Beſchäftigung Jugend⸗ 
licher zum Zwecke der Berufsausbildung (Lehrlinge) wie auch auf die 
als Arbeiter oder Angeſtellte durch Lehrherrn oder Arbeitgeber er⸗ 
ſtrecken. Als Jugendliche ſind dabei Perſonen zwiſchen dem 
vollendeten 14. und dem vollendeten 18. Lebensjahre ſowie Knaben 
und Mädchen anzuſehen, die jünger als 14 Jahre ſind, aber zum 
Beſuche der Volksſchule nicht mehr angehalten werden können. 
Schließlich gelten als Jugendliche i. S. d. Geſ. Lehrlinge über 
18 Jahre, wenn das vorher begonnene Lehrverhältnis erſt nachher 
endet. Keine Anwendung findet das Geſetz auf Arbeiter, Ange⸗ 
ſtellte und Lehrlinge in der Landwirtſchaft, auf Jugendliche, die bei 
ihren Eltern als Arbeiter oder Angeſtellte beſchäftigt werden, auf 
jugendliche Beamtenanwärter, auf Praktikanten in Apotheken ſowie 
auf Jugendliche, die ſich in Fürſorgeerziehung befinden. Bezüglich 
der in Betrieben und Behörden des Reichs oder der Länder ſowie der 
in Betrieben der See⸗ und Binnenſchiffahrt, der Flößerei, des 
Bergbaus und der Hausbwirtſchaft beſchäftigten Perſonen it die Er⸗ 
mächtigung der Reichsregierung und der oberſten Landesbehörden 
vorgeſehen, in ſolchen Fällen ſowohl Vorſchriften des Geſetzes 
außer Kraft zu ſetzen als auch abweichende Anordnungen zu treffen 
(Näheres vgl. 88 2—5). Die Beſchäftigung und die berufliche Aus⸗ 
bildung Jugendlicher kann dem verboten werden, der die Pflichten 
gegen die von ihm beſchäftigten Jugendlichen gröblich verletzt oder 
gegen den ſonſt Tatſachen vorliegen, die ihn als ſittlich ungeeignet 
erſcheinen laſſen. Es kann ſowohl die Zahl der Jugendlichen im 
Berufe wie die der Jugendlichen im Betriebe beſchräukt werden. 
Außerdem ſieht das Geſetz eine Ermächtigung der geſetzlichen Be- 
rufsvertretungen vor, Anordnungen über die Höchſtzahl der in 
den Betrieben einzelner Berufe oder Berufsgruppen zu beſchäfti⸗ 
genden Lehrlinge zu treffen (vgl. 88 8, 9, 77). Die 88 10—12 
d. Entw. ſetzen die dem Arbeitgeber oder Lehrherrn Jugendlicher 
und die dieſen ſelbſt obliegenden Rechte und Pflichten feſt. Als neu 
gegenüber der GewO. ſei hervorgehoben, daß der Arbeitgeber auch 
für die Bewahrung der Geſundheit des Jugendlichen 
zu ſorgen und ſich bei Ausübung der ihm obliegenden Erziehung des 
Jugendlichen mit deſſen geſetzlichem Vertreter ins Benehmen zu 
ſetzen hat. Außerhalb der Arbeitszeit iſt dem Jugendlichen Zeit und 
Gelegenheit zu ſeiner ſonſtigen Aus⸗ und Fortbildung, zum Beſuche 
des Gottesdienſtes an Sonn- und Feiertagen und zur Teilnahme an 
Veranſtaltungen der Jugendpflege und Jugendbewegung zu laſſen. 
Die Begründung führt hierzu aus, es bedürfe kaum eines Hinweiſes 
darauf, daß der Arbeitgeber oder Lehrherr auf Grund des Arbeits⸗ 
und Ausbildungsverhältniſſes nicht berechtigt iſt, in die politiſchen 
oder gewerkſchaftlichen Angelegenheiten des Jugendlichen einzu⸗ 
greifen oder den Jugendlichen zur Beteiligung an beſtimmten Rich⸗ 
tungen von Jugend⸗, politiſchen oder wirtſchaftlichen Vereinigungen 
zu veranlaſſen. An die Spitze der Vorſchriften über Lehr- 
linge iſt der Satz geſtellt, daß Lehrlinge nur in Betrieben be⸗ 
ſchäftigt werden dürfen, wenn dieſe nach Art und Umfang zur Be⸗ 
rufsausbildung geeignet ſind und wenn die Betriebsinhaber oder 
ihre Vertreter mindeſtens 24 Jahre alt und beruflich befähigt ſind, 
den Lehrlingen die für die Berufsausbildung nötigen Kenntniſſe und 
gebräuchlichen Handgriffe und Fertigkeiten zu übermitteln. Einzel⸗ 
heiten über die Unterſagung der Beſchäftigung von Lehrlingen und 
das Beſchwerderecht des Betriebsinhabers vgl. 88 14—18. Mit dem 
Lehrvertrag beſchäftigen ſich die 88 19—35. Als Lehrling ſoll 
nur eingeſtellt werden, wer für den Beruf körperlich und geiſtig 
geeignet iſt und die notwendige Schulbildung hat. Die Höchſtdauer 
der Lehrzeit wird im Entwurf dahin begrenzt, daß ſie im allgemeinen 
vier Jahre nicht überſchreiten darf. Mit Rückſicht auf vorgekom⸗ 
mene Mißbräuche iſt vorgeſehen, daß Arbeiten im Haushalt des 
Lehrherrn in keinem Falle in einem Maße verlangt werden dürfen, 
daß durch dieſe der Zweck der Lehre beeinträchtigt wird. Der Ent⸗ 
wurf ſchreibt vor, daß binnen vier Wochen nach Beginn des Lehr⸗ 
verhältniſſes der Lehrvertrag ſchriftlich feſtgelegt werden ſoll. Der 
Mangel der ſchriftlichen Form hat mithin Nichtigkeit nicht zur Folge. 
Damit ſtimmt der Entwurf mit der für das geltende Recht herr⸗ 
ſchenden Auffaſſung überein. Die ſchriftliche Form iſt jedoch rechtlich 
von erheblicher Bedeutung. Nur wenn ein ordnungsmäßiger ſchrift⸗ 
licher Lehrvertrag abgeſchloſſen iſt, ſind Entſchädigungsanſprüche für 


den Fall vorzeitiger Auflöſung ſowohl für den Lehrherrn wie für den 
Lehrling gegeben. Für den Lehrvertrag gilt der Grundſatz der be⸗ 
ſchränkten Vertragsfreiheit; er unterliegt inſoweit freier Verein⸗ 
barung, als nicht zwingende Vorſchriften des Reichsrechts entgegen⸗ 
ſtehen oder Anordnungen, die auf Grund dieſes oder eines anderen 
Ref. erlaſſen find, fie ausdrücklich ausſchließen. Es können aber 
nach ausdrücklicher Vorſchrift Vereinbarungen zwiſchen den Parteien 
des einzelnen Lehrvertrages nicht ausgeſchloſſen werden, ſoweit ſie 
eine Anderung der Arbeitsbedingungen zugunſten des Lehr⸗ 
lings enthalten. Die erſten vier Wochen ſeit Antritt der Lehre 
ſind Probezeit; die Probezeit kann durch den Lehrvertrag bis zu 
drei Monaten ausgedehnt werden. Nach Ablauf der Probezeit kann das 
Lehrverhältnis friſtlos gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Als beſondere Fälle der vorzeitigen Beendigung 
des Lehrverhältniſſes regelt das Geſetz den des Berufs⸗ 
wechſels des Lehrlings ſowie den des Wechſels des Betriebsinhabers 
und des Konkurſes. Einen größeren Umfang nimmt im Entwurf 
die Regelung des Prüfungsweſens ein, da im Gegenſatz 
zum geltenden Recht künftig allen Berufsſtänden die Möglichkeit ge⸗ 
geben wird, in geſetzlich geregelten Formen Geſellen⸗, Gehilfen⸗ und 
Facharbeiterprüfungen zu veranſtalten. Die Prüfungen werden vor 
Prüfungsausſchüſſen abgelegt; dieſe beſtellt die geſetzliche Berufs⸗ 
vertretung (Näheres vgl. 88 42 —51). Es folgen dann Sondervor⸗ 
ſchriften über Geſellenprüfungen in Handwerksberufen (88 52 —54). 
Obwohl der Entwurf ſich vorzugsweiſe mit Jugendlichen beſchäftigt, 
erſchien es ihm doch angezeigt, auch das Gebiet des Meiſter⸗ 
prüfungsweſens einheitlich und umfaſſend zu regeln (8 55 
bis 65). Bisher find Meiſterprüfungen nur in Handwerksberufen 
veranſtaltet worden; es wird aber die Veranſtaltung ſolcher Prü⸗ 
fungen auch für andere Berufe und Berufsgruppen für zuläſſig 
erachtet. — Die Durchführung des Geſetzes will der Ent⸗ 
wurf grundſätzlich der Selbſtverwaltung der beteiligten 
Berufsſtände überlaſſen. Der Entwurf ſtellt mithin den Grund 
fat berufsſtändiſcher Regelung des geſamten Gebiets der Berufsaus⸗ 
bildung des Nachwuchſes auf. Es empfehle ſich, ſagt die Begrün⸗ 
dung, gerade auf dieſem Gebiete, an Stelle unmittelbarer Regelung 
durch den Staat die Selbſtverwaltung der Beteiligten zu ſetzen, 
weil bei den Berufsſtänden die erforderliche Sachkunde vorhanden 
iſt, und weil es notwendig iſt, bei den Berufsgenoſſen das Bewußt⸗ 
ſein der Verantwortung für den Nachwuchs des Berufs zu erwecken 
und wachzuerhalten. Neue Behörden zur Durchführung des Geſetzes 
konnten ſelbſtverſtändlich nicht geſchaffen werden, vielmehr ſollen 
die geſetzlichen Berufs vertretungen, in der Hauptſache 
alſo die Handwerks⸗ und Handelskammern, das Geſetz durchführen. 
Hierzu haben die Berufsvertretungen paritätiſche Ausſchüſſe 
zu bilden (Näheres vgl. 88 69 ff.). Die Koſten der Durchführung des 
Geſetzes, namentlich der Aufwand für das Prüfungsweſen und die 
Ausſchüſſe, tragen die Berufsvertretungen (8 76). Die Straf⸗ 
vorſchriften (88 84 ff.) hat der Entwurf auf ein möglichſt geringes 
Maß beſchränkt, weil die bisherigen Erfahrungen bewieſen haben, 
daß häufige Beſtrafungen namentlich von Lehrherren mehr Ver⸗ 
bitterung als Beſeitigung vorhandener Mißſtände ſchaffen. 

2. Das Geſetz über die Bergmannsſiedlungen, 
das im Entwurf jetzt dem RT. vorliegt, will dieſer geſamten Ma⸗ 
terie eine einwandfreie geſetzliche Grundlage geben, da der Rechts⸗ 
zuſtand der Bergmannsſiedlungen zur Zeit unſicher iſt. Bekannt⸗ 
machungen des Reichskohlenrats, die dieſer auf Grund des Kohlen⸗ 
wirtſch. v. 23. März 1919 (RGBl. S. 342) und der AusfBeft. 
dazu v. 21. Aug. 1919 (RGBl. S. 1449) zur Regelung des Baues 
von Bergarbeiterwohnungen erlaſſen hatte, find nämlich vom RG. 
beanſtandet worden, weil der Reichs kohlenrat feine Befugniſſe über⸗ 
ſchritten habe und ſomit keine rechtsgültige Verwaltungsbeſt. i. S. 
8 119 der erwähnten AusfBeſt. vorliege. Da große Werte, die von 
den Kohlenwirtſchaftsſtellen und der Reichsregierung geſchaffen wor⸗ 
den ſind, gefährdet ſeien, hält die Begründung die Regelung der 
Materie durch beſonderes Geſetz für erforderlich. 

3. Der GeſEntw. über Entſchädigung vön Betrieben 
und Arbeitnehmern auf Grund der Einführung des 
Branntweinmonopols regelt die Aufwertung der Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche aus den 88 213—218 und 220—241 Branntw⸗ 
Mond. v. 26. Juli 1918 (RGBl. S. 887). Mit dem Inkrafttreten 
115 s. Geſetzes treten die 89 199—212 BraunttoMonG. außer 
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Überſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 242 BGB. Wird bei Abgabe eines Teiles der Mieträume die 
feſtgeſetzte Friedensmiete von den Parteien entſprechend herabgeſetzt, 
ſo iſt die neue Miete nicht mehr Friedensmiete i. S. des Miet. 
Nach Erlaß der Lock O. üt aufgewertete Friedensmiete zu zahlen. 
C ee or 2869° 

8 242 BGB. Bei der Aufwertung von Mieten, die der Mieterſchutz⸗ 
geſetzgebung nicht unterliegen, darf doch die Entwicklung der geſetzlichen 
Miete berückſichtigt werden. Nur die Grundſätze der Aufwertung, nicht 
die danach gefundene Hohe der Aufwertung unterliegen der Nachprlt⸗ 
fung in der Reviſionsinſtanz.[ Rt. 287010 

9 242 BGB.; PreockV O. v. 11. Nov. 1926. Nach Eintritt der 
Prock O. gilt auch für einzelne Geſchäftsräume auf Verlangen 
einer Partei der alte Mietpreis. Bei der Aufwertung iſt die Veränderung 
des Mietwertes, die infolge wirtſchaftlicher Veränderung der Lage 
eingetreten ift, in Berechnung zu ziehen. Re... 287111 

Miete oder Pacht. Kündigung durch einen einzelnen Miterben 
des Vermieters. OLG. Bres lan. 2895 


CCC x u a K EL s 


88 535 ff. BGB. Mietvertrag. Zur Errichtung einer Hochantenne 
iſt der Mieter auch dann nicht ohne Erlaubnis des Vermieters befugt, 
wenn fie unter Beachtung der Regeln der Elektrotechnik gebaut, wenn 
ſich der Mieter gegen alle durch Blitzſchlag aus der Antenne entſtehenden 
Schäden verſichert und wenn er ſich für den Fall von Dachreparaturen 


zur Entfernung der Antenne verpflichtet. R. 287112 
88 536, 538 BGB. Inſtandſetzungspflicht des Vermieters trotz 
entgegenſtehender Vertragsbeſtimmungen. KG. 28947 


8 539 BGB, ift bei Fortſetzung eines kündbaren Mietverhältniſſes 
anwendbar. OLG. Breslaauuuuw ͤnſana „ 28955 
$ 559 BGB. Sicherungsübereignung und Vermiekerpfandrecht. 
/ 2 c 5 co loc Da p 289912 
8 565 BGB. Kündigung von Mietverträgen durch den Vermieter. 
LG. Stettin 29033 
3566 BOB. Vertragsabreden über Leiſtungen des Mieters, die 
eine Vorbedingung für Abſchluß, Verlängerung oder Veränderung 
des Mietverhältniſſes fein ſollen, bedürfen nicht der Aufnahme in den 


„„ r 


ſchriftlichen Mietvertrag. G... 287213 
Genoſſenſchaftsgeſetz. 

Rechtsſtellung von Genoſſen als Inhaber von Genoſſenſchafts⸗ 

neubauten. OLG. Breslau 289811 
Reichs mietengeſetz. 


Rietz. Für die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete ſind ausſchließ⸗ 
lich die MEA. zuſtändig. Auch wenn das MEA. zu Unrecht, in rechts⸗ 
irriger Beurteilung einer ihm überhaupt nicht zur Entfcheidung zu⸗ 
ſtehenden Rechtsfrage, es abgelehnt hat, die geſetzliche Miete feſt⸗ 
zuſetzen, kann das Gericht fie doch nicht feſtſetzen. 2863 

8 1 RmMietcz. i. d. Faſſ. v. 10. Juli 1926; Ander. dazu v. 14. Febr. 
1928. Auch vor Inkrafttreten des Ander. aber nach dem 15. Juli 1926 
abgegebene Erklärungen, daß die geſetzliche Miete gewählt werde, be⸗ 
wirken, daß nur auf Verlangen des Vermieters ftatt des Vertrages 
mit beſtimmter Laufzeit ein ſolcher von unbeſtimmter Dauer tritt. 
28611 

81 RMietch. Bei Vorausverfügung über den Mietzins ift für 
die Forderung geſetzlicher Miete kein Platz mehr. RG... . . 2861? 

§1 RMietcz. Liegen die Vorausſetzungen für die Neufeſtſetzung 
der Friedensmiete vor, ſo kann das Mieteinigungsamt die Friedens⸗ 
miete, obwohl der Antrag vom Vermieter geſtellt if, niedriger feſt⸗ 
ſetzen, als fie bisher war. K wm. 28761 

81 NMiet6, Sind ſich die Parteien darüber einig, daß die geſetz⸗ 
liche Miete an Stelle eines vereinbarten Mietzinſes treten ſoll, ſo 
bedarf es keiner ſchriftlichen Erklärung gemäß $1 AMiet®. Ein eine 
frühere Mietfeſtſetzung aufhebender Beſchluß des MéEA. hat rück. 
wirkende Kraft. OLG. Naumbur gn. 290042 


81 NRMietch. In dem Antrage an das MEN. auf Ermittlung der 
Friedensmiete iſt in der Regel keine Erklärung der Wahl der geſetz 
lichen Miete zu erblicken. K ui... 28914 

88 1, 20 RMiet.; Pr O. v. 4. Aug. 1923. Wirkung der für ge⸗ 
wiſſe Räume verfügten Aufhebung des RMMietch. auf die kraft geſetz⸗ 
licher Fiktion zum Vertragsbeſtandteil gewordene geſetzliche Miete. 8925 

2 


8 2 NMietch. Sind mehrere Gebäude durch einen Vertrag vermietet, 
ſo iſt bei Feſtſetzung der Friedensmiete der ortsübliche Mietzins für 
die Geſamtheit der Gebäude zu ermitteln. K.. 28772 

§ 2 Abſ. 6 RMietG. Hat das Mieteinigungsamt auf Grund 
landesrechtlicher Vorſchriften den ortsüblichen Mietzins feſtgeſetzt, 
jo ift auf Antrag die Friedensmiete nach $ 2 Abſ. 3 Miet. feſt⸗ 
zuſtellen, wenn nicht ein Grund zur Feſtſetzung nach 92 Abf. 4 vorliegt. 
een set gene ehe ee ae 2877 
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85 NMieiß.; 816 PrMietzV O. v. 17. April 1929. Die Koſten 
der Erneuerung der Heizanlage bei Sammelheizung find vom Haus- 
eigentümer zu tragen. KG. 28912 


813 RMietcz. Die Wiederinbetriebſetzung der Warmwaſſerver⸗ 
ſorgung (516 PrMietz VO.) kann nicht von einem Mieter beantragt 
werden, in bezug auf den der Beſchluß des Mieteinigungsamtes auf 
ihre Einſtellung nicht ergangen ift KG w .. 28796 


S 133 RMietG. Für die Feſtſetzung einer Zuſatzmiete genügt es, 
daß der Mieter oder die Mehrheit der beteiligten Mieter der baulichen 


Veränderung nachträglich zugeſtimmt hat. Koe. 28807 
8 16 Abs. 1 RMietcz. Umbau von Wohnräumen in Bankgeſchäfts⸗ 
räume genügt der Beſtimmung. R. 28644 


88 20, 222 RMictd.; PrLockV O. v. 11. Nov. 1926. Nach Aus⸗ 
ſcheiden gemieteter Räume aus dem NMiet&. treten die früher ver⸗ 
einbarten Mietſätze wieder in Kraft, aber erſt, wenn dies von einer 
der Mietparteien gefordert wird. R d).. 28645 


Mieterſchutzgeſetz. 


81 Miet Sch.; $$ 3 Abſ. 1, 6 PrLockVO. v. 11. Nov. 1926. Kein 
Mieterſchutz für Geſchäftsräume, die der Mieter zum Wohnen benutzen 
In Pi a n 1 5 m, eg 28655 

885, 6 Abſ. 4 9Riet€d@. Die vom Gericht ausgeſprochene Be⸗ 
ſchränkung der Räumungspflicht bis zur Beſchaffung von Erſatzraum 
ſichert dem Mieter einen vertragsgleichen Beſitz der Mieträume. Kein 
Verzug des Mieters. R ̃œ gh . 28677 

86 MietSch6. In dem Nachverfahren gemäß $ 6 Miet Sch. er⸗ 
gehenden, die Aufhebung der „Erſatzraumklauſel“ als Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsbeſchränkung ausſprechenden Urteil kann eine im Räumungs⸗ 
urteil ſelbſt nicht enthaltene „Räumungsfriſtklauſel“ als neue Be⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung aufgenommen werden. LG Wles⸗ 
baden ðxy in 29054 

88 13 Abſ. 4, 22, 4 MietSchG. Anfechtung der Entſcheidungen 
der Mietſchöffengerichte im Koſtenpunkt. Zur Auslegung der 8822 
und 4 Miet Sch. LG. Dortmund 29022 

8 27 Miet Schcz. findet auf die Herausgabeklage des Hauptvermieters 
gegen den Untermieter grundsätzlich Anwendung. LG III Berlin 29011 

§ 29 MietS6. Die Erlaubnis der Vermieters zur Untervermietung 
kann vom Mieteinigungsamt nicht erſetzt werden, wenn die Unter⸗ 
vermietung gegen die Beſtimmungen der Wohnungsverordnung für 
die Stadt Berlin v. 14. Aug. 1928 verſtößt. KG. ̃. . . 288411 

829 Miet Sch. Die Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters 
zur Untervermietung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Mieter 
in die Wirtſchaft oder Haushaltung des Untermieters aufgenommen 
rr eo co Ser 288310 

831 MietSchG. Iſt unter der Geltung der Wohnungsmangel⸗ 
bekanntmachung für Groß-Berlin vom 6. Okt. 1919 ein Untermiet⸗ 
verhältnis umgewandelt worden, ſo bedurfte es keiner Mitwirkung 
des Wohnungsamtes. KG ... 2892 

8 31 MietSchcz. Auf Wohnungstauſchverträge zwiſchen Grund⸗ 
ſtückseigentümern iſt $ 31 MietSchGG. nicht anwendbar. Die Vertrag⸗ 
ſchließenden ſind einander zur Erwirkung der Genehmigung des 
Wohnungsamtes verpflichtet und im Weigerungsfalle ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig. OLG. Breslau 5 289719 
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SS 31, 36 MietCh6. Wer zur Räumung verurteilt ift, weil der 
Abſchluß des Mietvertrages dem Wohnungsamt nicht angezeigt iſt, 
darf von der Gemeindebehörde in denſelben Raum wieder eingewieſen 
werden KKK ß ̃¶ As sn 28841? 


88 40, 37 Mietschcz. Wenn das Mieteinigungsamt die Beſchwerde 
gegen eine Räumungsverfügung des Wohnungsamtes als unzuläſſig 
verwirft, kann es eine Räumungsfriſt nicht gewähren. KG. . 288413 


$ 43 MietschG.. Hat die Beſchwerdeſtelle den Beſchluß des Miet⸗ 
einigungsamts aufgehoben und bei der Zurückverweiſung der Sache 
auch auf Rechtsverletzungen hingewieſen, die den aufgehobenen Be⸗ 
ſchluß nur zuungunſten derjenigen Partei beeinflußt hatten, die keine 
Rechtsbeſchwerde eingelegt hat, ſo braucht das Mieteinigungsamt dieſe 
Hinweiſe ſeiner Entſcheidung nicht zugrunde zu legen. KG.. . 28854: 


$ 49a MietschG.; $ 4 PreistrBO. 1. Raumwucher ift vom 1. Juli 
1926 ab auch bei vorher abgeſchloſſenen Verträgen nach $ 49 Miet⸗ 
€. zu beurteilen, nicht mehr nach 9 4 PreistrVO. 2. Grundſatze 
für die Feſtſtellung wucheriſcher Miete. Rh. 28683 


8 49a MietSc;6. Grundſätze für die Berechnung ber angemeſſenen 
Vergütung für die Untervermietung von Geſchäftsräumen. R®. 237314 


Wohnungsmangelgeſetz. 


8 2 Wohnmangch. Hat der Verfügungsberechtigte eine Wohnung 
in räumlich ſelbſtändige Wohnungen geteilt, ſo kann jede der Teil⸗ 
wohnungen für fi in Anſpruch genommen werden. KG.. . 28818 


$ 4 Wohnmangb.; $$ 3, 4 PrLockVO. v. 11. Nov. 1926. Ein 
unverhältnismäßiger Nachteil für den Verfügungsberechtigten liegt in 
der Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages über eine Wohnung nicht 
ohne weiteres darin, daß der Wohnungſuchende auf dem Grundſtück 
ſchon Geſchäftsraum gemietet hat. K. 288515 


8 4 Wohnmang. Der RE. v. 4. Mai 1925, 17 67/25, wonach 
der Verfügungsberechtigte auch nach Rechtskraft der Inanſpruchnahme 
im Verfahren auf Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages noch geltend 
machen kann, daß für ihn aus der Vermietung an ſich oder aus der 
Art des Mieters ein unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen iſt, 
wirdaufrechterhaten r) ae 


Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen 
vom 17. April 1924. 


8 9 Abſ. 1 PrMietz Vd. Hat nur ein Mieter das Recht zur Fahr⸗ 
ſtuhlbenutzung, ſo genügt ſein Verzicht auf die Benutzung, um ihn 
von Fahrſtuhlumlagen zu befreien. K . e Bo 285815 

8 9 Abſ. 1 und 2 PrMietz d. Zu den Koſten des Fahrſtuhl⸗ 
betriebs, die auf die Mieter umzulegen ſind, gehören die Koſten für 
Erneuerung von Teilen der Anlage und für Neueinrichtungen, ſoweit 
ſie erforderlich ſind, um den bisherigen Betrieb des Fahrſtuhlbetriebs 
afcechtzuerhaten , og 

8 16 PrMietzVd.; 55 NMietG. Die Koſten der Erneuerung 
der Heizanlage bei Sammelheizung find vom Hauseigentümer zu tragen. 
KG 28912 

8 19 PrMietz BD, Dem einzelnen Mieter fteht kein Mitbeſtimmungs⸗ 
oder Aufſichtsrecht bezüglich des für Sammelheizung verwendeten 
Brennmaterials zu. KG. 4 0 2893 


„ e u ¿"SA Gu Ps 


une We G s Lagi arte . * 


Preuß. Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft vom 11. November 1926. 


ProocBd. Wird bei Abgabe eines Teils der Mieträume die feſt⸗ 
geſetzte Friedensmiete von den Parteien entſprechend herabgeſetzt, 
fo iſt die neue Miete nicht mehr Friedensmiete i. S. des RMietGG. Nach 
Erlaß der Lock B O. iſt aufgewertete Friedensmiete zu zahlen. RG. 28695 

Prͤocks O.; 9242 BGB. Nach Eintritt der PrLockV O. gilt auch für 
einzelne Geſchäftsräume auf Verlangen einer Partei der alte Miet⸗ 
preis. Bei der Aufwertung iſt die Veränderung des Mietwertes, die 
infolge wirtſchaftlicher Veränderung der Lage eingetreten iſt, in Be⸗ 
rechnüng zu zehen ??; 8 287111 

88 3 Abſ. 1, 6 Prod®d,; $ 1 MietShG. Kein Mieterſchutz für 
Geſchäftsräume, die der Mieter zum Wohnen benutzen läßt. RG. 28656 

88 3, 4 ProllVO.; $ 4 WohnmangG. Ein unverhältnismäßiger 
Nachteil für den Verfügungsberechtigten liegt in der Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages über eine Wohnung nicht ohne weiteres darin, 
daß der Wohnungſuchende auf dem Grundſtück ſchon Geſchäftsraum 
gem(eletepa d. sa a re) 288515 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Preuß. Verordnung vom 4. Auguſt 1923. 


Pr. v. 4. Aug. 1323; 581, 20 NMiet®. Wirkung der für gewiſſe 
Räume verfügten Aufhebung des RMietG. auf die kraft geſetzlicher 
Fiktion zum Vertragsbeſtandteil gewordene geſetzliche Miete 28933 


Berliner Wohnungsnotrecht vom 21. Mai 1927. 


$ 2 Abſ. 2 Berl. WohnNotgt. v. 21. Mai 1927 ſteht nicht in 
Widerſpruch zu $2 PrLockVO. v. 11. Nov. 1926. K. . . . 288718 

$ 7 Abſ. 1 BerlWohnNotR. v. 21. Mai 1927. Iſt eine Wohnung 
in Anſpruch genommen worden, weil feſtſtehe, daß ſie demnachſt un⸗ 
benutzt werde, ſo verliert dieſe Verfügung ihre Wirkſamkeit nicht ſchon 
dadurch, daß bis zum Unbenutztwerden der Wohnung längere Zeit 
vergeht, als zunächſt angenommen werden konnte. KG.. . . 288919 

$ 15 BerlWohnNotR. v. 21. Mai 1927 ordnet nicht an, daß für 
jedes neue Mietverhältnis über ſelbſtändige Wohnungen eine Ver⸗ 
tragsurkunde errichtet werden muß. K wer.. 289021 


Berliner Bekanntmachung über die Mietzinsbildung. 


$ 12 BerlMietzBek. Bei der Abrechnung über die Heizkoſten im 
abgelaufenen Heizjahre ſind die Koſten der tatſächlich verbrauchten, 
nicht der angeſchafften Heizſtoffe zugrunde zu legen, KG.. . . 28892 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 
8 865 ZPO. Pfändbarkeit der Mietforderungen. KG.. . 29001 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 
$ 136 StGB. Befugnis des Wohnungsamtes zum Verſiegeln von 
Wohnungen zum Zwecke der Beſchlagnahme. OLG. Breslau. 290115 


8 361 Nr. ba StGB. Zum Begriffe: Wohnung i. ©. dieſer Vor⸗ 
ſchrift. BayObLG. 28761 
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Preistreibereiverordnung. 


8 4 Preistr®D.; $ 49a Miet SchG. 1. Raumwucher iſt vom 1. Juli 
1926 ab auch bei vorher abgeſchloſſenen Verträgen nach 9 498 Miet- 
Sh®. zu beurteilen, nicht mehr nach § 4 Preistr VO. 2. Grundſätze 
für die Feſtſtellung wucheriſcher Miete. R).. qͤ 2868 


C. 


Steuerrecht. 
Einkommenſteuergeſetz. 


88 38, 44 Abſ. 1 Nr. 1, 58 EinkStcz. Behandlung von Baul 


oſten⸗ 
zuſchüſſen der Mieter von Neubauten. RR. 29051 


Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926. 


85 Hauszinsſt vo. v. 2. Juli 1926. Wann iſt ein Gebäude als 
Einfamilienhaus und als ausſchließlich vom Eigentümer und ſeiner 
Familie bewohnt anzuſehen? ProVGGWw·d2 .... 29062 


Geſetz über den Geldentwertungs ausgleich bei bebauten 
Grundſtücken. 


Die Länder ſind bei der Erhebung der Hauszinsſteuer nicht ſtreng 
an die Sätze des $ 3 Abſ. 3 Geld EntwAusglG. gebunden. Sie können 
namentlich auch die Beſteuerung nach dem Friedenswert des Grund⸗ 
ſtücks ſelbſt vornehmen. HeſſVGh. 29085 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Fürſorgeverordnung. 


$ 14 Fürſsd. Es ift unzuläſſig, von dem Mietaufwand, der 
durch Kinder in den erſten Lebensjahren nicht beeinflußt iſt, einen 
Teil auf dieſe Kinder behufs Geltendmachung eines Erſatzanſpruchs 
auszuſcheiden. BayV GH. 5 290012 
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